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I n h a l t s v e r z e i c h n i s                                                         Seiten I - XI 

 

Editorial                                                                                                  Seite 1                                                                                    

 

364 Seiten sind kein Pappenstiel. Von Reinhard M. W. Hanke 

 

Themen global, die uns auch bewegen                                   Seiten 2 – 38 

 
01) Der Weltverfolgungsindex 2021 – Wo Christen am stärksten verfolgt werden 
02) Der Budapest-Bericht über Christenverfolgung 2020. Von Elmar Forster 
03) Kampf um die Weltherrschaft. Von András Kosztur 
04) Erzbischof Vigano prangert den Vatikan als „Diener der Neuen Weltordnung“ an 
05) USA: Kriminalität dank Soros-finanzierter Staatsanwälte auf dem Vormarsch 
07) Jährlich werden eine Million Container zwischen Europa und China verkehren 
      Von Gyula Jámbor 
08) Öl im Amazonasgebiet. Verseuchte Böden, verdrecktes Wasser, verpestete Luft:  
       Ölförderung in Ecuador – Manaus, Hauptstad des Amazonasgebiets, lebt vom   
       Raubbau an der Natur. Schweizer Banken finanzieren die Ölsuche im Regenwald. 
       Umweltreport von Gerd Klöwer 
 

Themen in der näheren Ferne, die uns auch bewegen      Seiten 39 - 136                                               

 
01)  Marc Bernhard (AfD): „The Great Reset“ oder:Die große Enteignung  
       - Video+Transkript. Von Marc Bernhard, Mitglied des Deutschen Bundestages 
02)  Francesco Giubilei: Umweltschutz ist nicht nur eine Angelegenheit der Linken. 
       Von Dalma Jánosi (Rom) 

http://www.ostmitteleuropa.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
mailto:agom-westpreussen.berlin@gmail.com
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03)  Schlepper-NGO „Sea Watch“ hisst erneut Antifa-Flagge und will nun  
       gegen „Faschismus“ kämpfen 
04) 10.000 Anlandungen in Italien: Erdogan steckt hinter der islamischen Invasion aus  
       Libyen 
05)  VOX hat ein Tabu gebrochen: Die wahren Kosten für ausländische „MUFLs“ 
       Von Franck Deletraz 
06)  Exklusiv-Interview: „Remigration ist die einzige Lösung für das Problem der    
       Masseneinwanderung“, sagt der Sprecher der verbotenen Génération Identitaire 
07)  Éric Zemmour: Rassenkampf statt Klassenkampf, Feind sind die Weißen 
08)  Weiße Schuld und Ethnomasochismus. Von Andrej Sekulović 
09)  Die verschleierte Frau und Präsident Macron 
10)  Ehemaliger Prager Imam wegen Terrorismusfinanzierung zu 14½ Jahren Gefängnis  
       verurteilt 
11)  Französische Generäle gegen den Islamismus, Macron gegen die französischen  
       Generäle. Von Giovanni Giacalone 
12)  Dänemark stoppt Einbürgerung von Kriminellen 
13)  CIA-Neurobiologie-Experte über die Steuerung des menschlichen Gehirns mittels  
       RNA-Impfstoffen 
14)  Angela Merkel will Gesundheitspolitik in der EU zentralisieren 
15)  Korruptionsskandal in Brüssel: Haben Impfstoffhersteller die EU-Kommissarin  
       bestochen? (Update) 
16)  Epidemiologe Harvey Risch: Mehrheit der Menschen Covid-infiziert, nachdem sie  
       geimpft wurde 
17)  Henryk Broder zur Empörung über Künstler wegen Kritik an Corona-Beschränkungen     
       (Video) 
18)  Covid-Schikanen auf Helgoland beweisen: Maßnahmen haben nichts mit Corona  
        zu tun 
19)  CDU im Jahr 2019: „Impfverweigerern“ Kinder abnehmen und diese dann  
        zwangsimpfen! 
20)  Jetzt sind die Kinder dran: Impfexperiment macht nicht mal vor Babys halt 
21)  Great Reset durch Negativzinsen ab dem ersten Euro? 
22)  Digitalisierung – Ein weiterer Weg in die Diktatur 
23)  Österreich führt Corona-Apartheid nach israelischem Vorbild ein 
24)  Interview mit Tymoteusz Zych: „Ein konservatives Europa erwacht unter polnisch- 
       ungarischer Führung“. Von Barnabás Heincz 
25)  Ein Hochgeschwindigkeitszug für die V4 im nächsten Jahrzehnt 
26)  „Size matters“? Polens sinkende Demographie im europäischen Kontext 
27)  Retorsionsmaßnahme: Russland will Import tschechischen Biers verbieten 
28)  Außenminister Szijjártó: „Wir sind nicht der Brüsseler Bürokratie verpflichtet, sondern  
       den ungarischen Wählern“. Von Bogdan Sajovic 
29)  Familien fördern, heißt christliche Identität bewahren: FPÖ zu Besuch bei Ungarns  
       Familienministerin 
30)  In Ungarn wird wenig von Gleichberechtigung gesprochen – aber sie wird praktiziert 
       Von Marcell Dengi 
31)  General Ferenc Korom zu Ungarns Verteidigungsaufgaben 
32)  Der Balkan: Schild Europas und Pulverfass der Welt. Von Fabio Bozzo 
33)  Slowenien: Über 200.000 Arbeitsplätze gesichert 
34)  Von George Soros finanzierte Organisationen in Slowenien 
35)  Slowenien: illegale Migranten werden jetzt härter angefasst. Von Moja-Dolenjska 
36)  Admiral gegen die NGOs: „Sie sind Piraten, die Italien bedrohen“. Von Konteradmiral  
       a.D. Nicola De Felice 
37)  Interview mit Álvaro Peñas bei Trimarium.org.ua 
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Diese Themen wurde auf unsere Leitseiten gesetzt: 

 

A)  Hat das Regionalmuseum in Krockow/Krokowa in der Nordkaschubei mit  

      der Außenstelle des Westpreußischen Landesmuseums eine Zukunft? 

      Von Dr. Jürgen Martens 

B)  Ist das Regionalmuseum in Krockow/Krokowa - Außenstelle des  

      Westpreußischen Landesmuseums – am Ende? 

      Von Dr. Jürgen Martens 

<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Krockow_Regionalmuseum.pdf> 

 

Aufruf zur Unterstützung                                                     Seiten 137 – 139 

 

1) Finanzielle Unterstützung der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin     

2) BdV: Ewige Flamme“ in Berlin-Charlottenburg braucht Ihre Unterstützung 

3) Aufruf des Leibniz-Instituts für Länderkunde: Heimatzeitschriften erbeten! 

 

„Zum Wohle des deutschen Volkes…“, Grundgesetz, Artikel 64 und 56                Seite 140  

Du musst denken ….                                                                                               Seite 141 

 

Pfarrer Steffen Reiche, Kirchengemeinde Berlin-Nikolassee      Seite 142                                                                                                    

 

A.  a) Leitgedanken                                                                           Seite 143 
 

„Verletze niemanden, vielmehr hilf allen, soweit du kannst.“ Arthur 

Schopenhauer 

Was wir heute tun, entscheidet darüber, wie die Welt von Morgen aussieht! 

Marie von Ebner-Eschenbach (1830-1916) 

„Heimat gestalten und nicht nur verwalten!“  LW Berlin 

   

„Sicherheitsrisiko“ Zeman – Fernsehen immer stärker unter politischem Druck 

 Von CR Gernot Facius                                                                        Seite 144 

 

A.  b)  Forderungen und Grundsätze                                              Seite 145 

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

 
<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf> 

 

1)  Rettet die kulturelle Vielfalt – rettet den Sonnabend! „Rote Karte“ für die   

     Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) 
 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Krockow_Regionalmuseum.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Krockow_Regionalmuseum.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
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2)  Der Begriff „Vandalismus“ ist zu brandmarken! 

 

A. c) Mitteilungen                                                                     Seiten 146 - 155  
 
01)  Gedenktafeln für Hugo Conwentz, dem Begründer der staatlich organisierten  
        Naturdenkmalpflege. Antrag der Landsmannschaft Westpreußen e. V. Berlin an die  
        zuständige Historische Kommission zu Berlin 
02)  Der A. E. Johann-Preis 2022 startet a sofort 
03)  Übersiedlung unter erschwerten Bedingungen: Spätaussiedlerzahlen  
       für das Jahr 2020 
04)  Publikation zum Medienbild der Corona-Krise in Deutschland und Polen 
05)  Oberstes Gericht lehnt Restitutionsansprüche der Familie Walderode ab 
 

A.  da) Berichte                                                                        Seiten 156 -   177 

 

01)  Brandanschlag in Guthmannshausen 

02)  Regio Hub-Premiere widmet sich Ostpreußen 

03)  Konferenzreihe „Minderheitenschutz und Volksgruppenrechte in Mittel- und  

       Mittelosteuropa“ widmet sich Bulgarien, Estland und Ukraine 

04)  Großer Missklang bei der Gedenkfeier zum 100. Jahrestag des Ausbruchs des  

       III. Schlesischen Aufstandes 

 

A.  db) Berichte von Fachtagungen                                    Seiten 178 - 186                                       

 
01)  Europäische Grenzregionen. Neue Wege im Umgang mit historischen Raum- und    

       Grenzkonzeptionen in der Geschichtswissenschaft 

02) 1. Newsletter zum 53. Deutschen Historikertag 2021: Allgemeine Informationen 

 

A.  ea) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen          Seiten 187 - 203                                                             

 

01)  Ist unsere Demokratie noch zu retten? Paperpress 

02)   Die Zukunft der europäischen Rechten 

03)  „Deutschland dreht durch und das freut mich nicht“.  

        Von Mátyás Kohán zum 1. Mai 2021 

04)  Dr. Norbert van Handel: Der lange Abschied von Merkel 

 

A.  eb) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen: Veränderung der   

     Geschichtslandschaft durch Umbenennung von Straßen S. 204 - 247   

 

01)  Demokratischer Diskurs ausgeschlossen: SPD-Politiker haben nichts dazu gelernt.  

       Noch einmal: Maerckerweg 

02) Vorletzter Reichskanzler: Pflege für Kurt von Schleichers Grab soll nicht mehr vom Land  

       bezahlt werden 

03)  … und auch in anderen Bezirken Straßenumbenennungen, beispielsweise in  

       Tempelhof-Schöneberg 

04)  Götz von Aly zu Rotrotgrünem Brutalismus in Berlin. Kommentar von Götz Aly im  

        Wortlaut 

05)  Anwohner lehnen Inge-Meysel-Straße ab. Von Hildburg Bruns 
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Dieses Thema finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

 

      Von der Geschichtsklitterung zur Geschichtsfälschung:  

      Straßenumbenennungen für eine andere Republik, für eine andere  

      Gesellschaft – für ein anderes Volk?  

      Das Beispiel Steglitz-Zehlendorf in Berlin: Paul von Hindenburg, Max von  

      Gallwitz, Georg Maercker 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gede

nktafeln_%20Ehrengraeber.pdf  

 

A. f) Ehrungen, Gedenken, Nachrufe                                  Seiten 248 - 252 
 

01)   Gerichtsprozeß gegen Protektoratsregierung begann vor 75 Jahren 

02)   Russlanddeutsche Autorin Nelly Däs verstorben 

 

A. g) Fördermöglichkeiten                                                              Seite 253  

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

01)  Preise & Stipendien des Deutschen Kulturforums östliches Europa e. V.  
       und weiterer Einrichtungen 
02) Förderpreise und Förderstipendium der Copernicus-Vereinigung für  
      Geschichte und Landeskunde Westpreußens e. V.                                                                                                                    
03) Bund der Vertriebenen: Beratungsstellen für Finanzielle Förderungen und  
      Heimatsammlungen nehmen Tätigkeit auf 

 

<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf>  
 

A. h) Beiträge zur geschichtlichen und geographischen Landeskunde   

         Seiten 254 - 262                                                                                           

 
01)  BB_Prag 1921 nach der Revolution 
02)  BGZ Krawarn – Begegnungen mit der deutschen Minderheit. Von Manuel Rommel 
03)  Nationalpark Thayatal: zweisprachige Ortsbezeichnungen fehlen zumeist 
 

A. i) Plattform des Arbeitskreises für ostdeutsche Landsmannschaften  

        u.ä. (Historisches Ostdeutschland und östliches Mitteleuropa) 

Seiten 263 - 274                                                                                      

 
01)   Landsmannschaft Schlesien – Nieder- und Oberschlesien e. V. 
 
 
 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf


Seite VI zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 

A. i) Plattform des Arbeitskreises für landsmannschaftliche ostdeutsche  

       Heimatkreise (Historisches Ostdeutschland und östl. Mitteleuropa  

Seite 275 

 
01) Heimatkreis Schneidemühl 
 

B. a) Vortragsveranstaltungen                                            Seiten 276 – 289 

 

01)  DtKultForumÖstlEur: Kaliningrad und Berlin überlagern sich in einem  

       fantastischen Instantopia. Ein Film von Maurice de Martin. Mit Live-Chat. 

       »Sound of Vast and Empty Spaces«. YouTube-Premiere 

02)  Joseph Sallanz: Dobrudscha – Deutsche zwischen Donau und Schwarzem Meer 

       Video ab Donnerstag, 06. Mai 2021, 19 Uhr auf dem YouTube-Kanal des Hauses des  

       Deutschen Ostens unter diesem Link erreichbar 

03)  Drinnen oder draußen? Bedeutung religiöser und ethnischer Zugehörigkeiten in der  

       frühen Neuzeit. Drittes Klaus-Zernack-Colloquium 2021.  20. Mai 2021, 18:00 Uhr 

04)  »Was ist denn hier passiert?«. Mit Elke Schmitter, Jens Bisky und Jörg Baberowski 

       Literaturhaus Berlin, 07. Mai 2021, 19:00 Uhr 

05)  Hans von Trotha »Die große Illusion. Ein Schloss, eine Fassade und ein Traum von     

       Preußen«. Der Autor im Gespräch mit Susanne Messmer. Literaturhaus Berlin,  

       25. Mai 2021, 12:30 Uhr 

06)  Lana Bastašić »Fang den Hasen«. Die Autorin im Gespräch mit Marko Pogačar,  

       gedolmetscht aus dem Serbokroatischen von Elvira Veselinović. 

       Literaturhaus Berlin, 26. Mai 2021, 19:00 Uhr 

07)  Fritz Bauer. Der Staatsanwalt. NS-Verbrechen vor Gericht. Ausstellungseröffnung im  

       Livestream. Eine Teilnahme vor Ort ist nicht möglich. 

       Topographie des Terrors, 27. April 2021 19:00 Uhr 

08)  Wie hörte sich die Vernichtung eines Dorfes an? Erinnerungen von Überlebenden an  

       die deutsche Vernichtungspolitik in Weißrussland.  

       Vortrag: Prof. Dr. Christian Gerlach, Bonn; Moderation: Dr. Andrej Angrick, Berlin 

       Topographie des Terrors, 06.05.2021, 19.00 Uhr 

09)  In den Kellern Berlins. Unterirdisches Rüstungsproduktion der Firma Telefunken  

       1944/45 

       Topographie des Terrors, 20.05.2021, 19:00 Uhr, online 

 

 B. b) Podiumsdiskussionen, Seminare u.ä.                     Seiten 290– 311 

 

01)  Zum 170. Geburtstag und 90. Todestag Adolf von Harnacks. Staatsbibliothek Berlin  

       PK in Kooperation mit der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften 

       Virtuelle Podiumsdiskussion, 29. April 2021, 19 Uhr 

02)  Der Deutsch-Französische Krieg 1870/71 in interdisziplinärer  Perspektive  

       Alma Hannig und Sandra Müller (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn)  

       Bonn, 04.05.2021 - 20.07.2021  

03)  Erinnern an zwei Diktaturen? Aufarbeitungskonkurrenz im Baltikum. 

       Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, Beauftragter der Bundesregierung     

       für die Neuen Bundesländer, Berlin, 11.05.2021  

       Online: https://youtu.be/r0bsdUHYzGE  
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04)  Grenzüberschreitungen. Spätmittelalterliches Kunstschaffen in West-Ost-Mittel- 

       Europa. Internationale Tagung (online)  

       Veranstalter: Institut für Kunstgeschichte in Kooperation mit dem Interdisziplinären  

       Zentrum für Mittelalter- und Renaissancestudien der Friedrich-Alexander-Universität  

       Erlangen-Nürnberg  

       Erlangen, 14.05.2021 - 15.04.2021 

05)  Nachwuchsworkshop der Deutsch-Ukrainischen Historikerkommission DUHK       
      „Genozid in Geschichte und Recht“ 
       Veranstalter Deutsch-Ukrainische Historikerkommission /Німецько-українська комісія  
       Істориків. Gefördert durch DAAD / Німецька служба академічних обмінів  
       Von Lena Lopatschow, Historisches Seminar, Abt. Geschichte Ost- und  
       Südosteuropas, Ludwig-Maximilians-Universität München  
       München, 14.09.2021 - 15.09.2021  
06)  Figurationen und Personifikationen des Nationalen im Frühneuzeitlichen Europa  
       Johannes-Gutenberg-Universität und DHIP  
       Paris, 19.05.2021 - 21.05.2021  
07)  Sprachpraktiken in transnationalen Kontexten 
       Veranstalter: Pascal Dubourg Glatigny, Martin Aust, Denis Eckert, Bernhard Struck  
       (Centre Marc Bloch Berlin)  
       Veranstaltungsort: Centre Marc Bloch Berlin  
       Gefördert durch Deutsch-Französische Hochschule  
       Berlin, 06.09.2021 - 08.04.2021 
08)  Neue Wege der Konzeption und Reflexion von Museumsausstellungen.  
       DASA Arbeitswelt Ausstellung / Institut für Museumsforschung - Staatliche Museen zu    
       Berlin PK / Professur für Museologie, Universität Würzburg  
       Veranstaltungsort: DASA Arbeitswelt Ausstellung, Dortmund, 17.03.2022 - 18.03.2022 
09)  Loriot und die Bundesrepublik. Interdisziplinäre Tagung.  
       Veranstalter: Anna Bers, Universität Göttingen; Claudia Hillebrandt, Universität Jena  
       Gefördert durch Fritz-Thyssen-Stiftung. 
       Göttingen, 31.03.2022 - 01.04.2022 
10)  Der große Aufbruch 1968 – ein Mythos von gestern. Tagung der 
       BAG für Ostdeutsches Kulturerbe im  Unterricht e. V. 
       In Soest, November 2021 
 

C. a) Ausstellungen usw. in Berlin und Umland                  Seiten 312- 334 

 

01)  Leonardos intellektueller Kosmos: 

       Eine Ausstellung der Staatsbibliothek Berlin  PK  in Kooperation mit dem Max-Planck- 

       Institut für Wissenschaftsgeschichte, Berlin und dem Museo Galileo, Florenz 

       Berlin, 11. Mai – 26. Juni 2021 

02) Tiere auf Papier. Digitale Vernissage der Online-Ausstellung 

       Staatsbibliothek Berlin PK, 23. April 2021, 18 Uhr 

03)  20.04. bis 20.06.2021, Kommunale Galerie Berlin-Wilmersdorf: Time Out | Leere Läden  

       in Berlin : revisited 

04)  27.04. bis 13.06.2021, Eröffnung 25.04.2021, Kommunale Galerie Berlin-Wilmersdorf: 

       co:exist - ein multilog aus stadt, mensch und natur. Digitaler Ausstellungsbesuch  

05)  Programme der Museen von Tempelhof-Schöneberg 

06)  Enthüllte Schätze. 101 Jahre Schöneberger Kunstdepot.  

       Kunstausstellung, 24.04. bis 06.08.2021 

07)  „Kommt Schwimmen“. Das Seebad Mariendorf 1876 – 1950 

       Tempelhof-Museum, 07.05. bis 10.10.2021 

https://www.hsozkult.de/event/id/event-97103#mtAc_event-66222
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08)  Fritz Bauer. Der Staatsanwalt. NS-Verbrechen vor Gericht 

       28.04. bis 17.10.2021, Topographie des Terrors 

09)  Brandenburg-Preußen Museum: „Vom Eise befreit sind Strom und Bäche…“  

       Brandenburg-Preußen Museum Wustrau:       Ausstellung „[K]Ein Kinderspiel: Spielzeug    

       als Spiegel der Industrialisierung vom 21.03. bis 05.12.2021  

       

C. b) Ausstellungen usw. außerhalb des Raumes von Berlin    

                                                                                             Seiten 335 - 341                     

 

01)  22. April bis 20. Juni 2021, Westpreußischen Landesmuseum: Augenblicke«. Gemälde  

       und Zeichnungen von Rolf Löhrmann 

02)  ab 20.03.2021 digital, Oberschlesisches Landesmuseum, Ratingen: Oberschlesien am  

       Scheideweg. Zum 100. Jahrestag der Volksabstimmung in Oberschlesien  

03)  Museum für Russlanddeutsche Kulturgeschichte in Detmold 

 

E. a) Neuerscheinungen auf dem Bücher- und  

        Zeitschriftenmarkt                                                      Seiten 342 – 346 

 

A.   Besprechungen (Seiten 342 -343) 

 
14)  Belarus-Reisen. Empfehlungen aus der deutschen Wissenschaft. Herausgegeben von       
       Thomas M. Bohn und Marion Rutz. Wiesbaden: Harrassowitz Verlag 2020.  
       IX, 270 Seiten. 
       ISBN 978-3-447-11559-9. € 19,80. 
       Ebook ISBN 978-3-447-39058-3.  

 
 

B.   Besprechungen in Arbeit (Seite 344) 

 
01)  Maria Werthan (Hrsg.): Starke Frauen gestalten. Tagungsband 2019. (4 Abb. in SW).     

       (Berlin) Osteuropa Zentrum Berlin-Verlag (2020). 298 Seiten.  

       ISBN 978-3-89998-336-4. € 9.90. 

       Rezensentin: Frau Sibylle Dreher, Berlin Auftrag am 06.05.2021 zurückgegeben. 

 
02)  Breslau – Freizeit und Konsum. (zahlreiche historische und aktuelle Abb. im Text,  
       Abb. auf den Klapp-Umschlagseiten). Hg. von Heinke Kalinke, Tobias Weger, Łukasz  
       Bieniasz  
       (Berlin/Boston) de Gruyter (2021). 313 Seiten. 
       = Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen  
       Europa. Band 81. 
       ISBN 978-3-11-070298-9. € 49,95. 
      Rezensent: Reinhard M. W. Hanke, Berlin 
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C.  Zur Besprechung in der Redaktion eingegangen (Seiten 344 – 346) 

 
01)  Klaus Benesch: Mythos Lesen. Buchkultur und Geisteswissenschaften im  
       Informationszeitalter. (Bielefeld) [transcript] (2021). 94 Seiten. 
       = Wie wir lesen – Zur Geschichte, Praxis und Zukunft einer Kulturtechnik. Band 2. 
       ISBN 978-3-8376-5655-8. € 15,00. 
       PDF-ISBN 978-3-8394-5655-2. 
 
02)  Ziko van Dijk: Wikis und die Wikipedia verstehen. Eine Einführung. (13  

       Abb., 18 Tab.). (Bielefeld) [transcript] (2021). 338 Seiten.  

       ISBN 978-3-8376-5645-9. € 35,00. 

       E-Book (EPUB) Open Access PDF-ISBN 978-3-8394-5694-3. € 38,99?  

 

03)  Steffen Reiche: Tief träumen und hellwach sein. Politiker und Pfarrer mit  

       Leidenschaft. Ein autobiografischer Essay.  (22 SW-Fotos im Text).  

       (Bonn) Dietz (2020). 261 Seiten. ISBN 978-3-8012-0461-7. € 24,00. 

 

04)   Manfred Kittel: Stiefkinder des Wirtschaftswunders? Die deutschen  

        Ostvertriebenen und die Politik des Lastenausgleichs (1952 bis 1975). 
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Editorial:  364 Seiten sind kein Pappenstiel 

 
Liebe Leser, 

nunmehr liegt Ihnen also der AWR-789 mit seinen 364 Seiten, um einen Tag verspätet, zum 

Durcharbeiten und Bedenken vor. Die Gewichtung ist wieder sehr unterschiedlich, fällt von 

Ausgabe zu Ausgabe anders aus. Ein Leserecho – siehe die Seite 347 – fehlt wiederum. 

Ich hätte einen eigenen Brief an eine Berliner Behörde beisteuern können – es geht um eine 

Ausschilderung als Einbahnstraße -, aber ich will der Behörde nicht die Chance nehmen, 

doch noch zu antworten – das wäre gegen unsere Erfahrungen mit Behörden, Parteien, 

Institutionen. 

  Aber halt! Es gab eine Reihe von E-MAILS, die uns zuarbeiteten, beispielsweise zum 

verbrecherischen Brand- und Schmieranschlag bei der Gedenkstätte Guthmannshausen. 

Wir berichten darüber auf den Seiten 156 bis 162. Einem privaten Pressedienst, der den 

Bericht in der auf unseren Seiten ebenfalls zitierten Zeitung „Bild am Sonntag“ mit 

reißerischer Überschrift „Nazi-Treff“ brachte entgegnete ich: die einen haben nicht Bücher 

verbrannt (1933?), die anderen verbrennen Autos und Gedenkstätten“.  

  Und über eine E-MAIL haben wir uns besonders gefreut. Sie kam aus Danzig von der 

dortigen Gruppe der deutschen Minderheit. Die Gruppe möchte auch in Danzig ihren 

Landsmann Hugo Conwentz ehren. Wir haben den Kontakt erwidert und der Gruppe 

Standorte für Gedenktafeln benannt (Seiten 146 bis 149). Wir freuen uns, dass zum 100. 

Todestag von Hugo Conwentz an ihn und seine Ideen zur Naturdenkmalpflege erinnert wird. 

Wir freuen uns, dass wir damit der Aufhebung der Grabstätte von Hugo Conwentz – gelegen 

auf dem Südwestfriedhof in Stahnsdorf, am Rande Berlins - als Ehrengrab des Landes 

Berlin zuwiderlaufen können. 

  Wir übernehmen in unserem AWR viele Berichte des Sudetendeutschen Pressedienstes 

Österreich und – neuerdings – auch der Zeitschrift UNSER MITTELEUROPA. MIT 

VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER VATERLÄNDER. Beide Dienste liegen 

auf unserer Wellenlänge. Das heißt aber nicht, dass wir gegensätzliche Dienste und 

Meinungsäußerungen  bewusst aussparen wollen. Am Sonnabendmorgen des 24. April 

2021 wurde die Politikwissenschaftlerin Ulrike Guérot zum Protest der Schauspieler gegen 

die Corona-Maßnahmen interviewt. Sie äußerte u.a. „Es gibt keinen Raum mehr für legitime 

Kritik“ und (sinngemäß wiedergegeben sagte sie weiter) „Es wird zu sehr darauf geschaut, 

aus welchem Mund etwas geäußert wird – mit Folge der Ausgrenzung aus dem 

demokratischen Diskurs – es ist wichtig zu hören, was aus einem Mund kommt, um sich 

darmitr auseinanderzusetzen“. So ist es. Ausgrenzung erleben wir neuerdings ständig – 

politisch gemeint? 

  Nun wünsche ich Ihnen, liebe Leser, viel Vergnügen und Freude beim Durcharbeiten 

unseres AWR. Lesen Sie bald, denn der nächste AWR kommt in zwei Wochen. Und trösten 

Sie sich: Unser Freund Dr. Peter Bahl, u.a. Mitglied der Historischen Kommission zu Berlin, 

hat ein von uns zu rezensierendes Werk „Belastung und Bereicherung. 

Vertriebenenintegration in Brandenburg ab 1945“ von 1.735 Seiten vorgelegt (s. Seite 346), 

das es verdient aufmerksam gelesen zu werden. Es liegt jetzt auf meinem Schreibtisch. Zur 

Einführung werde ich allerdings u.a. ein anderes Werk aus unserer Liste heranziehen: Klaus 

Benesch: Mythos Lesen. Buchkultur und Geisteswissenschaften im        Informationszeitalter 

vom verdienstvollen Bielefelder Verlag transcript. Es hat „nur“ 94 Seiten, und ich bin 

gespannt! 

Ich wünsche uns allen Gesundheit auch mit Friede – Freude – Parterschaft-zu-2-Masken. 
Schenken Sie ihren Mitmenschen ein Lächeln und ein freundliches Wort – es kann Wunder 

wirken! -          Mit freundlichen landsmannschaftlichen Grüßen Ihr Reinhard M. W. Hanke 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Themen global, die uns auch bewegen                                                   

 

01) Der Weltverfolgungsindex 2021 – Wo Christen am stärksten verfolgt  

      werden 
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02) Der Budapest-Bericht über Christenverfolgung 2020 
      Von Elmar Forster 
 
25. 04. 2021  

 

 

Heuchelei der Political Correctness 

Unzählige westliche Untersuchungen prangern zwar die Benachteiligung diversester 
Randgruppen an (etwa den Gender-Pay-Gap, Black-Lives-Matters, etc.). Auf einen 
erschreckenden Tatbestand weist aber nur Ungarn hin: Dass nämlich „in vielen Teilen der 
Welt Millionen Menschen nur deswegen diskriminiert werden, weil sie sich zum Christentum 
bekennen.“ (Einleitung von Viktor Orbán). – Und so bleibt gerade die – auf Egalität und 
Menschenrechte so stolze – EU diesem globalen Unrecht gegenüber ignorant: Nämlich 
„dass das Christentum heute die am meisten verfolgte Religion der Welt ist.“ – (2020 waren 
es 260 Millionen Menschen, etwa die Hälfte der Einwohnerschaft der EU.) 

Umso entlarvender „das untätige Schweigen der christlich-basierten westlichen Welt“ sowie 
„das Tabu in den meisten internationalen Foren“. (Orbán) Der mittlerweile vierte „Budapest-
Report“ durchbricht diese „Mauern der Heuchelei, die sich hinter dem Decknamen der 
Political Correctness versteckt.“ (Orbán) Und doch werden „nicht nur Geschichten von 
Schmerz und Leid erzählt, sondern auch vielversprechende Ergebnisse, Initiativen, Erfolge 
und Hoffnungen“ (Kardinal Erdő). – Premierminister Viktor Orbán, Kardinal Péter Erdő und 
Universitäsrektor András Koltay haben das Vorwort verfasst. 

https://www.payscale.com/data/gender-pay-gap
https://blacklivesmatter.com/?__cf_chl_jschl_tk__=2eb83b656932b0955e629139ca70413e6148cdd6-1618987980-0-AbvLA6lyvddy7EbeHCvXCGCA-HuI9JAjjXp6tzy4rFJmDZpHUWQyYSQOt_kgH5CxT9uXc-v5P2D4uQzsG-7iy8BzmOfNQ4jUQ9xetTMijQ8H6vZWs0FtJj9TzpJpRcwQFaAtd_DI6ozyx4H1YNNws7f9H5A_ey4pa6EAO9Oayb_HhiZKGlRXqkTJHDWs7Zr2ENykaxVqjypYgG-AUCGT2m3jT3KqTGZChJ1WtNUy9iZahret979sXVNvPdzsOmC33F0Rn1DuBaDUKd4h6cWCi6EPwzGBviAYCjNHpeM96lZw4RRl5hPg6JzviL5IVSE_nVtwH--ljdGezcme3AcGh947W4W1VU-9o4thX9-qAXjoSDXWgVGCJvdImq6xRF-kvH6PBV9DXAXs3SXzUbuUaHNpz-rWTlmqwXx9JgiPjIsK9xJJtYaaBGXHr5svT-j6PQ
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/173950625_1201033673648974_5110240215370182396_n-980x735-1.jpg
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„Hungary Helps“ 

Herausgeber des Reports ist die staatliche ungarische Non-Profit-Agentur „Hungary helps“. 
Diese unterstützt christliche Kulturen weltweit (im Nahen Osten, in Asien und in Afrika – 
bedroht etwa durch islamistische Terror-organisationen wie Boko Harem oder den 
Islamischen Staat), u.a. mit schneller humanitärer Katastrophenhilfe. Fast 100.000 Verfolgte 
konnten so in ihren Heimatländern verbleiben oder dorthin zurückkehren. (UngarnHeute) 
Seit 2016 existiert zudem das staatliche Programm „Hilfe für bedrohte Christen“ – mit einer 
Gesamtinvestition von 43 Millionen Dollar in 21 Ländern weltweit. 

Auch Papst Franziskus würdigte bei seinem letzten Irakbesuch diese Bemühungen und traf 
dabei im irakischen Mossul, am 7.3.2021, den dafür verantwortlichen ungarischen 
Staatssekretär Tristan Azbej. (Nur ein Beispiel: Während der drei Jahre Terror-Herrschaft 
des „Islamischen Staates“, 2014 -17, flohen aus Mossul eine halbe Million Menschen, 
darunter mehr als 120.000 Christen. – UngarnHeute) 

Die ungarische Position lautet: „Der effektivste Weg zur Hilfe von Menschen in Not“ ist die 
Hilfe vor Ort, „anstatt diese Herausforderungen nach Europa zu exportieren.“ (Tr. Azbei) 

„Ungarn: Schutzschild für das Christentum und der westlichen Zivilisation“ (Papst 
Pius II, 1456) 

Doch ist das Christentum mittlerweile nicht nur in seiner Wiege, im Nahen Osten, bedroht, 
sondern paradoxerweise gerade auch in seinem Herzland, in Europa – etwa durch die nicht-
christlichen, islamischen Flüchtlingsbewegungen. 

„Bis 2050 wird sich die Zahl der in Afrika Lebenden verdoppeln (auf) 2,5 Milliarden 
Menschen. Afrika wird zehnmal mehr Jugendliche haben als Europa. … Wenn man diesen 
… mehreren hundert Millionen … erlaubt, nach Norden zu kommen, dann werden … unsere 
Kultur, unsere Identität und unsere Nationen … aufhören zu existieren. 

Der Westen fällt, während Europa nicht einmal bemerkt, dass es besetzt wird. Die … 
Abnahme der Bevölkerung christlicher Kultur, die Islamisierung der Großstädte schreitet … 
voran, und ich sehe jene politischen Kräfte nicht, die die Prozesse aufhalten wollten oder 
könnten…“ (Viktor Orbán: „Rede zur Lage der Nation, 18.2.2018) 

Und gerade weil sich Ungarn über Jahrhunderte immer als „Schutzschild für das 
Christentum“ betrachtete, „ermutigt uns dieses Erbe heute, Worte in Taten zu verwandeln“ 
(Orbán): „Wir haben verhindert, dass die islamische Welt uns überströmte… Wir werden 
niemals mit jenen europäischen führenden Politikern solidarisch sein, die Europa in ein 
postchristliches und postnationales Zeitalter führen wollen.“ (Orbán) 

Hinter dieser Entschlossenheit verbirgt sich Dankbarkeit: War es doch gerade das 
Christentum, welches „Ungarn über die schwersten Perioden seiner Geschichte 
hinweggeholfen hat.“ (Balázs Orbán: „Christianity in the Hungarian National Identity“) 

„Im Westen hat man Christus verloren. Und deshalb kommt der Westen zu Fall, einzig 
und allein deshalb.“ (F.M. Dostojewski) 

Heute, im 21. Jahrhundert, kulminiert dieser kulturelle und epochale Dekadenzprozess in 
der Orientierungslosigkeit einer postmodernen „ideologischen Vielfalt“. Denn die (Post-
)Moderne hat traditionelle Werte zerstört, welche „die Grundlagen individueller Identitäten 
und traditioneller Gemeinschaften waren.“ – Doch ist gerade deshalb die „Existenz  

https://hungaryhelps.gov.hu/hungary-helps-agency/
https://ungarnheute.hu/news/hungary-helps-wirbt-um-freiwillige-94632/
https://ungarnheute.hu/news/papst-franziskus-segnete-ungarns-mission-im-irak-34672/
http://www.miniszterelnok.hu/ministerprasident-viktor-Orbáns-rede-zur-lage-der-nation-2/
https://www.youtube.com/watch?v=k6cbumxJqbY
https://www.youtube.com/watch?v=k6cbumxJqbY
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klassischer Werte wichtiger denn je.“ (B. Orbán) Denn das, was der westliche Nihilismus 
zurückgelassen hat, ist „eine leere, entfremdete, ideologisch reindoktrinierte Masse, die, 
wenn nötig, die Massenmigration unterstützen wird. Mit Marsch in Richtung eines neuen 
irdischen Paradieses, das erreicht werden soll, wenn du Black-Lives-Matter auf deiner 
Kleidung trägst.“ (B. Orbán) 

Insofern listet der Budapest-Report regionale Fallbeispiele von weltweiter Gewalt gegen 
christliche Gemeinschaften auf – und zwar auch in Europa selbst: in Montenegro und in 
Bosnien-Herzegowina, aber auch mitten im Westen, als sogenannte „hate crimes“ (Ellen 
Fantini): „Kirchen wurden angezündet, ausgeraubt, zerstört, christliche Statuen enthauptet 
und christliche Friedhöfe entweiht. Christen wurden wegen ihres Glaubens angegriffen oder 
getötet.“ (E. Fantini) 

Es ist, als hätte eine dekadente Spätest-Kultur-Europa Joseph Conrad´s „Herz der 
Finsternis“ herbeibeschworen. (Philosophia Perennis) 

Daneben bietet der Budapest-Report aber auch eine kulturkritisch-anthropologische 
Analyse: „Das Christentum war eine Antwort auf die Sünden der Welt, auf verwirrende 
Sozialexperimente, und menschliche Fragmentierung von Lebensstilen und des 
Bewusstseins“. (Dénes Harai: „Some Anthropological Aspects of Christian Culture“) – Oder 
wie es der Voraufklärer und Mathematiker Pascal ausdrückte: „In jedem Menschen steckt 
ein Abgrund. Den kann man nur mit Gott füllen.“ 

Seitdem aber „ist das Christentum in Europa zu einer Minderheit geworden und wird in 
Zukunft zunehmend isoliert werden.“ (László Gájer: “Christians on the Periphery: Dialogue, 
Mission and Solidarity”) 

Am Schluss listet der Report noch „Staats- und Kirchenorganisationen zur Verteidigung des 
Christentums“ auf. 

„Spirituelle Christenverfolgung in Europa“ (Miklós Szánthó) 

Die Antwort auf die Frage „Warum ist Osteuropa wachsamer gegen die Gefahr einer 
ideologischen Diktatur?“ ist einfach zu beantworten: „Osteuropa wurde nach dem Zweiten 
Weltkrieg jahrzehntelang terrorisiert, seine Aufstände wurden niedergeschlagen, und ihre 
Besatzer versuchten, seine Identität mit Gewalt zu zerstören.“ (Szánthó) – Und genau dieser 
Umstand bewirkte „die Kluft zwischen ost- und westeuropäischen Mentalitäten.“ (ebda) 

Insofern aber führt Ungarn die Tradition eines Abwehrkampfes für die Freiheit und gegen 
die Tyrannei, aus der Zeit des antiken Griechenlandes, weiter: „Das Geheimnis des Glücks 
ist die Freiheit. Doch das Geheimnis der Freiheit ist der Mut.“ (Perikles) – Denn „die blutige 
Vergeltung auf die ungarische 1956-er-Revolution machte eines für alle klar. Wir wissen, 
wer wir sind, und wir kennen auch die Identitäten unserer Feinde.“ (Szánthó) 

Dass die Lage West-Europas längst hoffnungslos geworden ist, wusste keiner besser als 
der sowjetrussische Dissident und Nobelpreisträger („Der Archipel Gulag“) Alexander 
Solschenizyn (1918 – 2008): 

„Ihr in Europa, ihr habt die Intelligenz ausgeschlossen. Ihr werdet leiden. Der Abgrund ist 
tief. Ihr seid krank. Ihr habe die Krankheit der Leere. … Das westliche System bewegt sich 
auf einen ultimativen Zustand geistiger Erschöpfung zu: Eine seelenlose Gesetzestreue, ein 
rationaler Humanismus, ein verbotenes Innenleben… Eure gesamten Eliten haben den Sinn  

https://philosophia-perennis.com/2020/10/17/europa-der-abgeschnitten-haeupter-multikulti-sehnsucht-nach-dem-herz-der-finsternis/
https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Archipel_Gulag
https://de.wikipedia.org/wiki/Alexander_Issajewitsch_Solschenizyn
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höherer Werte verloren. Sie haben vergessen, dass das erste Recht des Menschen darin 
besteht, seine Seele NICHT mit Nichtigkeiten vollzustopfen…“ 1 

Allerdings: Das wehrlose Nachkriegs-Europa wurde nicht durch primitive physische 
Waffengewalt, unterworfen, sondern durch einen Orwell´schen postmodernen 
Totalitarismus, die Political Correctness (PC). Der antike chinesische Militärstratege Sun 
Tzu (544–486 v. Chr.) wusste, wovon er sprach: „Ein geschickter Führer unterwirft die 
feindlichen Truppen kampflos. Er erobert ihre Städte ohne Belagerung. Er übernimmt ihr 
Königreich ohne lange Gefechts-Operationen.“ – Im Westen „erledigte (diese) verdeckte, 
äußerst effiziente Kriegserklärung“ der postmoderne Dekonstruktivismus: Indem „er jene 
Werte beseitigt, die uns in Menschen verwandeln“ und „das christliche Paradigma Europas 
zerstört“. (Szánthó) – Daraus aber folgt eine fast irreversible Konsequenz: „Wenn ein 
Mensch seiner natürlichen Umgebung, seiner Religion, seiner Nation, seiner Familie und 
schließlich, ad absurdum, seines Geschlechts beraubt wurde, dann müssen wir nicht einmal 
den Krieg erklären, da Gemeinschaften automatisch verschwinden.“ (Szánthó) 

„Vor 27 Jahren glaubten wir, dass Europa unsere Zukunft ist. Im Augenblick sind wir 
es, die Europas Zukunft sind.“ (Orbán) 

Doch erblickte Solschenizyn allerdings auch einen „Abgrund“, der „sich zum Licht hin öffnen 
wird. Kleine Leuchtkäfer werden in der Nacht in der Ferne flackern. Anfangs werden wenige 
Menschen diese flackernden, fragilen Lichter bemerken und vor feindlichen Gewittern 
schützen. Es wird Menschen geben, die sich erheben werden im Namen der Wahrheit, der 
Natur, des Lebens.  Sie werden die Spirale des Niedergangs der Tapferkeit durchbrechen. 
So wird es zu einem Aufbrechen des dressierten Gewissens kommen. Heute sind die 
Dissidenten im Osten, sie werden bald im Westen sein.“ (s.o.) 

„Ex oriente lux“ 

Im dekadenten römischen Reich verstanden die Christen darunter, ein Licht, das aus dem 
Osten kommt: das Christentum. Ob dieses Licht den gefallenen Westen noch einmal 
erleuchten wird, bleibt zweifelhaft… Denn und trotzdem war es gerade das Christentum, 
welches „eine entscheidende Rolle bei der Entwicklung des Konzepts der Freiheit in Europa 
spielte, … und von hier aus die ganze Welt, unabhängig von der Weltanschauung, 
bereicherte“ (Koltay) – Und gerade deshalb „halten wir es für eine moralische Pflicht der 
Europäer, das christliche Erbe Europas wiederzubeleben. Und Christen auf der ganzen Welt 
zu schützen. (Vorwort Koltay) 

Kein Volk weiß das besser…: „In den letzten tausend Jahren ging das Christentum für die 
Ungarn über die Religiosität hinaus. Dank der Tatsache, dass es mit der Verteidigung der 
Souveränität verflochten ist, mit spiritueller und kultureller Entwicklung und mit dem Aufstieg 
der ungarischen Nation, im Kampf mit fremden Zivilisationen und extremen Ideologien.“ 
(B. Orbán) 

„Wenn die Liebenden fallen: Die Liebe fällt nicht.“ (Dylan Thomas) 

In Wirklichkeit ist dieser westliche Nihilismus zwar noch nicht tot… Aber er befindet sich in 
der Raserei eines Totentanzes. Und er wird noch viel Unheil anrichten. Der „Osten“ scheint 
dagegen resilient zu sein. Die Zukunft des alten Europa wird scheitern – oder sich ein letztes 
Mal neu entzünden – an der Frage: Ob dieser alt gewordene Kontinent die schönste Utopie 
des menschlichen Geistes, seit es den Neandertaler gibt, neu mit Sinn beleben kann: 

 



Seite 7 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

„Und dem Tod soll kein Reich mehr bleiben. Die nackten Toten, die sollen eins mit dem 
Mann im Wind und im Westmond sein. Blankbeinig und bar des blanken Gebeins ruht ihr 
Arm und ihr Fuß auf Sternenlicht. Wenn sie irr werden, soll´n sie die Wahrheit sehn… Wenn 
sie sinken ins Meer, soll´n sie aufersteh´n. Wenn die Liebenden fallen – die Liebe fällt nicht… 
Und dem Tod soll kein Reich mehr bleiben.“ (Dylan) 

Die Liebenden, das Christentum, sind an der höchsten Utopie, der Liebe, gescheitert… So 
wie jede Idee an der vulgären Macht des Irdischen scheitern muss… Denn seit der 
römischen Spätantike hat die Kirche immer in gegenseitigem Interesse die Politik der 
Mächtigen getragen (großteils auch im deutschen Faschismus). Jetzt unterwirft sie sich 
wieder einem pervertiert-säkularen Alt-68er-Political-Correctness-Wahn. (Forster: „Offener 
Brief an meinen Ex-Schulkollegen, den Vorarlberger Bischof Benno Elbs) – „Die Nihilisten 
sind in der Gesellschaft in der Minderheit, aber die europäische Elite haben sie schon lange 
okkupiert.“ (Orbán) 

Wir Liebenden mögen gefallen sein… Doch die höchste Idee, jene von der Liebe, fällt 
nicht… Denn „es ist die Liebe, nicht die Vernunft“, die „dem Tod entgegen steht“. (Thomas 
Mann) 

Selbst einer der größten Nihilisten, Gottfried Benn, ahnte, dass dieser Nihilismus nicht das 
letzte Wort sein kann…: Und dass „aus Fernen, aus Reichen“ eine Hoffnung in unser 
Irdisches hereinweht: 

„Was dann nach jener Stunde sein wird, wenn dies geschah, weiß niemand: Keine Kunde 
kam je von da, von den erstickten Schlünden, von dem gebroch’nen Licht… Wird es sich 
neu entzünden? Ich meine nicht. Doch sehe ich ein Zeichen, über das Schattenland, aus 
Fernen, aus Reichen: Eine große, schöne Hand, die wird mich nicht berühren, das lässt der 
Raum nicht zu: Doch werde ich sie spüren. Und das bist du. Und du wirst niedergleiten am 
Strand, am Meer. Aus Fernen, aus Weiten – erlöst auch er‘“ (Hier eine Interpretation) 

Die Quintessenz daraus fasste einer der frühen Modernen in betörend einfache Worte: „Ich 
glaube, wenn der Tod unsere Augen schließt, werden wir in einem Lichte stehen, von 
welchem unser Sonnenlicht nur der Schatten ist“ (Arthur Schopenhauer).  – Noch kindlicher 
sah es Mathias Claudius: „Und am Ende meiner Reise hält der Ewige die Hände und er 
winkt und lächelt leise – und die Reise ist zu Ende.“) (Hier eine Analyse: „Notre Dame – 
Unser verlorenes Ich“) 

1) Zitiert nach: Eva-Maria Michels: „Gesellschaftlicher Infantilismus und Gewalt, die 
siamesischen Zwillinge“; in „Infantilismus – Der Nanny-Staat und seine Kinder“ / Hrsg.: 
Christian Günther, Werner Reichelt / Team Stronach Akademie, 2016 

Verweise: 
The Budapest Report on Christian Persecution 2020 is available now – Hungary Helps 
(gov.hu) 
Der Budapest-Report ist als PDF-Dokument in Ungarisch und Englisch abrufbar. 
Außerdem liegt auf Youtube ein interessantes Round-Table-Gespräch vor. 
 
Quelle: www.fischundfleisch.com/elmar-forster/der-budapest-bericht-ueber-christen-
verfolgung-2020-und-dem-tod-soll-kein-reich-mehr-sein-dylan-71501 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

https://www.youtube.com/watch?v=XN447CRYeAI
https://www.fischundfleisch.com/elmar-forster/brief-an-den-vorarlberger-bischof-elbs-ist-das-westliche-christentum-noch-zu-retten-54150
https://www.fischundfleisch.com/elmar-forster/brief-an-den-vorarlberger-bischof-elbs-ist-das-westliche-christentum-noch-zu-retten-54150
https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/buecher/frankfurter-anthologie/gedicht-interpretation-lesung-aus-fernen-aus-reichen-von-gottfried-benn-12153458.html
https://www.fischundfleisch.com/elmar-forster/notre-dame-unser-verlorenes-ich-58732
https://www.fischundfleisch.com/elmar-forster/notre-dame-unser-verlorenes-ich-58732
https://hungaryhelps.gov.hu/2021/04/14/the-budapest-report-on-christian-persecution-2020-is-available-now/
https://hungaryhelps.gov.hu/2021/04/14/the-budapest-report-on-christian-persecution-2020-is-available-now/
https://hungaryhelps.gov.hu/2021/04/14/the-budapest-report-on-christian-persecution-2020-is-available-now/
https://drive.google.com/drive/folders/10Ehnj4b46icv56G9iG7W2fsmkoXoY3ap
https://www.youtube.com/watch?v=PLpuWLgt2ck
https://www.fischundfleisch.com/elmar-forster/der-budapest-bericht-ueber-christen-verfolgung-2020-und-dem-tod-soll-kein-reich-mehr-sein-dylan-71501
https://www.fischundfleisch.com/elmar-forster/der-budapest-bericht-ueber-christen-verfolgung-2020-und-dem-tod-soll-kein-reich-mehr-sein-dylan-71501
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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03) Kampf um die Weltherrschaft 
      Von András Kosztur 
 
22. 04. 2021  

 

Statt des „Endes der Geschichte“ treten wir in eine Periode intensiverer geopolitischer 
Kämpfe und eines neuen Kalten Krieges ein. 

Die historische Dynamik der Globalisierung 

Von einer wirklich globalen Weltordnung, oder, nach Carl Schmitt, von einem Nomos der 
Erde, können wir erst ab dem 16. Jahrhundert sprechen, aber wir können auch kleinräumige 
„Globalisierungs“-Prozesse und eine Art vorglobale Weltordnung in der ferneren 
Vergangenheit entdecken. So hatte sich im Nahen Osten bereits im 2. Jahrtausend v. Chr. 
ein einigermaßen globalisiertes Milieu entwickelt, in dem Babylonisch (sozusagen das 
damalige Englisch), die lingua franca war und in dem die rechtsideologische Grundlage der 
internationalen Beziehungen die „Übersetzbarkeit der Götter“ (Jan Assmann) bildete. Mit 
dem Niedergang der babylonischen und parallel dazu der ägyptischen Zivilisation lösten 
sich die Reiche, die große Teile der Region vereinigt hatten (Assyrer, Chaldäer, Perser, 
Makedonier, Römer), in diesem Gebiet gegenseitig ab. Das Babylonische wurde schließlich 
durch das Griechische und Jahrhunderte später durch das Arabische verdrängt, aber die 
Region blieb während der griechisch-römischen Zivilisation der Antike und der Konfrontation 
zwischen Islam und Christentum weitgehend geeint und blieb ein Punkt des 
Zusammenstoßes und der Begegnung zwischen verschiedenen Zivilisationen. 

Ein weiteres Merkmal der vorglobalen Weltordnung ist die dominante Rolle der eurasischen 
Region – das Kernland Halford Mackinders. Die endlosen Ebenen im Herzen der Alten Welt 
waren sowohl ein trennendes als auch ein verbindendes Medium (die Seidenstraße) für eine  

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/8293232288_6b07caf7aa_k-1.jpg
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Abfolge von sesshaften Zivilisationen, die an ihrer Peripherie aufstiegen und fielen, und die 
Wellen von Nomaden aus den Tiefen der Region waren eine treibende Kraft der historischen 
Ereignisse. Diese vorglobale Weltordnung, zu der nur die Zivilisationen der Alten Welt 
gehörten, war eine landbasierte, in der sich die Schifffahrt weitgehend auf Flüsse und 
Binnenmeere beschränkte und Teile davon, abgesehen von der oben erwähnten „Nabe“ 
des Nahen Ostens, sozusagen getrennte Welten waren. 

Die Entdeckungsreisen westlicher Seefahrer an der Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert 
brachten einen radikalen Wandel mit sich, der nicht nur Amerika in die Machtkämpfe in 
Eurasien und Afrika einbezog und damit eine euro-atlantische statt eurasische Ordnung 
schuf, sondern auch die „Umrundung des Globus“, wobei Francis Drakes Reise die 
Möglichkeit globaler Kriegsführung aufzeigte. Zur gleichen Zeit übernahm der Moskauer 
Staat die Kontrolle über das Kernland und beendete damit eine historische Serie von 
Nomadenwellen. 

In dieser Zeit begann, nach einem anderen Schmitt’schen Begriff, das jus publicum 
Europaeum, die europazentrierte Weltordnung, in der die ganze Welt von wenigen 
europäischen Führungsmächten abhängig wurde. Höhepunkt war die Kongo-Konferenz in 
Berlin 1884, auf der westliche Führer, getrieben von einem Gefühl der zivilisatorischen 
Mission und natürlich interessiert an billigen Rohstoffen und Arbeitskräften, praktisch den 
gesamten afrikanischen Kontinent unter sich aufteilten. Im 19. Jahrhundert kontrollierte 
Großbritannien als führende Seemacht der Welt fast alle wichtigen Schifffahrtsknotenpunkte 
(Gibraltar, Malta, Suez, Singapur, Hongkong, Kapstadt, Ceylon usw.) und wurde zu einem 
globalen Imperium, das sich über den gesamten Planeten erstreckte. Zwischen 1890 und 
1918 lässt sich bereits der Niedergang dieser europazentrierten Ordnung erkennen, als die 
Vereinigten Staaten auf der Grundlage des Monroe-Prinzips die Europäer zunehmend aus 
dem amerikanischen Teil der Welt verdrängten und Japan die russische Position im Fernen 
Osten angriff. Weit davon entfernt, den Prozess der Globalisierung aufzuhalten, führte der 
Niedergang des jus publicum Europaeum zu einem Weltkrieg, an dem fast alle Länder der 
Erde beteiligt waren. 

Welthegemonie statt Weltteilung 

Das klischeehafte Ziel des Ersten Weltkriegs war es, die Welt neu aufzuteilen, aber letztlich 
führte er zum Aufstieg zweier Mächte, die bereits nach der Hegemonie über die Welt 
strebten. Eine davon waren die Vereinigten Staaten, die nach Wilsons Prinzipien 
versuchten, die Welt nach ihrem eigenen Bild zu formen. Doch am Ende distanzierte sie 
sich dank einer innenpolitischen Kehrtwende sogar von dem von ihr initiierten Völkerbund 
und verfolgte fast zwei Jahrzehnte lang eine isolationistische Politik (was freilich ihre 
Hegemonie in Amerika nicht oder nur teilweise beeinträchtigte). Der andere Staat, der 
globale Ziele verfolgte, war die auf den Ruinen Russlands neu entstandene Sowjetunion, 
die das Ziel der kommunistischen Weltrevolution aufgab und stattdessen ein Programm des 
„Sozialismus in einem Land“ verfolgte, die diplomatischen Beziehungen zu ihren Nachbarn 
normalisierte und bis Mitte der 1930er Jahre de facto eine Politik des Isolationismus betrieb. 

Der Rückzug der beiden Staaten mit messianischen Agenden rückte, etwas 
anachronistisch, die Probleme der europäischen kontinentalen Hegemonie und damit der 
kolonialen Herrschaft wieder in den Vordergrund. 

Das traditionelle, westfälische System der internationalen Beziehungen, das auf bilateralen 
Beziehungen und gelegentlichen Bündnissen zwischen (europäischen) Nationalstaaten 
beruhte und in der Praxis darauf abzielte, eine kontinentaleuropäische Hegemonie 
auszuschließen, erwies sich nun jedoch als nicht mehr praktikabel, nicht zuletzt wegen des  
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Machtvakuums, das an der Stelle Österreich-Ungarns entstanden war. Das 
zwischenstaatliche System, das ein Gleichgewicht anstrebte, wurde durch das Konzept 
des Großraums hinweggefegt, und für einen Moment schien es, als sei die Welt effektiv in 
vier „große Räume“ aufgeteilt: das deutsch(-italienisch) geführte Neue Europa, die 
japanischen großostasiatischen gemeinsamen Räume der Aufklärung, das von den USA 
dominierte Amerika (mit den Resten des Britischen Empire) unter dem Monroe-Prinzip und 
die Sowjetunion. 

Der deutsche Angriff auf die Sowjetunion und der japanische Angriff auf die Vereinigten 
Staaten erschütterten jedoch die Aussichten dieses – man könnte sagen globalen – 
westfälischen Systems, und der Zusammenbruch der Staaten des Dreierpaktes bedeutete 
das Ende des Großmachtkonzepts, zumindest für eine gewisse Zeit. Es blieben zwei 
Mächte auf der Bildfläche, die beide die Weltherrschaft anstrebten, die aber durch die 
zwingende Kraft der Umstände am Ende des Zweiten Weltkrieges dennoch eine neue 
Aufteilung der Welt erreichten. Diesmal gab es keine offene Konfrontation um die 
Weltherrschaft, aber auf dem Spiel stand im Kalten Krieg letztlich das endgültige Ende des 
Großmachtkampfes in einer sich zunehmend globalisierenden Welt. 

Der Zusammenbruch der Sowjetunion und des sozialistischen Blocks bot das trügerische 
Versprechen des Letzteren, das jüngste Beispiel ist Francis Fukuyamas Theorie vom „Ende 
der Geschichte“, die den Triumph der liberalen Demokratien verkündete. In den 1990er 
Jahren kann man in der Tat von einer Hegemonie der USA und ihres Modells der liberalen 
Demokratie sprechen. Die meisten Staaten des ehemaligen sozialistischen Blocks 
versuchten, ihn zu adaptieren, aber auch China, das sich auf dem Weg zu Reformen befand, 
wurde zunehmend in das von den USA dominierte System der Weltwirtschaft integriert. Nur 
einige wenige „Schurkenstaaten“ (Irak, Iran, Nordkorea, Syrien, Venezuela) standen dem 
vollen Triumph im Weg, aber in den frühen 2000er Jahren begann man, sie zu liquidieren. 

Aber dann tauchte Sand im Getriebe auf. Die „Demokratisierung“ Afghanistans und des 
Iraks war alles andere als ein Erfolg (ganz zu schweigen vom anschließenden „Arabischen 
Frühling“), und auch Russland und eine Reihe postsozialistischer Staaten begannen, 
Anpassungen auf dem Weg eines Modellwechsels nach westlichem Vorbild hin zu einem 
System vorzunehmen, das stärker auf die lokale Ebene ausgerichtet ist. Vor allem aber ist 
China zunehmend zu einem Konkurrenten im Bereich Outsourcing geworden, und das 
Projekt One Belt One Road (OBOR) hat offen ein Modell vorgestellt, das dem US-Modell 
Konkurrenz macht. Dieses Modell stellt zudem die jahrhundertelange westliche Dominanz 
grundlegend in Frage, da es die Reintegration der euro-atlantischen Weltordnung in eine 
eurasische verspricht. Und die 2020 durch das Coronavirus ausgelöste – gesundheitliche, 
wirtschaftliche, politische und spirituelle – Krise hat nicht nur geopolitische Konflikte, 
sondern auch Widersprüche innerhalb der westlichen Welt verschärft. 

Identitätssozialismus 

Nach Oswald Spenglers groß angelegter Morphologie der Weltgeschichte ist der 
Grundbegriff der letzten Epoche der abendländischen („faustischen“) Geschichte der 
Sozialismus, aber er verwendete den Begriff nicht in seinem traditionellen Sinn, d. h. in 
Bezug auf die sozioökonomische Theorie. Laut Spengler ist das Ziel des modernen 
westlichen Sozialismus imperialistisch, basierend auf dem unbegrenzten Willen zur Macht, 
und sein Wesen ist, dass „woran wir glauben, jeder glauben muss; was wir wollen, muss 
jeder wollen. […] alle müssen sich unseren politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Idealen anpassen, sonst gehen sie zugrunde“ (Preußentum und Sozialismus, 1919). 
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Es waren die beiden Arten dieses so genannten ethischen Sozialismus, die während der 
beiden Weltkriege aufeinander trafen und den zukünftigen Kurs des Westens bestimmten 
(dies war natürlich nur ein Element in der Reihe der Großmächtekonfrontationen, die als 
Zweiter Weltkrieg bekannt sind). Ersterer ging siegreich aus dem Kampf zwischen dem, was 
Spengler als sozialistischen Kapitalismus im obigen Sinne betrachtete, dem englischen 
(sächsischen) Kapitalismus, und dem „preußischen Sozialismus“ hervor, der zum 
griechisch-deutschen Nationalsozialismus verzerrt wurde. Dann kam es gemäß der Logik 
der „revolutionären“ Prozesse zu einem allmählichen Bruch in den Reihen der Sieger, und 
dieser Bruch wurde nach dem Ende des Kalten Krieges besonders akut. 

Ende der 2010er Jahre wurde der Gegensatz zwischen der eher konservativen 
populistischen und der progressiven „Partei“ innerhalb der westlichen Eliten deutlich (das 
Wort „Partei“ ist hier natürlich in einem mehr oder weniger bildlichen, vormodernen Sinn zu 
verstehen, als ein loses, informelles Netzwerk, das um bestimmte Interessen und Werte 
herum organisiert ist, und nicht als eine organisierte und disziplinierte moderne Partei). 
Ersterer will den Westen bewahren und damit seine globale Führungsrolle sichern, während 
letzterer die Unterschiede zwischen dem Westen und dem Rest der Welt auslöschen und 
die Menschheit zu einer multikulturellen, offenen Gesellschaft einer einzigen universellen 
Zivilisation verschmelzen will (in der Tat lässt sich der Unterschied zwischen den beiden 
Positionen in der Debatte zwischen Huntington und Fukuyama ablesen). 

Die Krisenprozesse, die durch die Coronavirus-Epidemie ausgelöst wurden, gaben der 
Fortschrittspartei die Gelegenheit, zu versuchen, lose Enden zu verknüpfen und auf die 
Populistische Partei zurückzuschlagen, die in der zweiten Hälfte der 2010er Jahre unter den 
westlichen Staaten organisiert wurde. Ein Schlüsselelement war der Sturz von US-Präsident 
Donald Trump, bei dem sich das mit dem US-Tiefen Staat verflochtene Silicon Valley, das 
in den letzten Jahrzehnten zur treibenden und dominierenden Kraft der Fortschrittspartei 
geworden ist, ganz offen in den demokratischen Wahlprozess eingemischt hat, zumindest 
zum Schein. Die Zuversicht der Tech-Giganten wurde durch den starken Anstieg der 
Nachfrage nach digitalen Werkzeugen und Online-Lösungen im vergangenen Jahr gestärkt, 
der auch den Reichtum der Oligarchen, die bereits zu den reichsten der Welt gehören, um 
jeweils mehrere zehn Milliarden Dollar erhöht hat. 

Die fortschrittliche Partei ist in Wirklichkeit eine globale Oligarchie des globalen 
Großkapitalist, der internationalen Bürokratie und der ineinandergreifenden Geheimdienste, 
die durch die fortschreitende Digitalisierung über die Mittel zur Sicherung ihrer Macht 
verfügt. 

Edward Snowdens Enthüllungen vor fast einem Jahrzehnt gaben uns einen Einblick in die 
Praxis der High-Tech-Überwachung, und die Monopolstellung großer Unternehmen und die 
zunehmende allgemeine Einbettung in die digitale Sphäre haben die Möglichkeiten für eine 
solche totale Kontrolle erhöht. Sie lehnen aber auch die traditionellen Methoden der 
Kontrolle nicht ab, deren Ideologie, basierend auf der obigen Spengler’schen Definition und 
der Natur dieser Ideologie als basierend auf verschiedenen „Identitätsgruppen“, als 
Identitätssozialismus bezeichnet werden könnte, oder man könnte den Orwell’schen Begriff 
„Anglo-Sozialismus“ verwenden, da es sich letztlich um das Machtinstrumentarium einer 
kollektiven Oligarchie handelt, das die „Parteidisziplin“ und die Herrschaft über die Mehrheit 
gewährleistet. 

Von #metoo– und BLM-Kampagnen über die Unterstützung der LGBTQ-Bewegung bis hin 
zu Gesetzesentwürfen, die Kinder dazu ermutigen, ihre Eltern auszuspionieren, und zu 
immer neueren Quotenplänen – eine Reihe von Maßnahmen und Plänen soll die 
Gesellschaft durch schwer fassbare rechtliche Kategorien in Schach halten. Das Fehlen  

https://latoszogblog.hu/aktualis/birodalom-visszavag/
https://www.bbc.com/news/world-55793575
https://latoszogblog.hu/aktualis/szovjet-tipusu-feljelentosdi-2020-ban/
https://www.forbes.com/sites/elanagross/2020/08/31/california-lawmakers-approve-new-diversity-quotas-for-corporate-boards/
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präziser Definitionen und Regeln ist kein Manko, das es zu überwinden gilt, sondern ein 
Mittel, das sicherstellt, dass jeder ein „Hassverbrechen“ begehen kann und vor das Gericht 
der öffentlichen Meinung oder – in schwerwiegenderen Fällen – der Justiz gestellt und – 
vorerst – moralisch vernichtet werden kann. 

Vor einer entscheidenden Schlacht 

Die Fortschrittspartei fühlt sich nun im Sattel und wird in den kommenden Jahren versuchen, 
ihr Machtmonopol in der westlichen Welt auszubauen. Natürlich ist der Erfolg alles andere 
als eindeutig, was sich nicht nur an der hohen Zahl der Stimmen für Trump zeigt, sondern 
auch an der wachsenden Zahl europäischer Eliten, die anscheinend eine größere Distanz 
zum amerikanischen Zentrum suchen. Die Logik der oben erwähnten „Revolutionen“ könnte 
auch hier gelten und eine neue Spaltung innerhalb des Siegerlagers entstehen, zumal die 
„Trennung“ Europas von den USA in den letzten Jahren immer wieder thematisiert worden 
ist. 

Beim gegenwärtigen Stand der Dinge können wir jedoch nur zwei Blöcke entstehen sehen: 
einerseits den von Washington geführten „ozeanischen“ Block mit der EU, Großbritannien 
und Australien, und andererseits China und dessen Verbündeten, einschließlich Russland, 
nach Orwell „Eurasien“ genannt. Die Führungsrolle des ersteren im chinesisch-russischen 
Tandem steht nicht mehr in Frage, ebenso wenig wie die Tatsache, dass nach Trump nun 
Biden den Fehdehandschuh gegen den wachsenden Einfluss Chinas aufnehmen muss. 
Trotz des Anscheins sind die politischen und wirtschaftlichen Strukturen der beiden 
gegnerischen Zentren sehr ähnlich. 

Wir sehen sowohl in Peking als auch in Washington eine Allianz von Staatstechnokraten – 
einschließlich der Führer der Gewaltapparate – und (Hightech-)Oligarchen (die beiden 
Oligarchien sind eng miteinander verflochten), mit dem einzigen Unterschied, dass in China 
der Parteistaat und in den USA die Oligarchie dominieren. Der traditionelle Kapitalismus der 
freien Marktwirtschaft ist nicht nur in China, sondern auch in den USA nicht vorhanden, 
zumindest nicht in den Schlüsselsektoren, die von wenigen monopolistischen Firmen mit 
engen Verbindungen zum Staat beherrscht werden. Das von Peking eingerichtete 
Überwachungssystem ist auch in den Vereinigten Staaten weit fortgeschritten. 

Obwohl beide Zentren globale Ziele verfolgen, ist der Unterschied spürbar: Während die 
chinesische Vision eines „geeinten menschlichen Schicksals“ die Akzeptanz kultureller 
Vielfalt fördert und auf die Steigerung des globalen Wohlstands abzielt, zielt die aus den 
USA stammende grün-progressive Vision (Great Reset. 2020) gerade auf den Abbau der 
„überkonsumierenden“ Wohlfahrtsgesellschaft und natürlich auf die Beseitigung der 
Unterschiede zwischen den Nationen. 

Um den berühmten Satz zu paraphrasieren, der von der bourbonischen Restauration nach 
den napoleonischen Kriegen inspiriert wurde, hat China alles gelernt und nichts vergessen. 
Einerseits vermeidet sie die Fehler der westlichen Kolonialisten und amerikanischen 
Ideologen, die den Gebieten unter ihrer wirtschaftlichen und politischen Herrschaft ihre 
eigenen Werte aufzwangen und damit deren natürlichen Widerstand provozierten. Aber 
China begeht auch nicht die gleiche Torheit wie die Deutschen und Japaner in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts, die im Gefühl ihrer wachsenden Macht eine offene 
Konfrontation mit den führenden Mächten ihrer Zeit provozierten. Chinas strategisches Ziel 
in seiner Rivalität mit den USA ist es, jede offene Konfrontation auf einen Zeitpunkt zu 
verschieben (verzögern, vermeiden – siehe Sun Tzu), an dem sie für die Chinesen günstig 
wird oder sogar ganz vermieden werden kann. Ein typisches Beispiel dafür ist 
das Interview mit dem chinesischen Politikwissenschaftler Yan Xuetong, in dem letzterer  

https://www.spiegel.de/politik/ausland/verhaeltnis-zwischen-china-und-amerika-der-niedergang-der-usa-ueberrascht-mich-nicht-a-250c243d-7238-4ccf-928e-50e78c58239e
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sagte, dass der Niedergang der USA für niemanden eine Überraschung sei, da alle Imperien 
irgendwann untergehen und die USA wahrscheinlich das gleiche Schicksal erleiden werden 
wie das britische Empire. 

Der letztendliche Fall der USA, unter welchen Umständen auch immer, würde keinesfalls 
die vollständige Weltherrschaft China bedeuten (es ist sogar zweifelhaft, ob so etwas 
überhaupt möglich ist). Genau wie nach dem „Sieg“ der USA könnte auf einen möglichen 
chinesischen Erfolg im neuen Kalten Krieg der Aufstieg neuer Mächte folgen. Angesichts 
der aktuellen „Islamisierung“ der westlichen Hälfte Europas könnte der neue Rivale sogar 
eine Art islamisches Imperium sein – ein Neo-Osmanisches oder das von Michel 
Houellebecq (Unterwerfung, 2015) beschriebene Szenario ist nicht mehr undenkbar. 
Genauso wie die oben beschriebene „revolutionäre“ Logik nahelegt, dass auf einen 
chinesisch-russischen Erfolg eine chinesisch-russische Rivalität folgen könnte. 

All dies ist jedoch noch in weiter Ferne, da die kommenden Jahre wahrscheinlich in der 
Atmosphäre eines neuen Kalten Krieges verbracht werden. Es ist zu früh, das Ende der 
Vereinigten Staaten vorherzusagen, genauso wie wir nicht sicher sein können, dass dieser 
Kalte Krieg nicht zu irgendeinem unpassenden Zeitpunkt in einer offenen Konfrontation 
enden wird. Fast sicher ist jedoch, dass wie im „alten“ Kalten Krieg beide Seiten auf diese 
entscheidende Konfrontation vorbereitet sein werden, ob sie nun stattfindet oder nicht. 

Der Autor ist Forschungsleiter am Institut des XXI. Jahrhunderts, Budapest (XXI. Század 
Intézet) 
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Dieser Beitrag erschien am 18. März 2021 auf dem LÁTÓSZÖG-BLOG und 
wurde von der VISEGRÁD POST, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION, aus dem Ungarischen übersetzt. 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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04) Erzbischof Vigano prangert den Vatikan als „Diener der Neuen Welt- 
       ordnung“ an 
 
 
25. 04. 2021  

Bildquelle: MPI 

Der über die Missstände der offiziellen Kirche in allen Bereichen aufgeklärte Erzbischof 
Carlo Maria Vigano, ein italienischer Prälat aus dem konziliaren Bereich, hat die Ehrlichkeit 
besessen, während seiner jahrelangen Analyse und dem Studium der Kirchenkrise zu dem 
Schluss zu kommen, dass die Quelle des Problems auf das Zweite Vatikanische Konzil 
selbst zurückgeht und nicht nur auf sekundäre Ursachen wie eine fehlerhafte und 
fortschrittliche Interpretation der konziliaren Texte oder auf ein „Medienkonzil“ im Gegensatz 
zum wirklichen Konzil. Nach Erzbischof Lefebvre, dem ersten Erzbischof, der das Zweite 
Vatikanische Konzil in seiner Gesamtheit bekämpft und die daraus resultierende 
neomodernistische und neoprotestantische Hierarchie angeprangert hat, hat nun auch der 
ehemalige Apostolische Nuntius am Heiligen Stuhl in seinen schriftlichen und öffentlichen 
Interventionen furchtlos und wiederholt auf die „konziliare Sekte“ hingewiesen, die in Rom 
das Sagen hat. 

Vom 6. bis 8. Mai 2021 findet im Vatikan die fünfte internationale Konferenz mit dem Titel 
„Erforschung von Geist, Körper und Seele: Eine Initiative zur globalen 
Gesundheitsversorgung“ statt. Die Veranstaltung wird vom Päpstlichen Rat für Kultur, der 
Cura Foundation, der Science and Faith Foundation und Stem for Life organisiert. 

Diese Konferenz konnte Erzbischof Vigano nicht gleichgültig lassen: Die Aufstellung der 
Redner, die direkt aus dem reinsten globalistischen, regenbogenfarbigen und 
antikatholischen Serail stammten, würde selbst den entgegenkommendsten Katholiken 
herausfordern. 

 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/conference-vatican.jpg
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In einem Artikel, der am 20. April 2021 von der amerikanischen Seite Lifesitenews 
veröffentlicht wurde, erinnert Erzbischof Vigano mit Worten, die an die starken 
Anprangerungen erinnern, die seinerzeit von Erzbischof Lefebvre geäußert wurden – man 
denke an seine unerbittliche Kritik am ersten interreligiösen Treffen in Assisi -, verurteilt 
diese Konferenz, die, wie er betont, den Verzicht des Heiligen Stuhls auf seine 
„übernatürliche Mission“ zeigt, um „der Diener der Neuen Weltordnung und des 
freimaurerischen Globalismus in einer antichristlichen Gegenmagisterie“ zu werden. Er 
spricht auch von „der Überlagerung der wahren Kirche durch eine Sekte ketzerischer und 
verdorbener Modernisten, die Ehebruch, Sodomie, Abtreibung, Euthanasie, Götzendienst 
und jede Perversion des Verstandes und des Willens legitimieren wollen“ und von einer 
„wahren Kirche, die jetzt verfinstert, verleugnet und diskreditiert ist“, „verraten sogar von 
dem, der den höchsten Thron besetzt“. 

Michael Haynes von LifeSiteNews berichtete über die zu diskutierenden Themen und die 
Teilnehmer, darunter der berüchtigte Anthony Fauci, dessen skandalöse Interessenkonflikte 
ihn nicht daran hinderten, die Leitung der Pandemiebekämpfung in den USA zu 
übernehmen; Chelsea Clinton, Anhängerin der Church of Satan und 
Abtreibungsbefürworterin; New-Age-Guru Deepak Chopra; Jane Goodall, 
Umweltschützerin und Schimpansen-Expertin; die CEOs von Pfizer und Moderna; Vertreter 
von Big Tech; und eine Reihe bekannter Abtreiber, Malthusianer und Globalisten. Die 
Konferenz hat fünf prominente Journalisten als Moderatoren rekrutiert, die ausschließlich 
von linken Medien wie CNN, MSNBC, CBS und Forbes kommen. 

Diese Konferenz – in Zusammenwirken mit Lynn Forester de Rothschild’s Council for 
Inclusive Capitalism, dem Global Compact on Education und dem interreligösen Pantheon, 
das im Juni in Astana, Kasachstan, stattfinden soll – ist die x-te skandalöse Bestätigung 
einer beunruhigenden Abkehr der gegenwärtigen Hierarchie, und insbesondere ihrer 
ranghöchsten römischen Mitglieder, von der katholischen Orthodoxie. Der Heilige Stuhl hat 
sich bewusst von der übernatürlichen Mission der Kirche losgesagt und sich in einer 
antichristlichen Gegenmagisterie zum Diener der Neuen Weltordnung und des 
freimaurerischen Globalismus gemacht. Dieselben römischen Dikasterien, besetzt mit 
Leuten, die ideologisch mit Jorge Mario Bergoglio übereinstimmen und von ihm beschützt 
und gefördert werden, setzen nun ihr unerbittliches Werk der Zerstörung des Glaubens, der 
Moral, der kirchlichen Disziplin und des monastischen und religiösen Lebens fort, in einem 
beispiellosen und vergeblichen Versuch, die Braut Christi in eine philanthropische 
Vereinigung zu verwandeln, die den Großmächten untergeordnet ist. Das Ergebnis ist die 
Überlagerung der wahren Kirche durch eine Sekte von ketzerischen und verdorbenen 
Modernisten, die Ehebruch, Sodomie, Abtreibung, Euthanasie, Götzendienst und jede 
Perversion des Intellekts und des Willens legitimieren wollen. Die wahre Kirche wird nun 
von ihren eigenen Pastoren verdunkelt, verleugnet und diskreditiert, verraten sogar von 
dem, der den höchsten Thron besetzt. 

Dass es der Tiefen Kirche gelungen ist, ein eigenes Mitglied zu wählen, das diesen 
infernalischen Plan im Einvernehmen mit dem Tiefen Staat ausführt, ist nicht mehr nur ein 
Verdacht, sondern ein Phänomen, das es nun unbedingt zu hinterfragen und zu beleuchten 
gilt. Die Unterwerfung der Cathedra veritatis unter die Interessen der freimaurerischen Elite 
zeigt sich in allen Beweisen, im ohrenbetäubenden Schweigen der heiligen Hirten und in 
der Verwunderung des Volkes Gottes, das sich selbst überlassen ist. 

Eine weitere Demonstration dieser degenerierten vatikanischen Unterwürfigkeit gegenüber 
der globalistischen Ideologie ist die Auswahl der Redner, die Zeugnisse und Vorträge halten: 
Befürworter der Abtreibung, die Verwendung von fötalem Material in der Forschung, der 
demographische Niedergang, die pan-sexuelle LGBT-Agenda und nicht zuletzt das Narrativ  
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über Covid und sogenannte Impfstoffe. Kardinal Ravasi, Präsident des Päpstlichen Rates 
für die Kultur, ist sicherlich einer der führenden Vertreter der Tiefen Kirche und des 
modernistischen Progressivismus, sowie ein Befürworter des Dialogs mit der berüchtigten 
Freimaurersekte und ein Förderer des berüchtigten Heidengerichts (Cour des Gentils). Es 
überrascht nicht, dass zu den Organisatoren der Veranstaltung die Stem for Life Foundation 
gehört, die sich selbst stolz als „eine überkonfessionelle, überparteiliche, steuerbefreite 
Organisation beschreibt, die sich dem Aufbau einer Bewegung zur Beschleunigung der 
Entwicklung von Zelltherapien widmet.“ 

Bei näherer Betrachtung sind Bigotterie und Parteilichkeit der Vatikankonferenz in den 
Themen, die sie behandelt, den Schlussfolgerungen, die sie zu erreichen sucht, ihren 
Teilnehmern und Sponsoren offensichtlich. Sogar das Bild, das gewählt wurde, um für die 
Konferenz zu werben, ist äußerst aufschlussreich: eine Nahaufnahme von Michelangelos 
Fresko der Schöpfung an der Decke der Sixtinischen Kapelle, in der die Hand Gottes des 
Vaters nach der Hand Adams greift, aber beide Hände mit chirurgischen 
Einweghandschuhen bedeckt sind, was uns an die Regeln der neuen „Gesundheitsliturgie“ 
erinnert und andeutet, dass der Herr selbst das Virus verbreiten könnte. 

In dieser sakrilegischen Darstellung wird die Schöpfungsordnung in eine therapeutische 
Anti-Schöpfung unterwandert, in der der Mensch sich selbst rettet und zum törichten Autor 
seiner eigenen „Erlösung“ der Gesundheit wird. Anstelle des reinigenden Taufbeckens 
schlägt die Covid-Religion den Impfstoff, Träger von Behinderung und Tod, als einziges 
Mittel zur Erlösung vor. Anstelle des Glaubens an Gottes Offenbarung finden wir 
Aberglauben und irrationale Zustimmung zu Vorschriften, die nichts Wissenschaftliches an 
sich haben, mit Riten und Liturgien, die wahre Religion in sakrilegischer Parodie 
nachahmen. 

Diese Wahl der Illustration hat einen abwegigen und blasphemischen Klang, denn sie 
verwendet ein bekanntes und suggestives Bild, um eine falsche und tendenziöse Erzählung 
zu insinuieren und zu fördern, die besagt, dass bei einer saisonalen Grippe, deren Virus 
noch nicht nach den Postulaten von Koch isoliert wurde und die mit den bestehenden 
Behandlungen effektiv geheilt werden kann, es notwendig ist, Impfstoffe zu verabreichen, 
die bekanntermaßen unwirksam sind und sich noch in der Versuchsphase befinden, mit 
unbekannten Nebenwirkungen, für die ihre Hersteller einen strafrechtlichen Schutzschild 
erhalten haben. Die Opfer, die auf dem Altar der Gesundheit des Molochs geopfert wurden, 
von Kindern, die im dritten Schwangerschaftsmonat zerstückelt wurden, um das Genserum 
herzustellen, bis hin zu den Tausenden von Menschen, die getötet oder verstümmelt 
wurden, halten die Höllenmaschine von Big Pharma nicht auf, und es ist zu befürchten, dass 
das Phänomen in den kommenden Monaten wieder auferstehen wird. 

Man fragt sich, ob Bergoglios Eifer für die Verbreitung des Genserums nicht auch von 
grundsätzlichen wirtschaftlichen Gründen motiviert ist, als Ausgleich für die Verluste, die der 
Vatikan und die Diözesen durch die Abriegelung und den Einbruch des Besuchs der 
Gläubigen bei der Messe und den Sakramenten erlitten haben. Wenn andererseits das 
Schweigen Roms zu den Menschen- und Religionsrechtsverletzungen in China von der 
Pekinger Diktatur mit erheblichen Vorschüssen bezahlt wurde, spricht nichts dagegen, 
dieses Muster im großen Stil zu wiederholen, wenn der Vatikan im Gegenzug Impfstoffe 
fördert. 

Die Konferenz wird sich natürlich hüten, die immerwährende Lehre des Lehramtes über 
moralische und lehrmäßige Fragen von größter Wichtigkeit auch nur indirekt zu erwähnen. 
Stattdessen wird nur noch das kriecherische Lob der weltlichen Mentalität und der  
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herrschenden Ideologie zu hören sein, zusammen mit dem amorphen ökumenischen 
Repertoire, das vom New Age inspiriert ist. 

Ich stelle fest, dass derselbe Päpstliche Rat für Kultur im Jahr 2003 die Yoga-Meditation 
und, allgemeiner, das New-Age-Denken als unvereinbar mit dem katholischen Glauben 
verurteilt hat. Laut dem Vatikan-Dokument teilt das New-Age-Denken „mit einer Reihe von 
einflussreichen internationalen Gruppen das Ziel, bestimmte Religionen zu ersetzen oder 
zu transzendieren, um Raum für eine universelle Religion zu schaffen, die die Menschheit 
vereinen könnte. Eng damit verbunden ist ein sehr konzertiertes Bemühen vieler 
Institutionen, ein globales Ethos zu erfinden, einen ethischen Rahmen, der die globale Natur 
der heutigen Kultur, Wirtschaft und Politik widerspiegeln würde. Darüber hinaus färbt die 
Politisierung ökologischer Themen sicherlich das ganze Thema der Gaia-Hypothese oder 
des Kults der Mutter Erde.“ (2.5). Es versteht sich von selbst, dass die heidnischen 
Zeremonien, mit denen der Petersdom zu Ehren des Idols der Pachamama entweiht wurde, 
perfekt in diese „Politisierung ökologischer Fragen“ passen, die das vatikanische Dokument 
von 2003 anprangert und die heute stattdessen vom so genannten bergoglianischen 
Lehramt sine glossa gefördert wird, beginnend mit Laudato Sì und Fratelli Tutti. 

In La Salette warnte uns die Gottesmutter: „Rom wird den Glauben verlieren und der Sitz 
des Antichristen werden.“ Nicht die heilige Kirche, die durch die Verheißungen Christi 
unantastbar ist, wird den Glauben verlieren: es wird die Sekte sein, die den Stuhl des 
allerseligsten Petrus besetzt und die wir heute sehen, wie sie das Anti-Evangelium der 
Neuen Weltordnung verbreitet. Es ist nicht mehr möglich zu schweigen, denn unser 
Schweigen würde uns heute zu Komplizen der Feinde Gottes und des 
Menschengeschlechts machen. Millionen von Gläubigen sind angewidert von den zahllosen 
Skandalen der Pastoren, vom Verrat ihrer Mission, von der Desertion derer, die durch den 
heiligen Auftrag berufen sind, das heilige Evangelium zu bezeugen und nicht die Errichtung 
des Reiches des Antichristen zu unterstützen. 

Ich bitte meine Brüder im Episkopat, die Priester, die Ordensleute und in besonderer Weise 
die Laien, die sich von der Hierarchie verraten sehen, ihre Stimme zu erheben, um im Geist 
des wahren Gehorsams gegenüber unserem Herrn, dem Haupt des mystischen Leibes, eine 
entschiedene und mutige Verurteilung dieses Glaubensabfalls und seiner Urheber zum 
Ausdruck zu bringen. Ich lade alle ein, dafür zu beten, dass die göttliche Majestät von Mitleid 
ergriffen wird und zu unserer Hilfe eingreift. Die Heilige Jungfrau, terribilis ut castrorum acies 
ordinata, möge vor dem Thron Gottes Fürsprache halten und mit ihren Verdiensten die 
Unwürdigkeit ihrer Kinder ausgleichen, die sie mit dem glorreichen Titel Auxilium 
Christianorum anrufen. 

+ Carlo Maria Viganò, Erzbischof, 20. April 2021, Feria Tertia infra Hebdomadam II 

Mehr denn je bewahrheiten sich die prophetischen Worte von Erzbischof Lefebvre: Zwanzig 
Jahre nach dem Konzil konnte er aufgrund des Konzils und seines modernistischen, 
protestantischen, evolutionären, fortschrittlichen und abtrünnigen Geistes bereits sehen, wie 
„die Etappen vorwärts eilen, noch schneller gehen“, um „zur totalen Zerstörung der Kirche 
zu gelangen“. Der oben übersetzte Text von Erzbischof Vigano veranschaulicht diese 
Zerstörung, die in einem halben Jahrhundert des Glaubensabfalls vollzogen wurde, der von 
der nachkonziliaren Kirche gefördert wurde, und von allen konziliaren Päpsten, die an ihrer 
Spitze standen. Jeder dieser Päpste hat auf die eine oder andere Weise den Grundstein zur  
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Verwandlung „der Braut Christi in einen philanthropischen Verein, der den Großmächten 
untertan ist“ und zur Verbreitung „des Anti-Evangeliums der Neuen Weltordnung“ gelegt, 
wobei Franziskus dem Werk der Selbstzerstörung der Kirche den letzten Schliff gegeben 
hat. 

Quelle: MPI (Autor: Francesca de Villasmundo) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 

05) USA: Kriminalität dank Soros-finanzierter Staatsanwälte auf dem  
       Vormarsch 
 
01. 05. 2021  

 

Der Ultra-Progressivismus des amerikanischen Justizsystems hat eine Ursache: die 
Finanzierung von Soros und Facebook. Dieser Ultra-Progressivismus hat eine Folge: die 
Zunahme von Gewaltverbrechen und Morden in den gesamten Vereinigten Staaten. Und 
alle haben einen gemeinsamen Nenner: Bezirksstaatsanwälte, die mit großen Spenden des 
linksliberalen Tycoons George Soros und des Facebook-CEO Mark Zuckerberg gewählt 
wurden. 

George Soros und Mark Zuckerberg nehmen das ehrgeizige Ziel in Angriff, die 
amerikanische Justiz radikal in eine ultra-progressive Richtung zu verändern, nachdem sie 
besonders nachsichtige und liberale Bezirksstaatsanwälte gewählt haben. Wie The 
American Conservative erklärt, ist der Finanzier und Gründer der Open Society Foundations 
bekannt dafür, dass er die Wahlen von weit links stehenden Bezirksstaatsanwälten 
unterstützt und finanziert. So sehr, dass der ehemalige Generalstaatsanwalt William Barr im 
Dezember 2019 George Soros vorwarf, er habe begonnen, „Leute zu wählen, die die 
Strafverfolgung nicht unterstützen“, und erklärte, dass die von dem Finanzier unterstützten 
Bezirksstaatsanwälte „in mehreren Städten immer stärker gewonnen haben und meiner 
Meinung nach die Polizei nicht angemessen unterstützen“. Wir könnten in eine Situation 
geraten, in der Gemeinden, die die Polizei nicht unterstützen, nicht den Schutz bekommen, 
den sie brauchen.“ 

https://www.medias-presse.info/mgr-vigano-denonce-le-vatican-bergoglien-serviteur-du-nouvel-ordre-mondial/142023/
https://www.theamericanconservative.com/articles/americas-new-justice-system-funded-by-soros-and-zuckerberg/
https://www.theamericanconservative.com/articles/americas-new-justice-system-funded-by-soros-and-zuckerberg/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2020/05/George-Soros-open-society.jpg
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Im November 2014 spendete Soros‘ Open Society Foundations 50 Millionen Dollar an die 
Kampagne der American Civil Liberties Union (ACLU) zur Beendigung der 
„Masseninhaftierung“. ACLU bestätigte in einer Pressemitteilung die Spende der vom 
ungarischstämmigen Tycoon gegründeten „philanthropischen“ Organisation und bekräftigte 
ihr Engagement, „die Inhaftierungsrate in den Vereinigten Staaten bis 2020 zu halbieren“, 
was „die ehrgeizigste Anstrengung zur Beendigung der Masseninhaftierung in der 
amerikanischen Geschichte“ sein würde. Kurz nach der Spende begann Soros, progressive 
Bezirksstaatsanwälte mit großen Summen zu finanzieren. Ab 2015 gab er mehr als 18 
Millionen Dollar aus und erzielte einen Erfolg nach dem anderen (nur sieben Niederlagen 
bei 29 Wahlen). 

Darüber hinaus haben im letzten Jahr, seit dem Fall George Floyd, Gruppen, die 
Verdächtigen helfen, eine Kaution zu stellen, ebenfalls stark zugenommen. Vizepräsidentin 
Kamala Harris hat eine solche Gruppe gefördert, den Minnesota Freedom Fund, der allein 
im Jahr 2020 rund 35 Millionen Dollar erhielt. 

Wie Soros hat auch Mark Zuckerberg Millionen von Dollar investiert, um das amerikanische 
Justizsystem zu verändern. Laut The American Conservative haben in der Tat der 
Facebook-CEO und seine Frau Priscilla Chan damit begonnen, Kautionsfonds und 
Reformgruppen zur Unterstützung der Staatsanwaltschaft zu finanzieren. In den Jahren 
2019–2020 spendete die Chan Zuckerberg Initiative (CZI) 1 Million Dollar an das Projekt 
„Fair and Just Prosecution“ des Tides Centers, einer gemeinnützigen Organisation, die sich 
für ein „Justizsystem einsetzt, das auf Fairness, Mitgefühl und Verantwortlichkeit basiert.“ 

Das fast unmittelbare Ergebnis dieses finanziellen Geldsegens für progressive und 
dekonstruktivistische Bewegungen in den USA ist, dass die Gewaltkriminalität in den USA 
dank dieser linken Staatsanwälte, die von Soros & Co. unterstützt werden, ansteigt. 

Die Umgestaltung des US-Justizsystems durch die Wahl von Bezirksstaatsanwälten, die 
besonders „weich“ und nachsichtig gegenüber bestimmten Personengruppen sind, während 
sie gnadenlos und sadistisch sind, wenn es sich um Polizeibeamte handelt, die auf der 
Anklagebank sitzen, macht die USA in der Tat zu einem weniger sicheren Land, als es früher 
einmal war, wie der ehemalige Generalstaatsanwalt William Barr voraussagte. 

Wie verschiedene in den letzten Monaten erhobene Daten bestätigen, war 2020 ein 
Rekordjahr für Gewaltverbrechen, und der durch die Pandemie ausgelöste soziale Notstand 
kann nicht die einzige Ursache dafür sein. Vorläufige Daten des FBI zeigen, dass die 
Mordrate im Jahr 2020 in ganz Amerika gestiegen ist, und zwar um etwa 24,7 %, wenn man 
sie auf nationaler Ebene misst. Der Strafrechtsexperte John Roman sagte, der Anstieg im 
Jahr 2020 „ist der größte Anstieg der Gewalt, den wir seit 1960 gesehen haben, als wir 
anfingen, offizielle Kriminalitätsstatistiken zu sammeln.“ In Philadelphia sind die 
Tötungsdelikte seit April 2020 um 29 Prozent gestiegen, was 2020 zum gewalttätigsten Jahr 
der Stadt seit mehr als drei Jahrzehnten macht. Larry Krasner, der Staatsanwalt von 
Philadelphia, der 2017 fast 1,7 Millionen von Soros erhalten hat, schiebt hingegen die ganze 
Schuld auf die Schließungen und den Gesundheitsnotstand. Doch selbst das linke Medium 
Politico hat darauf hingewiesen, wie der exponentielle Anstieg der Kriminalität und der 
Morde die Hingabe und die Fähigkeiten der allzu laxen und herablassenden 
Bezirksstaatsanwälte in Frage stellt, die mit diesen riesigen Spenden von linksliberalen 
Milliardären gewählt wurden. 

Quelle: MTI  Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 

VATERLÄNDER  

https://www.medias-presse.info/affaire-floyd-derek-chauvin-condamne-victime-sacrificielle-des-blm/141998/
https://www.medias-presse.info/augmentation-des-crimes-aux-etats-unis-les-procurateurs-finances-par-soros-sous-accusation/142139/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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06) Jährlich werden eine Million Container zwischen Europa und China  
       verkehren 
       Von Gyula Jámbor 
 
 
29. 04. 2021  

Der Containerzug vom Bahnhof Shijiazhuang (südwestlich von Peking) nach Hamburg trat 
Mitte April seine Reise mit 100 Containern an · Foto: Zhang Xiaofeng / Xinhua 

Der Schienengüterverkehr zwischen Europa und China wächst rasant, im vergangenen Jahr 
um 64 Prozent. Die verkehrsreichsten Routen der „Neuen Seidenstraße“ verlaufen durch 
Russland, Kasachstan und Weißrussland, und der einzige Betreiber der Region, UTLC 
ERA, erwartet, dass der Verkehr innerhalb weniger Jahre eine Million Container pro Jahr 
erreichen wird. 

Bis 2025 könnte der Güterumschlag auf der eurasischen Breitspurstrecke auf rund eine 
Million Standardcontainer (TEU) anwachsen, sagte Alexey Grom, Generaldirektor des 
russisch-kasachisch-weißrussischen Logistikdienstleisters United Transport and Logistics 
Company – Eurasian Rail Alliance (UTLC ERA), gegenüber der Süddeutschen Zeitung. Die 
Epidemie hat dazu geführt, dass der Schienenverkehr im Jahr 2020 stark zunimmt. Dieser 
Trend zeigt, dass es heute nicht so sehr darum geht, die Geschwindigkeit der Züge zu 
erhöhen, sondern vielmehr darum, den Fahrplan einzuhalten und die Grenzübergänge zu 
beschleunigen“, erklärt Grom. 

Die UTLC ERA, die für 91 Prozent aller Bahntransporte auf der „Neuen Seidenstraße“ 
verantwortlich ist, transportierte im vergangenen Jahr 546.900 TEU von Europa nach China 
und zurück. Dies entspricht einer Steigerung von 64 Prozent im Vergleich zu 2019. 

 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/920533712VonatEuropressAFP.jpg
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Insbesondere medizinischer Bedarf und Geräte, Automobil- und Elektronikkomponenten 
sowie Kältemittel wurden mit der Breitspurbahn transportiert. Positiv wirkte sich auch aus, 
dass Russland seit Frühjahr 2020 den Transport von sogenannten Sanktionsgütern, 
insbesondere von Obst, Gemüse und hochwertigen Lebensmitteln, erlaubt. 

Der Schienengüterverkehr zwischen Europa und China, der trotz allen Wachstums nur etwa 
drei Prozent des gesamten Transportmixes ausmacht, ergänzt zunehmend die Seefracht. 

Obwohl der Transport von Gütern auf dem Seeweg billiger ist als auf der Schiene, dauert er 
viele Wochen, manchmal sogar Monate. Allerdings werden die Fahrtzeiten auf der Schiene 
immer kürzer und liegen derzeit bei durchschnittlich zwölf Tagen. 

Die Anzahl der täglichen Züge nimmt zu. Es muss auch berücksichtigt werden, dass der 
Schienenverkehr 95 % weniger CO2-Emissionen verursacht als der Luftverkehr. 

„Es ist wichtig, dass die im eurasischen Eisenbahnkorridor tätigen Unternehmen aus dem 
Westen und dem Osten nicht miteinander konkurrieren, sondern ihre Kräfte bündeln“, sagte 
Fabio Amato, Vizepräsident der italienischen Eisenbahngesellschaft Mercitalia Rail. 

Laut den UTLC ERA-Daten sind 21 Länder und 92 Städte mit dem eurasischen 
Containerverkehr verbunden. Die Vorteile der Bahn sind in Deutschland besonders spürbar. 

Fast die Hälfte der Güterzüge zwischen China und Europa sind für Deutschland bestimmt 
und machen das Land zu einer Drehscheibe zwischen Europa und China. 

DB Cargo Eurasia, ein Tochterunternehmen der Deutschen Bahn, hat im vergangenen Jahr 
12.000 Züge und 200.000 Container transportiert – 3.000 Züge mehr als im Jahr 2019. Die 
Züge verkehren zwischen Duisburg und Hamburg und den Wirtschaftszentren Chinas auf 
einer Strecke von rund 11.000 Kilometern. 

Quelle: Magyar Nemzet 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://magyarnemzet.hu/gazdasag/egymillio-kontener-utazhat-majd-europa-es-kina-kozott-evente-9723140/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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07) Öl im Amazonasgebiet. Verseuchte Böden, verdrecktes Wasser, verpestete Luft:  

       Ölförderung in Ecuador – Manaus, Hauptstad des Amazonasgebiets, lebt vom   
       Raubbau an der Natur. Schweizer Banken finanzieren die Ölsuche im Regenwald. 
 

Umweltreport von Gerd Klöwer  
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         Anlage:  

         Rettet den Regenwald – Offener Brief an das Europäische  
         Parlament 
 

1. Die Katastrophe: Zerbrochen Pipeline verseucht Flüsse 

Anfang April 2020 ereignete sich im ecuadorianischen Amazonasgebiet eine der 

verheerendsten Ölkatastrophen des Landes.  Ein Erdbeben löste einen Erdrutsch in den 

Provinzen Sucumbíos und Napo aus, was zum Bruch von zwei Pipelines führte. In der Folge 

traten mindestens 2,5 Millionen Liter Öl aus und verseuchten die Flüsse Coca und Napo ‒ 

Nahrungsquellen für die dort lebenden Indigenen und Flussanwohner.  

Im Zuge der Corona-Krise blieb die Katastrophe in den Medien weitgehend unbeachtet. 

Zehntausende Bewohner des Gebietes haben mitten in der Pandemie ihre 

Lebensgrundlage verloren. Erdölindustrie und Regierung weisen jede Verantwortung von 

sich. 

Ursache dieser Katastrophe ist der Bruch am transecuadorianischen Ölpipelinesystem 

(SOTE) und dem Shushufindi-Quito-Polydukt, die Bohrlöcher im Osten des Landes und die 

Hauptstadt Quito verbinden. Aufgrund des Schadens sind mindestens 15.800 Barrel Erdöl 

in den Coca-Fluss geströmt – rund 2,5 Millionen Liter. Geologen warnen bereits nach einer 

Erosion am Wasserfall San Rafael im Februar, dass das Gelände weiter abrutschen und die 

umliegenden Pipelines der staatlichen Erdölfirma Petroecuador sowie der „Chevron-Texaco 

Oil Company“ brechen könnten. Obwohl die lokalen Behörden und die Regierung somit vor 

einer möglichen Katastrophe gewarnt waren, sprechen sie hinterher beschönigend von 

"höherer Gewalt". 
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Während nationale und internationale Medien nur noch über die Corona-Krise berichteten, 

konnte die Regierung das öffentliche Interesse an der Umweltkatastrophe kleinhalten und 

versuchte, sich schnell jeder juristischen Verantwortung zu entziehen. Dabei betrifft die 

Ölkatastrophe mehr als 2.000 Familien indigener und am Fluss lebender Gemeinden. 

Mindestens 120.000 Menschen haben kein sauberes Trinkwasser. Mitten in der Pandemie 

können die dort lebenden Familien das Flusswasser nicht mehr nutzen, ihre dort 

angebauten Nahrungsmittel nicht mehr verzehren, müssen den Fischfang einstellen und 

können weder im Fluss baden noch waschen. 

Die betroffenen Bewohner erleben  eine multiple Katastrophe: Neben der ungenügenden 

Versorgung mit Lebensmitteln und Trinkwasser, der Covid-19-Pandemie, einem Ausbruch 

des Dengue-Fiebers sowie Überschwemmungen auf Grund der starken Regenfälle in den 

letzten Monaten sind die Gemeinden nun auch noch von der massiven Verschmutzung 

durch ausgelaufenes Erdöl betroffen. 

Das SOTE-Pipelinesystem ist seit 1972 in Betrieb. Die fast 500 Kilometer lange Anlage 

überquert die Anden und transportiert Rohöl zum Pazifik, das dann in Raffinerien auf der 

ganzen Welt landet. Auf dem Weg über die Anden durchquert die Pipeline gefährliches 

Gelände: Dies ist eine kritische Region mit seismischen Aktivitäten. Es gibt eine Straße und 

ein Wasserkraftwerk am Coca-Fluss, und die Ölpipelines liegen sehr nahe beieinander. Es 

war vorhersehbar, dass es Schäden am Coca-Fluss geben könnte, wenn Pipelines durch 

Erdbeben gebrochen werden. Da der Coca-Fluss in den Napo mündet, fließt das Öl schnell 

flussabwärts in den Amazonas. 

Gegenwärtig stehen etwa 68 Prozent des ecuadorianischen Amazonasgebiets, das zwölf 

Millionen Hektar umfasst, unter Konzession für die Ölindustrie. Es wird geschätzt, dass es 

in der Region mehr als 4.000 Ölquellen gibt.  Am Anfang gab es keine Umwelt- oder 

Sozialvorschriften zum Schutz der einheimischen Bevölkerung. Manche indigenen Völker 

sind während dieser Jahrzehnte vollständig verschwunden. 

Das derzeitige Leck inmitten der Pandemie wird nicht das letzte sein. Umweltschützer wie 

Amazon Frontlines analysierten über 1.000 offiziell gemeldete Lecks zwischen 2005 und 

2015 in Ecuador, davon 80 Prozent im Amazonas-Gebiet. 1 

Obwohl die Schäden in ihrer Höhe noch nicht abschließend beurteilt werden können, hat 

das Unternehmen Chevron-Texaco Oil Company nach Abschluss einer technischen 

Bewertung nach dem Erdrutsch den Betrieb wieder aufgenommen. 

 

2. Das Amazonasbecken im Norden Südamerikas 

Das Amazonasbecken (Amazonien)  liegt im Norden Südamerikas. Aufgrund seiner 

Waldfläche von mehr als 550 Millionen Hektar (5,4 Millionen Quadratkilometer) wird 

Amazonien als grüne Lunge unseres Planeten bezeichnet. Der Amazonien bedeckt  mehr 

als 60 Prozent der Fläche Brasiliens, Perus, sowie einen großen Teil Kolumbiens und 

Ecuadors. 

Die wohl artenreichste Region der Welt beheimatet in seinen tropischen Regenwäldern im 

Amazonasstromgebiet  mehr als ein Viertel aller bekannten Tier- und Pflanzenarten. 

                                                             
1 Amazon Frontlines, eine Umweltorganisation, will den Amazonas schützen. 
https://www.amazonfrontlines.org/work/solutions. 
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Amazonien umfasst ein Gebiet, das etwa 10 Mal so groß wie Frankreich ist, und erstreckt 
sich über neun südamerikanische Staaten - wobei etwa zwei Drittel der Fläche zu Brasilien 
gehören. Der Rest der Region erstreckt sich über 8 andere Staaten: Französisch-Guayana, 
Surinam, Guyana, Venezuela, Kolumbien, Ecuador, Peru und Bolivien. Kommerzielles und 
kulturelles Herz der Region ist die brasilianische Hafenstadt Manaus, Hauptstadt des 
brasilianischen Bundesstaates Amazonas. Amazonien ist Heimat für mehr als 20 Millionen 
Menschen, von denen nur noch ein kleiner Teil einem der 170 indigenen Völker angehört, 
die sich ihre traditionelle Lebensweise bewahren konnten. Der Großteil der Bewohner 
Amazoniens lebt von Wald und Fluss, als Fischer, Sammler oder Kautschuk Zapfer.  
 

3. Manaus – Hauptstadt im Dschungel 
 

Mit der Ankunft der Spanier und Portugiesen in Südamerika vor rund 500 Jahren wurde die 
Zerstörung der tropischen Regenwälder Amazoniens eingeläutet. Die Suche nach "El 
Dorado", dem sagenumwobenen Goldland, brachte Leid und Tod für die indianischen 
Völker, die bis zur Ankunft der ersten Europäer in großer Zahl im Tiefland Amazoniens 
lebten. Bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts blieb die Nutzung und Erschließung der 
Regenwälder gleichwohl auf die Ausbeutung einzelner Rohstoffe beschränkt. Das Abzapfen 
von Kautschuk bescherte Städten wie Manaus und Belém in Brasilien oder Iquitos in Peru 
eine lange Blütezeit. Erst als die Samen des Kautschukbaumes 1876 über den Engländer 
Henry Wickham nach Asien gelangten, wurde der Aufschwung gestoppt. Amazonien 
versank vorerst im wirtschaftlichen Tiefschlaf. 
Der brasilianische Bundesstaat Amazonas besteht vor allem aus Wald und Wasser. 

Mittendrin liegt die Metropole Manaus. Sie verfällt und boomt zugleich. Manaus. Schon der 

Name entfacht das Dschungelfieber, das Gefühl von Abenteuer und ursprünglichem 

Regenwald des Amazonas. 

Doch diese blumige Vorstellung einer tropischen Stadt im Dschungel, fernab vom Rest der 

Welt, entspricht nur bedingt der Realität. Obwohl nur per Schiff, Flugzeug oder über 

abenteuerliche Straßen erreichbar, ist Manaus heute eine internationale Metropole, 

Industriestandort und wichtigstes Handelszentrum Nordbrasiliens. In der Hauptstadt des 

Bundesstaates Amazonas lebten im Jahr 2020 etwa 2,2 Millionen Einwohner am Ufer des 

wasserreichsten Flusses der Welt. Die Stadt expandierte zur Zeit des Kautschukbooms, und 

prosperiert weiterhin – trotz seiner Abgeschiedenheit. Denn Manaus ist eine zollfreie 

Freihandelszone. 40 Milliarden Dollar werden pro Jahr umgesetzt. 

Im Herzen von Amazonas, am Zusammenfluss von Rio Solimões und Rio Negro, liegt 

Manaus fernab anderer großer Städte, mitten im Herzen des Amazoniens. Die 

nächstgelegene Stadt gen Norden ist Boa Vista im Bundesstaat Roraima, in 750 Kilometer 

Entfernung. Gen Süden sind es 890 Kilometer bis Porto Velho im Bundesstaat Rondônia 

und nach Santarém sind es eine Flugstunde oder zwei Tage per Schiff in östlicher Richtung. 

Wenn man in den Westen schaut, kann man lange fliegen, bis mit Iquitos in Peru wieder 

eine Großstadt auftaucht. 

Kurz vor Manaus treffen sich die Flüsse Rio Negro, dessen Quellgebiet in Kolumbien und 
Venezuela liegt, und Rio Solimões, der den Anden in Peru und Ecuador entspringt. Dieser 
Zusammenfluss schafft nicht nur den kilometerbreiten Strom des Amazonas, sondern bietet 
auch den erstaunlichen Anblick eines zweifarbigen Flusses. Denn das Wasser des Rio 
Negro ist stark säurehaltig, da er auf seinem Weg über ausgelaugten und sandigen 
Untergrund fließt, was zu einer beinahe schwarzen Färbung des Wassers führt. Der Rio 
Solimões hingegen hat eine braune, trübe Färbung, da er viele Sedimente und 
Schwebstoffe mit sich führt. Die unterschiedliche chemische Zusammensetzung, sowie 
Unterschiede in Temperatur und Fließgeschwindigkeit führen dazu, dass sich die Wasser  
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nicht vermischen. Über 30 Kilometer fließen die beiden Gewässer so nebeneinander her 
und Brasilien Reisende können bei einer Überfahrt des Amazonas' dieses Naturschauspiel 
des Encontro das Águas bewundern. In den Strudeln tummeln sich oft Flussdelfine, die man 
hier mit etwas Glück bei der Fischjagd beobachten kann. 
 
 

Manaus – das „Paradies der Tropen“ 
 
Die Geschichte von Manaus beginnt, wie in so vielen anderen Städten in Südamerika, mit 

der Besiedelung und Eroberung des Landes durch die Europäer. Im Jahre 1669 wurde im 

heutigen Stadtgebiet ein portugiesischer Stützpunkt errichtet, um den sich nach und nach 

mehr Menschen ansiedelten. Erst in der Zeit der Revolten gegen die portugiesische 

Kolonialmacht in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts bekam Manaus ihren Namen und 

wurde 1848 zur Stadt erklärt. 

In den folgenden Jahren entwickelte sich der Handel mit Kautschuk und viele 

arbeitssuchende Menschen kamen in die Stadt, die sich in wenigen Jahren vom Dorf zu 

einer Großstadt entwickelte. Der daraufhin einsetzende Kautschukboom brachte immensen 

Wohlstand und Reichtum in die Stadt. Straßenbahnen und Prachtbauten wie das Teatro 

Amazonas wurden erbaut. Der schnelle Reichtum prägte den Begriff der 

„Kautschukbarone“, Plantagenbesitzer, die für ihren überschwänglichen und extravaganten 

Lebensstil bekannt wurden. 

Doch schon 1910 endete diese Zeit, da der Kautschuk nun auch in anderen Regionen der 

Welt, wie Malaysia und Indonesien, produziert wurde. Manaus, das ehemalige „Paris der 

Tropen“, verfiel zusehends und der einstige Prunk ist heute nur noch an einigen wenigen 

Gebäuden der Altstadt auszumachen. 

Doch nachdem im Jahre 1957 die Stadt zur Freihandelszone erklärt wurde und sich mehrere 

Unternehmen ansiedelten, erlebt Manaus seither ein zweites rasantes 

Wirtschaftswachstum. Heute ist sie die viertreichste Stadt Brasiliens nach São Paulo, Rio 

de Janeiro und Brasília. Die Industrie der Zona Franca de Manaus ist unter anderem 

bekannt für die Produktion von Elektrogeräten, Motorrädern und Informationstechnik. 

 

Menschen von Amazonas 

Schon der Name der Dschungelmetropole zeugt von ihrer indigenen Identität. Manaus 

bedeutet „Mutter der Götter“ in der Sprache der Manaós, die einst die Gegend besiedelten. 

Ihr Anführer Ajuricaba wurde zum Symbol des indigenen Widerstandes gegen Portugal, da 

er mehrere indigene Stämme vereinte und schwere Schlachten im Amazonasgebiet gegen 

die portugiesischen Eroberer führte. Leider wurden jene Tapferkeit und kriegerische 

Fähigkeit den Manaós zum Verhängnis, denn im Jahre 1819 wurden das letzte Mal 

Überlebende des Stammes erwähnt. 

Andere der umliegenden indigenen Stämme waren nicht so kriegerisch, arrangierten sich 

mit den Europäern und heirateten sogar ein. Die aus diesen Verbindungen entstandene 

Volksgruppe der Caboclos vertritt heute die größte Gruppe der lokalen Bevölkerung in 

Manaus. Außerhalb der Stadt leben sie meist in kleinen Dorfgemeinschaften entlang des 

Ufers des Amazonas' und dessen Seitenarmen. 
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Mit dem Kautschukboom kamen Menschen aus den unterschiedlichsten Ländern nach 

Manaus. Die Zuwanderung bestimmt bis heute das bunte und facettenreiche Straßenbild 

der Stadt. Für die Menschen in Manaus hatten der Kautschukboom und das schnelle 

Industriewachstum der letzten Jahrzehnte weitreichende Folgen. Viele junge Menschen und 

Familien kamen und kommen aus entlegenen Dörfern der gesamten Amazonasregion, um 

hier Arbeit zu suchen und Schulbildung für ihre Kinder zu garantieren. Wirtschaftskrisen 

führen daher zur Verarmung der Arbeiterviertel und zu steigenden Kriminalitätsraten. 

Manaus ist eine Stadt, die so voller Kontraste ist und die moderne Zeit, Geschichte und 

indigene Kultur Brasiliens verbindet. Zu den bekanntesten Sehenswürdigkeiten gehören die 

imposanten Bauten aus der Zeit des Kautschukbooms, wie das Opernhaus Teatro 

Amazonas, der Rio Negro Palast und der Justizpalast. 

Um die exotischen Waren, Früchte und Lebensmittel kennenzulernen, bietet die historische 

Markthalle ein eindrucksvolles Geruchs- und Geschmackserlebnis. Die benachbarten 

Hafenanlagen entlang des Amazonas' sind meist überfüllt mit regionalen Holzbooten, die 

zum Transport, Fischfang, als Hausboot oder als Passagierschiff dienen. Hier tragen 

Warenhändler Früchte, Fische und andere exotische Produkte zu den anliegenden 

Markthallen, Familien liegen in den Hängematten auf den Booten und warten auf die 

Abfahrt, Fischer werfen ihre Netze aus und die Luft ist durchströmt vom Duft der Tacacá-

Suppen. Auf der anderen Straßenseite beginnt direkt die Altstadt von Manaus, mit dem 

berühmten Opernhaus, kleinen Gassen und bunten Häusern. Nur einige Gehminuten 

entfernt liegt die moderne Einkaufsstraße mit klassischen Geschäften und fliegenden 

Händlern, die alles von frisch gepresstem Orangensaft und Hängematten bis hin zu 

Handyzubehör zum Kauf anbieten.2 

4. Der einzigartige Lebensraum Amazoniens 

Die neun Staaten des Amazonasgebiets beziehen große Teile  ihrer Einnahmen  aus der 

Verwertung von Rohstoffen, Öl, Gas und Holz. Die Staaten und ihre Einwohner leben de 

facto auf Kosten der natürlichen Ressourcen ihrer Umwelt, im Gegensatz z.B. zu Menschen 

in rohstoffarmen Ländern wie der Schweiz, die keine vergleichbaren Rohstoffvorräte 

besitzen. Ressourcen führen nicht unbedingt zu Wohlstand. 

Der größte Regenwald der Erde wächst auf Böden, die zu den nährstoffärmsten der Welt 

gehören. Doch immer wieder stoßen Siedler und Ureinwohner in den Weiten des 

Amazonas-Regenwaldes auf kleine Flächen mit mächtigen humusreichen Böden. Es sind 

Schwarzerden, die sogenannte "Terra Preta". 3 

 

                                                             
2 Quellen: www.funai.gov.br, www.ibge.gov.br, www.univie.ac.at, www.wikipedia.org 
: Aventura do Brasil. Drama in Manaus: Corona und kein Sauerstoff. Die Intensivstationen sind voll und jetzt 
fehlt auch noch Sauerstoff. Der explosionsartige Anstieg der Corona-Infektionen hat in Brasiliens Amazonas-
Metropole Manaus zum Kollaps des Gesundheitssystems geführt. Deutsche Welle, 19.01.2021 
3   Terra Preta - das Erbe der Amazonas-Kultur: Bodensanierung -Die Böden sind weltweit durch die industrielle 
Landwirtschaft ausgelaugt. Die Schwarzerde, die die untergegangene Indiokultur hinterlassen hat, könnte die 
Rettung sein. Bei diesem Beitrag handelt es sich um ein Blog aus der Freitag-Community. Die so genannte 
Grüne Revolution versprach in den 60ern, die Krise der Nahrungsmittelversorgung der Welt zu lösen. 
Inzwischen zeigt sich, dass sowohl hybride und ggf. genmanipulierte Hochertragssorten nicht die Lösung sind, 
als auch die industrielle Landwirtschaft eher negative als positive Auswirkungen hat. Nicht nur werden so 
große, global agierende Konzerne bevorzugt, während lokale Landwirtschaftsstrukturen weltweit 
zusammenbrechen, sondern es wird auch die Saatgutvielfalt vernichtet, Pestizide verseuchen den Boden, die 
Menschen und die landwirtschaftlichen Produkte.  
http://plan-alternative.de/wp-content/uploads/2013/11/Wheat-haHula-ISRAEL2-wikipedia-User-H20.jpg 



Seite 27 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 

Sie ist das Vermächtnis einer längst untergegangenen Kultur, die einst in Amazonien lebte. 

Es war um das Jahr 1540, als der Dominikanermönch Fray Gaspar de Carvajal zusammen 

mit dem spanischen Eroberer Francisco de Orellana als erster Europäer den Amazonas von 

den peruanischen Anden bis zu seiner Mündung in den Atlantik bereiste. In seinen 

Aufzeichnungen berichtet er unter anderem von zahlreichen Siedlungen, die sie auf ihrer 

3000 Kilometer langen Fahrt passierten. 4 

Außerhalb von Manaus ist der einzigartige Dschungel Amazoniens   bedroht und schrumpft 

von Jahr zu Jahr. Mit der Erschließung von Amazonien wird sowohl der Amazonasstrom als 

auch der Amazonas-Regenwald durch den Abbau natürlicher Ressourcen wie Holz, Gold, 

Erdöl und Erz oder Großbauprojekte unwiederbringlich zerstört.  

Der Amazonasstrom schlängelt sich nahezu 7000 km durch den ganzen südamerikanischen 

Kontinent - von den schneebedeckten Anden im Westen durch das Amazonasbecken nach 

Osten bis zum Atlantik. Er ist der größte Strom unseres Planeten und bildet mit seinen über 

1000 Nebenflüssen gleichzeitig auch das größte Flusssystem der Erde. 

Die Flussufer des Amazonas und seiner Seitenarme sind Heimat für traditionelle 

Flussbewohner und eine beeindruckende Tier- und Pflanzenwelt. Während in den Flüssen 

Europas rund 500 Fischarten vorkommen, gibt es im Amazonasbecken weit mehr als 3000 

Fischarten. Darunter der urzeitliche Pirarucu, der größte Süßwasserfisch der Welt, Piranhas 

mit spitzen Zähnen, Zitteraale und der gefürchtete Candirú. Forscher vermuten, dass in den 

trüben Gewässern weitere etwa 3000 Fischarten bisher unentdeckt leben. 

Der Nationalpark Yasuní in Ecuador bietet die weltweit höchste Artenvielfalt der Natur sowie 

kostbarste Bodenschätze: 1,7 Milliarden Barrel Rohöl liegen unter dem Fluss. Im 

Nationalpark sind die ersten Ölplattformen in Betrieb. Naturschützer und Ureinwohner 

kämpfen um die letzten Wildnis Gebiete. Gelegen zwischen dem Äquator und den 

Ausläufern der Anden, gilt der Nationalpark Yasuní als artenreichster Fleck der Erde. Die 

üppige Fülle an Tieren und Pflanzen bietet teils noch immer die Lebensgrundlage indigener 

Völker – vor allem der Huaorani –, die bisher keinen Kontakt mit der Außenwelt haben. 

Für Zoologen ist der Nationalpark eine Quelle immerwährender Faszination: Allein im 

Yasuní leben anderthalbmal so viele Amphibienarten wie in den USA und Kanada 

zusammen. Diese Vielfalt findet sich in jedem Bereich der Flora, Fauna oder Pilze wieder:  

Es gibt 100 000 Insektenarten pro Hektar, die allermeisten davon unbekannt. Nicht nur bietet 

der Yasuní über 130 vom Aussterben bedrohten Arten ein Refugium. Er beherbergt rund 15 

Prozent aller Arten weltweit. 

 

5. Ölverseuchter Regenwald 

Wieso wird Regenwald für Erdöl gerodet?5 Mit einem Anteil von mehr als einem Drittel am 

Energieverbrauch ist Erdöl der wichtigste Energieträger weltweit. Oft geraten die Natur und  

                                                             
4 Planet Wissen, Amazonien, 18.01.2019. 
5 Eine Erderwärmung von zwei Grad Celsius oder mehr bis zum Jahr 2050  wird katastrophale Folgen für das 
Leben auf unserem Planeten (Dürren, Überschwemmungen, Wetterextreme) haben – insbesondere für die 
Menschen in den ärmeren Teilen der Welt, den Küstenregionen und  den vom steigenden Meeresspiegel 
bedrohten Südseeinseln.  Doch in den knapp vier Jahrzehnten, die seit Veröffentlichung von »Grenzen des 
Wachstums« durch den Club of Rome vergangen sind, ist der ökologische Wandel unter kapitalistischem 
Vorzeichen kaum vorangekommen: Unsere Produktionsweise, insbesondere in den nördlichen Teilen der 
Welt, ist noch immer Ressourcen vernichtend. Ökologische Effekte, die durch den Ausbau erneuerbarer 
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ihre Bewohner dabei ins Hintertreffen. Ressourcenreichtum hemmt die wirtschaftliche 

Entwicklung der Region, besonders der Ureinwohner, eher als sie zu fördern.  

Rohstoffexporte verursachen beispielsweise eine Aufwertung des Wechselkurses, was 

andere Exportprodukte und Nahrungsmittelimporte verteuert. Die enormen Gewinne, die 

sich mit dem Verkauf von Rohstoffen erzielen lassen, sorgen dafür, dass diese Staaten 

politisch unstabil bleiben. Weil die Gewinne äußerst ungleich verteilt werden, zu Gunsten 

der Besitzenden, während die Armen wie immer leer ausgehen.  

Der Tropenwald über den fossilen Ressourcen wird bei der Erschließung gerodet. Entgeht 

der Wald dem Kahlschlag, werden jedoch zumindest breite Schneisen für die Infrastruktur 

– Anlagen, Straßen und Pipelines – geschlagen. Zudem wird der Wald durch die Straßen 

nicht nur für die Förderkonzerne besser zugänglich. Da das Eindringen in den Wald mit 

schwerem Gerät und der Abtransport des geschlagenen Holzes leichter werden, 

beschleunigt sich die Rodung des Waldes, nicht mehr vom Rand her, sondern in hohem 

Maße von innen heraus, wodurch die Waldflächen weiter fragmentiert werden und 

zusammenhängende Waldgebiete schrumpfen. Die Rodung des Waldes eröffnet große 

Flächen für das Anlegen verschiedener Plantagen. Futtermittel für den Export (Mais, Soja, 

Palmöl) werden z.B. für den Export nach Deutschland auf einer Fläche angebaut, die die 

Fläche der BRD bei weitem übersteigt. 

Das aus Ecuador importierte Viehfutter wird in Deutschland zur Aufzucht von Rindern, 

Schweinen und Geflügel verwandt.6 Deutschland zählt zu den großen 

Nahrungsmittelexporteuren. In den Tiefkühltruhen deutscher Supermärkte werden die 

Fleischprodukte konkurrenzlos billig angeboten, was zu entsprechend hohem Konsum von 

Fleisch in Deutschland führt. Die Kosten des zu hohen Fleischkonsums für das deutsche 

Gesundheitssystem sind bekannt 7.  

Die Rohstoffindustrie ist unter anderem für die Verschmutzung des Regenwalds in der 

Amazonas-Region «Sacred Headwaters8» verantwortlich ist. Dort lebt rund eine halbe 

Million Menschen indigener Völker. Wegen der verschmutzten Flüsse hatten einige 

Siedlungen vorübergehend kein Trinkwasser. Im April letzten Jahres barst beispielsweise 

eine Pipeline. So gelangte Rohöl in den Coca-Fluss, in einem Gebiet, das schon über Jahre 

von der Chevron-Texaco Oil Company mit Giftmüll belastet worden war.9   

                                                             
Energien oder durch effizientere Energienutzung entstanden sind, werden durch das weitergehende 
Wirtschaftswachstum und immer mehr Menschen wieder “aufgefressen“. 
6 Bundestagsfraktion Die Grünen, Nachhaltiger Wohlstand, Der Wohlstand von morgen ist mehr als nur 
Wachstum, 27.09.2020. 
7 Prominente Vertreter der globalen Elite wie Bill Gates, Klaus Schwab und Prinz Charles reden vom 
nachhaltigen Wirtschaften.  Sie wollen eine Ökologie, die nicht länger im krassen Widerspruch steht zu einer 
Ökonomie, die die Welt zur Erschöpfung der Ressourcen und fast zum Klimakollaps geführt hat. 
8 Jean Laville ist seit 2012 Partner von Conser Invest, ein unabhängiges Unternehmen für nachhaltige 
Anlagelösungen und stellvertretender CEO von Swiss Sustainable Finance. Er ist seit über 20 Jahren im 
Bereich Responsible Investment tätig mit quantitativen Tools zum systematischen Screening des 
Fondsuniversums. 
9 Seit der Explosion auf der Ölplattform Deepwater Horizon im Golf von Mexiko, der zweitschwersten 
Ölkatastrophe aller Zeiten, sind die möglichen Auswirkungen unserer Ölabhängigkeit wieder in aller Munde. 
Aber Förderung und Transport des begehrten Rohstoffes waren von je her mit hohen Risiken verbunden. 
Havarierte Supertanker, explodierende Bohrinseln oder marode Pipelines verursachten immer wieder 
Umweltkatastrophen – mit fatalen Folgen für die verschiedensten Ökosysteme. Risikofaktor Bohrinsel: Auf 
Bohrinseln kommt es immer wieder zu Zwischenfällen mit zum Teil dramatischen Konsequenzen. Bei 
Tiefbohrungen wird ein unter starkem Druck stehendes unterirdisches Ölreservoir angezapft. Um eine 
kontrollierte Förderung zu ermöglichen, wird eine Bohrflüssigkeit mit hoher Dichte in das Bohrloch geleitet und 
so ein Gegendruck aufgebaut. Strömt beispielsweise von nahe gelegenen Ölvorräten plötzlich weiteres Öl 
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« Unser Land wurde verseucht. Es ist mit Öl durchtränkt. Das ist ungerecht. Es gibt kein 

Trinkwasser, keine Bildung und keine Gesundheit», sagt Marlon Vargas, Präsident der 

Konföderation der indigenen Völker des ecuadorianischen Amazonas (Confeniae). Die 

Ölförderung entlang der Nebenflüsse des Amazonas ist seiner Meinung nach «eine 

Umweltsünde und menschenfeindliche Ausbeutung». 10 11 

Für diese "Kronjuwelen" des Naturschutzes sind das schlechte Nachrichten. Die nötigen 

Straßen sind Türöffner für Jäger, Holzfäller und neue Siedler. Eine solche Entwicklung 

zeigte sich schon in vielen Gebieten im westlichen Amazonien, die für die 

Rohstoffgewinnung "erschlossen" wurden. Ecuador steht hierfür exemplarisch, denn große 

Regionen in seinem Amazonasgebiet leiden noch unter den Spätfolgen der Ölförderung 

durch Texaco, die in den 1960er Jahren begann und bis heute andauert: Immer wieder 

verseuchten Leckagen Flüsse und Seen mit Öl; noch heute finden sich morastige Ölsümpfe 

im Dschungel, die eigentlich von dem Ölunternehmen beseitigt werden müssten. Wegen 

der Umweltschäden wurde Chevron, das Texaco übernommen hat, zur Zahlung einer  

 

                                                             
nach, entstehen Druckschwankungen. Wenn diese nicht kompensiert werden können, kommt es zu einem so 
genannten Blowout. Darunter versteht man ein unkontrolliertes Austreten einer Mischung aus Erdgas und 
Erdöl, die extrem leicht entzündlich ist. Bei einem Blowout besteht also höchste Feuer- und Explosionsgefahr. 
Oft entstehen so Brände, die nur sehr schwer unter Kontrolle gebracht werden können. 
Und auch der Golf von Mexiko war vor "Deepwater Horizon" bereits Schauplatz eines schweren Bohrinsel-
Unglücks. Ein durch einen Ausfall der Bohrspülung verursachter Blowout sorgte am 3. Juni 1979 für eine 
Explosion auf der Plattform "Ixtoc I". Das Bohrloch konnte erst nach neun Monaten und mehreren 
Entlastungsbohrungen geschlossen werden. Bis dahin waren Schätzungen zufolge zwischen 400.000 und 1,5 
Millionen Tonnen Rohöl ausgetreten. Deepwater Horizon – Wie das Öl die Korallenriffe im Golf von Mexiko 
angreift 
 (Deutschlandfunk, Forschung aktuell, 29.07.2014). Vgl. Das Erbe der Ölpest, (Deutschlandfunk, Forschung 
aktuell, 19.04.2013), vgl. Milliardenzahlung für Deepwater-Horizon-Unglück (Deutschlandfunk, Umwelt und 
Verbraucher, 04.01.2013). http://plan-alternative.de/wp-content/uploads/2013/11/Wheat-haHula-ISRAEL2-
wikipedia-User-H20.jpg 
10 Indigene Gruppen im Amazonasgebiet: Die indigene Gruppe der Kichwa in Ecuador verfasste den „Brief 
gegen das Vergessen“. Im August 2020 meldete die Organisation Konföderation der Indigenen Nationen des 
Ecuadorianischen Amazonasgebiets (CONFENIAE) 3.303 Infektionen und 80 Todesfälle in Zusammenhang 
mit Covid-19 unter der indigenen Bevölkerung. Die indigenen Gemeinschaften im Amazonasgebiet, zu denen 
etwa 290.000 Menschen zählen, werden seit Jahren diskriminiert. Es fehlt ihnen an Trinkwasser, 
Nahrungsmitteln, medizinischer Versorgung und Covid-19-Tests. Eine Ölkatastrophe am 07. April 2020 und 
saisonale Überschwemmungen haben die Nahrungs- und Wasserquellen vieler Gemeinschaften verschmutzt 
und das Infektionsrisiko zusätzlich erhöht. Planet Wissen, Amnesty International, Indigene Gruppen im 
Amazonasgebiet, 28. November 2020. 
11 Rund 13 Prozent des brasilianischen Staatsgebietes wird von Indigenen bewohnt und waren bislang 
geschützt – das hat auch den Regenwald gerettet. Doch Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro will die 
Schutzgebiete für Bergbau, Energiegewinnung und andere wirtschaftliche Ausbeutung freigeben. Bolsonaro 
will vor allem das Amazonasgebiet stärker wirtschaftlich nutzen und weitere Rodungen zulassen.  
Präsident Bolsonaro spricht von einem großen Schritt und einem Traum, der jetzt wahr werden solle. Seine 
Gegner werfen ihm vor, nun den lange geplanten großen Angriff auf die Gebiete der Indigenen einzuleiten. 
Präsident Bolsonaro hat ein Gesetz auf den Weg gebracht, das die indigenen Gebiete Brasiliens zur 
Ausbeutung frei gibt. Unternehmen sollen in den Reservaten künftig Bodenschätze wie Gold, Erdgas und Öl 
fördern dürfen. Auch der Bau von Kraftwerken soll möglich werden. Die Indigenen, denen diese Gebiete 
gehören, müssten zwar gefragt werden, sie hätten aber kein Veto-Recht, um die wirtschaftliche Nutzung zu 
verhindern. In der Praxis wird der bestehende Schutz der indigenen Gebiete durch das geplante Gesetz 
aufgehoben. Es geht um ein Milliardengeschäft. 486 Reservate gibt es über ganz Brasilien verteilt. Viele sind 
winzig, aber gerade im ökologisch wertvollen Amazonasbecken wurden den Völkern zum Teil auch große 
Urwaldgebiete übertragen. Das größte indigene Gebiet, das Reservat der Yanomami im äußersten Norden 
Brasiliens, ist größer als Ungarn. Zusammen nehmen die indigenen Gebiete ein Achtel der Fläche Brasiliens 
ein. Auf diese Reservats Flächen haben Bolsonaro und die Lobbys, die hinter ihm stehen, es abgesehen. 
Umweltschützer sind entsetzt. Denn bis jetzt sind indigene Gebiete gut geschützt. In den meisten Territorien 
der indigenen Völker sind die Wälder noch weitgehend intakt. 
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Milliardenstrafe verurteilt. Dabei hat die Erschließung der Ölförderung in artenreichen 

Tropenwäldern wie im Nationalpark Yasuní unabsehbare ökologische Konsequenzen. 

Angefangen bei der Tatsache, dass Nacht für Nacht zahllose der Wissenschaft bislang noch 

unbekannte Insektenarten in den Gasfackeln verbrennen würden. In Wäldern, in denen Öl 

gefördert wird, werden 90 Prozent aller Arten ausgerottet.  

Noch verheerender wirkte sich die Erschließung auf den Waldbestand aus, denn mit den 

Straßen kam die Landwirtschaft, für die große Flächen gerodet wurden. Wilderer erhielten 

erleichterten Zugang, um Tiere wie Großkatzen, Hirsche, Wildschweine oder Vögel zu 

jagen. Zudem verschrecken Explosionen die Fauna: Mit den Sprengungen löst man 

seismische Wellen aus, mit denen man die unterirdischen Lagerstätten aufspürt und 

abmisst. Verschiedene indigene Völker wurden an den Rand gedrängt, eines verschwand 

im Zuge der Exploration sogar völlig: Der Stamm der Sansahuari existiert nur noch als Name 

eines Ölfelds. 

Angesichts der Fördermengen, die beispielsweise unter dem Yasuní-Block und anderen 

Reservaten liegen, muss man sich ohnehin fragen, warum diese Naturschutzgebiete 

geopfert werden sollen: Die geschätzten 920 Millionen Barrel aus dem Yasuní würden den 

Weltbedarf nur für elf Tage decken. Auch 80 Prozent des benachbarten peruanischen 

Amazonasgebiets sind betroffen – wiederum inklusive verschiedener Reservate. Proteste 

gegen den erleichterten Zugang für Ölfirmen zu ihrem Land führten dort zu blutigen 

Scharmützeln zwischen Armee und Indigenen.12 

Die Aktivitäten rund um die Ölexploration in Nationalparks verstoßen dabei meist nicht nur 

gegen nationale Umweltgesetze, sondern auch gegen internationale Vorgaben und 

Abkommen der Weltnaturschutzbehörde IUCN13oder der Welterbe-Kommission der 

Vereinten Nationen. Natürlich muss man die ökonomischen Interessen der betroffenen 

Länder berücksichtigen, für die ein Export des Erdöls wertvolle Devisen einbringt oder der 

Verbrauch im Land Importabhängigkeiten und Handelsdefizite verringert. 

 

6. Shell und die Neue Klimapolitik 

 

Shell will sein Geschäft mit fortschreitender Energiewende umbauen. Das kündigte der 

Vorsitzende der Geschäftsführung der Deutsche Shell Holding GmbH, Fabian Ziegler, am  

                                                             
12 Die Pläne der Öl- und Gasausbeutung in Amazonien existieren schon seit vielen Jahren, auch bereits vor 
dem Amtsantritt von Präsident Jair Bolsonaro. Jedoch passen sie gut in das Programm dieses Präsidenten 
und seines Umweltministers Ricardo Salles. Beide kämpfen seit langem für eine wirtschaftliche Ausbeutung 
des Regenwaldes. Erst kürzlich gab die Regierung ein Programm bekannt, durch das neue Gebiete für den 
Bergbau in Amazonien erschlossen werden sollen. Die konservative Regierung baut zudem systematisch 
Umweltauflagen ab, hat kritische Wissenschaftler und Beamte entlassen und wettert regelmäßig gegen 
Umweltschutzorganisationen. Ende September erklärte Präsident Bolsonaro in einem Livevideo, geschützte, 
indigene Gebiete für die wirtschaftliche Ausbeutung freigeben zu wollen. Dies begründete er damit, dass es 
im Land „entwickelte Indios“ gebe, die „mehr Freiheit über ihre Länder“ benötigten. Indigene Aktivisten 
bezeichneten die Aussagen des Präsidenten als „rassistisch“. 
In der 350.org-Pressemitteilung über die Auktion in Rio de Janeiro kommt auch der indigene Anführer Ninawá 
Huni Kui zu Wort. „Der Amazonas-Regenwald darf nicht als Produkt für das große Geschäft behandelt 
werden“, sagt der Präsident einer Assoziation der Huni Kui-Indigenen aus dem nördlichen Bundesstaat Acre. 
„Der Wald ist so wichtig für das Leben weltweit. Es ist wichtiger als Geld und Öl.“ (taz, Ölförderung im 
Amazonas, Brasilien versteigert Lizenzen, 04.12.2020.) 
13 IUCN: The International Union for Conservation of Nature is ,,,,,the global authority on the status of the 
natural world and the measures needed to safeguard it.  
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29. September in Berlin an. „Wir unterstützen Deutschland, ein Land mit netto null 

Emissionen zu werden. Die Transformation von Shell in Deutschland hat begonnen und wird 

sich beschleunigen“, sagte Ziegler.14 

Dazu hat Shell einen entsprechenden Plan entworfen, wie das Unternehmen in Deutschland 

die eigenen Treibhausgasemissionen und jene, die entstehen, wenn Kunden Shell Produkte 

verbrauchen, binnen eines Jahrzehnts um über ein Drittel senken oder kompensieren 

könnte. Das entspricht rund 30 Millionen Tonnen pro Jahr beziehungsweise rund einem 

Zehntel des CO2-Reduktionsziels der deutschen Bundesregierung bis 2030. „Wir glauben, 

dass das gelingen kann, wenn gleichzeitig die Politik für die notwendigen 

Rahmenbedingungen sorgt und Kunden vermehrt CO2-ärmere Produkte nachfragen“, sagte 

Ziegler. Shell will unter anderem:15 

◾ führender Anbieter von grünem Wasserstoff für Industrie- und Transportkunden  

   werden, die Elektrolyse-Kapazität in der Rheinland Raffinerie verzehnfachen und  

   weitere H2-Projekte untersuchen, 

 

◾ sich durch Offshore-Wind oder kombinierte Offshore-Wind-/Wasserstoff-Produktion  

   an der Produktion erneuerbarer Energien in Deutschland beteiligen, 

 

◾ bis 2030 rund 1000 Schnellladesäulen an seinen Tankstellen errichten, 

◾ die Rohöl-Raffinerie im Rheinland in einen kohlenstoffarmen Energiepark  

   transformieren mit weniger Rohölverarbeitung, mehr Einsatz regenerativer  
   Eingangsstoffe sowie klarem Fokus auf zukunftsorientierte Energielösungen und  
   Spezialchemieprodukten. 
 

„Als Schlüsselmarkt für die Shell Gruppe ist der Umbau des Geschäftes entscheidend für 

die Ambition von Shell, bis 2050 oder früher ein Netto-Null-Emissions-Energieunternehmen 

zu werden, im Einklang mit unseren Kunden und der Gesellschaft. Shell beabsichtigt, seine 

globalen Ambitionen auf dreierlei Weise umzusetzen. Zunächst, indem wir bei der 

Herstellung aller unserer Produkte die Konzentration an Treibhausgasen in der Atmosphäre 

nicht weiter erhöhen. Zweitens, indem wir die Ambition für den Netto-CO2-Fußabdruck 

unserer Energieprodukte deutlich verschärft haben. Mittelfristig soll dieser bis 2035 weltweit 

anstelle von 20% um durchschnittlich 30% und längerfristig bis 2050 anstelle von 50% um 

durchschnittlich 65 % sinken. Drittens, indem wir mit Wirtschaftssektoren 

zusammenarbeiten und sie darin unterstützen, Wege hin zu Netto-Null-Emissionen zu 

entwickeln. Und wir werden mit Kunden, die zur Mitte des Jahrhunderts hin weiterhin 

Emissionen verursachen, gemeinsam nach Wegen suchen, diese soweit wie möglich zu 

senken und verbleibende Emissionen zu kompensieren.“ 

Auch die neue Klimapolitik der Biden-Administration der USA  sowie der „New Green Deal“ 

der Europäischen Union und der „Great Reset“ des World Economic Forums in Davos 

zeigen ein neues Verständnis von nachhaltiger Klimapolitik, grünem Kapitalismus und  

 

                                                             
14 Shell-Deutschland-Chef Fabian Ziegler zieht in den Vorstand des Hamburger Branchennetzwerks für 
erneuerbare Energien ein. Hamburger Abendblatt, Wirtschaft – Hamburg gründet Branchen-Netzwerk für 
Wasserstoff, 23.02.2021, 13:04. 
15 Anfragen zu Shell in Deutschland: Telefon: + 49 40 6324 5290, Email: shellpresse@shell.com. Anfragen 
zu Royal Dutch Shell plc: Pressebüro Shell International:  +44 20 7934 5550 (28.04,2021) 
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grünem Konsum.16 Als Ursula von der Leyen, Präsidentin der EU-Kommission, im 

Dezember 2019 den „Green Deal” für Europa ankündigte, wagte sie kühne Vergleiche. Mit 

einer ganzen Serie von neuen Gesetzen gelte es, „unsere Wirtschaft mit dem Planeten zu 

versöhnen”, versprach sie. Darum sei das Programm der „Beginn einer Reise” und zugleich 

Europas „Mondmission”, vergleichbar also den gewaltigen Unternehmen, mit denen die 

Russen einst den Astronauten Jurij Gagarin in den Weltraum sandten. Die Amerikaner 

entsandten den Astronauten Armstrong als ersten Mann auf den Mond. „Ein kleiner Schritt 

für mich, ein großer Schritt für die Menschheit“. Das klang gut und verhieß Hoffnung. Heute 

fragen wir: Wie kann die Welt trotz fortschreitender Erschöpfung fossiler Ressourcen und 

Zerstörung  

der Umwelt gerettet werden? Wie kann die neue grüne und nachhaltige Industrie eine 

Umwelt retten, bevor   sie durch die Folgen des klassischen Kapitalismus und der 

Globalisierung untergeht? 

Unterstützung für US Präsident Joe Bidens neue Klimapolitik kam von überraschender 

Seite. So erklärte die größte Gewerkschaft der Kohlearbeiter der USA, die United Mine 

Workers of America (UMWA), sie werde die Pläne des Präsidenten für einen 

klimafreundlichen Umbau der Wirtschaft akzeptieren. Offenbar kommt es der UMWA 

inzwischen sinnlos vor, für die traditionelle (alte) Industrie als Einkommensgrundlage ihrer 

Mitglieder zu kämpfen: "Der Wandel kommt, egal, ob wir ihn suchen oder nicht." 

Doch die UMWA stellt Bedingungen. Als Gegenleistung fordert sie neue Jobs. "Wir 

brauchen gewaltige Investitionen", sagte ihr Präsident Cecil Roberts. Die Gewerkschaft 

verlangt, dass Bidens Regierung Wind- und Solarfirmen subventioniert, die sich in den 

Kohleregionen ansiedeln wollen; dass sie die Erforschung von Techniken fördert, die das 

Treibhausgas Kohlendioxid in der Erde speichern; dass sie die Arbeiterinnen umschult und 

denen Geld gibt, die dann doch keine Anstellung mehr finden. "Am Ende müssen immer wir 

mit dem Klimawandel umgehen und Bergwerke schließen", sagte Roberts. (Der 

Tagesspiegel, 20.04.2021)  

 

7. Banken finanzieren die zukünftigen Ölkatastrophen 

Die Verschuldung der Entwicklungsländer bei internationalen Banken wie der Weltbank ist 

dramatisch gestiegen. Die Zwangslage der Entwicklungsländer wurde genutzt, ihnen über 

die Strukturanpassungsprogramme ein entwicklungspolitisch äußerst problematisches 

Wirtschaftsmodell aufzuzwingen. Produktionen für den Weltmarkt und rigorose Ausbeutung 

von Bodenschätzen wie Gold, Kupfer oder Öl werden gefördert, um die Zinsen zu bezahlen,  

 

                                                             
16 Europa soll bis 2050 der erste klimaneutrale Kontinent werden. Das hat die EU mit dem „New Green Deal“ Ende 2019 

angekündigt. Ziel ist, die Kohlenstoffemissionen zu verringern sowie Wälder, Landwirtschaft, umweltfreundlichen 

Verkehr, Recycling und erneuerbare Energien zu fördern. Der geplante radikale Umbau der wirtschaftlichen und sozialen 

Strukturen Europas, genannt „GREEN DEAL“, also die Schleifung alter Industrien (Auto und Stahl) und der Aufbau völlig 

neuer auf Elektrizität oder Wasserstoff beruhender Produktionssysteme, ist gewollt.    Gerd Kloewer: Flucht, Vertreibung 

und Umwelt In Zeiten der Pandemie. Vom Aralsee bis Andalusien. Wie aus der Klimabewegung 30 Jahre nach den 

„Grenzen des Wachstums“ eine grüne emissionsfreie ökologische Gesellschaft wird, S.  47 – 78 in: AGOMWBW-

Rundbrief Nr. 785 vom 04.03.2021. 

 



Seite 33 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 

Währenddessen werden Lebensmittelimporte für die ärmere Bevölkerung teuer mit Devisen 

bezahlt, mit der Folge weiterer Verschuldung.   Die Entwicklungsländer haben Jahre 

langgigantische Summen an Schuldendienstzahlungen geleistet. Willy Brandt bezeichnete 

einst die Schuldendienstzahlungen aus dem Süden an den Norden als "Bluttransfusion vom 

Kranken zum Gesunden". Für die Beseitigung von Hunger und Armut in der Welt macht sich 

Willy Brandt ein Leben lang stark. In der von ihm geleiteten Nord-Süd-Kommission engagiert 

er sich ab 1977 für eine bessere Entwicklungszusammenarbeit und für Reformen der 

Weltwirtschaft. Die Kommissionsberichte von 1980 und 1983, die das gemeinsame 

Interesse aller Staaten am Überleben betonen, unterbreiten dazu zahlreiche Vorschläge. 

Vor allem fordert Brandt, mehr Geld für Entwicklung und weniger für Rüstung auszugeben. 
17 

Sechs Banken haben seit vielen Jahren Ölgeschäfte im Amazonasbecken mit  etwa zehn 

Milliarden Dollar finanziert – vom peruanischen und  ecuadorianischen Amazonas bis in die 

Vereinigten Staaten. Der fossile Brennstoff wird in einem der artenreichsten Regenwälder 

der Erde gefördert. Eine Ausweitung in den Yasuni-Nationalpark – einem UNESCO-

Weltkulturerbe – ist wahrscheinlich. Banken werden kritisiert, wenn sie schmutzige 

Geschäfte finanzieren. Sie finanzieren Ölgeschäfte im Regenwald und andere 

Umweltsünden. Während sich die Vorstände höhere Gehälter und Boni auszahlen, werden 

die Aktionäre nur mit ein paar Krümeln vom Kuchen, genannt  Dividende, abgespeist. 

Die französische Großbank BNP Paribas hat traditionell Unternehmen finanziert, die mit 

Rindfleisch und Sojabohnen handeln, und die zu großen Teilen aus Ländereien im 

Amazonasgebiet stammen.  BNP war einst das weltweit wichtigste Institut zur 

Handelsfinanzierung von Krediten an Rohstoffhändler, die im ecuadorianischen Regenwald 

gefördertes Erdöl kaufen und verkaufen.   Um sich abzusichern, lassen die 

Rohstoffkonzerne die Käufe der Raffinerien durch «letters of credit» von den Banken 

vorfinanzieren. Die Schweiz ist die größte globale Drehscheibe für Handelsfinanzierungen, 

nach  dem Vereinigten Königreich (UK). 

Heute wird das Finanzieren von Rohstoffgeschäften für Banken zunehmend zum 

Reputationsrisiko. Der neuste Bericht der Umweltorganisation Stand.earth setzte mehrere 

Banken unter Druck, öffentlich Stellung zu beziehen.18 Im Januar 2021 gab neben ING, BNP 

Paribas und Credit Suisse auch die niederländische Rabobank bekannt, die Finanzierung 

der Öl-Geschäfte Anfang 2020 eingestellt zu haben. Auf Anfrage von swissinfo.ch bestätigt 

die Credit Suisse, dass sie den Handel mit ecuadorianischem und peruanischem Öl nicht 

mehr unterstützen werde. Eine Schutzbehauptung? 

Auch die Weltbank und der internationale Währungsfonds wollen in Zukunft ethische 

Projekte fördern und keine Ölbohrungen mehr im Golf von Mexico, in Guayana oder im 

Amazonas von Ecuador.  Aber die Realität ist oft eine andere: Die Weltbank gibt sich gern  

                                                             
17Mitte Februar 1980 übergibt Willy Brandt den Kommissionsbericht mit dem Titel „Das Überleben sichern. 
Gemeinsame Interessen der Industrie -und Entwicklungsländer“ persönlich an UNO-Generalsekretär Kurt 
Waldheim, an Weltbankpräsident Robert McNamara und an US-Präsident Jimmy Carter. (Willy Brandt – 
Berliner Ausgabe, Bd. 8: Über Europa hinaus. Dritte Welt und Sozialistische Internationale, bearb. von Bernd 
Rother und Wolfgang Schmidt, Bonn 2006.) 
18 Stand.earth, Jahresbericht 2019, Wednesday August 12, 2020. Ein neuer Bericht der amerikanischen NGOs 
Stand.earth und Amazon Watch zeigt auf, welch zentrale Rolle die Schweizer Banken CS und UBS sowie die 
Genfer Filialen weiterer europäischen Banken beim Handel von Öl aus dem Amazonasgebiet in Ecuador 
spielen.  
Und wie europäische und insbesondere Schweizer Banken den Handel mit umstrittenem Öl aus der 
Amazonasregion in die USA finanzieren. Stand.earth, Jahresbericht 2019, 12.08.2020 
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als Klimaschützer. Doch Recherchen zeigen, dass sie Millionen investiert, um vor der 

Atlantikküste Guyanas in Südamerika eines der größten Öl- und Gasprojekte der Welt zu 

ermöglichen. Beim "One Planet Summit" vor zwei Jahren in Paris kündigte die Weltbank an, 

ab 2019 kein Geld mehr in die Öl- und Gasförderung zu stecken. Die Ankündigung wurde 

damals von Klimaschützern als "monumental" gefeiert. Das Klimaversprechen der 

wichtigsten Entwicklungsbank der Welt wurde als starkes Signal gedeutet: Hier übernimmt 

jemand "wirkliche Führung beim Klimaschutz". Recherchen der Umweltorganisation 

Urgewald zeigen jedoch, dass die Weltbank weiterhin große Summen in fossile Projekte 

steckt – nun aber zumeist indirekt.19 

Jüngstes Beispiel ist Guyana. Vor der Atlantikküste des kleinen Landes im Norden 

Südamerikas sind in den letzten Jahren so viele Öl- und Gasvorkommen neu entdeckt 

worden wie in den letzten 20 Jahren nicht mehr. Nach Angaben von Urgewald könnten aus 

den Ölfeldern gut 13 Milliarden Barrel Öl und 900 Milliarden Kubikmeter Gas geholt werden. 

Das würde insgesamt zu CO2-Emissionen von 860 Millionen Tonnen beim Öl und 1,7 

Milliarden Tonnen beim Gas führen. 20Guyana würde damit zu einem der größten 

Ölproduzenten Lateinamerikas aufsteigen. Da Guyana nur knapp 800.000 Einwohner hat, 

wäre es dann das Land mit dem höchsten Pro-Kopf-Ausstoß von Treibhausgasen. Damit 

Guyana die Ausbeutung der Reserven organisatorisch und administrativ stemmen kann, 

fördert die Weltbank das Projekt mit 50 Millionen US-Dollar. Das sei, argumentiert die 

Weltbank, reine "technische Hilfe". Damit werde keine Förderung von Öl und Gas finanziert. 

Ausgebeutet werden die Ölfelder durch die beiden US-amerikanischen Ölkonzerne Exxon 

Mobil und Hess sowie durch den chinesischen Konzern CNOOC. Nach Urgewald-

Recherchen finanziert die Weltbank dabei auch die Dienste einer Consultingfirma, die für 

Guyana die nötigen neuen Ölgesetze schreiben soll. Dieselbe Firma arbeitet auch für 

Exxon. "Das ist ein klarer Interessenkonflikt", sagt die Urgewald-Finanzexpertin Heike 

Mainhardt. "Nur für die Ölkonzerne ist das gut, nicht aber für die Bevölkerung von Guyana 

oder für das Klima." Im Februar 2020 hat ein Gericht in Guyana Klagen gegen das Projekt 

abgewiesen und den Ölkonzernen die Bohrung erlaubt – obwohl lediglich die Exxon-Tochter 

Esso die erforderliche Umweltgenehmigung vorweisen kann, während CNOOC und Hess 

keine entsprechende Genehmigung haben. Dennoch erteilte der Richter die Bohrerlaubnis  

 

                                                             
19 DIE WELTBANK IM KAMPF GEGEN ARMUT. Ein Kommentar von Kristalina Georgiewa, frühere Direktorin 
der Weltbank und jetzige Präsidentin des IWF: „Die Energiewende stieß beim Management der Weltbank 
lange Jahre auf wenig Gegenliebe. Die Weltbank steckt zulange ihre Investments in fossile Energien. Dahinter 
standen Konzerne wie BP, Exxon Shell. Die sind groß genug und brauchten die Unterstützung der Weltbank 
nicht. Die Weltbank muß   endlich aus der Ölfinanzierung aussteigen, zumindest schrittweise. Das Geld muß 
stattdessen in umweltfreundlichere Techniken flissen. Wenn die Erneuerbaren sich heute noch nicht rechnen, 
dann deshalb, weil sie die externen Kosten der fossilen Energien durch Umweltverschmutzung nicht 
berücksichtigt. So fördert sie eine völlig verzerrte Preisstruktur. Kein Wunder, dass immer noch zu wenig in 
Windkraft und Sonnenergie investiert wird. Außerdem: Nimmt die Weltbank die Nachhaltigkeit und 
Armutsbekämpfung wirklich ernst, muß sie in die Erneuerbaren investieren“. (Quelle: Kristalina Georgiewa: 
Ökonomin mit Disziplin und eisernem Willen. Die 65-jährige Bulgarin, frühere Geschäftsführerin der Weltbank, 
soll Präsidentin des Internationalen Währungsfonds werden. DER STANDART, Wien, 
https://www.derstandard.at/story/2000107045423/kristalina-georgiewa.) 
20 Urgewald-Campaignerin Ute Koczy, Guyana und das Öl, Kampagnen-Update Dezember 2020: Exxon reißt 
Guyana mit in die Tiefe: 13,6 Milliarden Barrel Öl und 960 Milliarden Kubikmeter Erdgas befinden sich im 
Meeresboden vor der Küste Guyanas. Selbst wenn nur die Hälfte der Öl- und Gas-Reserven verbrannt würden, 
könnten die daraus resultierenden Emissionen eine Millarde Tonnen CO2 übersteigen. Was sich dort im 
Atlantik vor dem kleinen südamerikanischen Land befindet, ist also eine regelrechte CO2-Bombe. Die Öl-
Multis ExxonMobil, Hess und CNOOC sind bereits dabei, das gigantische Ölfeld zu erschließen. (Urgewald, 
Georgetown, February 27th, 2020)   
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auf "Projektbasis", sodass die Genehmigung einer Firma für alle drei Firmen reicht. Die 

Kläger sind in Berufung gegangen. 

Auch innenpolitisch führt das Mega-Ölprojekt zu Spannungen. Vergangene Woche fanden 

in dem Land Regional- und Parlamentswahlen statt. Dabei geht es auch um die Frage, wie 

mit dem künftigen Ölreichtum umgegangen werden soll und wer davon in welcher Form 

profitiert. Bis heute liegen keine Wahlergebnisse vor. Der Internationale Währungsfonds 

(IWF) rechnet für dieses Jahr mit einem Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 30 Prozent, 

das Wirtschaftsnachrichtenportal Bloomberg sagte sogar 86 Prozent Wachstum voraus. 

Innerhalb der nächsten fünf Jahre könnte sich das Pro-Kopf-Einkommen laut IWF 

verdoppeln. Bislang ist Guyana eines der ärmsten Länder Lateinamerikas. 

Allerdings ist keineswegs gesagt, dass der Ölreichtum auch tatsächlich in der breiten 

Bevölkerung ankommt. Viele Länder, die durch Öl reich geworden sind, sind in Korruption 

versunken oder, wie Guyanas Nachbarland Venezuela, in komplettem Chaos. 

Wahrscheinlich ist, dass der lokale Ökotourismus-Sektor leiden wird. Auch die Tier- und 

Pflanzenwelt des tropischen Landes könnten durch mögliche Öllecks gefährdet werden. 

Klimapolitisch hat die Geschichte etwas Tragisches. Guyana, das selbst stark von der 

Klimakrise bedroht ist, hat in seinem Beitrag zum Paris-Abkommen versprochen, seinen 

Ökostromanteil bis 2025 auf 100 Prozent zu erhöhen – falls dafür rechtzeitig und 

ausreichend finanzielle Hilfe kommt. Um diese Hilfe hätte sich die Weltbank kümmern und 

damit ihr Versprechen von 2017 wahr machen können, sich für die Umsetzung des Paris-

Abkommens starkzumachen. Nun hilft sie dabei mit, Guyana zu einem fossilen Land zu 

machen. Die Entscheidung, das Ölprojekt in Guyana zu unterstützen, traf die Weltbank 

letztes Frühjahr. Deutschland, das vier Prozent der Stimmrechte hat, enthielt sich bei der 

Abstimmung. 

 

Wende bei Unternehmensverantwortung? 

Auslagerung oder Bereinigung von umweltbelastenden Geschäftstätigkeiten ist nicht ganz 

neu. Schon vor vielen Jahren haben Einzelhändler und Produzenten von Rohstoffen aus 

dem Amazonasgebiet branchenweite Nachhaltigkeits-Standards angekündigt. Allerdings 

waren viele dieser Standards unverbindlich und ihre Umsetzung wurde nicht von 

unabhängiger Seite geprüft. Doch der Druck auf den Rohstoffsektor steigt kontinuierlich. 

Rohstoffproduzierende Unternehmen und Rohstoffhandelsunternehmen erkennen die 

Umweltzerstörungen und Menschenrechtsverletzungen. Gilles Carbonnier, Professor für 

Entwicklungsökonomie am Graduate Institute in Genf stellt einen Wandel in der Branche 

fest, sich von Risikogeschäften zu trennen oder sich zumindest von diesen zu distanzieren. 
21 

Gilles Carbonnier meint: «Die gesellschaftlichen Erwartungen und Normen verlagern sich 

im Moment auch rasch in Richtung Klimawandel…. Das Amazonasbecken und der Erhalt 

des Regenwaldes werden zu einem  wichtigen Thema.» 22 

 

 

 

                                                             
21  Gilles Carbonnier, Humanitarian Economics – War, Disaster and the Global Aid Market (2015), New 
York/London: Oxford University Press/Hurst. 
22 Ders., ebenda 
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Die Schweiz als globales Zentrum für nachhaltige Finanzen 

Der bei den Unternehmen festgestellte Bewusstseinswandel steht durchaus in Einklang mit 

dem angestrebten Image des Schweizer Finanzplatzes. Zwei Jahre nach dem offiziellen 

Ende des Schweizer Bankgeheimnisses versucht die Schweiz, sich als globales Zentrum 

für nachhaltige Finanzdienstleistungen zu positionieren. Viele der größten 

Handelsfinanzierungsbanken sind Teil der Organisation Sustainable Finance Geneva 

(SFG), die eine Zusammenarbeit zwischen dem Genfer Bankensektor und dem 

internationalen Rohstoffkonzernen Genf anstrebt. Dazu gehören internationale 

Organisationen, Nichtregierungsorganisationen und Think Tanks. Jean Laville ist 

stellvertretender CEO von Swiss Sustainable Finance23, einer landesweiten 

Branchenvereinigung für nachhaltige Finanzierung, die der SFG angehört. Er ist der 

Auffassung, dass die Handelsfinanzierungsbanken vor einem «neuen Paradigma» stehen. 

Die Branche habe eingesehen, «auf der schlechten Seite der Geschichte zu stehen.» 

Mangelnde Transparenz bei Kreditvergaben 24  

Die Umweltorganisation Public Eye publizierte kürzlich einen Bericht zur Rohstoff-

Finanzierung, der eine mangelnde Transparenz bei der Vergabe von Krediten durch 

Schweizer Banken an die Händler dokumentiert. Die Banken seien im Detail nicht über die 

von ihnen finanzierten Geschäfte im Bilde. Die Banken haben überhaupt keine Ahnung, was 

(mit den Krediten bzw. der Finanzierung) 25 gemacht wird und woher die Händler kommen. 

Umweltschützer bezweifeln auch, dass die Banken wegen Umweltschutzbedenken die 

Finanzierung von Ölgeschäften einstellen, so wie es in Ecuador der Fall war. Laut einer 

neuerlichen Erklärung von Stand.earth sind einige Banken jedenfalls immer noch bemüht, 

keinerlei Aufmerksamkeit zu erregen. Im Januar kritisierten NGOs die französische Bank 

Natixis «als einzige Bank unter den Top sechs, die immer noch Geschäfte mit Amazonas-

Öl macht». Stand.earth, ist überzeugt, dass Natixis weiterhin Ölgeschäfte aus dem 

Amazonasgebiet finanziert. 

Die Schweizer Großbank UBS befindet sich im Fokus von Stand.earth. «Wir glauben, dass 

die UBS ohne eine proaktive Verpflichtung zur Beendigung der finanziellen Unterstützung 

für Amazonas-Öl derzeit keine 100-prozentige Garantie geben kann, dass ihre 

Bankaktivitäten negative Auswirkungen im Amazonasgebiet verhindern.» 

 

                                                             
23 Nachhaltige Finanzierung:  Jean Laville ist seit 2012 Partner von Stand.earth. Stand.earth, Jahresbericht 
2019, 12.08.2020. 
24 Hinschauen statt wegschauen! Public Eye wird dort aktiv, wo Wirtschaft und Politik Menschenrechte in 
Gefahr bringen. Mit mutigen Recherchen, scharfen Analysen und starken Kampagnen setzen wir uns 
gemeinsam mit 27‘000 Mitgliedern für eine Schweiz ein, die weltweit verantwortungsvoll handelt. Denn globale 
Gerechtigkeit beginnt bei uns. https://www.publiceye.ch/de 
25 Gibt eine Bank einem Unternehmen einen Kredit, folgt i.A. ein Kaufkrafttransfer von der Bank auf den 
Kunden. Den gleichen Effekt kann die Bank erzielen, wenn sie dem Kunden hilft, neues (Eigen-)Kapital im 
Finanzmarkt aufzunehmen, z.B. durch Ausgabe neuer Aktien. Prof. Dr. Dirk Honold kommentiert: 
„Finanzierungspartner sind häufig wie ein scheues Reh. Da Kapital aktuell im Überfluss vorhanden ist, müssen 
Kapitalgeber heutzutage immer mehr um Kapitalnehmer werben. Das gilt jedoch nicht unbedingt für 
risikotragendes Eigenkapital im Sinne von unternehmerischem Kapital: Bei Risikokapitalinvestitionen liegt 
Deutschland bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt unter dem europäischen Durchschnitt und auch die 
Kapitalmarkttiefe ist im OECD-Vergleich unterdurchschnittlich. Basel III/Solvency II erschweren und verteuern 
weiterhin die in der Vergangenheit leichter verfügbaren Kredite von Hausbanken. (Roedl & Partner, Energy+ 
Forum – Energie- und Umweltthemen für den Mittelstand, 08.06.2020.)  
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Swissinfo.ch konfrontierte die UBS mit der Kritik. In ihrer Stellungnahme gab es von Seiten 

der Schweizer Großbank keinerlei Hinweise zu einer Änderung der Geschäftspraktiken in 

Bezug auf Amazonas-Öl. Sie betont jedoch, «dass ein ständiger Dialog mit zahlreichen 

Stakeholdern und Nichtregierungsorganisationen geführt wird».  

Der ecuadorianische Bericht zu den Praktiken im Öl-Business dürfte einerseits einige 

Banken animiert haben, ihr «Reputationsrisiko» zu überdenken, wenn sie die «schmutzigen 

Geschäfte» weiterhin finanzieren. Die Klimafragen und der Anstieg der E-Mobilität haben 

ein Umdenken bei den Investitionen ausgelöst. 

Die Finanzinstitute könnten für die Menschen vor Ort allerdings noch wesentlich mehr tun. 

«Dass drei oder vier Banken endlich die Finanzierung des „schmutzigen“ ecuadorianischen 

Öls ausgesetzt haben, und stattdessen in nachhaltigen, umweltneutralen oder sogar 

„grünen“ Projekten investieren, das ist ein erster großer Erfolg für die Menschheit»,26 

bilanziert Marlon Vargas von der Konföderation der indigenen Völker des ecuadorianischen 

Amazonas.27  Einige Banken respektieren einfach nicht die Rechte der indigenen Völker.  

Sie verursachen großen Schaden für die Menschheit28  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                             
26   Für Geldanlagen mit ökologischen, ethischen, sozialen Aspekten gibt es eine Vielzahl von Bezeichnungen: 
Grünes Geld, Green Money, Social Investment, Ethisches Investment, ethische Geldanlage.  All das findet 
sich wieder unter der Begrifflichkeit: Nachhaltigkeit.  Nachhaltige Geldanlagen ergänzen die klassischen 
Kriterien der Rentabilität, Liquidität und Sicherheit um ökologische, soziale und ethische Bewertungspunkte. 
Nachhaltige Geldanlagen ist also die allgemeine Bezeichnung für nachhaltiges, verantwortliches, ethisches, 
soziales, ökologisches Investment und alle anderen Anlageprozesse, die in ihre Finanzanalyse den Einfluss 
von ESG (Umwelt, Soziales und Governance)-Kriterien (Environment, Social and Governance) einbeziehen. 
Es beinhaltet auch eine explizite schriftlich formulierte Anlagepolitik zur Nutzung von ESG-Kriterien. 
Man unterscheidet verschiedene Anlagekriterien: Ausschlusskriterien dienen dazu, Unternehmen oder 
Staaten vom Investmentuniversum auszuschliessen, weil sie bestimmte Produkte herstellen, bestimmte 
soziale, ökologische und Governance-bezogene Kriterien nicht erfüllen, der Wertvorstellung eines Investors 
nicht entsprechen oder gegen internationale Normen und Standards verstoßen, wie sie von OECD, ILO, UN 
und anderen definiert werden. Ein Ausschlussgrund für Unternehmen kann z.B. die Herstellung von Tabak, 
die grobe Verletzung von Menschenrechten oder der Verstoß gegen Arbeitsnormen sein. Für Staaten kann 
zum Beispiel die Anwendung der Todesstrafe zum Ausschluss führen. 
27 Daniel Mohr FAZ 21.01.2021 
28 Paula Dupraz-Dobias / Swissinfo.ch / 10.04.2021  
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Anlage: 
 
Rettet den Regenwald 

Offener Brief an das Europäische Parlament 

Von: Komitee „Rettet den Regenwald“ für die Vereinigung indigener Völker am Amazonas   

An 

Herrn Manfred Weber 

Vorsitzender der EVP Fraktion in Europa-Parlament 

Straßburg 

Die indigenen Völker im Regenwald des Amazonas appellieren an die 

Konservativen Parteien Europas: „Rettet den Regenwald!“ 

„Die Regierung von Ecuador unter Präsident Rafael Correa hat bereits 

vor dem Amtsantritt von Präsident Jair Bolsonaro begonnen, in 

Ecuador, im Regenwald und auf dem Land der Indianer, insgesamt 21 

Ölkonzessionen an die Ölindustrie zu vergeben – insgesamt auf drei 

Millionen Hektar. Nach dem Willen des jetzigen Präsidenten Jair 

Bolsonaro soll der Ölkonzern Petroamazonas mitten im unberührten 

tropischen Regenwald Erdöl fördern. Dabei belegen wissenschaftliche 

Studien, dass dort mehr Tier- und Pflanzenarten leben als an 

irgendeinem anderen Ort der Erde. Schon jetzt hat die Ölförderung 

dazu geführt, dass große Regenwaldgebiete abgeholzt und verseucht 

wurden. 

Für sieben indigene Völker ist der Regenwald die Heimat und 

Lebensgrundlage. Sie sind rechtmäßige Eigentümer mit offiziell 

anerkannten Landtiteln. Mit irreführenden Werbekampagnen, 

perfiden Tricks und Korruption versuchen Regierung und Ölkonzerne, 

den Widerstand der dort lebenden 80.000 Indianer zu brechen und 

deren angebliche Zustimmung für die Pläne vorzuspielen. 

Die ecuadorianische Regierung missachtet damit die Verfassung des 

Landes und ignoriert auch internationale Verträge wie das 

Übereinkommen der ILO (International Labour Office- Internationale 

Arbeitsorganisation) über eingeborene, in Reservaten lebende Völker.  

(Komitee „Rettet den Regenwald“ für die Vereinigung indigener Völker 

am Amazonas) 
29

  

                                                             
29 Rettet den Regenwald: Rettet den Regenwald e.V. setzt sich seit 1986 aktiv für den Schutz des 
Regenwaldes ein. Der gemeinnützige Verein benennt regenwaldzerstörende Projekte, Unternehmen und 
politische Entscheider. Rettet den Regenwald e.V. unterstützt zudem lokale Basisorganisationen in den 
Tropen, damit Landraub, Abholzungen, Tiermord/Quälerei und Umweltzerstörung verhindert werden. 
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Themen in der näheren Ferne, die uns auch bewegen                                                   

 
01) Marc Bernhard (AfD): „The Great Reset“ oder: Die große Enteignung  
      – Video+Transkript 
     Von Marc Bernhard, Mitglied des Deutschen Bundestages 
 
28. 04. 2021  

 

 (Transkript der Rede, leicht gekürzt:) 

„Ich besitze nichts, habe keine Privatsphäre und das Leben war nie besser.“ Das ist das 
Motto des sogenannten Great Reset, den ich eher als die große Enteignung bezeichnen 
würde, denn das ist es, was er tatsächlich ist: die große Enteignung, die hier das 
Weltwirtschaftsforum plant. Jetzt wird uns ja gesagt, das Weltwirtschaftsforum, was ist das 
für eine Organisation? Die hat ja überhaupt gar keine Macht. Es ist richtig, das 
Weltwirtschaftsforum ist eine Nichtregierungsorganisation, die an sich keine Macht hat. 
Aber es versammeln sich im Weltwirtschaftsforum die wichtigsten Führer der 
internationalen Wirtschaft, die wichtigsten Führer aller Länder weltweit, die politische und 
wirtschaftliche sogenannte Elite. Und man muss doch nicht glauben, dass sie sich einfach 
nur zum Kaffeeklatsch treffen, wenn es nicht auch eine Bedeutung für uns alle hätte, für 
unsere Zukunft. Also man muss ganz klar und deutlich sagen: das Weltwirtschaftsforum ist 
kein Country Club. Der Gipfel, der jetzt geplant ist, der Gipfel des Weltwirtschaftsforum in 
Singapur im August, soll ja diese Great-Reset-Kampagne starten und weltweit auf den 
Weg bringen. Und das Weltwirtschaftsforum spricht ja auch davon, dass alle wichtigen 
globalen Führungskräfte aus Politik und Wirtschaft daran teilnehmen sollen. Insbesondere 
werden mit Sicherheit auch Vertreter der Bundesregierung an diesem Treffen in Singapur 
im August diesen Jahres teil nehmen. Also kann das kein unwichtiges Treffen sein. Und es 
wird ja auch unter dem Aspekt gesehen, wenn ich hier zitieren darf: „Dieses 
Weltwirtschaftsforum wird der erste globale Führungsgipfel sein, der sich mit den 
Herausforderungen der Erholung von der Pandemie und der Schaffung der Grundlage für 
eine integrative und nachhaltigere Welt befasst.“ 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/Marc-Bernhard-ueber-great-reset2.png
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Ja, was hier gemacht werden soll in Singapur, ist ein bisschen auch hier in Klaus Schwabs 
Buch Covid-19 Der große Umbruch. „The Great Reset“ wird hier etwas beschönigend als 
„großer Umbruch“ bezeichnet. Ein Buch, das er im letzten Herbst herausgebracht hat, wo 
gerade diese Corona EU-Krise dafür genutzt werden soll, als Brandbeschleuniger, um diese 
Agenda nach vorne zu treiben. Und er sagt es ja auch ganz offen, die Pandemie sei eine 
seltene Gelegenheit, ein kleines Fenster und vor allem er sagt ganz klar: Wir können nicht 
zur alten Normalität zurück. Also ehrlich gesagt, ich möchte gerne zur alten Normalität 
zurück. Und wahrscheinlich geht es vielen von euch da draußen ganz genauso. Aber man 
muss sich das einfach mal auf der Zunge zergehen lassen. Wir müssen für unsere 
Wirtschafts- und Sozialsysteme komplett neue Grundlagen bauen. Jedes Land von der USA 
bis China muss mitmachen und jede Industrie von Öl und Gas bis zur Tech-Branche muss 
transferiert werden. Das ist der Plan, der dahinter steckt. Und es wird ja auch von der Politik 
hier aufgegriffen, dass man solche eine große Transformation machen will. 
Bundestagspräsident Schäuble hat vor wenigen Tagen gesagt: Ich glaube, die Pandemie 
wird die Handlungsspielräume der Politik eher vergrößern und vor allem was viel, viel 
wichtiger ist, was er ja schon letztes Jahr im August gesagt hat: Die Corona Krise ist eine 
große Chance. 

Also ich weiß nicht, wie man eine Krise, an der nach Angaben der Regierung viele Tausende 
Menschen bereits gestorben sind, als große Chance begreifen kann. Aber Herr Schäuble 
scheint dies zu tun, denn er sagt, dadurch wird der Widerstand gegen Veränderungen in der 
Krise geringer und wir können die Wirtschafts- und Finanzprobleme, die wir politisch bisher 
nicht zustande gebracht haben, jetzt hinbekommen. Also hin zu einer großen Transferunion. 
Das ist es, was eigentlich hier geplant ist. Wir wissen ja alle, was bisher passiert ist in der 
Corona-Krise. 750 Milliarden Euro wurden in ganz Europa ausgeschüttet. Deutschland 
allein wird 133 Milliarden davon bezahlen. Nicht Deutschland, sondern wir Bürger müssen 
das bezahlen. Und wenn man das pro Kopf umrechnet, dann heißt es: Vom Kleinkind bis 
zum Greis muss jeder von uns 1650 Euro an die europäischen Nachbarländer überweisen. 
Das ist das Thema. Und was jetzt geplant ist in diesem Great Reset, ist natürlich, diese 
Solidarität nicht nur auf Europa zu beschränken, sondern weltweit. Also quasi einen 
Solidaritätszuschlag für die ganze Welt, die natürlich Länder wie Deutschland dann 
bezahlen sollen. Ein Transfer auf die ganze Welt. Das ist wirklich ein totaler Wahnsinn. Und 
jetzt schauen wir uns doch mal an, wie stellt sich denn dieses Weltwirtschaftsforum vor? 
Also ich erinnere nochmal: Das Weltwirtschaftsforum hat alle politischen wichtigen 
politischen Führer und alle Wirtschaftsführer der Welt dazu eingeladen, im August nach 
Singapur zu kommen, um genau diese Agenda zu planen und nach vorne zu bringen. 

Und es werden aller Voraussicht nach auch alle kommen. Aber was planen die? Wie stellen 
die sich denn eigentlich die Welt ab 2030 vor? Ich gebe Ihnen einfach mal ein paar Zitate, 
beispielsweise aus der Agenda: „Alle Produkte werden zu Dienstleistungen. Ich besitze 
nichts. Ich besitze kein Auto, ich besitze kein Haus, ich besitze keine Geräte oder Kleidung.“ 
Und im Kleinen sehen wir jetzt schon, wie das hier in Deutschland anfängt, indem das die 
Grünen beispielsweise den Bau von Einfamilienhäuser nicht nur verbieten wollen, sondern 
konkret dort, wo sie an der Regierung sind, wie beispielsweise in Hamburg bereits verboten 
haben. Also Eigentum soll der Vergangenheit angehören. Man muss sich dann einfach mal 
überlegen, was bedeutet dies, wenn ich nichts mehr besitze? Wenn ich quasi kein Auto 
mehr zur Verfügung habe, sondern mir immer ein Auto zuteilen lassen muss? Die Situation 
bedeutet am Ende dann, dass mir irgendeine Autorität, sei es der Staat oder eine 
Wirtschaftsautorität sagt: Sie können dann noch zweimal in der Woche jeweils am Montag 
und am Freitag von 14 bis 16 Uhr ein Auto nutzen. Ich werde komplett kontrolliert. Wenn ich 
heute privat ein Auto habe, kann ich damit hinfahren, wohin ich möchte, ohne dass jemand 
weiß, wo ich hinfahre und wann ich dieses Auto nutze. Und ich kann es zu jedem Zeitpunkt 
machen. 
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Und da fließt dann wieder der Migrationspakt rein, der ja vom zwar vor 2 Jahren hier im 
Deutschen Bundestag beschlossen wurde, wo dann Migration der Normalfall sein soll, wo 
die Entwurzelung von Menschen bunt gemischt ohne Bezug auf Kultur und Herkunft 
zusammenleben sollen. Und genau das ist ja das Problem, dass die Menschen entwurzelt 
werden. Wenn Menschen entwurzelt werden von ihrer Kultur, von ihrer Geschichte, kein 
Eigentum mehr besitzen, sind sie natürlich viel einfacher manipulierbar und sind vor allem 
nicht so frei. Wenn ich festgefügt in meiner Gesellschaft bin, dort eine eigene Wohnung, ein 
eigenes Haus, ein eigenes Auto besitze, dann kann ich natürlich viel anders agieren, als 
wenn ich mir jedes Mal, wenn ich mich in einer Umgebung befinde, wo ich nicht sicher bin, 
von einer Autorität etwas zuteilen lassen muss, wenn ich etwas möchte. 

Und dann finde ich auch noch sehr, sehr bemerkenswert den Satz: Die Werte, die den 
Westen aufgebaut haben, wurden bis zum Bruch getestet. Was will uns das 
Weltwirtschaftsforum damit sagen? Eigentlich wollen sie uns doch damit sagen und anders 
kann man das doch nicht interpretieren, als dass die Werte des Westens, also Freiheit, 
Gleichberechtigung, Demokratie usw., also mit Selbstverständlichkeiten, Dinge, die für uns 
selbstverständlich sind, für das Zusammenleben in einer Gesellschaft ausgedient, haben 
sollen. Auch Privatsphäre usw. Und deshalb müssen wir alle aufhorchen und schauen, dass 
diese Bewegung nicht weiter vorangetrieben wird. Ich will einfach nochmal das Zitat 
wiederholen, das ich vorher gesagt habe: Ich besitze nichts, habe keine Privatsphäre und 
das Leben war nie besser. Man muss sich dieses diesen Satz einfach auf der Zunge 
zergehen lassen. Er widerspricht allen Grundsätzen einer freien und demokratischen 
Gesellschaft, weil die Voraussetzung für jede freie Gesellschaft ist, dass die Menschen 
unabhängig sind, unabhängig von äußeren Zwängen, ihre Entscheidungen treffen können, 
ihre Meinung äußern können und vor allem ihre Privatsphäre haben, in der sie sich verhalten 
können, wie sie möchten, wo sie geschützt sind und wo nicht alles überwacht wird. 

Und wenn ich dann noch so einen Satz lese: Diejenigen, die sich über das politische System 
ärgerten und sich gegen es wandten, also die Andersdenkenden, die Menschen, die eine 
andere politische Auffassung haben als der Mainstream, die müssten also in dieser Utopie, 
die hier aufgemalt wird, die Stadt verlassen. Doch sicherlich nicht freiwillig, sondern weil sie 
anderer Meinung waren! Eine lebendige Demokratie lebt doch von der Meinungsvielfalt, lebt 
doch gerade davon, dass es unterschiedliche Meinungen gibt, dass jeder seine Meinung 
frei äußern kann und dass am Ende die beste Meinung sich durchsetzt oder von der 
Bevölkerung gewählt wird. Das ist doch der Wesenskern einer Demokratie. Also ich muss 
ehrlich gesagt sagen, was hier geäußert wird vom Weltwirtschaftssystem, das hat eigentlich 
relativ wenig mit einer freiheitlichen Gesellschaft zu tun, wie wir sie kennen. Es erscheint 
eher wie eine Mischung aus Kapitalismus und Sozialismus. Das ist ja auch so eine Aussage: 
Kapitalismus und Sozialismus müssen verschmelzen und genauso kommt es mir gerade 
vor. Quasi der Totalitarismus der Überwachung, der aus dem Sozialismus kommt. Die 
Zuteilung durch eine Instanz. Sind es dann große internationale Konzerne. Unternehmen, 
die mir zuteilen, wann ich ein Auto benutzen kann, wann ich meine Wohnung benutzen 
kann, mit wem ich sie teilen muss usw. die meine Privatsphäre einschränken und all diese 
Dinge. Das ist die Situation, das ist eigentlich die Agenda, wie sie hier steht. 

Wir als AfD-Bundestagsfraktion haben uns jetzt dazu entschlossen, hier aufzuklären und 
dafür zu sorgen, dass es, bevor dieser große Gipfel in Singapur im August stattfindet, zu 
einer breiten öffentlichen Debatte kommt, dass die Bundesregierung uns doch einmal klar 
und deutlich sagt, welchen Standpunkt sie denn beabsichtigt, bei diesen Verhandlungen in 
Singapur zu vertreten. Und dass vor allem eine breite Diskussion hier in unserem Land, in 
den Parlamenten stattfindet, welche Positionen die Regierung einnehmen soll. Natürlich 
muss doch erst mit den Menschen in unserem Land und mit den Abgeordneten gesprochen 
werden, welche Positionen die Regierung einnehmen soll und nicht quasi klammheimlich  
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auf diesen Gipfel gehen, irgendwelche Zusagen machen am Parlament und den Menschen 
vorbei. So ähnlich wie man das ja auch beim Migrationspakt versucht hat, wo die AfD ja das 
Thema überhaupt erst auf die Tagesordnung gebracht hat. Ich erinnere daran, beim 
Migrationspakt war es ja so: Wenige Wochen bevor der verabschiedet werden sollte, sagten 
sogar die Intendanten von ARD und ZDF, dass sie gar nicht wüssten, dass es hier einen 
Migrationspakt zu verabschieden gäbe. Ist ja ein Wahnsinn: das Staatsfernsehen weiß 
angeblich nichts davon. Die wichtigsten Medienanstalten in Deutschland wissen nichts 
davon, dass wenige Wochen später die Regierung Verpflichtungen eines Migrationspaktes 
auf internationaler Ebene eingehen will. Was für ein Wahnsinn! Offensichtlich wollte man 
hier an den Menschen im Land vorbei etwas durchschmuggeln. Die AfD hat das verhindert, 
leider aber den Migrationspakt nicht. Und das darf hier nicht nochmal passieren. Die 
Regierung muss hier die Hosen runterlassen und muss klar und deutlich sagen, welche 
Einstellungen sie hat, was sie hier vertreten möchte. 

Ich selber habe hier auch schon bereits einen Antrag erstellt, der in den nächsten Wochen 
hier im Deutschen Bundestag eingebracht wird, der ganz klar und deutlich den Titel trägt: 
Kein Engagement für den Great Reset, das Weltwirtschaftsforum mit Innovationen, Umwelt 
und Wohlstand erhalten. Darum muss es doch gehen. Und man könnte noch ergänzen: Die 
Freiheit erhalten. Die Freiheit der Menschen, die Freiheit der Gesellschaft, das ist unser 
größtes und wichtigstes Gut. Und zu einer freien Gesellschaft gehört immer eine klare 
Verwurzelung in dieser Gesellschaft. Das und die Voraussetzung dafür, dass die Menschen 
frei sind, ist auch, dass sie Zugang zu allen notwendigen Gütern des Lebens haben und 
nicht auf eine Zuteilung von einer höheren Stelle angewiesen sind, der sie dann womöglich 
zu Gehorsam verpflichtet sind, sondern dass sie all diese Dinge erhalten können. Und vor 
allem, dass sie eine ausreichende Privatsphäre haben, dass die Menschen geschützt sind 
und nicht quasi einer faktischen Totalüberwachung unterliegen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich verspreche Ihnen, wir von der AfD-
Bundestagsfraktion, wir werden uns massiv diesem Great Reset, dieser großen Enteignung 
unserer Bevölkerung entgegenstellen. Wir werden die Regierung in diesem Thema stellen 
und wir werden eine breite Debatte in diesem Land einfordern, bevor unsere 
Bundesregierung auf dieses Gipfeltreffen fährt. 

Bleiben Sie dran! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden weiter berichten. 
Wir werden weiter dafür kämpfen, dass unser Land eine freie Gesellschaft bleibt. Machen 
Sie es gut. Bis dann. Ciao. 

 

Die große Enteignung - The Great Reset 
 

https://www.youtube.com/watch?v=yDjczhieJkc 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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02)  Francesco Giubilei: Umweltschutz ist nicht nur eine Angelegenheit der   
       Linken 
    Von Dalma Jánosi (Rom) 
 
23. 04. 2021  

Francesco Giubilei · Foto: Facebook 

 

Francesco Giubilei ist ein italienischer Schriftsteller, Verleger und Universitätsprofessor, 
Präsident von Nazione Futura und der konservativen Stiftung Tattarella, Autor des Buches 
Preserving Nature. 

- Warum ist der Umweltschutz ein wichtiges Thema für die italienischen 
Konservativen? 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/911857410FrancescoGiubileifacebookFrancescoGiubilei.jpg
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- Es scheint oft, dass bestimmte Themen von der Linken oder der Rechten vereinnahmt 
werden, während jeder Bürger, unabhängig von seiner politischen Ideologie, eine 
Verantwortung für die Umwelt trägt. Die große Frage der Bewahrung der geschaffenen Welt 
sollte die wichtigsten politischen Akteure vereinen, nicht spalten. Die Realität ist jedoch, 
dass eine neue Art von liberaler, globalistischer Linker die Linie von Greta Thunberg oder 
der „Fridays for Future“-Bewegung eingeschlagen hat, die sich das Thema Umweltschutz 
aneignet und ihm einen ideologischen Inhalt gibt. Wir sehen es als unsere Pflicht an, unsere 
Stimme zu erheben, wenn man versucht, Ideologien hinter dem Umweltschutz zu 
verstecken; wenn wir Bestrebungen sehen wie die Leugnung der Identität und des 
Existenzrechts von Nationalstaaten oder die Verherrlichung einer multikulturellen 
Gesellschaft. Angesichts dieser Phänomene ist es wichtig, eine Alternative anzubieten, die 
auf konservativen Werten basiert. Der grüne Konservatismus, wie er genannt wird, nimmt 
sich den Schutz der geschaffenen Welt zu Herzen. 

- Wie sollten wir uns den grünen Konservatismus vorstellen? 

- Es ruht auf drei zentralen Pfeilern. Erstens, dass Umweltschutz lokal und nicht nur global 
erreicht werden kann. In Anlehnung an die Lehren von Roger Scruton über kleine 
Gemeinschaften impliziert die Erhaltung der Umwelt auch den Schutz der Identität von 
Völkern. Zweitens berücksichtigt sie die Bedürfnisse der Unternehmen unter 
Berücksichtigung der lokalen Gegebenheiten. Kein Gebiet sollte einer Form des 
Umweltschutzes unterworfen werden, die den wirtschaftlichen Interessen einer Region 
diametral entgegensteht. Drittens muss sie auch die Chancen und Bedürfnisse 
benachteiligter gesellschaftlicher Gruppen berücksichtigen. Es stimmt, dass der Verkehr 
revolutioniert werden muss, aber niemand kann von jemandem erwarten, dass er sein 20 
Jahre altes Auto durch ein 50- oder 60-tausend Euro teures Elektro- oder Hybridauto ersetzt, 
wenn er nicht die finanziellen Mittel dazu hat. Es wäre unmöglich, den begonnenen Prozess 
in unserer Umwelt rückgängig zu machen, indem man die Bedürfnisse der einzelnen Bürger 
und Gemeinden völlig ignoriert. 

- Ist ein globaler oder lokaler Ansatz für den Umweltschutz effektiver? 

- Beides ist nötig, denn die Krise ist global. Aber eine supranationale Weltorganisation, die 
ausschließlich von außen gesteuert wird und den einzelnen Staaten ein Regelwerk 
auferlegt, wie es die Europäische Union tut, ist nicht die Antwort. Italienische Hersteller sind 
oft im Nachteil. Tunesische Orangen und Olivenöl stehen in italienischen Regalen, während 
italienische Orangen und Oliven auf den Feldern verderben, weil es mehr kostet, sie zu 
ernten und zu verkaufen. Wir reden oft über globale Pläne, die keine wirklichen Lösungen 
auf lokaler Ebene sind. In einer chaotischen Stadt wie Rom würde es einen großen 
Unterschied machen, den öffentlichen Nahverkehr effizienter zu gestalten, die 
Müllentsorgung zu lösen und den öffentlichen Raum sauber zu halten. 

- Welche Werte liegen der Ökologie der konservativen Welt zugrunde? 

- Die Werte der klassischen italienischen und europäischen Denker, die sich im Laufe der 
Jahrhunderte in ihren Werken mit der Natur auseinandergesetzt haben. Wir finden sie in der 
Antike in Vergils Bucolica, wo die Natur im Mittelpunkt steht. Oder auch in der antiken 
römischen Religionswelt, die dem Naturkult besondere Aufmerksamkeit schenkte, Flüsse 
und Bäche mit einer Seele ausstattete und Wälder als heilige Orte betrachtete. Das 
christliche Wertesystem, die von Gott geschaffene Welt, ist der Ausgangspunkt, in dessen 
Zentrum der Mensch steht. Dies steht im Gegensatz zu der von Greta Thunberg vertretenen 
Linie, die auf der Ideologie des Neo-Malthusianismus beruht. Thomas Malthus  
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sah den Menschen als Feind der Natur, als Parasit, und glaubte, dass die Kontrolle des 
Bevölkerungswachstums die Welt retten würde. 

- Was ist die wirkliche Lösung? 

- Der Wahrheit am nächsten kommt die Familienpolitik, die die ungarische Regierung seit 
Jahren betreibt, in einem ehrgeizigen Versuch, die Geburtenrate zu erhöhen. Die 
Regierungen in ganz Europa müssen auch dringend darauf hinarbeiten, Anreize für das 
Bevölkerungswachstum zu schaffen. Italien leidet seit Jahren unter einem dramatischen 
Bevölkerungsrückgang. 

- Wie kann dieser Prozess rückgängig gemacht werden? 

- Es würde eine Wiederentdeckung der christlichen Werte erfordern. In der Genesis definiert 
die Bibel den Menschen als Teil der Natur. Die geschaffene Welt, das Christentum, ist das 
Herzstück der Werte der konservativen Welt. Im Laufe ihrer zweitausendjährigen 
Geschichte hat die Kirche die Menschheit mit vielen Lehren geführt. Papst Johannes Paul 
II., der emeritierte Papst Benedikt XVI. und Papst Franziskus haben wertvolle Enzykliken 
und apostolische Exhortationen erlassen. Das Problem ist, dass diese Lehren weniger 
bekannt sind und es keine weltweiten, lautstarken Bewegungen wie die von Thunberg gibt, 
um sie zu propagieren. 

- Was sind die möglichen Folgen des Bevölkerungsrückgangs? 

- Eine alternde Bevölkerung stellt eine enorme Belastung für die arbeitende Bevölkerung 
dar, nicht nur um Rentenbeiträge zu generieren, sondern auch um das Gesundheitssystem 
aufrechtzuerhalten. Um die Älteren zu versorgen und den Zusammenbruch der sozialen 
Sicherungssysteme zu vermeiden, versucht Europa, die nicht geborenen Generationen 
durch Einwanderer zu ersetzen. Dies ist eine fehlgeleitete Lösung, da wir die kulturellen und 
sozialen Probleme sehen, die unkontrollierte Einwanderung schafft. Die einzige Lösung 
besteht darin, die Bevölkerung der Länder zu erhöhen. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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03) Schlepper-NGO „Sea Watch“ hisst erneut Antifa-Flagge und will nun  
      gegen „Faschismus“ kämpfen 
 
25. 04. 2021  

 

Mehrmals berichteten wir bereits über die Schlepper-NGO „Sea Watch“ und ihre provokante 
Geste, auf den teilweise von der deutschen evangelischen Kirche finanzierten Schiffen bei 
ihren Fahrten im Mittelmeer die Fahne der linksradikalen antifaschistischen Aktion zu 
hissen. Nun tat dies der italienische Ableger der Schlepper erneut, ergänzt mit einem 
Kampfaufruf. 

„Der Kampf hört niemals auf!“ 

In geradezu drohenden Worten wurde betont, dass der Kampf der antifaschistischen Aktion 
„niemals aufhören“ dürfe. Damit dürfte vor allem gemeint sein, dass die Linksradikalen unter 
dem Schutz der EU und der italienischen Regierung weiterhin Illegale aus Nordafrika nach 
Europa bringen werden, ohne jegliche Konsequenz. 

Neu ist auch, dass sich die „Seenot-Retter“ nun auch dem Kampf gegen den Faschismus 
(offenbar ein Phänomen auf hoher See) und für ein „humaneres Europa“ verschrieben 
haben. Auf Twitter schrieb man unter dem Foto der Antifa-Flagge auf dem Schlepper-Schiff: 

„Glücklicher 25. April! Heute wie jeden Tag lassen wir von #SeaWatch die Flagge der 
antifaschistischen Aktion hochhalten, um uns daran zu erinnern, dass der Kampf niemals  

 
 

https://unser-mitteleuropa.com/schlepper-ngo-wird-jetzt-sogar-frech-antifa-fahne-provokant-noch-hoeher-gehisst/
https://twitter.com/hashtag/SeaWatch?src=hashtag_click
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/Sea-Watch2.jpg
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aufhören darf. Vergessen wir nicht, was Faschismus ist, und kämpfen wir weiter für ein 
gerechteres, verantwortungsbewussteres und humaneres Europa. 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
04) 10.000 Anlandungen in Italien: Erdogan steckt hinter der islamischen  
      Invasion aus Libyen 
 
03. 05. 2021  

Draghi & Erdogan · Bildquelle: VoxNews 

Erdogan steckt hinter dem jüngsten Anstieg der Anlandungen aus Libyen, nachdem er sich 
über Draghis unangemessene Worte über den „Diktator“ geärgert hatte. Und es ist nicht 
ausgeschlossen, dass dieselbe islamische Macht hinter den NGOs steckt, die sich an den 
libyschen Küsten tummeln. Der türkische Dschihad treibt die Boote in Richtung Italien. Er 
schickt sie aus der Türkei, aber auch aus Libyen, wo die Veteranen des Syrienkrieges noch 
immer operieren. 

Nach dem Libyen-Besuch von Premierminister Mario Draghi und Minister Luigi Di Maio am 
6. April und dem Besuch von Innenministerin Lamorgese am 20. April ist die Zahl der 
Menschenhändler-Boote sprunghaft angestiegen. 

Mittlerweile sind mehr als zehntausend illegale Einwanderer von den Küsten Nordafrikas 
nach Italien gekommen. Am 30. April waren es 9.013, die letzte offizielle Zahl aus dem 
Viminale (Innenministerium). Mindestens 1.500 illegale Einwanderer sind in den letzten zwei 
Tagen gelandet, darunter auch die 500, die die deutsche NGO Sea Watch in Trapani 
abladen will. 

Im Jahr 2019, mit Salvini als Innenminister, waren es im gleichen Zeitraum 775.Am 23. April 
gab es einen Schiffbruch mit 120 Opfern, verursacht durch die verpasste Verabredung mit 
dem Schiff einer französischen NGO. 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/islamici-assalto-erdogan-672x372-1.jpg
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Die Zahlen des Innenministeriums sind beunruhigend. Sie reichen jedoch nicht aus, um eine 
genaue Vorstellung von der Zunahme des Migrationsstroms entlang der libyschen Route zu 
erhalten. Auf der anderen Seite des Mittelmeers nehmen die Abfahrten in Richtung unseres 
Landes nämlich ständig zu. Zusätzlich zu den in Italien ankommenden Booten müssen auch 
die in libyschen Gewässern gestoppten Boote gezählt werden. Am 4. Februar berichtete 
UNHCR, dass mindestens 700 Migranten von den Behörden in Tripolis an die libysche 
Küste zurückgeschickt wurden. Am 29. März meldete die IOM die Rückkehr von etwa 1.000 
Migranten nach Libyen, die von Patrouillenbooten der örtlichen Küstenwache aufgegriffen 
wurden. Weitere Vorkommnisse dieser Art wurden im April gemeldet. Ein Zeichen dafür, wie 
der Migrationsdruck immer besorgniserregender wird. 

Das bestätigt auch Admiral Fabio Agostini, Kommandeur der Operation Irini, der 2020 
gestarteten Mission der Europäischen Union zur Überwachung der Einhaltung des 
Waffenembargos in Libyen. Während des Webinars „The European Common Security and 
Defence Policy in Libya“, das von der Italienischen Gesellschaft für Internationale 
Organisation (SIOI) organisiert wurde, sprach Admiral Agostini von eindeutigen Zahlen: 
„Während des Jahres 2020 haben die Abfahrten von Migranten aus Libyen auf dem Seeweg 
einen Anstieg von etwa 25 Prozent im Vergleich zum Vorjahr erfahren, ein ähnlicher Trend 
wie in den ersten drei Monaten des Jahres 2021.“ 

Zu der Frage, warum die libysche Route wieder die besorgniserregendste ist, wurden 
mehrere Hypothesen aufgestellt. In IlGiornale.it sprach Professor Vittorio Emanuele Parsi 
am 20. April über die interne Dynamik in dem nordafrikanischen Land: „Es gibt eine neue 
Regierung in Libyen, die immer noch nicht in der Lage ist, das Territorium zu kontrollieren“. 
In diplomatischen Kreisen beginnt man auch über externe Dynamiken zu sprechen. Die 
Augen sind auf die Türkei gerichtet. Ankara ist seit November 2019 der wichtigste 
militärische Verbündete Tripolis‘. Um der damaligen libyschen Regierung von Al Sarraj zu 
helfen, die Kräfte von General Haftar zu besiegen, hat Ankara Kriegsmittel, Geld und 
Söldner geschickt: „Die Türkei hat einen starken Einfluss auf viele libysche Milizen – betonte 
eine diplomatische Quelle gegenüber IlGiornale.it – sogar auf diejenigen, die den 
Migrantenverkehr organisieren“. 

Zwischen Rom und Ankara gibt es derzeit böses Blut. Mario Draghi hat Präsident Erdogan 
in den letzten Tagen als „Diktator“ bezeichnet, dieser reagierte, indem er den italienischen 
Premierminister als unhöflich bezeichnete. Erdogan ist sich sehr wohl bewusst, dass die 
Einwanderung die italienische Regierung in Schwierigkeiten bringen kann“, so die 
diplomatische Quelle weiter: „Von Ankara aus könnte ein Anstoß zur Abfahrt der Boote aus 
Libyen gegeben worden sein. Viele der gesammelten Signale deuten in diese Richtung. Es 
wäre allerdings nicht das erste Mal: „In der Vergangenheit wurde die Migrationswaffe von 
der Türkei gegen Europa in Erpressungsabsicht eingesetzt“, so die diplomatische Quelle. 
Für Italien scheint es daher umso wichtiger zu sein, den Dialog mit der neuen Regierung in 
Tripolis fortzusetzen. 

Eines ist klar: Hinter den Anlandungen von illegalen Migranten in Italien steckt ein Plan, aber 
vor allem die Unfähigkeit der Italiener, das zu tun, was getan werden müsste: sie 
abzuwehren. 

Quelle: VoxNews 

 

 

https://voxnews.info/2021/05/02/sfondata-quota-10mila-sbarchi-ce-erdogan-dietro-linvasione-islamica-dalla-libia/
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05) VOX hat ein Tabu gebrochen: Die wahren Kosten für ausländische  
     „MUFLs“ 
     Von Franck Deletraz 
 
03. 05. 2021  

Bildquelle: Twitter 

Wir wissen es schon lange: Wenn es eine Sache gibt, die die globalistischen Eliten, die in 
den Staaten Westeuropas die Macht ergriffen und diese in veritable Orwellsche Regime 
verwandelt haben, über alles verabscheuen, dann ist es, dass einige Leute es wagen, sich 
gegen die offizielle Ideologie zu stellen und die politisch Korrekten zu verärgern, besonders 
in der Frage der Einwanderungsinvasion. Das jüngste Beispiel ist bezeichnend für den 
unglaublichen Ausbruch von Hass, dem die junge spanische nationalistische Partei VOX 
seit einigen Wochen ausgesetzt ist, weil sie es gewagt hat, ihren Landsleuten die 
exorbitanten Kosten für die so genannten „minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge“, die 
sich auf iberischem Boden befinden, aufzuzeigen. 

4.700 Euro pro Monat für einen „MUFL“ („minderjähriger unbegleiteter Flüchtling“) 

In dieser „Affäre“ geht es um ein Wahlplakat, das vor einigen Tagen von VOX-Parteigängern 
an die Wände eines Vorortbahnhofs in Madrid geklebt wurde, als Teil der Kampagne für die 
Regionalwahlen am 4. Mai. Das Plakat ist weder rassistisch noch aufhetzerisch, aber es hat 
in den Augen des sozialistischen Premiers Sánchez und der Einwanderungslobby den 
Nachteil, dass es die realen Kosten anzeigt, die der spanischen Gesellschaft durch die 
sogenannten „minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge“ entstehen,  

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/EzfJzWyXMAIRdEk.jpeg
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die jedes Jahr zu Zehntausenden auf den Alten Kontinent strömen. Auf diesem Plakat blickt 
auf der einen Seite eine ältere Frau mit weißen Haaren mit einem traurigen und besorgten 
Blick nach unten, und auf der anderen Seite schaut ein vermummter „MUFL“ mit einem 
Schal über dem Mund die alte Frau mit einem sarkastischen und provokanten Blick an. All 
dies wird begleitet von dem Text: „Un mena: 4.700 euros al mes, tu abuela: 426 euros 
de pensión/mes“ („Ein MUFL: 4.700 Euro pro Monat, deine Großmutter: 426 Euro 
Rente/Monat“). 

Bevorzugung von Ausländern 

Das sind Zahlen und ein Vergleich, der nicht nur die erschreckenden Kosten der 
Einwanderungsinvasion für die Gesellschaft offenbart, sondern auch von der realen und 
unerträglichen Bevorzugung von Ausländern zeugt, die heute in Spanien und anderswo de 
facto angewandt wird. Es ist daher nicht verwunderlich, dass dieses Plakat sofort einen 
unglaublichen Ausbruch von Hass seitens linker Parteien, NGOs und anderer Befürworter 
unkontrollierter Einwanderung provozierte. Selbst die Regierung des Sozialisten Pedro 
Sánchez, der am 21. April offiziell bekannt gab, dass er bei der Madrider Staatsanwaltschaft 
eine Anzeige gegen VOX wegen „Aufstachelung zum Hass“ eingereicht hat, hat seitdem 
nicht gezögert, durch die Stimme seiner Ministerin für soziale Rechte Ione Belarra zu 
erklären, dass „die Kriminalisierung von Kindern, die allein migrieren, ein direkter Angriff auf 
die Demokratie ist, den wir nicht tolerieren werden“; die Ministerin fügte – allen Ernstes – 
hinzu, dass „der Faschismus wieder einmal unsere Gesellschaft bedroht“! 

Dieser Beitrag erschien zuerst in der Tageszeitung Présent. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

https://present.fr/2021/04/26/vox-a-brise-un-tabou/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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06) Exklusiv-Interview: „Remigration ist die einzige Lösung für das Problem  
      der Masseneinwanderung“, sagt der Sprecher der verbotenen Génération  
      Identitaire 
 
27. 04. 2021  

Unterstützer der Bewegung Génération Identitaire mit einem Banner mit der Aufschrift 
"Der Mensch löst keine Generation auf" während einer Demonstration am Samstag, 20. 
Februar 2021 in Paris · Foto: rmx.news / Francois Mori 

Nach dem Verbot durch die französische Regierung spricht der Sprecher von Génération 
Identitaire, Clément Martin, mit Olivier Bault über den weiteren Verlauf des Kampfes der 
Organisation gegen staatliche Repressionen 

Sie waren der Sprecher der Génération Identitaire, doch am 3. März hat die Regierung 
Ihre Organisation verboten. Was bedeutet das in der Praxis? 

Génération identitaire ist nicht mehr aktiv. Das Verbot wurde im Ministerrat ausgesprochen 
und wir haben zwei Klagen gegen diese Entscheidung beim Staatsrat, dem höchsten 
Verwaltungsgericht Frankreichs, eingereicht: Die erste ist ein Antrag auf Aussetzung mit 
dem Ziel, das Verbot für die Zeit auszusetzen, die der Staatsrat braucht, um über unsere 
zweite Klage bezüglich der Rechtmäßigkeit des Verbots zu entscheiden. Über den Antrag 
auf Aussetzung wird am 30. April entschieden, und dann werden wir wissen, ob Génération 
Identitaire während des Verfahrens, das mindestens sechs Monate bis zu einem Jahr 
dauern könnte, seine Tätigkeit fortsetzen kann. 

Haben Sie Vertrauen in den Conseil d’Etat (Staatsrat) als höchste Instanz der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit? Viele in Frankreich glauben, dass der Staatsrat nicht 
völlig unabhängig von der Regierung ist. 

Das ist eine ziemlich schwer zu beantwortende Frage. Wenn das Urteil auf der Grundlage 
des Gesetzes gefällt wird, sind wir sehr zuversichtlich. Wenn jedoch die Politik Vorrang vor  

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/38ec84c62e4a7cd63f3b5f3afeb3add7657be89b.jpeg
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dem Gesetz hat, dann haben wir allen Grund, uns Sorgen zu machen. Theoretisch soll der 
Staatsrat seine Urteile auf das Gesetz stützen, und wir werden am 30. April einen ersten 
Blick darauf werfen können. Die Entscheidung über unseren Antrag auf Aussetzung des 
Verfahrens wird von drei Richtern kollegial entschieden, was äußerst selten vorkommt, da 
meistens nur ein Richter eine solche Entscheidung trifft. Das zeigt, dass der Fall sehr ernst 
genommen wird. 

Clément Martin, der zuvor als Sprecher der aufgelösten Génération Identitaire fungierte, 
sagt, die Organisation habe Macrons Regierung in der Migrationsfrage blamiert, was 
seiner Meinung nach zu dem drastischen Verbot seiner Organisation beigetragen habe.  

Was ist, wenn das Verbot nicht aufgehoben wierd und Sie weiterhin informell als 
Verein agieren? 

Erstens würden wir jede Chance verlieren, vor dem Staatsrat zu gewinnen. Zweitens würden 
wir einem neuen Verfahren unterworfen und der Wiederherstellung einer aufgelösten 
Organisation beschuldigt werden. Das würde zu Geldstrafen und sogar zu Gefängnisstrafen 
für die Führer der Génération Identitaire führen. 

Können Sie nicht eine neue Vereinigung unter einem neuen Namen, mit denselben 
Mitgliedern und denselben Zielen gründen? 

Nein, das ist gänzlich verboten, denn es würde auch als Wiedergründung einer aufgelösten 
Organisation angesehen werden. Es gibt vier Kriterien, um diese Art von Anschuldigung zu 
beurteilen: der gleiche militante Kern, die gleichen Anführer, ähnliche Ziele der Vereinigung 
und ähnliche Aktionsmethoden. 
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Während französische Gerichte immer entschieden haben, dass Ihre Aktionen 
friedlich und gewaltfrei waren, und die gegen Sie erhobenen Vorwürfe der 
Aufstachelung zum Hass immer zurückgewiesen haben, will ein demokratisches 
Mitglied des Repräsentantenhauses der Vereinigten Staaten die Génération 
Identitaire, auch wenn sie aufgelöst wurde, auf die Liste der terroristischen 
Organisationen setzen. Können Sie zu dieser Information Stellung nehmen? 

Das ist Teil der Veränderung in der amerikanischen Administration mit der Machtergreifung 
von Joe Biden und seinem Wunsch, den islamistischen Terrorismus nicht ins Visier zu 
nehmen. Sie erfinden imaginäre Risiken, aber zu verlangen, dass eine aufgelöste 
Organisation auf die Liste der terroristischen Organisationen gesetzt wird, ist völlig 
lächerlich. Es macht keinen Sinn. Außerdem war die Génération Identitaire, wie Sie schon 
sagten, immer eine Bewegung von friedlichen Aktivisten. Wir haben immer behauptet, eine 
solche zu sein, wir wurden nie wegen Gewalt verurteilt oder wegen irgendwelcher 
Äußerungen, die wir zum Beispiel durch unsere Sprecher oder in unseren Videos, unseren 
Artikeln oder unseren Interviews gemacht haben. Das ist natürlich völlig absurd und vor 
allem völlig politisch. 

Génération Identitaire hat eine Reihe von Protestaktionen durchgeführt, um auf das 
Problem der unkontrollierten Masseneinwanderung nach Frankreich aufmerksam zu 
machen und sich damit den Zorn der linken Regierung von Emmanuel Macron zugezogen.  

Bezüglich der Gründe für die Auflösung erwähnt der französische Innenminister 
Gérald Darmanin eine Geldspende an Génération Identitaire durch den Christchurch-
Terroristen. Was haben Sie dazu zu sagen? 

Es gab in der Tat eine Spende des Christchurch-Terroristen, aber das war mehrere Jahre 
vor seinem Anschlag. Wir können nicht für die Handlungen unserer Spender in der Zukunft  
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verantwortlich gemacht werden. Das liegt absolut nicht in unserer Macht. Was wir jedoch 
tun konnten, war zu entscheiden, was wir mit dem Geld tun würden, als wir von diesem 
Ereignis erfuhren. Und wir haben das Geld an einen Verein gegeben, der sich um Kinder 
kümmert, die Mündel des Staates sind. Diese Spende des Christchurch-Terroristen wurde 
also nicht zur Finanzierung von Génération Identitaire verwendet. 

Obwohl der französische Innenminister Gérald Darmanin behauptete, die Regierung 
würde gegen illegale Migration vorgehen, zeigte Génération Identitaire, dass die Grenze 
weiterhin unsicher ist.  

Glauben Sie, dass es in Frankreich immer noch möglich ist, sich friedlich der 
Nachsicht der Behörden gegenüber der Masseneinwanderung und insbesondere der 
illegalen Einwanderung zu widersetzen, ohne als „rechtsextrem“, „faschistisch“ oder 
„neonazistisch“ abgestempelt zu werden und Repressionen zu riskieren, obwohl Ihr 
Verein alle Gerichtsverfahren gegen ihn gewonnen hat? 

Für unsere Gegner und für die Linke ist es absolut unvorstellbar, dass man gegen die 
Masseneinwanderung sein kann und dass dies als eine völlig normale, akzeptable politische 
Position angesehen werden kann. Es besteht der Wunsch, den Gegner zu dämonisieren. 
Das war schon immer die Technik der Linken, eben um eine inhaltliche Debatte zu 
vermeiden. Da dies eine Konstante ist, liegt es an uns, uns durch diese Art von völlig 
falschen Anschuldigungen nicht einschüchtern zu lassen und unsere Standpunkte zu 
verteidigen, unsere Argumente vorzubringen, und zwar auf kohärente und logische Weise, 
indem wir die Falschheit ihrer Prämissen aufzeigen. 

Aber kann man in diesem Fall, mit einer solchen Haltung der Linken und der 
französischen Regierung, noch sagen, dass Frankreich eine rechtsstaatliche  
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Demokratie ist? Ich habe gehört, wie Ihr Anwalt, Gilles-William Goldnadel, gesagt hat: 
Nein, Frankreich ist nicht wirklich eine Demokratie, die von der Rechtsstaatlichkeit 
regiert wird. 

Es gibt in der Tat einige sehr beunruhigende Fakten. Man wirft uns zum Beispiel vor, eine 
Miliz zu sein. Dieser Vorwurf stützt sich insbesondere auf die Aktion, die wir 2018 in den 
Alpen am Col de l’Échelle durchgeführt haben. Für diese Aktion wurden wir jedoch von den 
Gerichten freigesprochen, trotz der Bemühungen der Staatsanwaltschaft, uns verurteilen zu 
lassen. Es ist sehr merkwürdig, ein Verbot, das eine eher seltene und schwerwiegende 
Entscheidung ist, auf Anklagen zu stützen, die von den Gerichten abgewiesen wurden. Die 
beiden Anklagen gegen uns, die das Verbot rechtfertigen sollen, sind, dass wir angeblich 
eine Miliz gebildet haben und dass wir angeblich zum Hass aufgestachelt haben. Dieser 
zweite Vorwurf stützt sich hauptsächlich auf die Besetzung des Daches der Baustelle der 
Moschee in Poitiers im Jahr 2012, für die uns die Gerichte ebenfalls nicht verurteilt haben. 
Es gibt einen klaren politischen Willen, über das juristische Arsenal hinauszugehen, was für 
die Achtung der Rechtsstaatlichkeit eher beunruhigend ist. 

Vielleicht hängt die Entscheidung, Ihren Verein aufzulösen, der die Laxheit der 
Behörden gegenüber der illegalen Einwanderung hervorhob, mit dem Wunsch von 
Emmanuel Macron zusammen, bei den Präsidentschaftswahlen im nächsten Jahr 
wiedergewählt zu werden? 

Als wir unsere Aktion in den Pyrenäen durchführten, prangerten wir in der Tat vor allem die 
Doppelzüngigkeit der Behörden an. Es war ein Präfekturdekret erlassen worden, den 
Portillon-Pass wegen Terrorismus- und Migrationsgefahr zu schließen, und als unsere 
Aktivisten dorthin gingen, konnten sie sehen, dass dieser Grenzpass nicht bewacht war und 
ohne Probleme zu Fuß überquert werden konnte. Unsere Aktion hatte ein erhebliches 
Medienecho, und der Innenminister Gérald Darmanin konnte es nicht ertragen, dass wir 
aufgezeigt haben, dass hinter den starken Reden die Handlungen des Staates extrem 
schwach waren und die Grenze, zumindest auf dieser Seite, weiterhin ein Sieb war. 

Sie waren also ein bisschen peinlich im Vorfeld der nächsten 
Präsidentschaftswahlen? 

Genau, ja. 

Da wir hier über illegale Einwanderung sprechen, die größtenteils aus Muslimen 
besteht, können Sie uns sagen, was Sie von der Entscheidung des französischen 
Kassationsgerichts vom 14. April über die fehlende strafrechtliche Verantwortung 
des muslimischen Mörders der pensionierten Jüdin Sarah Halimi halten? Das 
antisemitische Motiv wird anerkannt, aber Kobili Traoré, der sein Opfer folterte, bevor 
er sie tötete, während er „Allah u Akbar“ rief, war ein regelmäßiger Konsument von 
Cannabis und der Kassationsgerichtshof entschied, dass ihn das für seine Taten 
unverantwortlich macht… 

Es ist eine Gerichtsentscheidung, die wieder einmal sehr überraschend ist und die Teil der 
Kultur der Entschuldigung ist, die in französischen Gerichten vorherrscht, insbesondere 
durch die [linke] Richtergewerkschaft Syndicat de la Magistrature, die dafür bekannt ist. Es 
scheint ein systematischer Wille zu bestehen, die Opfer zu ignorieren, sondern im Gegenteil 
immer Entschuldigungen für die Mörder und die Täter zu finden, und leider scheint das Urteil 
des Obersten Gerichtshofs in diesem konkreten Fall einmal mehr zu demonstrieren, was 
wir, Génération Identitaire, seit langem anprangern und was andere  
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auf der Rechten und sogar darüber hinaus anprangern, nämlich die absolute Laxheit der 
Justiz, die immer lieber die Täter schützt als die Opfer. 

Die Aktion der Génération Identitaire in den Pyrenäen war der Auslöser für den letzten 
Vorstoß der Regierung, die Organisation komplett zu verbieten.  

Die Génération Identitaire prangert den Anti-Weiß-Rassismus an. Glauben Sie auch, 
dass die Masseneinwanderung zu einem Anstieg des Antisemitismus führt? Der Mord 
an Frau Halimi, weil sie Jüdin war, ist leider kein Einzelfall in Frankreich… 

Das scheint mir offensichtlich. Es ist ein offenes Geheimnis, dass der Antisemitismus in 
Frankreich heute im Wesentlichen ein Phänomen ist, das mit der massiven arabisch-afro-
muslimischen Einwanderung zusammenhängt. Von dort geht die Gefahr aus. Sehen Sie 
sich nur das Beispiel des Departements Seine-Saint-Denis an, in den Vororten von Paris, 
wo es früher viele jüdische Einwohner gab. Heute gibt es kaum noch welche. Warum sind 
sie weggegangen? Warum gibt es nie eine ernsthafte Berichterstattung oder Untersuchung 
zu diesem Thema in den Medien? Warum geht man nicht hin und interviewt die Juden, die 
wegen des extrem starken Antisemitismus in diesen Gegenden geflohen sind? Ein ganzer 
Teil der Linken, insbesondere die linksextreme Partei France Insoumise, verschließt die 
Augen vor diesem Thema, um eine bestimmte arabisch-muslimische Wählerschaft und die 
Islamisten, die sie zu verführen suchen, um ihre Wählerbasis zu erweitern, nicht zu 
beleidigen. 

In einem aktuellen Interview mit der Wochenzeitung Valeurs Actuelles spricht 
Philippe de Villiers über „Remigration“. Es handelt sich um ein Konzept, das von der 
Génération Identitaire lanciert wurde und das durch einen Mann, der allen bekannt 
ist, seinen Weg in die großen rechten Medien zu finden scheint. Können Sie uns 
sagen, worin eine Remigration bestehen könnte und ob es möglich ist, dass eine 
Remigrationspolitik bestimmte Franzosen nicht aufgrund ihrer Herkunft oder 
vielleicht sogar ihrer Religion oder ihrer Hautfarbe diskriminiert? 
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Die Remigration ist in der Tat eine Option, für die wir schon seit einiger Zeit eintreten. Das 
würde die Rückkehr eines Großteils der Einwanderer in ihr Herkunftsland bedeuten. Wir 
haben zu diesem Thema ein Buch mit dem Titel „30 Maßnahmen für eine Identitäts- und 
Remigrationspolitik“ veröffentlicht. Einige Maßnahmen wären Zwangsmaßnahmen: die 
Ausweisung von Ausländern, die auf der „S“-Liste der Personen stehen, die für den 
Islamismus eine potenzielle Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellen, die Ausweisung 
von Ausländern, die ein Verbrechen oder eine Straftat begangen haben, der Verlust der 
Staatsangehörigkeit für Dschihadisten mit doppelter Staatsangehörigkeit und ihre 
Abschiebung in ihr Herkunftsland, und einige andere Maßnahmen derselben Art, die 
durchaus machbar sind und die dringend umgesetzt werden sollten, wie natürlich die 
Ausweisung aller illegalen Einwanderer. Gleichzeitig sind eine Reihe von Anreizen 
erforderlich. Es ginge zum Beispiel darum, die Islamisierung entschieden zu bekämpfen, mit 
einem Moratorium für den Bau von Moscheen, einem Ende der richterlichen 
Kronzeugenregelung, Zulagen und anderen Vergünstigungen, die Menschen mit 
französischer Staatsangehörigkeit vorbehalten sind, und so weiter. Wir müssen ein starkes 
Signal aussenden, dass, wenn bestimmte Menschen Frankreich nicht mögen und sich nicht 
an seine Gesetze und Sitten halten wollen, sie ermutigt werden, in das Land ihrer Vorfahren 
zurückzukehren. 

Natürlich haben assimilierte Menschen ihren Platz in Frankreich, und es steht uns nicht zu, 
zu entscheiden, wer bleibt und wer geht, aber die Frage muss diesen Menschen gestellt 
werden: „Wollt ihr in einem Frankreich bleiben, das wieder stolz auf sich ist, das nicht mehr 
in Reue verfällt, das seinen Staatsangehörigen Freiräume einräumt, das nicht mehr die 
Islamisierung fördert und den Bau von Moscheen verhindert, das die Einwanderung stoppt, 
usw.?“ 
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Der ehemalige französische Präsidentschaftskandidat Philippe de Villiers, der die Partei 
„Bewegung für Frankreich“ gegründet hat, setzt auf eine Politik der Remigration für 
Frankreich.  

Wenn man den Bau von Moscheen verhindert, bedeutet das aber, dass Muslime nicht 
wirklich ihren Platz in Frankreich haben, auch wenn sie sich als Franzosen fühlen… 

Es gibt bereits viele Moscheen in Frankreich. Im Departement Seine-Saint-Denis ist das 
Verhältnis zwischen der Anzahl der Moscheen und der Anzahl der Gläubigen höher als in 
Istanbul, einer Stadt in einem muslimischen Land, das von einem islamistischen 
Präsidenten regiert wird, und es ist ein Verhältnis, das in etwa dem von Tunis, der 
Hauptstadt von Tunesien, entspricht. Schon heute gibt es in Frankreich mehr als genug 
muslimische Gotteshäuser. 

Die Verteidigung dieser Idee durch einen Mann wie Philippe de Villiers, 
zugegebenermaßen von der Rechten wie Sie, aber von den Medien akzeptiert, ist ein 
großer Sieg für Ihre Bewegung, nicht wahr? 

Natürlich ist es das. Wir sind sehr glücklich darüber, dass führende Persönlichkeiten wie 
Philippe de Villiers die Remigration verteidigen. Das ist offensichtlich etwas, das in die 
richtige Richtung geht und zeigt, wie weit diese Idee verbreitet ist. Die Remigration ist die 
einzige Lösung für das unlösbare Problem, das die Masseneinwanderung und der 
Multikulturalismus darstellen. Wir können heute sehen, dass dieses Gesellschaftsmodell 
dysfunktional ist. Wir haben es mit Assimilation versucht. Wir haben es mit Integration 
versucht. All das funktioniert nicht mehr. Der einzige Ausweg aus dem Schlamassel, in dem 
wir stecken, ist eine kühne und mutige Politik der Remigration. 

Quelle: rmx.news 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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07) Éric Zemmour: Rassenkampf statt Klassenkampf, Feind sind die Weißen 
 
23. 04. 2021  

Éric Zemmour · Foto: Remix News 

Zemmour: „Die Muslime sollen zur neuen revolutionären Basis gemacht 
werden, um das französische Proletariat zu ersetzen. Früher war der Feind 
der Bourgeois, heute ist es der Weiße Mann“. 

Der französisch-jüdische Autor, Polemiker und antiliberale Philosoph Éric Zemmour hat eine 
Parallele zwischen „Islamo-Linken“ und Kommunisten gezogen und behauptet, dass erstere 
ihren Erzfeind, die Bourgeois, durch Weiße ersetzt haben – die sie gerne durch das 
„muslimische Proletariat“ ersetzt sehen würden. 

Zemmour, einer der herausragenden Denker der französischen Rechten, behauptet, dass 
die neue politische Allianz zwischen Islamisten und Linken, die in Frankreich Islamo-Linke 
genannt wird, nichts weniger als die kommunistische Bewegung des 21. Jahrhunderts sei. 

Der französische Philosoph Pascal Bruckner hat diese Islamo-Links-Bewegung als „die 
Verschmelzung zwischen der atheistischen extremen Linken und dem religiösen 
Radikalismus“ beschrieben. Für Bruckner zielen viele in der extremen Linken darauf ab, den 
Islamismus als „Rammbock“ zu benutzen, um den Kapitalismus zu Fall zu bringen und 
individuelle Rechte aufzuheben. Auf der anderen Seite behauptet Bruckner, dass Islamisten 
– rein als taktisches Mittel, um ihr wahres Ziel, die Errichtung einer islamistischen totalitären 
theokratischen Regierung, zu erreichen – so tun, als ob sie sich in die Reihen der Linken in 
ihrer Opposition gegen Kapitalismus und Rassismus eingereiht hätten. 

Während eines Interview-Segments in der Fernsehsendung Face à l’Info erklärte und 
verteidigte Zemmour unter anderem die Verwendung des Begriffs „Islamo-Links-Bewegung“ 
und beschrieb diese als „die Überzeugung, dass die Muslime, das muslimische Proletariat,  
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das traditionelle Arbeiterproletariat, die Franzosen, von gestern ersetzen werden und das 
die neue revolutionäre Basis sein wird“. 

„Diese Islamo-Links-Bewegung haben die Methoden der Kommunisten aufgegriffen“, fuhr 
er fort. „Islamo-Links bedeutet, die Muslime zur neuen revolutionären Basis zu machen, um 
das französische Proletariat zu ersetzen. Früher war der Feind der Bourgeois, heute ist es 
der Weiße Mann.“ 

Zemmour nannte dann drei wesentliche Gemeinsamkeiten zwischen den Kommunisten des 
20. Jahrhunderts und den Islamo-Linken von heute. Erstens, sagte er, müsse eine 
Opfergruppe benannt werden. Für die Kommunisten waren es die Arbeiter. Für die heutigen 
Islamo-Linken hingegen seien die Opfergruppen Immigranten, Muslime und sogar Frauen. 

Der nächste Schritt sei, „den Feind zu identifizieren: gestern den Bourgeois, heute den 
Weißen Mann“ und schließlich „von diesem Feind, gestern der Klasse, heute der Rasse, zu 
verlangen, dass er sich unterwirft und seine Schuld anerkennt“ 

„Heute verlangen wir vom Weißen Mann, dass er für die Verbrechen seiner Vorfahren, die 
ewig und unentschuldbar sind, auf die Knie geht, genau wie es die Bourgeois oder die 
Verräter an der kommunistischen Sache tun mussten, um für ihre Verbrechen zu büßen“, 
sagte Zemmour. 

In jüngster Zeit wird der Begriff Islamo-Links-Bewegung in Frankreich nicht nur von 
rechtsgerichteten Repräsentanten wie Marine Le Pen und Eric Zemmour verwendet, 
sondern auch von Liberalen und Globalisten wie dem Philosophen Bernard Henri-Levy und 
prominenten Ministern in der Regierung von Präsident Emmanuel Macron. 

Anfang dieses Jahres, Mitte Februar, warnte die französische Ministerin für 
Hochschulbildung, Frederique Vidal, vor der Ausbreitung der Islamo-Links-Bewgeung in den 
akademischen Einrichtungen des Landes und sagte „Ich denke, dass die Islamo-Links-
Bewegung unsere Gesellschaft als Ganzes auffrisst; die Universitäten sind nicht immun und 
sind Teil unserer Gesellschaft.“ 

Während eines Fernsehbeitrags auf CNews kündigte Vidal an, dass sie das nationale 
Zentrum für wissenschaftliche Forschung (CNRS) anweisen werde, eine Untersuchung über 
den Islamo-Links-Bewegung zu eröffnen, um „akademische Forschung von Aktivismus und 
Meinung zu unterscheiden“. 

Für ihre Äußerungen wurde die französische Ministerin von der linksliberalen Presse 
kritisiert. Einige Tage später schrieb jedoch Bernard Henri-Levy einen Leitartikel in der 
französischen politischen Wochenzeitschrift Le Point, in dem er Vidals Aussagen verteidigte 
und davor warnte, dass die Ideologie, die die extreme Linke und den islamistischen 
Extremismus vereint, die antitotalitären und progressiven Tendenzen, die normalerweise 
mit der Linken assoziiert werden, durch Ideen ersetzt, die rückständig, antifeministisch und 
obskurantistisch sind. 

Quelle: Remix News 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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08) Weiße Schuld und Ethnomasochismus 
      Von Andrej Sekulović 
 
24. 04. 2021  

Bildquelle: Pixabay 

Das 20. Jahrhundert war ein Jahrhundert der großen Veränderungen. Neben den 
technologischen Innovationen gab es in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg viele 
gesellschaftliche Veränderungen, die vor allem auf die linke kulturelle Hegemonie 
zurückzuführen waren, die sich in dieser Zeit in den westlichen Gesellschaften endgültig 
konsolidierte. Dementsprechend begann die neue Linke, die sich statt auf Arbeiterrechte 
und Klassenungleichheiten lieber auf die Rechte von Randgruppen, einschließlich 
verschiedener ethnischer und sexueller Minderheiten, konzentrierte, allgemein akzeptierte 
Begriffe und Konzepte neu zu definieren und später neue Vokabulare zu erfinden, die ihren 
ideologischen Bedürfnissen entsprachen. 

Weiße Schuld als linke Strategie 

So kamen Begriffe wie Fremdenfeindlichkeit und später Islamophobie auf. Diese Begriffe 
haben eine pejorative Konnotation und werden von der Linken, wenn nötig, im Kulturkampf 
gegen ihre ideologischen Gegner verwendet. Da die Linke die kulturelle Hegemonie etabliert 
hat, konnte sie diese Begriffe in den öffentlichen Diskurs einbringen, so dass sie weithin 
akzeptiert wurden und nun in den Mainstream-Medien, in politischen Reden und an 
Universitäten verwendet werden. Wer jedoch mit einer dieser „Phobien“ abgestempelt wird, 
kann dadurch Probleme im beruflichen und öffentlichen Leben bekommen. Das ist der 
Zweck dieser Begriffe; die Argumente ihrer Gegner zu diskreditieren. Eine Phobie ist eine 
Art von Störung, die oft unbegründete Angst verursacht. So verwenden moderne Linke diese 
Begriffe, um zu argumentieren, dass Menschen, die sich gegen offene Grenzen 
aussprechen, in Wirklichkeit unausgeglichene Menschen sind, die eine unbegründete Angst 
vor muslimischen Migranten verspüren und einfach Angst vor sozialen Veränderungen 
haben. Alle ihre Argumente sollten daher auf dieser irrationalen Angst beruhen. Das ist 
natürlich nicht der Fall, denn diese Argumente werden durch demographische und  
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Kriminalitätsstatistiken gestützt. Dennoch kontrollieren die Kulturmarxisten heute die 
Mainstream-Medien und Bildungseinrichtungen, wo sie versuchen, die Menschen davon zu 
überzeugen, dass dies nur eine irrationale Angst vor Veränderungen ist. Sie nutzen auch 
ihre Positionen in den Medien und an den Universitäten, um die Idee zu verbreiten, dass 
weiße Europäer sich für ihre Vergangenheit und die angeblichen Sünden ihrer Vorfahren 
schämen sollten, die angeblich eine ganze Reihe von Verbrechen gegen andere Völker des 
Planeten begangen haben sollen. So wie sich in den Reihen der Linken neue Begriffe 
herausgebildet haben, hat sich in rechten Kreisen der Begriff „weiße Schuld“ eingebürgert, 
um diese Auferlegung eines kollektiven Schuldgefühls auf alle Weißen zu bezeichnen. Es 
ist ein Begriff, der das allgemeine weiße Schuldgefühl über Sklaverei, Kolonialismus, 
Rassendiskriminierung und die verschiedenen Verbrechen, die die Europäer an der 
restlichen Weltbevölkerung begangen haben sollen, repräsentiert. Der Begriff hat natürlich 
eine negative Konnotation unter denjenigen, die gegen die politische Korrektheit immun 
sind, denn neben seiner Definition bezeichnet er eine Strategie, mit der liberale Eliten 
versuchen, Weiße davon zu überzeugen, dass es unmoralisch ist, sich auf der Grundlage 
ihrer Rasse, also als weiße Europäer, zu assoziieren und zu vereinigen oder zugunsten 
ihrer kollektiven rassischen Interessen zu handeln. Für all das Elend, das sie angeblich 
verursacht haben, müssen die Weißen heute als Nachkommen von Verbrechern ihr Land 
friedlich an Migranten abtreten, die angeblich die Nachkommen der Opfer des europäischen 
Imperialismus sind. Die weiße Schuld begann sich also zunächst gezielt unter den 
ehemaligen Kolonialvölkern zu verbreiten. Heute umfasst dieser Begriff jedoch alle weißen 
Völker, einschließlich derer, die nie Kolonien hatten, aber selbst oft mächtigeren Imperien 
und Staaten unterstellt waren. 

Die Doppelzüngigkeit der modernen Linken 

Dass es sich dabei um eine Strategie handelt, die darauf abzielt, die Interessen 
internationaler liberaler Eliten und linker Demagogen zu schützen, zeigt sich vor allem in 
ihrer einseitigen und irreführenden Interpretation der Geschichte. Alle Ureinwohner in den 
später von den Weißen eroberten Gebieten sollen in harmonischen Gesellschaften gelebt 
haben, bis die Europäer kamen und sie erst ausraubten und dann blutig ermordeten. Aber 
wir hören nie von den blutigen Massakern und Völkermorden, welche die indianischen 
Stämme gegeneinander verübten, oder von den brutalen Zuständen unter den Maori-
Stämmen in Neuseeland, die so unerträglich wurden, dass die Maori größtenteils bereitwillig 
und friedlich die Herrschaft der Briten im 19. Jahrhundert akzeptierten. Afrikaner haben sich 
schon lange vor der Ankunft der weißen Kolonialisten gegenseitig abgeschlachtet und 
versklavt. Sobald die Ära des europäischen Kolonialismus endete, stürzte der schwarze 
Kontinent wieder in Chaos, Bürgerkriege und ethnische Säuberungen. Im 20. Jahrhundert 
sollen in Zentralafrika 10 Millionen Menschen bei Völkermorden getötet worden sein; kein 
einziger von ihnen wurde von einem Weißen getötet. Im ruandischen Völkermord von 1994 
wurden in nur 100 Tagen 800 000 Tutsis von den Hutus getötet. Die Linke spricht jedoch 
nur ungern über diese Dinge, weil sie nicht in ihre Vision einer Welt passen, in der vor allem 
Europäer zu Massakern und anderen brutalen Taten fähig sind, während andere Völker 
hauptsächlich als unschuldige Opfer oder Zuschauer agieren. Tatsache ist, dass alle 
Rassen dieser Welt zu bestimmten Zeiten Sklaverei praktiziert haben, dass alle Völker einen 
Appetit auf Krieg und Eroberung hatten und dass alle Völker zu blutigen Taten fähig sind. 
Allerdings verzerren Kulturmarxisten das Bild in dieser Hinsicht, indem sie sich nur auf die 
Ungerechtigkeiten konzentrieren, die angeblich von Europäern verursacht wurden. 
Gleichzeitig schweigen sie über all die Errungenschaften der Europäer, die die gesamte 
Menschheit bereichert haben. Ein weiteres Beispiel für die Doppelzüngigkeit des ständigen 
Verweises auf die vergangenen angeblichen Verbrechen der Weißen als Agenda ist, wenn 
es um die Sklaverei geht. Die Linke behauptet, dass die Nachkommen der Sklaven 
Reparationen verdienen, ungeachtet all der Vorteile, die Schwarze in den USA dank der  
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sogenannten „positiven Diskriminierung“ genießen. Die Linke ist auch der Meinung, dass 
alle ehemaligen Kolonialländer Reparationen an afrikanische Länder für die Versklavung 
zahlen sollten. Was sie Ihnen jedoch nicht sagen, ist, dass die Sklavenhändler, die oft 
Araber und Juden waren, schwarze Sklaven von Afrikanern selbst kauften, die sie als 
Kriegsgefangene von rivalisierenden Stämmen verkauften, und sie erst in weiterer Folge an 
Europäer weiterverkauft wurden. Heute wird die Rolle der arabischen und jüdischen Händler 
beim Verkauf von Sklaven nur noch selten erwähnt. Linke ziehen es vor, ein Bild von bösen 
Weißen zu malen, die friedliche Schwarze quer durch Afrika entführen. Dies trotz der 
Tatsache, dass die Europäer fast ausschließlich Sklaven von arabischen, jüdischen oder 
schwarzen Händlern kauften. Eine weitere Tatsache, die wir in den linken Mainstream-
Medien selten hören, ist, dass es die Europäer waren, die die Sklaverei im 18. und 19. 
Jahrhundert als erste verboten haben, während sie in anderen Teilen der Welt auch heute 
noch zu finden ist. Auch fordert niemand von den Linken, dass die Türkei Entschädigungen 
für alle Slawen und andere Europäer zahlen muss, die als Sklaven ins Osmanische Reich 
verschleppt wurden. 

Ethnomasochismus als Folge 

Die Folge der weißen Schuld ist Ethnomasochismus. Dieser Begriff wurde von dem 
französischen identitären Denker Guillaume Faye popularisiert, der in seinem Buch Wofür 
wir kämpfen (deutsch 2006) schrieb, dass Ethnomasochismus eine Folge von Selbsthass 
und Scham, von Rassismus gegen die eigene Rasse und von der Tendenz, das eigene Volk 
zu beschuldigen und herabzusetzen, ist. Leider ist heute, dank der Kulturmarxisten, der 
Ethnomasochismus unter den Weißen sehr präsent. Das liegt an der Unkenntnis der 
eigenen Geschichte und Kultur, am fehlenden Gefühl der nationalen Zugehörigkeit und des 
Patriotismus sowie an der ständigen Indoktrination durch die Medien und 
Bildungseinrichtungen, die heute in den Händen derer sind, die die europäischen Völker 
unterjochen und zerstören wollen. Die beste Verteidigung gegen Ethnomasochismus liegt 
jedoch in der Bildung über die eigene Kultur und die Geschichte des eigenen Volkes, in der 
Fähigkeit, kritisch und unabhängig zu denken, und in der Treue zur Wahrheit, unabhängig 
davon, ob sie mit den aktuellen politisch korrekten Trends konform geht oder nicht. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei 
DEMOKRACIJA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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09)  Die verschleierte Frau und Präsident Macron 
 
24. 04. 2021  

Verschleierte interviewt Macon · Screenshot 

In Montpellier interviewte eine verschleierte Frau Emmanuel Macron über die fehlende 
Vielfalt in der Schule in ihrem Viertel, wobei sie unter dem selbstgefälligen Blick der Medien 
die offizielle Hymne auf die „soziale Vielfalt“ aufgreift, den neuen Zaubertrank, den 
Emmanuel Macron auch in seinem künftigen Präsidentschaftsprogramm präsentieren wird. 
Was für ein glücklicher Zufall! 

Der französische Neusprech-Ausdruck mixité sociale (soziale Vielfalt) ist doppelt 
irreführend: Er hat nichts mit Gesellschaft zu tun und bezieht sich nicht auf die Geschlechter. 
In Wirklichkeit bedeutet es den Willen, Menschen mit Migrationshintergrund dazu zu 
zwingen, sich mit den Einheimischen zu vermischen: in den Schulen (in den Vereinigten 
Staaten nannte man das „Busing“), in den Wohnungen, in den Wohnvierteln, kurz, überall. 

Nicht nur, dass die Befürworter der sozialen Vielfalt vergessen, die Franzosen zu fragen, ob 
sie unter Menschen leben wollen, die nicht die gleiche Moral, die gleiche Religion oder die 
gleichen Werte haben wie sie. Doch all diese schönen Reden können nicht über eine 
düstere Realität hinwegtäuschen: Die Assimilation der Einwanderer an das französische 
Lebensmodell funktioniert nicht mehr. Und gerade, weil die Assimilation nicht mehr 
funktioniert, auch wenn die Einwanderung weitergeht, wird Frankreich zu einem Aggregat 
von ethnischen Gemeinschaften, die sich immer weiter voneinander entfernen. 

Warum funktioniert die Assimilation in Frankreich nicht mehr? 

Die Masseneinwanderung, die Frankreich seit Jahren erlebt (450.000 offizielle Einreisen pro 
Jahr, illegale Einwanderer nicht mitgezählt, also im Verhältnis zur französischen 
Bevölkerung ein viel größerer Zuwachs an Fremdbevölkerung als in den Vereinigten 
Staaten), macht jede Assimilation illusorisch. 
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Assimilation kann nur unter sechs Bedingungen funktionieren: 

1. dass der Zuwanderer sich wirklich der Kultur und den Bräuchen des Gastlandes 
anpassen möchte; 

2. dass das Gastland genug Vertrauen in seine eigene Identität und seine Werte hat, 
um etwas zu bieten, an das man sich assimilieren kann; 

3. dass die kulturelle Kluft zwischen dem Gastland und dem Herkunftsland des 
Zuwanderers nicht zu groß ist; 

4. dass der Zuwanderer seine Bindung an das Herkunftsland abbricht; 
5. dass die Einwanderungsströme vernünftig bleiben und sich über die Zeit verteilen; 
6. dass es im Gastland nicht bereits eine große Gemeinschaft von Zuwanderern gibt. 

Keine dieser Bedingungen ist heute in Frankreich erfüllt. Individuelle Assimilation bleibt 
möglich, aber nicht die von ganzen Populationen. 

Als soziales Tier lebt der Mensch am liebsten mit denen zusammen, die ihm nahestehen. 
Die Masseneinwanderung fördert jedoch die Konzentration von Einwanderern in Gebieten, 
in denen bereits andere Einwanderer wohnen. Und sie provoziert, in umgekehrter Richtung, 
das, was jenseits des Atlantiks als „white flight“ bekannt ist: Einheimische, die es sich leisten 
können, verlassen Stadtteile, in denen sich die Bevölkerung durch die Ankunft von 
Einwanderern verändert. 

Die Gutmenschen, die heute nach sozialer Vielfalt rufen, wollen sie eigentlich den Menschen 
in Frankreich aufzwingen, die kein Mitspracherecht haben. Aber sie hüten sich davor, es 
sich selbst oder ihren Familien aufzuerlegen. 

Soziale Vielfalt durchsetzen zu wollen, ohne die Masseneinwanderung zu stoppen, ist keine 
Lösung. 

Quelle: Boulevard Voltaire 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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10) Ehemaliger Prager Imam wegen Terrorismusfinanzierung zu 14½ Jahren  
     Gefängnis verurteilt 
 
23. 04. 2021  

Samer Shehadeh · Foto: ČTK 

Der Angeklagte schloss mit der Staatsanwaltschaft eine Vereinbarung über 
Schuld und Strafe 

Der ehemalige Prager Imam Samer Shehadeh wird wegen Beihilfe zum Terroranschlag und 
Finanzierung des Terrorismus 14,5 Jahre ins Gefängnis gehen. Am Dienstag schloss der 
Angeklagte mit der Staatsanwaltschaft eine Vereinbarung über Schuld und Strafe, die 
anschließend vom Prager Stadtgericht bestätigt wurde. Shehadeh wurde bereits im 
vergangenen Jahr wegen ähnlicher Delikte zu einer zehnjährigen Haftstrafe verurteilt, so 
dass dieses Urteil seine Haftstrafe um 4,5 Jahre verlängern wird. 

Der siebenunddreißigjährige Shehadeh gestand die Tat. Er sagte, er bereue die Tat nicht, 
weil er sie für richtig halte. 

„Ich bin kein Terrorist“, sagte er. Er fügte hinzu, dass er nur versucht habe, gegen das 
verbrecherische Regime in Syrien zu kämpfen, das seiner Meinung nach einen Völkermord 
in dem Land begeht. Dem Mann drohen bis zu 20 Jahre Gefängnis wegen möglicher Hilfe 
bei dem Terroranschlag. 

Ähnlich wie im vergangenen Jahr weigerte sich der ehemalige Imam, bei der Verurteilung 
aufzustehen. Er begründete dies damit, dass er das tschechische Recht nicht respektiere. 
Der Mann hatte zuvor vor Gericht erklärt, tschechische Rechtsentscheidungen seien für ihn 
nicht relevant, weil sie sich nicht an die islamische Scharia hielten. Die Vorsitzende des 
Senats, Zuzana Zápalková, verhängte deswegen eine Geldstrafe von 5.000 CZK (193 €) 
gegen Shehadeh. 
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Die Richterin erklärte, dass der Senat die Vereinbarung über Schuld und Strafe zwischen 
Shehadeh und der Staatsanwaltschaft anerkannt habe, weil die Strafe angemessen und im 
Rahmen des möglichen Strafmaßes sei. Keine der beiden Parteien habe gegen das Urteil 
Berufung eingelegt, sie könnten dies nur tun, wenn das Gericht entgegen der Vereinbarung 
entscheiden würde. Nach dem Treffen sagte der Staatsanwalt zu Reportern, dass er eine 
härtere Strafe vorgeschlagen hätte, wenn Shehadeh nicht geständig gewesen wäre. 

Laut der Anklageschrift flog Shehadeh 2015 in die Türkei, wo er sich mit Vertretern der 
Terrororganisation Al-Nusra, später bekannt als Jabhat Fatah al-Sham (Front zur Eroberung 
Syriens), traf. Er übergab ihnen das Geld, das er in der muslimischen Gemeinde in der 
Tschechischen Republik und der Slowakei gesammelt hatte, um verwundete Kämpfer zu 
behandeln. 

Gleichzeitig, so Staatsanwalt Marek Bodlák, habe er mit ihnen vereinbart, dass er neue 
Kämpfer für die Organisation rekrutieren und weiterhin Sammlungen organisieren werde. 
Shehadeh wollte auch selbst an den Kämpfen in Syrien teilnehmen, doch aufgrund von 
Sehproblemen stimmte er schließlich zu, dass er den Kämpfern in Tschechien 
nützlicher wäre. 

In der Anklageschrift gegen den ehemaligen Prager Imam wird ihm außerdem vorgeworfen, 
einen in der Slowakei lebenden Sudanesen unterstützt zu haben, indem er ihm half, sich 
der Al-Nusra-Organisation anzuschließen. Er versorgte ihn mit Geld für Ausrüstung und mit 
den nötigen Kontakten und Informationen für die Reise. Der Mann kam im Mai 2016 nach 
Syrien und ließ sich zum Kommandeur einer Einheit von Frontkämpfern ausbilden, die auch 
Selbstmordattentate verübten und für die Einführung der islamischen Scharia kämpften. Im 
April 2017 wurde er laut Bodlák im Kampf getötet. 

Shehadeh wurde bereits im Mai letzten Jahres für wegen dieser Vorwürfe verurteilt. Das 
Gericht schickte ihn für zehn Jahre ins Gefängnis. Samers Bruder Omar wurde zu elf Jahren 
Gefängnis verurteilt, Samers Schwägerin Fátima Hudková soll sechs Jahre hinter Gittern 
verbringen. Allerdings war das Paar flüchtig und das Gericht entschied in ihrer Abwesenheit. 
Laut Bodlák hat die Staatsanwaltschaft immer noch keine Informationen über das Ehepaar. 

Der ehemalige Imam war vor Jahren für die tschechischen Geheimdienste von Interesse, 
als er Muslime dazu aufforderte, keine Anti-Terror-Gottesdienste gemeinsam mit Christen 
zu besuchen. Er verließ die Tschechische Republik im Jahr 2017, wurde dann aber 
beschuldigt, Mitglied einer terroristischen Gruppe geworden zu sein. Die Polizei nahm ihn 
in Jordanien fest. Im November 2018 wurde er nach Tschechien ausgeliefert und befindet 
sich seither in Haft. 

Quelle: Aktualne.cz / Remix News 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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11) Französische Generäle gegen den Islamismus, Macron gegen die  
     französischen Generäle 
     Von Giovanni Giacalone 
 
03. 05. 2021  

Emmanuel Macron und die Generäle · Foto: Centro Machiavelli 

Etwa zwanzig französische Generäle im Ruhestand unterzeichneten einen Appell gegen die 
Ausbreitung des radikalen Islam im Land und der Verteidigungsminister kündigte 
Maßnahmen gegen die Unterzeichner an. Eine absurde Situation, ähnlich jener, die durch 
den jüngsten unglaublichen Freispruch des Mörders von Professor Sarah Halimi entstanden 
ist, der im April 2017 von dem Malier Kobili Traore unter dem Ruf „Allahu akbar“ vom Balkon 
seines Hauses geworfen wurde; den Freispruch sahen manche als dadurch „begründet“, 
dass Halimi Jude gewesen sei. 

Die Initiative wurde von Jean-Pierre Fabre-Bernadac, einem Karriereoffizier und Direktor 
der Website „Place Armes“, und etwa zwanzig Generälen im Ruhestand, denen sich mehr 
als tausend andere Militärangehörige anschlossen, mit einem dringenden Appell an die 
politische Klasse gestartet. 

Ein klarer, prägnanter Aufruf, ohne Wendungen und mit sicher nicht trivialen Inhalten. Das 
Schlüsselelement ist die Gefahr der „Desintegration“ des Landes, wobei der Islamismus und 
die Horden in den Vorstädten Frankreichs zur Abspaltung vieler Teile der Nation führen und 
sie in Zonen verwandeln, die Dogmen unterliegen, welche im Widerspruch zur 
französischen Verfassung stehen. Dies ist inakzeptabel, weil es richtigerweise „keinen Ort 
oder Bezirk geben darf, in dem die Gesetze der Republik nicht gelten“. 

Der Appell zielt auch auf die „antirassistische“ Kampagne, die von einigen politischen 
Kreisen mit dem Ziel geführt wird, Hass zwischen den Gemeinschaften zu schaffen und die 
Nation ihrer Identität zu berauben: „Heute sprechen einige von Rassismus, Indigenismus 
und dekolonialen Theorien, aber das Ziel dieser Begriffe ist der Rassenkrieg, den diese 
hasserfüllten und fanatischen Anhänger wollen. Sie verachten unser Land, seine 
Traditionen, seine Kultur und wollen es auflösen, indem sie seine Vergangenheit und seine 
Geschichte zerreißen“. 

Es wird auch auf das Paradoxon der Polizei hingewiesen, die von den Herrschenden gegen 
die Bürger eingesetzt wird, die es wagen zu protestieren, die aber ihrerseits von Schlägern, 
die Geschäfte plündern, ins Visier genommen und bedroht wird. Erwähnenswert ist auch 
Samuel Paty, der Lehrer, der im vergangenen Oktober in einem Pariser Vorort von einem  

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/emmanuel-macron.jpg
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Islamisten enthauptet wurde: „Wer hätte vor zehn Jahren vorausgesagt, dass eines Tages 
ein Lehrer vor seiner Schule enthauptet werden würde?“. 

Das Militär verlangt, dass die bereits bestehenden Gesetze ohne Schwäche angewandt 
werden, wie es die Mehrheit der Bürger fordert, die das Zaudern und „schuldhafte 
Schweigen“ der Politiker satt haben. 

Worte, die der französischen Regierung und insbesondere der Verteidigungsministerin 
Florence Parly offensichtlich nicht gefielen. Sie drohte sofort mit Sanktionen gegen die 
Unterzeichner und beschuldigte sie der Insubordination und des Putschismus, während 
Marine Le Pen sich auf die Seite des Militärs stellte. 

Dass die Exekutive mit Sanktionen drohte, sollte nicht überraschen: Denn wenn die 
Vorstädte in einem solchen Zustand sind und sich der Islamismus ausbreitet, kann das nur 
die Schuld einer unzulänglichen politischen Klasse und des fehlenden Willens sein, 
Ordnung und Legalität wiederherzustellen. Aber Vorsicht: Wenn Soldaten und Bürger 
anfangen, sich Gehör zu verschaffen, lehrt uns die Geschichte, dass es besser ist, auf sie 
zu hören. 

 
Giovanni Giacalone 

 
Forschungsbeauftragter des Machiavelli-Zentrums für politische und strategische Studien. 
Abschluss in Soziologie (Universität Bologna), Master in „Islamic Studies“ (Trinity Saint 
David University of Wales), Spezialisierung in „Terrorismus und Terrorismusbekämpfung“ 
(International Counter-Terrorism Institute of Herzliya, Israel). Leitender Analyst für die 
britische Islamic Theology of Counter Terrorism (ITCT), das italienische Team für Sicherheit, 
Terrorismusfragen und Notfallmanagement (Katholische Universität Mailand) und das 
Kedisa-Zentrum für internationale strategische Analysen. Dozent im Bereich Sicherheit für 
Sicherheitsmanager, Strafverfolgungsbehörden und Postgraduierte, italienischer 
Koordinator des europäischen Projekts Globsec „From criminals to terrorists and back“ und 
ist Mitbegründer der Sec-Ter- Security and Terrorism Observation and Analysis Group. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei CENTRO MACHIAVELLI, unserem 
Partner bei der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://www.centromachiavelli.com/2021/04/30/francia-generali-appello-islamismo-macron/
https://unser-mitteleuropa.com/
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12) Dänemark stoppt Einbürgerung von Kriminellen 
 
23. 04. 2021  

 
Bild: Flickr/www.wellingtonstravel.com, Lizenz: CC BY 2.0 

Dänische Regierung verschärft die Regeln für Einbürgerung 

Wie eine konsequente Einwanderungspolitik aussieht, zeigt Dänemark. Nachdem das 
Königreich im Norden Europas kürzlich damit begonnen hat, Flüchtlinge aus Syrien mit der 
Begründung auszuweisen, dass die Lage in Damaskus sicher sei, stellte die Regierung von 
Ministerpräsidentin Mette Frederiksen nun eine Verschärfung des Einbürgerungsgesetzes 
vor. Frederiksen ist Sozialdemokratin, die mit einer konservativen und einer liberalen Partei 
koaliert. 

Anders als bisher sollen strafrechtlich verurteilte Personen von der Erlangung der dänischen 
Staatsbürgerschaft ausgeschlossen sein. Nach der bisherigen Regelung konnten Personen, 
die zu einer Freiheitsstrafe von weniger als einem Jahr verurteilt wurden, nach einer 
Wartezeit zur Staatsbürgerschaft zugelassen werden. Zudem soll die rechtliche Möglichkeit 
eines Widerrufs der Einbürgerung bei strafrechtlicher Verurteilung geprüft werden. 

Verschärfungen gibt es auch für Ausländer, die dem dänischen Staat finanziell zur Last 
fallen: Bewerber müssen in Zukunft bei vierjährigem Aufenthalt eine Vollzeitbeschäftigung 
von mindestens dreieinhalb Jahren bzw. eine entsprechende selbständige Tätigkeit 
nachweisen. 

Eine weitere Maßnahme sieht vor, dass dem Einbürgerungstest fünf Fragen zu den 
dänischen Werten hinzugefügt werden. Zudem werden die Antragsteller je nach Herkunft in  

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/pass.jpg
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folgende Gruppen unterteilt: „Nordische Länder“, „andere westliche Länder“, „MENAP-
Länder und Türkei“ (MENAP steht Naher Osten, Nordafrika, Afghanistan und Pakistan) 
sowie „andere nicht-westliche Länder“. 

In einer Erklärung der dänischen Regierung wird die Verschärfung des 
Staatsbürgerschaftsrechts folgendermaßen begründet: „Die Erlangung der dänischen 
Staatsbürgerschaft ist nach Ansicht der Regierungsparteien eine große 
Vertrauenserklärung der dänischen Gesellschaft. Sie sind sich daher einig, dass es 
notwendig ist, die Regeln für die Person, die dänische Staatsbürger werden kann, zu 
verschärfen.“ 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei ZUR ZEIT, 
unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

13) CIA-Neurobiologie-Experte über die Steuerung des menschlichen 
Gehirns mittels RNA-Impfstoffen 

30. 04. 2021  

Dr. Charles Morgan · Bildquelle: MPI 

 

https://zurzeit.at/index.php/kuenftig-kein-daenischer-pass-fuer-kriminelle/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/charlesmorgan-vaccin-arn-1024x576-1.jpeg
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Der Einsatz von RNA-Impfstoffen zur Steuerung des menschlichen Gehirns, erklärt 
von einem CIA-Neurobiologie-Experten auf einer Konferenz an der Militärakademie 
West Point 

Der unabhängige Journalist Guy Boulianne hat eine sehr wichtige Information über die 
Möglichkeit der Verwendung von RNA-Impfstoffen zur Manipulation unserer Gehirne 
ausgegraben. Diese Hypothese stammt nicht von einem großsprecherischen 
Verschwörungstheoretiker: Es war ein CIA-Neurobiologie-Experte, der sie an der 
Militärakademie West Point vorstellte. 

Am 13. Juni 2018 hielt Dr. Charles Morgan, ein Experte für Neurobiologie von der Yale 
University, der DARPA und der CIA, einen Vortrag vor Studenten an der Militärakademie 
West Point (USMA). Er sprach über die Fähigkeit, die DNA für Zwecke der 
Gedankenkontrolle zu verändern. [1] Dr. Morgan zeigt und erklärt den Eliteschülern des US-
Militärs, wie die unter den Akronymen CRISPR (Clustered Regularly Spaced Short 
Palindromic Repeats) und DREADDS (Designer Receptor Exclusively Activated by 
Designer Drugs) bekannten Technologien alles „designen“ können. 

Dr. Morgan zeigt, wie DREADDS in die menschliche DNA „infundiert“ werden können, um 
unser Verhalten zu kontrollieren. Diese Designer-Rezeptoren, die ausschließlich durch 
Designer-Drogen aktiviert werden, können neue Zellen erzeugen. Sie können bei ihren 
Probanden neue Erinnerungen und Verhaltensweisen erzeugen. Sie können damit auch Ihr 
Gedächtnis löschen oder sogar verändern. Die CRISPR-Technologie kann eingesetzt 
werden, um durch DNA-Editing nur bestimmte Rassen von Menschen zu töten. 

Dr. Morgan erzählt Studenten der Modern War University in West Point, dass „die 
Technologie namens CRISPR eine Reihe von Dingen sofort verfügbar macht … Man kann 
alles entwerfen. Sie können ein einzelnes Ding entwerfen, das nur einen töten würde. Was 
Sie tun, wenn Sie Plasmide erstellen und sie in Zellen einbringen, sendet es ein Signal und 
sagt, welcher Teil der DNA sich entrollen, entfalten und ein Produkt produzieren soll. Das 
ist die Zukunft der Medizin.“ 

Dr. Morgan fragt: „Was könnte man mit dieser Technologie machen, wenn man im 
Sicherheits- und Geheimdienstbereich tätig wäre?“. Die Zellen „können für bestimmte 
Aktivitäten und Zwecke ausgelegt werden. Sie können strategisch platziert werden. Sie 
können aus der Ferne gesteuert werden. Diese Zellsteuerungen können also „Dinge in den 
Gehirnen anderer Leute aktivieren lassen“. 

Im Jahr 2011 schien die Technologie auf zellulärer Ebene „die programmierte Lieferung von 
Informationen auf Abruf“ zu steuern. Im Jahr 2018 war die Macht, die eigenen Erinnerungen 
und Entscheidungen eines Menschen durch die Ersatzrealität von Controllern durch Blut, 
Gehirn und Zellen zu ersetzen, bereits jenseits jeder Verhaltenskonditionierung durch 
Mobiltelefone. Für Dr. Morgan führen die neuen Möglichkeiten zu Verbesserungen bei der 
Lieferung und Vollständigkeit. „Warum sollte man ein digitales System haben, wenn man 
ein DNA-System haben kann?“, fragt er. 

Dr. Morgan ist in seinem Folienvortrag ziemlich explizit: „Zellen können für bestimmte 
Aktivitäten und Ziele entworfen werden. Die Zellen können strategisch platziert werden. Sie 
können aus der Ferne gesteuert werden.“ Die neue Technologie erlaubt es seinen 
Controllern, „Dinge in den Gehirnen anderer Menschen zu aktivieren“. Weiter stellt sich der 
inzwischen an der University of New Haven lehrende Mediziner vor, wie die Kombination 
von „DNA-Systemen“ mit „Quantencomputing“ „eine wirklich ganz erstaunliche und zugleich  

http://www.guyboulianne.com/
http://www.advancehealthsolutions.com/morgan/
https://de.wikipedia.org/wiki/United_States_Military_Academy
https://mwi.usma.edu/mwi-video-dr-charles-morgan-neurobiology-war/
https://fr.wikipedia.org/wiki/Clustered_Regularly_Interspaced_Short_Palindromic_Repeats
https://fr.wikipedia.org/wiki/Designer_Receptor_Exclusively_Activated_by_Designer_Drugs
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tödliche Bedrohung“ bilden kann. So kann es sein, dass die Dosis von Pfizer und Moderna 
einen Endpunkt in der globalen Agenda der Machthaber erreicht. [2] 

Das Video des Vortrags von Dr. Charles Moran an der Militärakademie West Point: 

https://www.youtube.com/watch?v=cTtIPBPSv0U&t=1s 

Die DNA wird in der Lage sein, Ihren Körper und Geist zu kontrollieren 

Der COVID-Impfstoff ist ein mRNA-Impfstoff, bei dem es sich um einen ganz neuen Typ 
handelt, der noch nie zuvor zugelassen, lizenziert und weit verbreitet wurde. Es verändert 
die DNA Ihres Körpers und repliziert und kontrolliert Ihren Körper. Sie ist in vielerlei Hinsicht 
extrem gefährlich. Dr. Morgan verrät, dass sie jetzt Bilder und Filme in DNA und Bakterien 
speichern und verstecken können, er sagt auch, dass nur 1 Gramm menschliche DNA das 
Äquivalent von 7 Milliarden iPADS speichern kann, denken Sie darüber nach, nur 1 Gramm, 
das ist absolut erstaunlich!!! Er sagt, dass die Informationen und Bilder auch in Bakterien 
auf dem menschlichen Körper gespeichert werden können, die dann in eine Schale gelegt 
werden können, und wenn dieselben Bakterien sich fortpflanzen, werden ihre Nachkommen 
auch mit denselben Informationen kodiert. Er sagt auch, dass es möglich ist, eine Zelle zu 
programmieren und sie auf einen beliebigen Teil des Körpers zu richten, einschließlich des 
Gehirns, das dann auch umprogrammiert und von einer äußeren Kraft gesteuert werden 
kann. 

Das bedeutet, dass der Covid-19-Impfstoff alle Technologien enthalten kann, die Sie in 
diesem Video hören werden. Der Präzisionsgrad dieser Technologie ist so hoch, dass 
Miniatur-Nanoroboter in der Größe von Staubpartikeln so programmiert werden können, 
dass sie jeden Teil des Körpers angreifen, um eine Nutzlast oder einen Virus direkt in den 
Blutkreislauf, die Organe, das Gehirn, die Augen usw. zu bringen. Es kann auch in einem 
beliebigen Körperteil schlummern und dort unbemerkt verbleiben, bis das entsprechende 
elektronische Signal zur Reaktivierung geliefert wird. 

Wie der Besitzer des „End Times Watchman“ Kanal schreibt, „Wenn Sie ein Christ sind, 
sollten Sie wissen, dass diese Impfstoffe die Luziferianer, um Ihre DNA zu ändern und 
ändern Sie Ihre Wahrnehmung von Gott ermöglichen. In der Tat werden Sie darauf 
programmiert, Ihn zu hassen! Die Bibel warnt, dass die Nationen und Völker der Erde das 
biblische Christentum hassen und bibelgläubige Christen verfolgen werden, und so wird es 
auch geschehen. Sie werden die Wahrnehmung eines jeden Menschen verändern, der 
diese dämonischen DNA-verändernden Impfstoffe nimmt. Dies ist ein geistlicher Krieg, er 
wurde in der Bibel vor fast 2000 Jahren vorhergesagt und entfaltet sich nun vor unseren 
Augen! Es ist auch erwähnenswert, dass sie Erinnerungen LÖSCHEN und FALSCHE 
installieren können, stellen Sie sich vor, wenn dies verwendet wird, um die Menschen auf 
der Erde zu täuschen, damit sie das Tier anbeten, und natürlich wird es das, denn das ist 
genau das, wofür es geschaffen wurde.“ 

Michael Yeadon, ein ehemaliger Pfizer-Mitarbeiter und -Forscher, hat zusammen mit dem 
deutschen Arzt Wolfgang Wodard kürzlich eine Petition an die Europäische 
Arzneimittelbehörde (EMA) geschickt, in der er die EMA auffordert, die klinischen Versuche 
mit dem Impfstoff COVID-19 von Pfizer zu stoppen. Sie sagten, dass der Impfstoff ein 
Protein blockieren könnte, das für die Bildung einer Plazenta entscheidend ist, und die Ärzte 
sagten, dass dies „zu Unfruchtbarkeit bei geimpften Frauen führen könnte“. Daher ist es 
möglich, dass ein weiteres Ziel des Impfstoffs darin besteht, die Geburt neuer Weißer zu 
verhindern – ein Ziel, das China, Bill Gates und George Soros zu erreichen versuchen. 

https://guyboulianne.com/2021/04/22/les-resultats-biaises-dans-les-essais-cliniques-de-vaccins-a-arnm-covid-19-donnent-limpression-que-leurs-injections-experimentales-reduisent-le-risque-de-covid-de-95-ceci-qui-est-faux/
https://donpaulwearerev.com/flipping-the-script/pfizer-s-moderna-s-shots-arent-needed-dont-protect-do-harm-and-do-change-dna
https://www.bitchute.com/video/6BN7ostWeWzq/
https://unser-mitteleuropa.com/covid-impfung-gestoerte-menstruationszyklen-und-fruchtbarkeitsprobleme/
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China will die CRISPR-Supermacht der Welt werden 

 

Dr. Charles Morgan berichtet über die Fortschritte des chinesischen Festlandes bei der 
DNA-Manipulation. Er stellt sich „Quantencomputing“ in Kombination mit einer solchen 
Manipulation vor. „Das ist also der Punkt, an dem das Rennen stattfindet … Die 
Verschmelzung von DNA-Systemen mit Quantencomputing wird wirklich eine unglaubliche 
und gleichzeitig tödliche Bedrohung sein.“ US Director of National Intelligence John Ratcliffe 
sagte, dass China das Gen-Editing-Tool CRISPR (Clustered and Regularly Spaced Short 
Palindromic Repeats) verwendet, um menschliche Embryonen zu modifizieren, um eine 
neue Generation von „Supersoldaten“ zu schaffen, die härter, länger und effektiver kämpfen 
können [3] : 

„Sie wollen, dass sie die Größten sind und sie wollen auch, dass sie die Stärksten sind, also 
beschäftigen sie sich mit Gen-Editing – sie versuchen buchstäblich, die DNA zu verändern, 
um Soldaten, Matrosen und Flieger stärker und leistungsfähiger zu machen. (…) Die 
Botschaft ist klar: Peking will die Vereinigten Staaten und den Rest des Planeten 
wirtschaftlich, militärisch und technologisch dominieren. (…) Es gibt keine ethischen 
Grenzen für Pekings Machtstreben. (…) China stellt die größte Bedrohung für Amerika und 
den Rest der freien Welt seit dem Zweiten Weltkrieg dar.“ [4] 

Die Volksrepublik China (VRC) sammelt seit Jahren die DNA der Menschen. [5] China plant, 
diese Informationen zu nutzen, um biologische Waffen zu entwickeln, die auf bestimmte 
ethnische Gruppen abzielen (Weiße: USA, Großbritannien, Australien, Neuseeland, Juden). 
[6] Sie haben auch Wege gefunden, DNA von Amerikanern zu erhalten, indem sie 
amerikanische Firmen kaufen, die DNA-Profile haben, DNA-Analysen für 
Ahnenforschungsfirmen subventionieren und auch jede Organisation hacken, die DNA-
Profile hat. Im Jahr 2015 wurde beispielsweise entdeckt, dass die VR China Anthem, die 
zweitgrößte Versicherungsgesellschaft in den USA, gehackt hatte. [7] 

Es ist klar, dass diese Technologie in zukünftigen Kriegen zum Einsatz kommen wird und 
von China bereits entwickelt wird. [8] Nachtsicht, Superkraft, Hive Minds, 
Gedankenkontrolle, Supergedächtnis (Hypermnesie, Hyperthymesie), 
Gedächtnisunterdrückung, falsche Erinnerungen, DNA-Verschlüsselung, geheime 
Spionagetiere und -insekten… 

 

https://www.newhaven.edu/faculty-staff-profiles/charles-morgan.php
https://fr.wikipedia.org/wiki/Clustered_Regularly_Interspaced_Short_Palindromic_Repeats
https://www.nature.com/articles/d41586-020-00001-y
https://www.biospace.com/article/is-china-using-crispr-to-create-super-soldiers-/
https://www.mixcloud.com/podcastpage-broadcastingonnoli/remotely-controlling-the-human-brain-via-vaccines-dr-charles-morgan-at-west-point/
https://www.technologyreview.com/2019/02/21/137309/the-crispr-twins-had-their-brains-altered/
https://singularityhub.com/2019/08/18/inside-chinas-play-to-become-the-worlds-crispr-superpower/
https://www.foxnews.com/world/china-collecting-worlds-dna-sinister
http://isawthelightministries.com/chinese.html
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Über Dr. Charles Morgan 

 

Im Laufe von 20 Jahren an der Yale University und der Neurobiological Studies Unit des 
National Center for Post-Traumatic Stress Disorder hat sich Dr. Morgan durch seine 
neurobiologischen und forensischen Forschungen als internationaler Experte für 
posttraumatische Belastungsstörung (PTSD), Augenzeugengedächtnis und menschliche 
Leistungsfähigkeit unter Hochstressbedingungen etabliert. Er ist forensischer Psychiater 
und hat als Experte für Gedächtnis und PTSD vor dem Internationalen 
Kriegsverbrechertribunal in Den Haag ausgesagt. Dr. Morgan ist Fachexperte für die 
Auswahl und Evaluierung von Spezialeinheiten des US-Militärs und für Sondereinsätze. 

Seine Arbeit hat Einblicke in die Psycho-Neurobiologie der Resilienz bei Elitesoldaten 
gegeben und zum Ausbildungsauftrag der Army Special Programs beigetragen. 

Für seine Arbeit in der Special Operations Community erhielt Dr. Morgan 2008 den U.S. 
Army Patriotic Service Award. Im Jahr 2010 erhielt Dr. Morgan die Sir Henry Welcome Medal 
and Award für seine Forschung zur Verbesserung der kognitiven Leistung unter Stress bei 
Spezialeinsatzkräften. Im Jahr 2011 wurde Dr. Morgan als operativer Berater mit der 
Asymmetric Warfare Group nach Afghanistan entsandt. 

Derzeit unterrichtet Dr. Morgan den Kurs „Menschliche Sexualität“ für das Associate 
Physician Programm, YSM sowie forensisch verwandte Wahlfächer über Glaubwürdigkeit 
und indirekte Beurteilungen. (Yale School of Medicine) 

Literatur: 

1. MWI Video : „Dr. Charles Morgan on neurobiology and war“. Modern War Institute, 
15 June, 2018. 

2. Don Paul : „Pfizer’s, Moderna’s mRNA Shots: Aren’t Needed, Won’t Protect, Do 
Harm, May Change DNA Forever“. Don Paul – We Are Rev. 

3. Alex Keown : „Is China Using CRISPR to Create Super Soldiers?“. BioSpace, 
December 04, 2020. 

4. Amelia Wynne : „Army of the biologically enhanced ‘super soldiers’: China is using 
‘gene editing’ to make the military ‘stronger and more powerful’, Director of National 
Intelligence John Ratcliffe has warned“. Daily Mail, 8 December 2020. 

https://medicine.yale.edu/profile/cmorgan/
https://mwi.usma.edu/mwi-video-dr-charles-morgan-neurobiology-war/
https://donpaulwearerev.com/flipping-the-script/pfizer-s-moderna-s-shots-arent-needed-dont-protect-do-harm-and-do-change-dna
https://donpaulwearerev.com/flipping-the-script/pfizer-s-moderna-s-shots-arent-needed-dont-protect-do-harm-and-do-change-dna
https://www.biospace.com/article/is-china-using-crispr-to-create-super-soldiers-/
https://www.mixcloud.com/podcastpage-broadcastingonnoli/remotely-controlling-the-human-brain-via-vaccines-dr-charles-morgan-at-west-point/
https://www.mixcloud.com/podcastpage-broadcastingonnoli/remotely-controlling-the-human-brain-via-vaccines-dr-charles-morgan-at-west-point/
https://www.mixcloud.com/podcastpage-broadcastingonnoli/remotely-controlling-the-human-brain-via-vaccines-dr-charles-morgan-at-west-point/


Seite 76 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

5. Antonio Regalado : „China’s CRISPR twins might have had their brains 
inadvertently enhanced“. MIT Technology Review, February 21, 2019. 

6. Marc Prosser : „Inside China’s Play to Become the World’s CRISPR Superpower“. 
SingularityHub, August 18, 2019. 

7. Teny Sahakian : „China is collecting the world’s DNA and the reason is sinister: 
Gordon Chang“. Fox News, 4 December, 2020. 

8. I Saw The Light Ministries : „The Assyrian Invasion of The Nations“. This article was 
first published in 2008. Last updated/edited: Dec. 8, 2020. 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

14)  Angela Merkel will Gesundheitspolitik in der EU zentralisieren 

24. 04. 2021  

 
Merkel und Bismarck · Bildquelle: Les Observateurs 

Angela Merkel hat in nur zwei Tagen die tiefe Abscheu vor Demokratie und Freiheiten 
offenbart, die vielen europäischen Herrschern innewohnt. Nachdem sie den Bundestag 
dazu gebracht hat, für ein Gesetz zu stimmen, das den Ländern ihre Kompetenzen im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit entzieht, fordert sie im gleichen Atemzug die Stärkung 
der Kompetenzen der Europäischen Union im Bereich der Gesundheit. 

Das Infektionsschutzgesetz und das Ende des deutschen Föderalismus 

Wie vorauszusehen war, gab es eine Mehrheit der deutschen Abgeordneten, die für die 
Aktualisierung des Infektionsschutzgesetzes stimmte. Der neue Text erlaubt, was die 
deutsche Regierung – in einer sehr undemokratischen Metapher – eine „erzwungene 
Notstandsbremse“ genannt hat. 

Es ist, als wäre die Bundesrepublik ein Zug, der auf Gleise gezwungen werden muss, von 
denen die Länder nicht abweichen können. Wenn die „Inzidenz“ an drei 
aufeinanderfolgenden Tagen auf lokaler oder regionaler Ebene 100 übersteigt, kann die 
Bundesregierung das betroffene Gebiet anweisen, strenge Eindämmungsmaßnahmen 
anzuwenden. Das Gesetz sieht dieses System bis Juni vor, aber wer kann daran zweifeln, 
dass es erneuert wird, jetzt der Zug erst einmal Fahrt aufgenommen hat? 

https://www.technologyreview.com/2019/02/21/137309/the-crispr-twins-had-their-brains-altered/
https://www.technologyreview.com/2019/02/21/137309/the-crispr-twins-had-their-brains-altered/
https://singularityhub.com/2019/08/18/inside-chinas-play-to-become-the-worlds-crispr-superpower/
https://www.foxnews.com/world/china-collecting-worlds-dna-sinister
https://www.foxnews.com/world/china-collecting-worlds-dna-sinister
http://isawthelightministries.com/chinese.html
https://www.medias-presse.info/lutilisation-du-vaccin-arn-pour-controler-le-cerveau-humain-expliquee-par-un-expert-en-neurobiologie-de-la-cia-en-conference-a-lacademie-militaire-de-west-point/142129/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/Merkel-et-Bismarck-448x293-1.jpg
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Es ist die Abschaffung der Subsidiarität, auf der das deutsche Gesundheitsmanagement 
basiert hat – und die einen Teil des Erfolges im Kampf gegen die Epidemie im Frühjahr 2020 
erklärt. Die Seuchenbekämpfungszentren waren lokal und die Gesundheitsministerien 
regional, das Bundesgesundheitsministerium spielte dabei nur eine koordinierende Rolle. 

Es ist dieses dezentrale System, das die Kanzlerin – die mehr als die Hälfte ihres Lebens 
im kommunistischen Deutschland verbracht hat – für archaisch hält. Tatsächlich denkt die 
Kanzlerin immer noch in DDR-Koordinaten – bloß übertragen auf die BRD und die 
Europäische Union. 

Angela Merkel will zentralisierte Steuerung der Gesundheitspolitik in der EU: 
„Ich glaube, dass Europa mehr Kompetenz auf dem Gebiet der Gesundheit braucht“, sagte 
Merkel nach der Abstimmung im Bundestag. Sie habe sogar erwogen, die EU-Verträge zu 
ändern, um dies zu erreichen. 

Quelle: Le Courrier des Stratéges 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
15) Korruptionsskandal in Brüssel: Haben Impfstoffhersteller die EU-
Kommissarin bestochen? (Update) 
 
02. 05. 2021  

EU-Gesundheitskommissarin Stella Kyriakides · Bildquelle: Europäische Kommission 

 

Wir übernehmen einen topaktuellen Bericht der renommierten ungarischen Tageszeitung 
Magyar Nemzet in ziemlich wortgetreuer Übersetzung: 

Quelle: BorsOnline / Magyar Nemzet 

https://lecourrierdesstrateges.fr/2021/04/22/danger-pour-nos-libertes-angela-merkel-veut-centraliser-dans-lunion-europeenne-les-politiques-de-sante/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.borsonline.hu/aktualis/a-vakcinagyartok-megvesztegettek-az-eu-biztost-korrupcios-botrany-brusszelben/229354
https://magyarnemzet.hu/kulfold/megvesztegethettek-a-vakcinagyartok-az-eu-biztost-9717707/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/web760.jpg
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Einer der größten Korruptionsskandale in der Geschichte der Europäischen Union nimmt 
seinen Lauf. Weil die Geschichte so unangenehm ist, sieht ein Großteil der europäischen 
Medien, der Presse, die sich selbst als unabhängig bezeichnet, wie üblich nichts, hört nichts, 
spricht nichts. 

Stella Kyriakides, die Gesundheitskommissarin, die die verpfuschten, verspäteten 
Impfstoffverträge der EU unterschrieben hat, scheint in einen Korruptionsskandal 
gigantischen Ausmaßes verwickelt zu sein. Manche Beobachter sind sich bereits sicher, 
dass sie von Impfstoffherstellern bestochen wurde. 

Auf dem gemeinsamen Konto der EU-Gesundheitskommissarin und ihres Mannes tauchten 
nämlich unerwartet 4 Millionen Euro auf. Die zypriotische Presse spricht bereits – wörtliches 
Zitat – von passiver Bestechung. 

Das Geld landete über die staatliche Cyprus Cooperative Bank auf dem Konto der Familie 
der Kommissarin; um einen Skandal zu vermeiden, versuchte man, die Überweisung als 
Darlehen zu tarnen. 

Das ist weit hergeholt, denn der EU-Gesundheitskommissar hat keine Sicherheiten für einen 
solchen Kredit aufzuweisen. Wie ein Bericht des zypriotischen Rechnungshofs bereits 
festgestellt hat, wird Stella Kyriakides nicht in der Lage sein, diese riesige Summe 
zurückzuzahlen, weder aus ihrem Gehalt noch aus anderen Quellen, uns somit scheint 
ziemlich klar zu sein: 
 
Es handelt sich um einen gefälschten Kredit, ergo eine Fassade für Korruption? 

Stella Kyriakides versucht, nachdem sie entlarvt wurde, sich auf jede erdenkliche Weise zu 
entschuldigen. Sie versucht, es so aussehen zu lassen, als ob das Geld nichts mit den EU-
Impfstoffverträgen zu tun hat und davon abzulenken, dass es sich um Schmiergelder 
handeln könnte, die von den Impfstofffirmen für Verträge mit für sie günstigen Konditionen 
bezahlt wurden, um verzögerte bzw. beschränkte Lieferungen zu ermöglichen. In der 
Zwischenzeit schreiben die vorsichtigeren zypriotischen Zeitungen weiterhin von passiver 
Bestechung. 

Es ist nicht das erste Mal, dass die EU-Gesundheitskommissarin und ihre Familie in einen 
gesundheitsbezogenen Korruptionsskandal verwickelt sind. Sie waren es, die vor Jahren, 
versteckt hinter einer Bank, die gesamte onkologische Behandlung auf der Insel Zypern 
privatisiert und dann, wie üblich, die Preise für die Behandlung aufgebläht haben. 

Der Name der Familie, die mit Krebspatienten ein Vermögen gemacht hat, wurde zu einem 
Begriff im ganzen Land. Als die Situation unerträglich wurde, wurde die Angelegenheit vor 
das zypriotische Parlament gebracht. Alle bis auf einen Abgeordneten stimmten dafür, die 
Krebsbehandlung zu verstaatlichen und die Preise für die Behandlung zu senken. Stella 
Kyriakides ist jetzt der Gesundheitskommissar der Europäischen Union, die Unterzeichnerin 
der inzwischen allseits kritisierten Impfstoffverträge… 

Sie soll nun Rechenschaft darüber ablegen, wie 4 Millionen Euro auf ihrem Bankkonto 
gelandet sind. 

 

 

https://unser-mitteleuropa.com/hat-bruessel-bei-impfstoffvertraegen-gelogen-hier-sind-die-dokumente/
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In Brüssel ist es im Moment still. Könnte das die Ruhe vor dem großen Sturm sein? 

*   *   * 

Laut deutschen Medienberichten bestritt Kommissarin Kyriakides jede „persönliche 
Beteiligung“ an den Geschäften ihres Mannes. 

Das zypriotische Nachrichtenportal CircoGreco schreibt: 

 

EU: „Der Ehemann von Kommissarin Kyriakidou 
wird der Korruption verdächtigt“ 

Kommissarin Stella Kyriakidou erscheint in dem Bericht in vier Transaktionen, an denen ihr 
Ehemann beteiligt ist. Gesamtwert der Transaktionen rund 4 Millionen Euro. Laut dem 
Bericht des Rechnungshofs erhielt ihr Ehemann Kyriakos Kyriakidis einen Millionen-Kredit 
von der Genossenschaftsbank Zypern, obwohl er nicht über die erforderlichen Garantien 
verfügte. Die zypriotischen Medien sprechen sogar von passiver Bestechung. 

 
 

https://daserste.ndr.de/panorama/aktuell/Ehemann-von-EU-Impf-Kommissarin-Kyriakides-unter-Korruptionsverdacht,kyriakides100.html
https://www.circogreco.gr/2021/04/07/ee-o-syzygos-tis-epitropou-kyriakidou-ypoptos-gia-diafthora/
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Aktualisierung am 2. 5. 2021: 

Die Nachrichtenagentur V4 News Agency (V4NA) fragte bei  Gesundheitskommissarin 
Stella Kyriakides nach, ob sie absichtlich oder aus purer Unwissenheit einen schlechteren 
Vertrag als Großbritannien unterzeichnet habe. In ihrer Antwort hat die EU-Kommission 
weder bestritten, dass die EU einen ungünstigeren Vertrag als Großbritannien 
abgeschlossen hat, noch hat sie widerlegt, dass der Vertrag keine Garantien und 
Zusicherungen über die genaue Lieferung (Mengen und Zeitpunkte) enthält. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
16) Epidemiologe Harvey Risch: Mehrheit der Menschen Covid-infiziert,  
      nachdem sie geimpft wurde 
 
24. 04. 2021  

Harvey Risch · Bildquelle: MPI 

Dr. Harvey Risch, ein amerikanischer Professor für Epidemiologie an der Yale University, 
erklärt, dass heutzutage die meisten Menschen sich mit COVID-19 infizieren, nachdem sie 
gegen das Coronavirus geimpft wurden. 

Dr. Risch empfiehlt, die Daten von Orten mit den höchsten Impfraten zu betrachten. 

„Das beste Beispiel ist bisher Israel, wo der Impfstoff von Pfizer inzwischen mehr als der 
Hälfte der Bevölkerung verabreicht wurde“, so der Epidemiologe. 

Jetzt treten in Israel „mehr als 60% der neuen Covid-Fälle, die behandelt werden, bei 
Menschen auf, die bereits geimpft wurden“, betonte Dr. Risch. 

https://v4na.com/en/eu-s-biggest-corruption-scandal-unfolds-as-4m-appear-in-commissioner-s-account
https://unser-mitteleuropa.com/hat-bruessel-bei-impfstoffvertraegen-gelogen-hier-sind-die-dokumente/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/harvey-risch.jpg
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Letzten Sommer hat sich Dr. Risch für den Einsatz von Hydroxychloroquin zur Behandlung 
des Coronavirus ausgesprochen. Im August sagte er auf Fox News, dass die Beweise 
„überwältigend“ seien, dass Hydroxychloroquin das Risiko von Krankenhausaufenthalten 
oder Tod durch Covid-19 reduziert. 

Aber Big Pharma hat eben seine Interessen mit der Komplizenschaft der WHO und der 
meisten Regierungen durchgesetzt… 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
17) Henryk Broder zur Empörung über Künstler wegen Kritik an Corona- 
       Beschränkungen (Video) 
 
26. 04. 2021  

Bild: Screenshot YouTube 

Bekanntlich protestierten mit einer groß angelegten Internetaktion unter dem Motto 
#allesdichtmachen etwa 50 prominente Schauspieler gegen die Corona-Beschränkungen 
der Bundesregierung. Künstler wie Ulrike Folkerts, Heike Makatsch, Ulrich Tukur, Volker 
Bruch, Meret Becker,  Richy Müller, Jan Josef Liefers und viele weitere verbreiteten bei 
Instagram und auf der Videoplattform YouTube gleichzeitig ironisch-satirische Clips mit 
persönlichen Stellungnahmen zur aktuellen Coronapolitik. Kein Wunder, dass es im „besten, 
freiesten Deutschland, das wir je hatten“ (Jens Spahn), so etwas nicht gerne gesehen wird 
und der Ruf nach Sanktionen – wie eben in bislang in Diktaturen gegen Aufmüpfige üblich 
– laut wurde. 

 

https://www.newsweek.com/key-defeating-covid-19-already-exists-we-need-start-using-it-opinion-1519535
https://www.lifesitenews.com/news/yale-prof-evidence-overwhelming-for-fighting-covid-with-hydroxychloroquine
https://www.medias-presse.info/lepidemiologiste-harvey-risch-souligne-que-la-majorite-des-personnes-atteintes-de-covid-le-sont-apres-avoir-ete-vaccinees/141979/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://youtu.be/uxVbRqWN_eM
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/Henryk-Broder.png
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Henryk Broder: „Negativ ist das neue Positiv“ 

Auf seinem YouTube-Kanal geht Henryk Broder mit den Feinden der Meinungsfreiheit hat 
ins Gericht: 

 „Schauspieler, die sich regierungskritisch in eine Debatte einmischen, das war früher ganz 
normal. Jetzt rügt die Kulturstaatsministerin – Herrin über wichtige Fördergelder – die Kritik 
an der Corona-Politik. Kollegen, empören sich über Regierungskritik im Ausnahmezustand 
und ein Rundfunkrat aus der SPD fordert gar einen de Boykott durch die Gebühren-Sender. 
Als wüssten wir nicht schon seit Tucholsky, wie positiv das Negative ist.“ 

Sehen Sie hier das Video seines Statements: 

https://www.youtube.com/watch?v=uxVbRqWN_eM&t=126s 

Update: 26.04 / 20:35 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
18)  Covid-Schikanen auf Helgoland beweisen: Maßnahmen haben nichts mit  
       Corona zu tun 
 
02. 05. 2021  

Bild: wikimedia commons/Federal Waterways Engineering and Research Institute/(CC BY 2.0)  

Bedurfte es noch eines Beweises, auf Helgoland wurde er erbracht: Nämlich, dass die 
„Verschwörungstheorie“, dass Ausgehverbote, Maulkorbpflicht etc. nur 
Disziplinierungsmaßnahmen seien und nichts mit der „Pandemie“ zu tun haben. 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/Helgoland-Leuchtturm.png
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Kein einziger Corona-Fall auf Helgoland – trotzdem Schikanen 

Bekanntlich gibt es auf der einzigen Hochseeinsel Deutschland keine einzigen Coronafall, 
weder erkrankte noch positiv getestete Personen. Und wer dorthin will, muss sich testen 
lassen. Für Leute, die noch geradeaus denken können, wäre somit klar, dass die am 
„Festland“ (Helgoland liegt 48,5 km davon entfernt) verordneten Maßnahmen dort nicht zur 
Anwendung gebracht werden müssen. Warum auch? Viele werden sich fragen, wieso 
müssen denn die 1.300 Inselbewohner trotzdem den Schikanen unterworfen werden? Was 
soll das bitte für einen Sinn machen, wenn dort beispielsweise jetzt auch von 22 bi 5 Uhr 
Ausgehverbote verhängt werden? 

Helgolands Bewohner werden grundlos schikaniert 

Die Antwort ist einfach: Die Maßnahmen haben nichts mit der sogenannten „Pandemie“ zu 
tun, sie wurden und werden aus volkspädagogischen Gründen verhängt, die Leute sollen 
einfach nicht mehr so leben wie zuvor. Man soll daran gewöhnt werden, dass eben bis dato 
selbstverständliche Grundrechte ausgehebelt werden, dass die Freiheiten, die wir als 
selbstverständlich betrachteten und sogar im Grundgesetz garantiert werden, ein 
Auslaufmodell sind. Der freie Westen war einmal – jetzt kommt der „Great Reset“. 
Willkommen in der „Neuen Weltordnung“. 

„Verschwörungstheorie“ bestätigt 

Eine weitere „Verschwörungstheorie“ besagt, dass wir uns gerade in einer Testphase 
befinden. Man lotet aus, wie weit kann eine allfällige Unterdrückung gehen, wie reagieren 
die Menschen darauf? Ab welchem Zeitpunkt werden sich die Leute das nicht mehr bieten 
lassen und wie hält man ein aufgebrachtes Volk dann Kontrolle? Mit primitivster, verlogener 
Propaganda, so wie jetzt? Oder sind brutale Polizeieinsätze von Nöten und wenn ja, wie 
reagieren die Menschen auf solche Ungeheuerlichkeiten, wie wir sie nur aus Diktaturen 
kannten. Das passiert gerade, nicht oft, aber immer öfter. 

„Laborversuch“ Helgoland  

Da kommt Helgoland als „Laborversuch“ gerade recht: Denn anhand dieses Beispiels lässt 
sich die Variante „Maßnahmen ohne jeglichen Grund“ die dort gerade „erprobt“ wird, genau 
studieren: 

• Wird es zum zivilen Ungehorsam kommen? 
• Werden die Leute sagen „von Wahnsinnigen lassen wir uns nichts mehr 

vorschreiben“? 
• Oder wird man im „blinden Gehorsam“ jede Anordnung, und ist sie noch so verrückt 

und grundgesetzwidrig, über sich ergehen lassen? 
• Kann die Parole aus dem dunkelsten Kapitel unserer Geschichte „Führer befiehl, wir 

folgen“ wieder neu reloadet werden? 
• Wird  „Kadavergehorsam“ wieder Tugend? Und wenn nicht, kann man den 

Denunzianten, den „Blockwart“ wieder aus der Mottenkiste zu neuem Leben 
verhelfen? Und wenn ja, wie hoch ist der Prozentsatz solcher Lumpen in der 
Bevölkerung? 

Und last but not least: Werden sich die durchwegs gesunden Helgoländer per indirektem 
Zwang, so wie wir es gerade erleben, ebenfalls „durchimpfen“ lassen müssen, um nicht als 
„Covidioten“ oder „Corana-Leugner“ dazustehen? 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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19) CDU im Jahr 2019: „Impfverweigerern“ Kinder abnehmen und diese dann  
      zwangsimpfen! 
 
22. 04. 2021  

 

Bei der deutschen CDU brechen im Corona-Wahn offenbar alle Dämme. Dies verwundert 
nicht, sieht man sich eine Bundestagsrede des CDU-Abgeordneten Rudolf Henke, gelernter 
Mediziner, aus dem Jahr 2019 an, in der er seinen faschistischen Fantasien in Bezug auf 
„Impfverweigerer“ und mögliche Maßnahmen gegen diese freien Lauf ließ. Ein Warnsignal 
für das, was uns noch droht? 

Kinder durch Polizei abnehmen und Zwangsimpfen 

Wörtlich gab Henke zum rechtlichen Spielraum bei Masernimpfungen folgendes von sich: 

„Meine Assoziation zur Impfpflicht ist, ein Kind dessen Eltern sich weigern das Kind impfen 
zu lassen, bekommen Besuch von der Polizei. Das Kind wird ihnen entzogen und wird in 
ein Gesundheitsamt gebracht und dort wird eine Pflichtimpfung durchgeführt.“ 

Video-Player 

 
Rudolf Henke im Bundestag 2019 

Hier die gesamte Rede: 
 
https://www.youtube.com/watch?v=k0XWlaXl5Tw&t=13s 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/girl-4971337_1920.jpg
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20) Jetzt sind die Kinder dran: Impfexperiment macht nicht mal vor Babys halt 
 
30. 04. 2021  

Bild: shutterstock 

Besonders naive, gutgläubige und leider nach über einem Jahr Corona-Panikmache 
gehirngewaschene Personen glauben allen Ernstes, dass nach dem „Durchimpfen“ der 
Bevölkerung alles so wie vor der sogenannten „Pandemie“ weitergehen wird wie zuvor. Das 
wird uns derzeit dann eingetrichtert, wenn es darum geht, die Impfbereitschaft zu erhöhen. 

Diese Leute haben nicht begriffen, dass gar nicht beabsichtigt ist, den Menschen ein Leben 
wie „vor Corona“ zu gestatten. Das Gegenteil wird der Fall sein. Jetzt kommen auch die 
dran, die laut Statistik von Corona praktisch überhaupt nicht gefährdet sind: Kinder und in 
weiterer Folge sogar Babys! Und diese Experimente mit ungewissem Ausgang sollen erst 
im Jahre 2022 ihren Höhepunkt erreichen, so Bundeskanzlerin Angela Merkel. 

Werfen wir nun einen Blick auf das, was gerade medial verkündet wird: 

Merkel: Impfungen ab Sommer und 2022 

„Impfungen für Kinder erst 2022 – Merkel warnt vor Situation an Grundschulen“ teilt uns 
NTV mit; „ab Sommer [sollen] auch Jugendliche im Alter zwischen 12 und 15 Jahren mit 
Biontech geimpft werden können“, so die Kanzlerin am 26. April am Impfgipfel mit den 
Bundesländern. Man werde „also im Herbst eine schwierige Situation an den Grundschulen 
haben. Dort müssen wir uns auf den Betrieb mit ungeimpften Kindern einstellen.“ Es werde 
„noch sehr, sehr lange dauern, bis es einen Impfstoff für Kinder unter 12 Jahren geben 
werde“, sagte die Kanzlerin „und mit sehr lange, meine ich, nicht vor Frühjahr 2022…“ 
Frage: Warum haben wir jetzt kein Problem mit „ungereimten Kindern?“. Sterben die etwa 
gerade wie die Fliegen? Bis jetzt, Gott sei Dank noch nicht. 

https://www.n-tv.de/politik/Merkel-warnt-vor-Situation-an-Grundschulen-article22516857.html?utm_source=pocket-newtab-global-de-DE
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/Baby-Impfung.png
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Schweiz: Impfungen für 16-Jährige ab 6. Mai  

Lebensrettende Frohbotschaften gibt es auch aus der Schweiz. Die Neue Züricher Zeitung 
berichtet, dass „der Kanton Jura und das Wallis Jugendliche ab 16 Jahren zur Impfung 
zulassen.“ Am 6. Mai soll es losgehen. Dann „kann sich die gesamte Bevölkerung ab 16 
Jahren impfen lassen“. 

„Impfungen für Kinder“ als „Weg aus der Pandemie“ 

„Impfung von Kindern ab 12 vor neuem Schuljahr angepeilt“ lautet die Überschrift eines 
Artikels in der ZEIT vom 29.April, wo man erfährt, dass „Kinder und Jugendliche ab 12 
Jahren möglicherweise bereits vor dem neuen Schuljahr gegen Corona geimpft werden 
können“. Dort erfährt man auch was der Biontech-Chef Ugur Şahin zum Besten gibt: „Wir 
haben die Studiendaten für die 12- bis 15-Jährigen in den USA für die bedingte Zulassung 
eingereicht, in Europa sind wir in den letzten Zügen vor der Einreichung“. Und auch die 
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey (SPD) kommt in der genannten Zeitung zu Wort: 
„Ein Impfstoff für Kinder und Jugendliche wäre ein entscheidender Fortschritt auf dem Weg 
raus aus der Pandemie», sagte sie. „Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, den 
kleinsten und jungen Menschen in unserem Land möglichst rasch wieder ihre Freiheiten 
und ein unbeschwertes Leben zurück zu geben.“ 

6.750 Babys und Kinder als Versuchskaninchen 

Zum Abschluss noch die Hammermeldung: „Moderna testet Impfstoff an Tausenden Babys 
und Kindern“, lautet die Überschrift eines Artikels der Frankfurter Rundschau. Und weiter – 
wir zitieren wörtlich: Dafür sollen circa 6.750 gesunde Kinder im Alter von sechs Monaten 
bis elf Jahren an ihrer klinischen Studie teilnehmen.“ Und wie die freiwilligen Probanden 
mitunter reagieren erfahren wir auch auf fr.de: „Die Schwestern Zoe (15) und Esme (12) 
Campbell haben sich freiwillig im Rahmen der Studie gegen das Coronavirus impfen lassen. 
Das Pflaster danach ist für sie eine Art ‚Ehrenabzeichen‘, wie sie einem amerikanischen 
Portal erzählen“ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
21)  Great Reset durch Negativzinsen ab dem ersten Euro? 
 
22. 04. 2021  

 
Bildquelle: MPI 

https://www.nzz.ch/schweiz/coronavirus-in-der-schweiz-die-neusten-entwicklungen-ld.1542664?reduced=true
https://www.nzz.ch/schweiz/coronavirus-in-der-schweiz-die-neusten-entwicklungen-ld.1542664?reduced=true
https://www.zeit.de/news/2021-04/29/biontech-will-impfzulassung-fuer-kinder-ab-12-beantragen
https://www.fr.de/panorama/kleinkind-kind-baby-impfung-corona-studie-usa-moderna-zr-90246249.html
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Seite 87 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

Es besteht kein Zweifel, dass die Kosten für das Covid-19-Programm irgendwie aus unseren 
Taschen als Steuerzahler und Sparer kommen werden. Dies wird im Projekt „Great Reset“, 
das von Klaus Schwab, dem Chef des Weltwirtschaftsforums, unterzeichnet wurde, 
ausdrücklich festgestellt. Und jetzt, wie von Geisterhand, ist die Idee der negativen Zinsen 
auf unseren Bankkonten wieder aufgetaucht. 

Die belgische Seite von RTL Info schreibt dazu: 

Einige Banken, wie z.B. ING und TRIODOS, haben in letzter Zeit Negativzinsen auf große 
Einlagen von Privatpersonen und Unternehmen erhoben oder sich sogar erlaubt, regulierte 
Sparkonten in normale Konten umzuwandeln, um die Zahlung des Mindestzinssatzes von 
0,11% zu vermeiden. 

Diese Bewegung wurde gerade gestern durch die Entscheidung der ING verstärkt, einen 
Negativzins von 0,5% auf Konten von mehr als 250.000 € für Privatpersonen und 
Unternehmen in Belgien einzuführen. 

Der Vorwand ist ganz offensichtlich. 

Ziel ist es, Investitionen und Risikobereitschaft von Unternehmen und Haushalten zu 
stimulieren. Das Prinzip ist, dass diese Investitionen das Wachstum stimulieren, aber auch 
die Schaffung von Arbeitsplätzen und damit die Kaufkraft der Haushalte und damit auch das 
Wachstum. All diese Dynamik sollte eine nicht sehr valide Wirtschaft unterstützen. 

Beim Lesen dieser ersten Zeilen werden sich viele sagen, dass sie nicht betroffen sind, weil 
sie keine 250.000 € auf der Bank haben. Aber RTL Info macht deutlich, dass dies früher 
oder später, und wahrscheinlich früher als viele denken, Kleinsparer ab dem ersten Euro 
auf dem Konto direkt treffen wird! 

Was ist mit Kleinsparern? 

Eine deutsche Bank (Volksbank Raiffeisenbank) hat bereits ab dem ersten eingezahlten 
Euro einen Negativzins angewandt und zielt damit direkt auf Kleinsparer ab. Andererseits 
ist zu befürchten, dass diese „Bodensätze“ zu einem leichten Abschmelzen des Vermögens 
der Sparer führen, da die Zinsen die Lebenshaltungskosten nicht ausgleichen. Was bliebe 
also übrig? Nicht jeder will oder kann es sich leisten, das Risiko an der Börse einzugehen 
oder hat die Mittel, in Immobilien einzusteigen. 

Hier sollte man genau beobachten, vor allem um zu sehen, wie die Bundesregierung einen 
möglichen Schritt der Banken in diese Richtung gestaltet. 

Man hat Sie gewarnt.… 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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22)  Digitalisierung – Ein weiterer Weg in die Diktatur 
 
01. 05. 2021  

Bild: 
pixabay/geralt/ 

Digitalisierung ist seit längerer Zeit ein beliebtes Schlagwort aller Politikdarsteller. Jeder 
macht sich für die Digitalisierung stark. Doch was soll man unter diesem Schlagwort 
verstehen? Digitalisierung ist offenbar ein Begriff, der über die simple Computerisierung und 
Automatisierung hinausgeht. Man muss sich vergegenwärtigen, was die Computerisierung 
gebracht hat: 

Viele sich wiederholende Vorgänge wurden durch die Computerisierung automatisiert. Dies 
brachte vor allem in Produktionsprozessen eine unerhörte Effizienzsteigerung. Man denke 
beispielsweise an die Fertigung elektronischer Baugruppen, die in den Anfangsgründen des 
Elektronikzeitalters noch händisch bestückt wurden, in der Zwischenzeit jedoch ohne 
irgendeine menschliche Intervention vom Fließband direkt in die Verpackung gelangen. 
Noch phantastischer ist die moderne Autoproduktion: Der Kunde füllt beim Kauf ein 
seitenlanges „Wünsch-Dir-Was“ aus. Dieser individuelle Auftrag wird dann zusammen mit 
Millionen anderen Aufträgen gebündelt und über die gesamte Logistikkette automatisiert 
abgearbeitet und letztlich fahren Millionen maßgeschneiderte Autos vom Band und können 
so ausgeliefert werden. 

Soweit zu den unbestreitbaren Erfolgen der Automatisierung. 

Über simple Automatisierungsvorgänge hinaus, sind jedoch in der Zwischenzeit alle 
möglichen Interaktionen des menschlichen Lebens automatisiert worden. Angefangen hat 
es mit simplen Banküberweisungen. Es ist sicher praktisch, vom Computer oder vom 
Smartphone aus, einen Blick auf sein Konto zu werfen und gegebenenfalls Transaktionen 
durchzuführen. Dies ist solange vorteilhaft, als im Notfall auch die Möglichkeit besteht, in 
eine Bankfiliale zu gehen und diese Transaktion am Schalter durchzuführen. Falls diese 
Möglichkeit nicht mehr existiert, kann es gefährlich werden. Man stelle sich vor, der 
Computer ist defekt und man hat seine Zugangscodes nicht anderwärtig gespeichert. Da 
kann die Sache mühsam werden. 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/Digitalisierung-2.png
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Auch wenn alles funktioniert, werden Banktransaktionen „aus Sicherheitsgründen“ immer 
mühsamer. Entweder benötigt man wieder ein Handy dafür um den Tan-Code zu 
empfangen (was ist, wenn das Handy gerade mal aus irgend einen Grund nicht funktioniert), 
oder man hat eine komplizierte Installation am Computer oder Smartphone durchgeführt, 
die dann bei einem neuen Gerät wiederholt werden muss. 

Transaktionen dauerhaft nachvollziehbar 

Die Sache hat aber einen wesentlich größeren Haken. Jede elektronische Transaktion kann 
und wird in irgendeinem Computer dauerhaft gespeichert. Bei einem Geschäftskonto ist dies 
ein Muss, um eine Überprüfung zu erleichtern. Bei Privatkonten ist dies ein lästiger 
Nebeneffekt, den man in Kauf nehmen muss, wenn man elektronisch zahlt. Sollte eines 
Tages das Bargeld abgeschafft werden, ist der bargeldlose Zahlungsverkehr einer der 
Pfade in die Diktatur. 

In der Zwischenzeit sind jedoch nicht nur Banktransaktion mit dem Computer oder 
Smartphone möglich, sondern auch eine Vielzahl anderer Transaktionen des menschlichen 
Lebens. Dies beginnt bei der Steuererklärung, die nur mehr elektronisch akzeptiert wird und 
endet bei Einkäufen im Internet über die verschiedensten Portale. Solange einem der Weg 
in das Geschäft ums Eck offenbleibt, sind Einkäufe im Internet sicher bequem und erfreuen 
sich steigender Beliebtheit. Sollte jedoch der Händler ums Eck wegfallen, werden die 
gravierenden Nachteile des Kaufens im Internet offenkundig: 

• Keine individuelle Beratung, was teuer werden kann 
• Bezahlung wieder nur elektronisch, also überprüfbar 
• Ständige Wege auf die Post wegen der Retouren, was den Vorteil des Kaufens im 

Internet konterkariert 
• Probleme, falls die Ware am Postweg verloren geht 
• Zahllose Emails, die verwaltet werden müssen 
• Verlust des Einkaufserlebnisses „shoppen“ 

Ein bislang einfacher Vorgang (Einkauf) wird zu einem komplizierten, fehleranfälligen 
bürokratischen Prozess. Diese Verkomplizierung des täglichen Lebens ist ein 
wesentliches Merkmal der Digitalisierung. 

Zwar haben fast alle Portale irgendeine „Hotline“ für Problemfälle, jedoch sind diese in der 
Regel mühsam: Man wird zuerst von einer Telefonzentrale automatisiert angewiesen, 
irgendeine Durchwahl anzuwählen. Hier beginnt ein neues Prinzip, das für die 
Digitalisierung charakteristisch ist: man kommuniziert nicht mehr mit einem hoffentlich 
vernunftbegabten Menschen, sondern mit einem Computer, der nur vorgedachte 
Möglichkeiten abarbeiten kann. Hat man ein, vom Computer nicht antizipiertes Problem, 
wird es nun wirklich schwierig. Man muss irgendeine andere Durchwahl wählen, um so 
wieder auf die-Mensch-zu-Mensch-Schnittstelle zurückzufallen, in der Hoffnung doch noch 
mit einem leiblichen Wesen zu kommunizieren. Manche Portale (wie z.B. von Microsoft) 
treiben den Irrsinn noch weiter: Die Antwort auf ein Problem gibt der Computer. Hat der 
Computer die Problemstellung nicht richtig verstanden, so hat man eben Pech gehabt. 

Entmenschte Gesellschaft 

Dieser Verlust der Mensch-zu-Mensch-Schnittstelle ist ein weiteres wesentliches Merkmal 
der Digitalisierung. Der Ersatz durch eine Mensch-Maschine-Schnittstelle ist hingegen  
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erstens extrem fehleranfällig und zweitens auch extrem fehlerintolerant. Man kann eine 
durchgängig digitalisierte Gesellschaft daher auch als eine völlig entmenschte Gesellschaft 
betrachten. 

Computer als sturer und uneinsichtiger „Tyrann“ 

Der Einzelne ist einem Computer völlig hilflos ausgeliefert. Was der Programmierer nicht 
vorgedacht hat, kann der Computer eben nicht. Eine „künstliche Intelligenz“ von Computern 
kann es nicht geben, da ein Computer nur Prozeduren abarbeiten kann, die irgendwer 
vorgedacht hat. Alles was vom Programmierer nicht berücksichtigt wurde, fällt zwangsläufig 
unter dem Tisch. Der Computer spielt jetzt die Rolle eines sturen, engstirnigen und 
uneinsichtigen Tyrannen. Den Machteliten wird es somit möglich, zwischen sich selbst und 
dem Volk eine unsichtbare Wand zu errichten. Die Macht der Mächtigen wird auf diese Tour 
vollkommen anonymisiert. Der Einzelne hat auf dieser Ebene keine Möglichkeit der 
Gegenwehr. Es bleibt ihm nur die Resignation. 

Probleme mit dem Computer können jetzt unbeabsichtigt sein, wenn der Programmierer 
schlampig programmiert hat, oder aber auch beabsichtigt. Der Betroffene hat keine 
Möglichkeit herauszufinden, ob hinter einem „Problem“ vielleicht Politik oder irgend eine 
Schikane steckt. Durch die Vernetzung mit allen möglichen Daten kann man Einzelne 
beliebig schikanieren, ohne dass dies nachweisbar wäre. „Querulanten“ kann man auf diese 
Tour das Leben beliebig schwer machen. 

Qualität der Waren nicht mehr vordergründig 

Die technischen Vorläufer der Digitalisierung sind bis zum Anfang der Neunziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts zurück verfolgbar. Damals entstand in großen Firmen oder 
internationalen Konzernen die Tendenz alle Abläufe unter dem Deckmäntelchen der 
„Qualitätssicherung“ zu formalisieren. Die Hype um die diversen ISO-Zertifizierungen ist 
bereits Legende. Nicht mehr die tatsächliche Qualität eines Produktes war in einer 
Lieferkette ausschlaggebend, sondern die Zertifizierungen der Firma, die es produziert 
hatte.  Es soll hier nicht geleugnet werden, dass komplizierte bürokratische Abläufe genau 
geregelt werden müssen, um Chaos zu vermeiden. Diese Regeln müssen irgendwo 
niedergeschrieben und deren Einhaltung auch überprüft werden. 

Update-Terror 

Allerdings gibt es in jedem Betrieb auch Dinge, die sich nicht schematisieren lassen. Diese 
Dinge betreffen alles, was mit Kreativität zu tun hat. Wir Europäer bilden uns viel auf unsere 
Kreativität ein, die durch die Schematisierung von Abläufen behindert wird. Trotzdem wurde 
versucht, auch die Kreativität in das enge Korsett von irgendwelchen Vorschriften zu 
zwängen, was dann zu einer Kostenexplosion in so manchen Entwicklungsabteilungen 
führte und im Weiteren zu einem Argument, eben diese Abteilung in ein Billiglohnland 
auszulagern. Beispielsweise sind die Softwareschmieden in Bangalore dadurch legendär 
geworden. Diese Art der schematisierten Softwareentwicklung hat uns den fast täglichen 
Update-Terror beschert, da die Produktqualität durch diesen Bürokratismus gelitten hat. 

Bürokratische Prozeduren statt Hausverstand 

Wesentlich an dieser ganzen ISO-Tyrannei war, den normalen Hausverstand auszuschalten 
und durch bürokratische Prozeduren zu ersetzen. Im Nachhinein betrachtet erscheint dieser 
Trend als eine wesentliche Voraussetzung für die spätere Digitalisierung. Nur durch die 
Schematisierung aller Abläufe waren diese später auch programmierbar. Es soll hier diese  
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Entwicklung nicht ausschließlich negativ konnotiert werden, jedoch muss nochmals darauf 
hingewiesen werden, dass nicht alles im menschlichen Leben schematisierbar ist. Dabei 
kam insbesondere der Wert erfahrener Mitarbeiter in großen Firmen unter die Räder. 
Erfahrung war plötzlich negativ besetzt, da der Erfahrene wusste, was möglich war und was 
nicht, ohne dass er dazu irgendein stundenlanges Meeting für Brainstorming mit 
unwissenden Managern benötigte. Managern waren solche Leute suspekt und wurden 
deshalb schnell in Frühpension geschickt. 

Statt Politiker mit Lebenserfahrung geben „Experten“ den Ton an 

In der Politik können wir heute eine ganz ähnliche Entwicklung sehen: Immer mehr treten 
irgendwelche Jungspunde als Politiker auf, denen es sowohl an Lebenserfahrung als auch 
am Hausverstand mangelt. Solche Politikdarsteller sind dann ganz besonders leicht 
manipulierbar, wie man in der aktuellen Corona-Hysterie sehen kann. Politik wird derzeit 
von „Experten“ vorgegeben, die computerhaft und digital agieren und den Politikdarstellern 
eindimensionale Maßnahmen als alternativlos einreden. Irgendeine Abwägung 
verschiedener (Rechts-)Güter erfolgt nicht mehr, was eigentlich die Aufgabe der Politik 
wäre. 

Die digitale Welt ist eine Entweder-Oder-Welt. Eine qualitative Abwägung 
verschiedener Interessen kann es gar nicht geben. Die Digitalisierung kollidiert 
offensichtlich mit dem Prinzip des demokratischen Ausgleichs verschiedener 
Interessensgruppen. Gesellschaftliche Großkonflikte sind in der Digitalisierten Welt 
vorprogrammiert. 

Die gegenwärtige Corona-Hysterie ist somit ein Beispiel, was in einer komplett 
digitalisierten, entmenschten Welt auf uns zukommt. 

„Usernamen“ ersetzen Persönlichkeit 

Ein weiterer, immer lästiger werdender Aspekt der Digitalisierung ist Besserwisserei der 
Computeranwendungen. Besonders penetrant ist der Passwort-Terror! Man darf sich nicht 
mehr irgendein Passwort aussuchen, sondern das Passwort muss aus „Sicherheitsgründen“ 
irgendwelche Anforderungen erfüllen. Hinzu kommt, dass manche Anwendungen 
regelmäßig wieder aus „Sicherheitsgründen“ eine Änderung des Passworts einfordern. Dies 
führt dazu, dass man in der Regel für jede Applikation ein eigenes Passwort benötigt. Das 
Ganze läuft auf eine völlige Entmündigung des Benutzers hinaus. Diese Entmündigung ist 
ebenfalls eine weitere Eigenheit der Digitalisierung. Der Mensch ist nicht mehr durch seinen 
Namen und vielleicht noch einer Sozialversicherungsnummer definiert, sondern durch eine 
Vielzahl von „Konten“ mit Username und Passwörtern. 

Der Mensch soll daran gewöhnt werden, dass der Computer eben alles besser als der 
dumme Benutzer weiß. Diese Tendenz korrespondiert wieder mit dem bereits 
angesprochenen „Expertenterror“, der sich grundsätzlich als alternativlos 
präsentiert. 

Die Digitalisierung entwickelt sich mehr und mehr zu einer eigenständigen Ideologie, ähnlich 
wie der ISO-Terror. Ihre Jünger versuchen grundsätzlich alles zu digitalisieren, egal ob der 
betroffene Ablauf dafür geeignet ist, oder nicht. Es wird versucht hochkomplexe Abläufe 
(wie z.B. Baueinreichungen) zu automatisieren, was dann zu Dysfunktionalitäten führt, da 
es unmöglich ist, alle möglichen eintretenden Fälle in einem Programm vorherzusehen. 
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Das Schlimmste an der Digitalisierung ist jedoch ihre Anfälligkeit gegenüber unerwarteten 
Ereignissen, wie beispielsweise eines großflächigen Stromausfalls, provoziert durch die 
unsinnige Energiepolitik. In so einem Fall kommt die digitalisierte Welt zum Erliegen mit 
unvorstellbaren Konsequenzen. Ein länger andauernder Stromausfall wird zweifellos in der 
total durchdigitalisierten Welt aus vielerlei Gründen unzählige Menschenleben kosten. 

Die digitalisierte Welt ist also eine Welt, die gekennzeichnet ist durch 

• Entpersonalifizierung des Menschen 
• die totale Überwachung und Schikanieren jedes Einzelnen, 
• den Verlust der menschlichen Interaktion, wodurch keine Fehlerkorrektur oder 

Anpassung an spezielle individuelle Anforderungen möglich ist, 
• Vorschriften, die selbstständiges Denken ersetzen sollen, 
• die Schematisierung des menschlichen Denkens, wodurch ein Verlust an Kreativität 

und Individualität entsteht, 
• den Zwang zur totalen Konformität jedes Einzelnen, insbesondere ein inhärenter 

Zwang zur „politischen Korrektheit“, 
• die totale Regulierung aller Lebensbereiche, 
• computerhafte, digitale Entscheidungen ohne Konfliktlösungsmöglichkeiten. 
• totale Vulnerabilität gegenüber Defekten. 

Offenbar ist die Digitalisierung der Weg, um einen Einheitsmenschen zu schaffen, als Basis 
für den „Green Deal“ und den Aktionärssozialismus. Wem wundert es, dass die 
Digitalisierung eines der Hauptziele des „Great Reset“ ist? 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
23)  Österreich führt Corona-Apartheid nach israelischem Vorbild ein 
 
24. 04. 2021  
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Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP), Freund von Klaus Schwab und Bill Gates 
sowie Sprössling eines gewissen George Soros, hat in den vergangenen Monaten keinen 
Hehl aus seinen Plänen gemacht, ein Corona-Apartheidsmodell nach dem Vorbild Israels 
einführen zu wollen. Immer wieder besuchte er dafür den israelischen Ministerpräsidenten 
Benjamin Netanjahu und holte sich Tipps zu Impfungen und grünem Impfpass. Und nun ist 
die Umsetzung beschlossene Sache. Mit Ende Mai wird Österreich in eine Zweiklassen-
Gesellschaft geteilt, jene mit Privilegien dank Impfung und jene ohne Privilegien, die 
entrechteten „Ungeimpften“. 

„Neue Normalität“ ist Diktatur 

Die von Kurz und seinen Grünen Steigbügelhaltern immer wieder betonte „neue Normalität“ 
entpuppte sich nun als plumpe Diktatur mit einem Apartheidsystem. Scharfe Kritik kommt 
von der Oppositionspartei FPÖ. Diese sieht keine Anzeichen von Normalität oder gar wieder 
zu erlangenden Freiheiten. Im Gegenteil, Klubobmann Herbert Kickl betont, dass weiter 
FFP2-Maskenpflicht, Testpflicht oder eine Kombination aus beidem herrsche. Die Corona-
Apartheid werde mit der Ausgabe des ‚Grünen Passes‘ schließlich weiter perfektioniert und 
auf die Spitze getrieben. 

„Dieses Belohnungs- und Bestrafungsmanagement entspricht ziemlich genau dem „Social 
Scoring“, mit dem die chinesische Diktatur die Bürger überwacht“, so Kickl. 

Die Demokratie bleibe jedenfalls schon lange auf der Strecke, so die Kritik. Wohin die Reise 
geht, sieht man am Beispiel Israels, wo man mittlerweile alle 6 Monate (!) gleich zwei Mal 
gegen Corona impfen muss, um grundlegende Freiheiten ausüben zu dürfen. Unsere 
Redaktion berichtete bereits darüber. 

Test- und Registrierungspflicht als weitere Schikanen 

Neben dem grünen Impfpass, wird es aber auch weitere Schikanen für die österreichische 
Bevölkerung geben. So etwa eine Test- und Registrierungspflicht (die schon einmal vom 
Verfassungsgericht aufgehoben wurde!) für den Eintritt in Restaurants, Hotels und 
Kulturbetriebe. 

FPÖ-Chef Norbert Hofer sieht in diesem Maßnahmen nichts anderes als das Einführen einer 
indirekten Test- oder Impfpflicht. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20210423_OTS0153/fpoe-kickl-regierung-treibt-corona-apartheid-auf-die-spitze
https://unser-mitteleuropa.com/israel-jetzt-alle-6-monate-weitere-impfungen-sonst-keinen-impfpass/
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20210423_OTS0160/fpoe-hofer-oeffnungsfahrplan-der-regierung-fuer-gastronomie-hotellerie-und-kultur-bringt-keine-jubelstimmung
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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24)  Interview mit Tymoteusz Zych: „Ein konservatives Europa erwacht unter  
       polnisch-ungarischer Führung“ 
       Von Barnabás Heincz 
 
25. 04. 2021  

 
Tymotheusz Zych, Vizepräsident des polnischen Ordo Iuris Instituts für Rechtskultur ·  
Foto: Magyar Hírlap/Tamás Purger 

Seit Jahren arbeiten konservative NGOs und Institute daran, ein Gegengewicht zum gut 
organisierten Soros-Netzwerk aufzubauen, und Mitteleuropa steht an der Spitze dieser 
Bewegung, erklärte Tymotheusz Zych, Vizepräsident des polnischen Ordo Iuris Instituts für 
Rechtskultur, in einem Interview mit dem Nachrichten- und Meinungsportal Mandiner. 

Ordo Iuris arbeitet seit 2020 mit dem Zentrum für Grundrechte in Budapest 
zusammen. Der Direktor des Zentrums für Grundrechte sprach kürzlich über das 
„Europäische Erwachen“, ein Begriff, der immer häufiger verwendet wird. Was 
meinen Sie damit? 

Ich bin mir sicher, dass sich die europäische politische Szene bald verändern wird, und dass 
diese Veränderung nicht nur die Politik, sondern auch den Hintergrund stark beeinflussen 
wird. Seit vielen Jahren beobachten und sehen wir, wie das konservative Europa aufgebaut 
und gestärkt wird, mit echten Bürgern und ihren Organisationen, die hart arbeiten - 

es ist eine neue Linie, ganz und gar nicht wie die Open Society. 

Diese NGOs, diese Organisationen, die an dem Konzept eines konservativen, auf Werten 
und Erbe basierenden Europas arbeiten, haben jedoch kein internationales Netzwerk, doch 
das wird sich durch unsere Zusammenarbeit ändern. Zu lange wurde die politische und 
gesellschaftliche Landschaft von den ausländisch finanzierten Organisationen von George 
Soros dominiert. 

 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/466566_tymoteusz.jpg
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Wird es eine konservative Opposition im zivilen Leben geben? 

Es entsteht eine konstruktive Opposition. Heute repräsentiert die Mehrheit der NGOs und 
NGO-Netzwerke nicht unsere Gesellschaft als Ganzes, sie bilden nur ein extremes Narrativ, 
und das muss aufhören. 

Es ist einfach, konservative Organisationen in Mitteleuropa zu finden, doch Sie wollen 
eine Zusammenarbeit auf europäischer Ebene schaffen. Können Sie einige Namen 
aus der westlichen Hälfte des Kontinents nennen? 

Wir haben sowohl in West- als auch in Mitteleuropa viele Verbündete gefunden, und die 
Namen werden in den kommenden Wochen bekannt gegeben. Generell gibt es im Westen 
eine Menge konservativer Werte, eine Menge Organisationen und Verbände, aber bisher 
gab es kein Beispiel für eine Zusammenarbeit zwischen ihnen auf europäischer Ebene – wir 
müssen auf diese Ebene gehen, wir können uns nicht gegenseitig allein lassen. 

Zum Beispiel ist die Europäische Volkspartei derzeit ein politisches Netzwerk 
von Politikern, nicht von Werten, 

doch jetzt ist es an der Zeit, ein paralleles politisches Netzwerk aufzubauen, das die Stärken 
eines konservativen Europas vereint und auf Werten basiert. Das Erwachen hat begonnen, 
alle wollen zusammenarbeiten, gemeinsam bauen – und das Wichtigste ist der 
akademische, wissenschaftliche Hintergrund für dieses Gebäude. 

Was meinen Sie damit? 

Akademische Zusammenarbeit, ein intellektueller Hintergrund. Wir arbeiten derzeit daran, 
eine neue Plattform im akademischen Bereich zu schaffen, ein Medium, das weitgehend auf 
das Intermarium ausgerichtet ist, aber auch neue internationale Grenzen in der bisher stark 
zensierten akademischen Welt eröffnet. Heute ist die Redefreiheit eingeschränkt, es gibt 
keinen Raum für Debatten, die Wissenschaft wird mundtot gemacht, wenn sie vom 
Mainstream abweicht, man denke nur an die Arbeit von Sir Roger Scruton. Wir müssen 
einen Raum für Debatten schaffen, der unserer Zivilisation hilft, sich zu entwickeln, und 
Polen und Ungarn werden die Hauptakteure dieser Initiative sein. 

Das Thema des europäischen Erwachens wurde auch bei dem Treffen Salvini-
Morawiecki-Orbán angesprochen. Das Zentrum für Grundrechte und Ordo Iuris 
arbeiten nun an einer Allianz. Ist das nicht eigentlich ein politisches 
Hinterzimmerprojekt? 

Es ist nicht politisch im modernen Sinne, vergessen Sie die machiavellistische Vorstellung 
von Politik, bei der es um Machtgewinn und Machterhalt geht. Die Grundlage dieses 
Bündnisses ist nicht die Macht, sondern das Gemeinwohl, die Werte, unser gemeinsames 
Erbe, und in diesem Sinne ist es teilweise politisch, denn es wird den Interessen von uns 
allen, den Interessen unserer Nationen dienen. Es gibt keinen Platz für Parteipolitik, aber 
es kann ein Dach für Intellektuelle sein, das das politische Projekt eines neuen Europas 
inspiriert. 
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Die Führung des Ordo Iuris in Budapest: Jerzy Kwaśniewski, Karolina Pawlowska, Tymoteusz 

Zych. Foto: Tamás Purger, Magyar Hírlap  

Inwieweit können Veränderungen in der Parteipolitik eine solche Allianz 
beeinflussen? 

Veränderungen in der Parteipolitik können jederzeit kommen, aber unser Ziel ist es, einen 
intellektuellen Rahmen für die Politik zu schaffen. Der institutionelle Hintergrund des linken 
postmodernen Neomarxismus ist sehr stabil, er arbeitet im engen Bündnis mit den Parteien 
der aktuellen Politik und hat fast alle Bereiche erobert. Dem muss entgegengewirkt werden, 
der konservativen Politik muss Stabilität verliehen werden und die Politiker müssen unter 
Druck gesetzt werden, an Werten und im öffentlichen Interesse zu arbeiten. 

Die Idee einer konservativen akademischen Zusammenarbeit wurde auch im Rahmen 
der V4 ins Spiel gebracht, aber die Tschechische Republik und die Slowakei zogen 
sich aus der Initiative zurück, und der Vorschlag scheiterte. Gibt es einen 
realistischen Bedarf für eine solche Zusammenarbeit? Wie Sie sagten, gibt es eine 
Menge politischen und ideologischen Druck auf die Wissenschaft, und die 
Teilnehmer könnten leicht zur Zielscheibe werden. 

Das ist genau das, was wir betonen wollen, dass es einen enormen Druck auf die 
Wissenschaft gibt: Wenn Sie heute über Gendertheorie schreiben, auf einer rein fachlichen 
Basis, auf einer kritischen Basis, werden Sie unmöglich gemacht. Wir müssen eine Plattform 
schaffen, die ein Ort für echte, rationale Debatten ist – in Polen gab es Fälle, in denen 
Universitätsdozenten entlassen oder strafrechtlich verfolgt wurden, weil sie völlig 
unabhängig und auf Fakten basierend Pro-Familien- oder Pro-Life-Meinungen geäußert 
haben. Die polnische Regierung bekennt sich zur akademischen Freiheit und wir setzen die 
Plattform für echte Meinungsfreiheit und akademische Freiheit in die Praxis um!  
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Mitteleuropäische Intellektuelle stehen hinter der Initiative, und es gibt viele westliche 
Unterstützer: Adrian Vermeule und Gladen Pappin aus den Vereinigten Staaten, Chantal 
Delsol und Gregor Puppinck aus Frankreich und Andreas Kinneging aus den Niederlanden, 
um nur einige zu nennen. Das Mathias Corvinus Collegium ist für uns ein besonders gutes 
Beispiel: Aus unserem Wissenschaftsprojekt ist ein neues Projekt im Bereich der 
Wissenschaft und Technologie entstanden. 

Unser Ziel ist es, eine neue Institution mit Sitz in Warschau zu gründen, die 
über ein umfangreiches internationales Netzwerk verfügt, 

mit den Schwerpunkten Menschenrechte, Mitteleuropa, Politikwissenschaft oder auch 
klassische Architektur. Polnische Staatsakteure sind an dem Projekt beteiligt, und die 
ungarische Unterstützung ist beträchtlich – eine neue Plattform für die Wissenschaft, eine 
neue Institution für die Wissenschaft! Langfristig sind es Initiativen wie diese, die Europa 
und unser Leben prägen und die Grundlagen unserer Gesellschaft bestimmen werden. 

Ist die klassische Architektur die neue Form des konservativen Aufbruchs? 

Alles ist Teil eines großen Systems, das auf philosophischen Annahmen, auf unserem 
Verständnis der Welt beruht. Die Frage ist, ob wir die klassischen Vorstellungen von „richtig, 
gut und schön“ akzeptieren oder ablehnen. Die materielle und die nicht-materielle 
Dimension der Realität sind direkt miteinander verbunden. Recht ist wichtig, aber ebenso 
wichtig ist die Rolle der klassischen Architektur, die heute nur noch an wenigen Orten als 
gelehrte Disziplin zu finden ist. Die Sehnsucht nach Schönheit ist groß, den Menschen fehlt 
es an Vergnügen, und die Moderne kann es oft nicht bieten. Unsere Gesellschaft braucht 
das Schöne, das Traditionelle, und auch ein klassisches Gebäude ist Teil des neuen Kurses 
– wir müssen einen neuen Raum schaffen. Wir können nicht vorankommen, wenn wir 
unsere Sache nur in einem Bereich vorantreiben und andere Aspekte ignorieren. 

Tymoteusz Zych ist ein polnischer Rechtsanwalt, Advokat, stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender des Ordo Iuris Instituts in Warschau und akademischer Dozent. Er 
ist stellvertretender Vorsitzender des Vereins der Bürgerinitiativen, einem unabhängigen 
Netzwerk von Organisationen der polnischen Zivilgesellschaft. Autor zahlreicher Gutachten, 
Rechtsgutachten und wissenschaftlicher Arbeiten auf dem Gebiet des 
Menschenrechtsschutzes, des Familienrechts, des Verfassungsrechts und des 
Völkerrechts. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei MANDINER, unserem 
Parter in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 

https://mandiner.hu/cikk/20210422_uj_teret_kell_teremtenunk_lengyel_magyar_kezdemenyezessel_ebred_a_konzervativ_europa_tymoteusz_zych_a_mandinernek
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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25)  Ein Hochgeschwindigkeitszug für die V4 im nächsten Jahrzehnt 
 
01. 05. 2021  

Bildquelle: Visegrád Post 
 

Eines der Ziele der Zusammenarbeit zwischen den vier Ländern der Visegrád-Gruppe ist 
die Intensivierung der gegenseitigen Beziehungen, und dazu gehört natürlich auch die 
Verbesserung und manchmal sogar die Einrichtung von Straßen-, Luft- und 
Eisenbahnverbindungen. Die Machbarkeitsstudie für den Hochgeschwindigkeitszug 
Budapest-Warschau wurde soeben abgeschlossen und die Arbeiten werden Anfang der 
2030er Jahre beginnen. 

Budapest-Warschau in nur fünfeinhalb Stunden 

Nach Fertigstellung dieser Bahnverbindung wird die Fahrt von Budapest nach Pressburg 
(statt derzeit 2 Stunden und 53 Minuten) oder Wien (statt 2 Stunden und 41 Minuten) nur 
noch zwei Stunden, nach Prag (statt 7 Stunden und 28 Minuten) dreieinhalb Stunden und 
nach Warschau (statt 10 Stunden und 12 Minuten) nur noch fünfeinhalb Stunden dauern, 
da der neue Hochgeschwindigkeitszug mit 250 bis 350 km/h fahren wird. Darüber hinaus 
wird dieses neue V4-Hochgeschwindigkeitsnetz über Wien und Prag direkt mit dem 
bestehenden Netz in Westeuropa verbunden sein. 

Mailand, Rom, Zürich, München, Frankfurt, Paris, Brüssel, Amsterdam, Berlin und Hamburg 
werden dann auch von Budapest, Pressburg oder Warschau aus mit 
Hochgeschwindigkeitszügen zu erreichen sein. 

Schneller als mit der Autobahn 

Der ungarische Minister für Innovation und Technologie, László Palkovics, begrüßte 
natürlich den Start dieses Projekts: 

https://youtu.be/ArpNlb7u2M4
https://youtu.be/ArpNlb7u2M4
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/railway-19315_1920.jpg
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„Neben der Verbindung der Hauptstädte der Visegrád-Länder wird diese Investition das 
heimische Hochgeschwindigkeitsnetz mit dem europäischen Netz verbinden. Dank dieser 
neuen Bahnlinie können wir […] nach Ödenburg [Sopron], Veszprém und an den 
Plattensee [schneller] als über die Autobahn fahren. Der Beginn der Arbeiten wird für die 
frühen 2030er Jahre erwartet, aber die Renovierung der bestehenden Gleise von Kelenföld 
nach Törökbálint könnte sogar noch früher beginnen.“ 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der 
VISEGRÁD POST, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
26)  „Size matters“? Polens sinkende Demographie im europäischen Kontext 
 
23. 04. 2021  

Die Krakauer Floriangasse · Foto: Dimitris Vetsikas 

Vor einigen Tagen ging durch die Medien, daß Polen trotz der enormen Anstrengungen 
seiner Regierung immer noch eine fallende demographische Tendenz aufweist: Im 
Vergleich zu 2020 sank die Bevölkerung um 115,000, und die Zahl der Geburten ist so 
niedrig wie zum letzten Mal vor 17 Jahren. Was bedeutet diese Entwicklung, die von vielen 
Regierungsgegnern als Beweis für das „Scheitern“ der natalistischen und anti-
abortionistischen Politik der konservativen Regierung gesehen wird? 

https://visegradpost.com/de/2021/04/30/ein-hochgeschwindigkeitszug-fuer-die-v4-im-naechsten-jahrzehnt/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/ulica-florianska-by-Dimitris-Vetsikas-1-e1618429491990.jpg
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Zunächst einmal muß betont werden, daß Polen für das Jahr 2020 ganz im Trend der 
anderen EU-Länder liegt: Auch in Deutschland, Frankreich und vielen anderen Ländern 
wurde eine analoge Abnahme der Geburten festgestellt. Die Erklärung dafür ist einfach: 
Eine Pandemie mitsamt Lockdown, Überfüllung der Krankenhäuser, Schulschließung und 
der Furcht vor den desaströsen Folgen für die Wirtschaft ist sicher alles andere als ein 
idealer Moment, Kinder in die Welt zu setzen – ob in Polen, in Deutschland oder in 
Frankreich. Doch das Problem reicht tiefer, da die ganze westliche Welt seit Jahrzehnten 
an einem schleichenden Bevölkerungsniedergang leidet. 

Dafür gibt es viele verschiedene Erklärungen, wie z. B. der Rückgang des religiösen 
Glaubens, eine hedonistische Einstellung zum Leben, der Wunsch zur radikalen 
Selbstentfaltung, die Banalisierung der Abtreibung, die Folgen des extremen Feminismus, 
die Konsequenz der Klimawandel-Propaganda, die Krise der Männlichkeit, das 
Verschwinden der Ehe, die Notwendigkeit, daß beide Partner arbeiten müssen, um den 
Lebensunterhalt zu verdienen, die Auswirkungen des Kults um den „ewig jungen“ (und somit 
natürlich kinderlosen) Menschen, usw. Aber all diese Gründe sind nur oberflächliche 
Symptome einer viel tieferen Tatsache: 

Alle Zivilisationen erleben, wenn sie ihren Endpunkt erreichen, einen allmählichen 
demographischen Niedergang, 

und wir können ähnliche Tendenzen in Ägypten während der frühen Ramessiden-Periode 
des 13. Jh. v. Chr., im China der späten „Kämpfenden-Staaten“-Periode des 3. Jh. v. Chr., 
in der griechisch-römischen Welt der späten Republik im 1. Jh. v.Chr., im 
spätsassanidischen Iran des 6. Jh. n.Chr. oder in der post-klassischen islamischen Welt des 
10. Jh.s sehen. 

Wenn man Zivilisationen in Analogie zu lebenden Wesen betrachtet, sind sie alle früher oder 
später zum Niedergang, zum Sterben und zur Fossilisierung verdammt, und mit dem 
Schwinden der zivilisatorischen Kraft vergeht auch der Wunsch, die Traditionen der 
Vorfahren an die eigenen Kinder weiterzugeben. Warum sollte jemand, der seine eigene 
Vergangenheit ignoriert, verachtet oder gar haßt (und es gibt immer mehr solcher 
Menschen, dank politisch korrekter Schulen, Universitäten und Medien), seine kulturellen 
Traditionen an seine Nachkommen weitergeben wollen – oder gar überhaupt Kinder haben? 
Als ich vor einigen Jahren auf einer Konferenz mit einer Dame aus Deutschland sprach, 
beschimpfte sie mich geradezu dafür, daß ich Kinder habe, und behauptete, die „Europäer“ 
hätten in ihrer Geschichte solche Gräueltaten begangen, daß es ein Zeichen von 
Kolonialismus und Egoismus sei, eigene Kinder zu haben, anstatt Kinder aus Afrika oder 
Asien zu adoptieren oder – zugunsten der „Klimaneutralität“ – ganz darauf zu verzichten. 
Wenn eine ganze Gesellschaft so denkt – und das tun viele, nicht nur in Deutschland -, 
versteinern Zivilisationen und sterben aus: nicht nur aus Kindermangel, sondern aus 
mangelnder Liebe zur eigenen Geschichte und Tradition. 

Was bleibt, ist eine anonyme Masse von Menschen, die nur an ihr eigenes materielles 
Interesse denken und keine kulturelle Solidarität untereinander empfinden können. 

Wie kommt es aber nun, daß gerade Polen und die anderen Staaten der Trimariums-Zone 
von diesem demographischen und somit auch kulturellen Niedergang ganz besonders 
betroffen sind? Bedeutet dies gar, daß der Osten Europas gar weniger lebenswillig ist als 
der Westen? Dies wäre ein völliger Fehlschluß. Zum einen gilt es zu bedenken, daß der 
demographische Niedergang Osteuropas nicht nur der Natalität geschuldet ist, sondern 
auch der simplen Tatsache, daß viele Menschen aus dem Osten in den Westen ziehen, um 
dort mehrere Jahre hart (und dementsprechend kinderlos) zu arbeiten und von den höheren  

https://www.dw.com/en/germany-population-flatlines-for-first-time-in-decade/a-56200476
https://www.lemonde.fr/societe/article/2021/02/26/neuf-mois-apres-le-confinement-une-baisse-historique-des-naissances-en-france_6071239_3224.html
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Löhnen zu profitieren, und erst später – wenn überhaupt – in die Heimat zurückkehren. Doch 
zum anderen – und dies scheint mir zentral – zeichnen sich die osteuropäischen Länder 
durch eine große Bevölkerungshomogenität aus, während der Westen zunehmend von 
Menschen aus der subsaharischen und muslimischen Welt bewohnt wird. Es ist bekannt, 
daß jene Menschen nicht nur zu Beginn, sondern oft auch nach mehreren Generationen 
signifikant mehr Kinder haben als die „autochthonen“ Einwohner, und dies erklärt auch den 
Unterschied zwischen den beiden Hälften Europas: Je homogener und „europäischer“ die 
Nation, desto weniger Kinder; je „multikultureller“, desto mehr: Kein Wunder, daß Frankreich 
und England eine hohe Natalität aufweisen, je mehr man aber nach Osten und Südosten 
schaut, die Demographie sinkt. 

Nun stellt sich freilich die Frage, was die Auswirkungen dieser fortschreitenden 
Entvölkerung sein werden. Muß eine niedrige Bevölkerungszahl unbedingt bedeuten, daß 
das eigene Volk von den zahlenmäßig stärkeren dominiert werden wird? Nicht unbedingt, 
oder doch zumindest nicht sofort: Als die Spanier im 16. Jahrhundert Amerika eroberten 
oder als die Engländer und Franzosen im 19. Jahrhundert große Teile Afrikas und Asiens 
kolonisierten, waren sie weit weniger zahlreich als die Eingeborenen. Sie hatten jedoch 
einen grundlegenden Vorteil, den das heutige Europa verloren hat: ihre enorme technische 
Überlegenheit. Das ist auch der Weg, den ein ebenfalls schwindendes Volk wie die Japaner 
einschlagen: Anstatt auf Masseneinwanderung zu setzen, investieren sie massiv in 
Zukunftstechnologien, um Lebensstandard und politischen Einfluß konstant zu halten. Doch 
müssen wir auch noch andere Aspekte berücksichtigen. 

In früheren Zeitaltern waren die Europäer von ihrer Mission in dieser Welt überzeugt und 
verfügten über starke und kohärente Gesellschaften, welche Wachstum und Expansion 
trugen. Heute ist der größte Teil Europas immer noch von den Schrecken des Zweiten 
Weltkriegs traumatisiert und verzichtet nicht nur auf jede Form von Expansionsdenken oder 
gar physischer Gewalt, sondern selbst darauf, das eigene Überleben zu verteidigen, und 
zieht es vor, kurzfristige Ruhe und Frieden mit Geld statt mit Respekt zu erkaufen – und 
spätere Generationen dafür zu opfern. Und natürlich besteht das Problem, daß Europa nicht 
nur von außen, sondern auch von innen aufgrund seiner jahrzehntelangen, von der Merkel-
Regierung noch drastisch angeheizten „Willkommenskultur“ unter demographischem Druck 
steht: Die Bevölkerung der einheimischen Europäer schrumpft dramatisch, während die 
Zahl der Immigranten rasant ansteigt, so daß in vielen Städten Westeuropas die 
Immigranten und ihre Nachkommen bereits die klare Bevölkerungsmehrheit stellen, gerade 
in den wichtigsten, also den jungen Altersklassen. Angesichts des offensichtlichen Fehlens 
an kultureller Integration in die westliche Kultur bedeutet dies, daß es langfristig immer 
schwieriger werden wird, irgendeine Form von Solidarität zwischen den Bewohnern dieses 
Kontinents zu erwarten, denn Solidarität basiert in der Regel auf einer Reihe gemeinsamer 
kultureller Elemente wie Geschichte, Sprache, Religion, Patriotismus, Folklore, nationale 
und regionale Eigenheiten oder eine ganz bestimmte Sicht auf das Individuum oder die 
Familie. 

Diese gemeinsamen Identitätsfaktoren sind mittlerweile weitgehend verschwunden, und 
viele Länder, wie etwa Frankreich, Belgien, die Niederlande oder Großbritannien, haben 
sich in tribalisierte Gesellschaften verwandelt. Solange die Wirtschaft stabil bleibt und der 
demographische Druck von außen unter Kontrolle ist, kann auch eine solche fragmentierte 
Gesellschaft noch halbwegs überleben. Sobald aber im Inneren Konflikte um die Verteilung 
des abnehmenden Wohlstands ausbrechen und die äußeren Grenzen nicht mehr verteidigt  
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werden, muß dies zu einer Katastrophe führen. Und genau das geschieht im Moment. Da 
ist es für eine europäische Nation vielleicht sicherer, eine schrumpfende, aber homogene 
und solidarische Bevölkerung zu besitzen, als eine wachsende, aber multikulturelle und 
innerlich zerrissene… 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der 
VISEGRÁD POST, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
27) Retorsionsmaßnahme: Russland will Import tschechischen Biers  
      verbieten 
 
23. 04. 2021  

Bildquelle: Prager Morgenzeitung 

Sultan Chamsajew, Mitglied der Bürgerkammer der Russischen Föderation und Leiter des 
Projekts „Nüchternes Russland“, schlug als Reaktion auf die Ausweisung von achtzehn 
Diplomaten am vergangenen Samstag vor, tschechisches Bier auf russischem Territorium 
zu verbieten. 

Seiner Meinung nach soll eine solche Maßnahme den tschechischen politischen Gruppen 
bewusst machen, dass ihre Äußerungen und Handlungen wirtschaftliche Auswirkungen auf 
das ganze Land haben können. Die Russen, so Chamsajew, werden in der Lage sein, ohne 
tschechisches Bier zu leben, und das Embargo wird zudem dazu beitragen, den 
Alkoholkonsum in der Bevölkerung zu reduzieren. 

https://visegradpost.com/de/2021/04/15/size-matters-polens-sinkende-demographie-im-europaeischen-kontext/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/CZECH-12-3-800x500-1.jpg
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„In Russland konsumieren die Menschen jährlich etwa acht Milliarden Liter Bier, darunter 
auch ein gewisser Prozentsatz an tschechischem Bier. Wir müssen es verbieten und die 
Tschechen sollen es zu Hause selber konsumieren“, so Chamsajew in einem Interview mit 
dem Radiosender Moscow Speaks. 

Russland ist nach Großbritannien der zweitwichtigste Nicht-EU-Markt für die Tschechische 
Republik im Bereich des Agrarhandels. Seit langem werden dorthin neben Bier auch Mohn 
oder Hopfen exportiert. 

Im Jahr 2020 hat die Tschechische Republik ihre Exporte von Bier, Hopfen und 
tschechischem Mohn nach Russland im Vergleich zu 2016 etwa verdoppelt. 

Quelle: Prager Morgenzeitung 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
28)  Außenminister Szijjártó: „Wir sind nicht der Brüsseler Bürokratie  
       verpflichtet, sondern den ungarischen Wählern“ 
       Von Bogdan Sajovic 
 
25. 04. 2021  

Péter Szijjártó · Foto: Veronika Savnik 

Wir sprachen mit dem ungarischen Außenminister Péter Szijjártó u.a. über die Central-5-
Initiative, die Visegrád-Gruppe, die Zusammenarbeit zwischen Ungarn und Slowenien und 
Ungarns Streit mit der Brüsseler Bürokratie. 

https://praguemorning.cz/russian-public-figure-proposes-to-ban-czech-beer-as-a-form-of-retaliation/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/28_2_peter_szijjarto_FOTO_VERONIKA_SAVNIK.jpg
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Können Sie uns sagen, welche Themen Sie bei dem heutigen Treffen in Brdo 
besprechen werden? 

Das Thema des heutigen Treffens in Brdo (dt. Egg bei Krainburg) wird der Kampf gegen die 
Covid-Virus-Pandemie sein. Die Central-5-Initiative, bestehend aus Slowenien, der 
Slowakei, Österreich, der Tschechischen Republik und Ungarn, wurde letztes Jahr genau 
wegen der Pandemie ins Leben gerufen. Heute werden sich die Außenminister dieser fünf 
Länder über Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie austauschen. Wir brauchen kluge 
Maßnahmen, um einerseits die Pandemie zu unterdrücken und andererseits so schnell wie 
möglich zum normalen Leben zurückzukehren. Wir sind Nachbarn und daher stark 
voneinander abhängig, daher brauchen wir eine Koordination, um so schnell wie möglich 
die Wirtschaft, den Transport, den Personen- und Warenverkehr über die Grenzen hinweg 
wieder anzukurbeln. Neben der Koordinierung der Maßnahmen zwischen den fünf 
Mitgliedern müssen wir auch Deutschland berücksichtigen, das der größte 
Wirtschaftspartner aller fünf Länder ist. 

Also funktioniert das Central-5-Projekt gut? 

Das Central-5-Projekt funktioniert gut und zwar vor allem deshalb, weil es keine Institution, 
keinen bürokratischen Apparat gibt. Es geht um die Zusammenarbeit auf der Ebene der 
Außenminister, um die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Covid-Pandemie und um 
die Wiederbelebung der Wirtschaft und des Lebens im Allgemeinen. Die bisherige 
Zusammenarbeit im Rahmen von Central 5 hat sich als so erfolgreich erwiesen, dass wir 
beabsichtigen, sie auch nach dem Abklingen der Pandemie fortzusetzen. 

In welchen Bereichen, sowohl bilateral als auch international, arbeiten Slowenien und 
Ungarn noch zusammen? 

Die Zusammenarbeit zwischen Slowenien und Ungarn ist derzeit sehr gut, auch mit der 
aktuellen slowenischen Regierung. Unseren Ministerpräsidenten Viktor Orbán und Ihren 
Ministerpräsidenten Janez Janša verbindet eine persönliche Freundschaft und 
gegenseitiger Respekt. In solchen Fällen, wenn es um gute persönliche Beziehungen 
zwischen Ministerpräsidenten geht, ist die Zusammenarbeit zwischen den Ländern meist 
sehr erfolgreich und viel einfacher. 

Wir arbeiten gut mit Slowenien zusammen, wenn es darum geht, die illegale Migration nach 
Europa zu stoppen. Das Problem der Migration ist entscheidend für die Zukunft der 
Europäischen Union und Europas im Allgemeinen. Wir teilen die Meinung mit Slowenien, 
dass die Massenmigration nach Europa gestoppt werden muss. Ansonsten stehen wir vor 
einem großen Problem und schwerwiegenden Folgen. Leider teilen viele Länder in 
Westeuropa diese Sichtweise der Migration nicht, ebenso wenig wie der bürokratische 
Apparat in Brüssel. 

Sowohl Slowenien als auch Ungarn sind für die Erweiterung der Europäischen Union, 
deshalb arbeiten wir bei der Annäherung von Serbien und Montenegro an die Europäische 
Union mit und hoffen, dass sie bald der Union beitreten werden. Wir beteiligen uns auch an 
dem Prozess der Beschleunigung der Beitrittsverhandlungen mit Albanien und 
Nordmazedonien für die Mitgliedschaft in der Europäischen Union. 

Slowenien und Ungarn teilen auch die Vision von einem starken Europa der starken 
Nationen. Eine Union starker, souveräner Nationalstaaten, die für das Gemeinwohl 
zusammenarbeiten, im Gegensatz zu den Visionen derer, die ein zentralisiertes Europa 
wollen, das von einem starken bürokratischen Apparat aus Brüssel geführt wird. 
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Gibt es eine wichtige Frage, die Ungarn während der slowenischen Präsidentschaft 
in Europa in der zweiten Hälfte dieses Jahres verwirklichen möchte? 

Für uns ist der wichtigste Bereich die EU-Erweiterung. Diese ist in den letzten Jahren fast 
völlig zum Stillstand gekommen und Europa stagniert dadurch. Der Grund für diesen 
Erweiterungsstopp ist der Widerstand einiger Länder in Westeuropa, die vielleicht auch zu 
weit von der Erweiterungsregion entfernt sind und deshalb keinen Grund für eine 
Erweiterung sehen. Wir sehen das anders und wollen, dass sich die Union auch auf diese 
Region erweitert. Deshalb hoffen wir, dass während der slowenischen Ratspräsidentschaft 
Fortschritte im Bereich der Erweiterung erzielt werden können. 

Ungarn wurde in den letzten Jahren häufig von einem bürokratischen Mastodon in 
Brüssel angegriffen. Hilft Slowenien Ungarn, sich gegen diese Angriffe zu wehren? 

Der Hintergrund all dieser Angriffe auf Ungarn ist unser Widerstand gegen die 
Massenmigration nach Europa, die von der Brüsseler Bürokratie gefördert wird. Brüssel ist 
mit dieser Unterstützung der Massenmigration nicht allein, es gibt auch einige Länder im 
westlichen Teil Europas, die großen Medien und NGOs. Da ihnen Ungarn mit seinem 
Widerstand gegen die Migration ein Dorn im Auge ist, greifen sie uns systematisch an. Dabei 
erfinden sie Anschuldigungen, die völlig haltlos sind und nichts mit der Realität zu tun haben. 
Sie werfen uns zum Beispiel vor, dass in unserem Land eine Diktatur herrsche, was natürlich 
nicht stimmt. In unserem Land herrscht die Demokratie und alle demokratischen 
Institutionen funktionieren wie in anderen Ländern auch. Wir weisen solche beleidigenden 
und unwahren Anschuldigungen zurück, und die slowenische Regierung unterstützt uns 
dabei. Auch Ihre Regierung ist Opfer ähnlicher haltloser Angriffe, und das nur, weil sie sich 
ebenfalls gegen linksliberale Agenden stellt. 

Einige Regierungen und Politiker in anderen europäischen Ländern schließen sich diesen 
Angriffen auf Ungarn an, in der Hoffnung, einige Bonuspunkte bei Brüsseler Bürokraten oder 
den großen Medien zu sammeln. Die slowenische Regierung gehört nicht dazu. 

Was unsere Regierung betrifft, so sind wir nicht der Brüsseler Bürokratie verpflichtet, 
sondern den ungarischen Wählern. Wir tun das, was wir für das Beste für Ungarn halten, 
und das werden wir auch weiterhin tun, solange wir die Unterstützung der Wählerschaft 
haben. 

Glauben Sie, dass die Menschen in dieser Region, die historisch gesehen 
jahrhundertelang unter türkischen Invasionen gelitten hat, sich ein wenig mehr für 
die Verteidigung unserer Traditionen und Kultur einsetzen? 

Wahrscheinlich, die ungarische Regierung ist definitiv verpflichtet, unser christliches Erbe, 
unsere Traditionen und Kultur zu verteidigen. Wir sind uns bewusst, dass 
Massenmigrationen diese Traditionen und Kultur, unser christliches Erbe, auf dem Europa 
gegründet ist, bedrohen. Je mehr sie bedroht sind, desto schwächer ist Europa. Wir werden 
unser christliches Erbe entschlossen schützen und werden nicht zulassen, dass es 
verschwindet. 

Ungarn ist Mitglied der Visegrád-Gruppe; gibt es politische Aktivitäten, um sie zu 
erweitern? 

Ich denke, die Visegrád-Gruppe ist die am besten funktionierende europäische 
Regionalorganisation. Natürlich sind wir sehr an einer breiteren Integration interessiert. Um  
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es klar zu sagen: Die Visegrád-Vier werden immer die Visegrád-Vier bleiben. Aber wir 
wollen eine stärkere Integration in der Region. Deshalb haben wir das Modell V4 + 
vorbereitet. 

Slowenien ist sicherlich eines der Länder, die zu diesem Modell der Integration gehören. Im 
Sommer wird es ein Treffen zwischen den Außenministern der Mitgliedsstaaten der 
Visegrád-Gruppe und den Außenministern von Slowenien, Österreich und Kroatien geben. 
Das sind die Länder, die uns am nächsten stehen, und wir hoffen, dass das V4+-Modell zum 
Leben erweckt wird. 

 
Foto: Veronika Savnik  

Technologie-Giganten haben den amerikanischen Präsidenten, den wohl 
mächtigsten Mann auf dem Planeten, zensiert. Ich glaube, die ungarische Regierung 
arbeitet an einem Gesetzesentwurf, der eine solche Zensur in Ungarn überwinden 
soll? 

Innerhalb des ungarischen Justizministeriums gibt es ein Komitee für digitale Freiheit, 
dessen Aufgabe es ist, zu verhindern, dass digitale Unternehmen die Freiheit des Einzelnen 
gefährden. Einerseits erhöht die Digitalisierung die Freiheit, da sie den Horizont erweitert. 
Auf der anderen Seite erleben wir die Einschränkung der menschlichen Freiheit durch 
Zensur der Nutzer und Schließung von Webseiten. Wir beobachten eine diskriminierende 
Zensur der Äußerung von konservativen, christlichen, patriotischen, rechtsgerichteten 
Ansichten… 

Angesichts der Tatsache, dass die Europäische Union auf christlichen Wurzeln 
gegründet wurde, könnte man sagen, dass die Zensur christlicher Ansichten die 
Grundlagen Europas untergräbt… 

Ein Angriff auf die christlichen Wurzeln ist sicherlich ein Angriff auf die Fundamente 
Europas. Diskriminierung und Zensur ohne die Möglichkeit, Einspruch zu erheben, stehen 
ebenfalls im Widerspruch zu den Grundwerten der Europäischen Union. Wir werden das in 
Ungarn nicht zulassen, und deshalb wird der Justizminister in diesem Frühjahr einen 
Gesetzesentwurf ins Parlament schicken, der solche Willkür verhindern wird. 
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Biographie: 

Péter Szijjártó wurde am 30. Oktober 1978 in Komárom geboren. Nach dem Abschluss des 
Benediktiner-Gymnasiums in Győr studierte er an der Universität Budapest und machte 
seinen Abschluss in Internationalen Beziehungen und Sportmanagement. Im Jahr 1998 
wurde er in die Stadtverordnetenversammlung von Győr gewählt, wo er für Bildung, Kultur 
und Sport zuständig war. Er gehörte zu den Gründern und war der erste Vorsitzende des 
Győrer Zweigs der Fidelitas, der Jugendorganisation der Fidesz-Partei. Im Jahr 2001 wurde 
er Vizepräsident der Fidelitas und zwischen 2005 und 2009 war er ihr Präsident. 

Im Jahr 2002 wurde er im Alter von vierundzwanzig Jahren als jüngster Abgeordneter in das 
Landesparlament gewählt und bei den Wahlen 2006, 2010, 2014 und 2018 als 
Abgeordneter wiedergewählt. 

Als die Fidesz-Partei 2010 die Führung in Ungarn übernahm, war Szijjártó der persönliche 
Sprecher von Premierminister Viktor Orbán. Im Jahr 2012 wurde er Staatssekretär für 
auswärtige Angelegenheiten und internationale Wirtschaftsbeziehungen im Büro des 
Ministerpräsidenten und leitete gleichzeitig acht Wirtschaftsausschüsse der Regierung. 

Im Jahr 2014 wurde er zum Minister für Auswärtige Angelegenheiten und Handel ernannt. 

Er ist verheiratet und Vater von zwei Söhnen. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei 
DEMOKRACIJA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://demokracija.eu/2021/03/12/peter-szijjarto-we-are-not-committed-to-the-brussels-bureaucracy-but-to-the-hungarian-electorate/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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29)  Familien fördern, heißt christliche Identität bewahren: FPÖ zu Besuch bei  
       Ungarns Familienministerin 
 
28. 04. 2021  

 

Ungarns Familienministerin Katalin Novák hat mit ihrem Programm zur Ankurbelung der 
Geburtenrate europaweit ein Novum in Sachen Gesellschaftsentwicklung vorgelegt. Wie wir 
bereits berichteten, ist es nicht nur die Vision Ungarns, sondern der gesamten Visegrád-
Staaten (V4), das Demografieproblem in Osteuropa durch Familienwachstum, verschärfte 
Abtreibungsgesetze und Geburten, anstatt durch Migration zu lösen. Der Erfolg lässt sich 
eindrucksvoll in Zahlen belegen und ruft auch die österreichische FPÖ auf den Plan, die als 
einzig verbliebene Pro-Familienpartei in Österreichs politischer Landschaft Anleihen in 
punkto Familien- und Sozialpolitik nimmt. 

Heimat, Familie, Religion als Grundpfeiler 

Michael Schnedlitz, freiheitlicher Generealsekretär und FPÖ-Jugendsprecher, traf im 
Rahmen eines bilateralen Treffens mit Ungarns Familienministerin Novák zusammen und 
erläuterte gemeinsam mit ihr die Wichtigkeit der traditionellen Kernfamilie für Europas 
Gesellschaften, abseits aller EU-verordneter Political Correctness. 

Wer auf eine familienfreundliche Politik verzichtet, der vernachlässigt das Erbe eines 
christlichen Europas und begehe „Selbstmord in Zeitlupe“, so Katalin Novák, die selbst 
Mutter von drei Kindern ist. Schnedlitz betonte wiederum, dass das aktive Fördern von 
einheimischen Familien bedeute, die Identität eines Landes langfristig zu bewahren. Gerade 
in dieser Zeit müsse daher alles unternommen werden, um Familien zu entlasten und ihnen 
Perspektiven zu bieten. 

 

https://unser-mitteleuropa.com/v4-familienplanung-mission-fuer-europa/
https://unser-mitteleuropa.com/v4-familienplanung-mission-fuer-europa/
https://unser-mitteleuropa.com/ungarische-staatssekretaerin-die-foerderung-der-abtreibung-ist-die-foerderung-vom-morden/
https://unser-mitteleuropa.com/ungarische-staatssekretaerin-die-foerderung-der-abtreibung-ist-die-foerderung-vom-morden/
https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/Fidesz-FPOe-3.jpg
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Proaktive Familienpolitik in Ungarn 

Ungarn löst seit Anfang 2020 durch großzügige finanzielle Anreize sein Demografieproblem. 
Das alles geschieht unter dem Motto: Kinderprämie statt Migration. 

Das erklärte Ziel von Ministerpräsident Viktor Orbán: mehr ungarische Kinder statt mehr 
Einwanderer. Die Regierung will die Geburtenrate drastisch steigern und hat dafür acht 
Milliarden Euro bereitgestellt. Ungarische Familien bekommen zum Beispiel Kredite, die 
immer günstiger werden, je mehr Kinder die Eltern haben. Familien bekommen 
Unterstützung beim Hauskauf, aber auch beim Erwerb von einem Familienauto. Mütter von 
vier Kindern sind von der Einkommensteuer befreit, und das auf Lebenszeit. 

Und auch die von der europäischen Statistikbehörde Eurostat veröffentlichten Zahlen 
zeigen, dass die familienfreundliche Politik der Regierung Orbán seit ihrer Rückkehr an die 
Macht im Jahr 2010 erste Früchte trägt. So ist die Anzahl der Eheschließungen pro 
Einwohner in Ungarn zwischen 2010 und 2020 stark angestiegen. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

 

 

 

https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=demo_nind&lang=de
https://visegradpost.com/de/2021/02/23/spektakulaerer-anstieg-der-zahl-der-eheschliessungen-in-ungarn-seit-2010/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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30)  In Ungarn wird wenig von Gleichberechtigung gesprochen – aber sie  
        wird praktiziert 
        Von Marcell Dengi 
 
24. 04. 2021  

Judit Varga & Katalin Novák · Bildquelle: Centro Machiavelli 

Ungarn war in letzter Zeit das Ziel zahlreicher Kampagnen zur Gleichstellung der 
Geschlechter, motiviert durch die Behauptung, dass seine rechtsgerichtete Regierung 
antifeministisch sei. Man kann zahlreiche Artikel finden, die behaupten, dass Ungarn Frauen 
und Kinder nicht vor häuslicher Gewalt schütze. Die Realität – mit Verlaub – ist hingegen 
ganz anders. Und die Zahlen lügen nicht. 

Andere westliche Länder haben Geschlechterquoten, um ein 50–50-Prozent-Gleichgewicht 
in der Politik aufrechtzuerhalten, insbesondere im Europaparlament. Die Geschichte lehrt, 
dass ein quantitativer Ansatz in der Politik ziemlich gefährlich sein kann: Politiker 
entscheiden nämlich über das Leben von uns allen. Deshalb nähert sich der Fidesz der 
Gleichstellung der Geschlechter aus einer qualitativen oder, wie sie sagen, 
„meritokratischen“ Perspektive. 

Obwohl Orbán in dieser Frage sicher nicht dem progressiven Diktat folgt, nimmt der Fidesz 
Fragen und Herausforderungen der Gleichberechtigung sehr ernst. Die Konservativen 
glauben an eine Gesellschaft, die auf traditionellen und bürgerlichen Werten basiert, in der 
die Menschen nach ihrem Beitrag zur Gemeinschaft beurteilt werden; in diesem Sinne 
handeln sie, um Frauen und ihre Lebensziele zu unterstützen. Feminismus verfolgt per 
Definition die Gleichberechtigung in allen Lebensbereichen. Der Fidesz hingegen ist der 
Meinung, dass Frauen bestimmte Privilegien, die mit ihrem Geschlecht verbunden sind, 
nicht nur um einer fehlgeleiteten Emanzipation willen aufgeben sollten. 

In einem Video zu diesem Thema erklärt Katalin Novák, ehemalige Staatssekretärin für 
Familie und Jugend, seit 2017 Vizepräsidentin des Fidesz und seit letztem Oktober 
Familienministerin, dass es im Leben kein Rezept für die Gleichstellung der Geschlechter 
gibt, dass aber der Fidesz alles tun wird, um die Frauen bei der Erreichung ihrer Ziele zu 
unterstützen. Novák ermutigt Frauen, die Verantwortung für das Gebären von Kindern zu 
übernehmen, eine Rolle, für die sie nicht ersetzt werden können. Sie dürfen nicht glauben, 
dass sie mit Männern konkurrieren und sich ständig mit ihnen vergleichen müssen: Frauen 
dürfen sich nicht in die Lage versetzen, zwischen Familie und Karriere wählen zu müssen. 
Die öffentliche Unterstützung muss es der Frau ermöglichen, sich gleichzeitig als Mutter und 
im Beruf zu verwirklichen. 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/judit-varga-katalin-novak.jpg
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Während der dritten Orbán-Regierung hat sich das System der Familien- und Geburtenhilfe 
deutlich weiterentwickelt. Im Jahr 2016 erhielten mehr als 60 % der nicht erwerbstätigen 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt Unterstützung für die Betreuung ihrer Kinder. 13% arbeiteten 
in Teilzeit. Diese Zahlen wachsen aufgrund der staatlichen Unterstützung, die es Müttern 
ermöglicht, Vollzeit zu arbeiten. Frauen mit mindestens drei Kindern, das jüngste unter 3 
Jahren und das älteste unter 18 Jahren, können beantragen, als Vollzeitmütter zu arbeiten: 
Zusätzlich zu den normalen kinderbezogenen Leistungen erhalten sie dann ein monatliches 
Gehalt in Höhe der Mindestrente (Ungarn gehört zu den 10 Ländern mit der geringsten 
Rentenungleichheit) und können noch bis zu 30 Stunden pro Woche einer anderen Arbeit 
nachgehen. So genießen 73 % der Frauen, die teilweise oder ganz auf dem Arbeitsmarkt 
nicht erwerbstätig sind, die Möglichkeit, für das Muttersein bezahlt zu werden. 

Eine andere einflussreiche Fidesz-Politikerin, Lívia Járóka, fasste die Position der Partei wie 
folgt zusammen: 

Wir haben viele Fortschritte in Bezug auf die Gleichstellung der Geschlechter gemacht, aber 
andere Herausforderungen bleiben bestehen. Wir wollen sicherstellen, dass es nach der 
Pandemie eine starke und intensive Verbesserung geben wird, deren Ergebnis eine 
Gesellschaft sein wird, in der die Gleichberechtigung der Geschlechter vollständig 
verwirklicht ist. 

Vor Orbán hatte keine Frau das Justizministerium inne. Heute ist es Judit Varga zugeteilt, 
die sich im Europäischen Parlament ihre ersten Meriten verdient hat. Laut „Forbes“ ist sie 
die drittmächtigste Frau in der ungarischen Politik – ein Ranking, in dem Katalin Novák die 
Liste anführt und das 2019 von einer anderen Fidesz-Kollegin, der 
Finanzverwaltungsministerin Andrea Bártfai-Mager, angeführt wird. 

Trotz aller linken Propaganda benutzt der Fidesz die Frauen nicht als politische Werkzeuge, 
sondern hat außergewöhnliche Fähigkeiten von innen heraus entwickelt: es sind 
Persönlichkeiten mit hohen Abschlüssen, die viel lesen und mehrere Sprachen sprechen. 
In der Regierung Orbán gibt es 11 Männer und 3 Frauen: Letztere machen somit 21% des 
Regierungsteams aus. Das hört sich vielleicht nicht nach viel an, ist aber doppelt so hoch 
wie der Anteil der Frauen im ungarischen Parlament. Im Europaparlament, wo Ungarn viel 
kritisiert wird, sind 38 % der Abgeordneten Frauen: einer der höchsten Anteile, gleichauf mit 
dem von Belgien und höher als in der Tschechischen Republik, der Slowakei, Polen und 
sogar im fortschrittlichen Deutschland. 

 
Marcell Dengi 
MCC Visiting Fellow am Centro Studi Machiavelli. Student der Internationalen Wirtschaft 
an der Budapester Universität für Technologie und Wirtschaft und der School of 
Economics am Mathias Corvinus Collegium. 
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Dieser Beitrag erschien zuerst bei CENTRO MACHIAVELLI, 
unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
31) General Ferenc Korom zu Ungarns Verteidigungsaufgaben 
 
27. 04. 2021  

 
General Ferenc Korom · Foto: Honvédelem.hu 

General Ferenc Korom, Kommandeur der ungarischen Verteidigungsstreitkräfte, betonte 
auf der jährlichen Online-Konferenz zur Bewertung und Aufgabenstellung die vorrangige 
Rolle der nationalen Verteidigungsaufgaben. Die zunehmenden geopolitischen 
Spannungen in der Region verleihen den Worten des Generals ein besonderes Gewicht. 
Ungarn und die ungarischen Verteidigungskräfte stehen vor einem Jahr voller ernsthafter 
Sicherheitsherausforderungen. 

Die Sicherheit Ungarns und Europas ist und bleibt durch die massenhafte illegale Migration 
bedroht. Ausgehend von den bestehenden Trends werden wir noch lange mit dem 
zunehmenden Migrationsdruck und dem damit verbundenen Terrorismus, der öffentlichen 
Sicherheit und – jetzt im Zusammenhang mit der Coronavirus-Epidemie – der öffentlichen 
Gesundheit zu kämpfen haben. Auch diejenigen, die weiterhin eine 
einwanderungsfreundliche Politik und Aktivitäten verfolgen – Brüssel, die einheimische 
Linke, Soros‘ Strohmänner und die Menschenhändlerbanden – sehen dies deutlich. Sie 
wollen, in enger Abstimmung miteinander, die Migration nicht stoppen, sondern organisieren  
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und steuern. Sie wollen den alten Kontinent mit Einwanderern überschwemmen, seine 
ethnischen und religiösen Proportionen verändern, seine christliche Kultur und seine 
nationale Vielfalt, mit anderen Worten, seinen Europäismus, beseitigen. Von all dem 
erhoffen sie sich wirtschaftliche und politische Vorteile: Im Austausch für die Stimmen der 
Einwanderer werden sie uns eine multikulturelle Gesellschaft, No-Go-Zonen und mehr 
soziale „Unterstützung“ geben. Das ist die reale Gefahr, auf die auch die ungarischen 
Verteidigungskräfte vorbereitet sein müssen. Wir Ungarn müssen die modernste, fähigste 
nationale Armee des Karpatenbeckens schaffen, damit wir die richtigen und engagierten 
Kräfte haben, um unsere Familien, unsere Heimat, unsere Werte und unsere Interessen zu 
verteidigen. 

Die von der Masseneinwanderung verursachte Krisensituation führte zur Errichtung des 
Grenzzauns. Diese rechtliche und technische Grenzbarriere und die engagierte 
gemeinsame Arbeit der Polizei und der Verteidigungskräfte beim Schutz der Grenze dienen 
der Sicherheit Ungarns und ganz Europas. Nur dank der Maßnahmen, die von der 
Bevölkerung während der nationalen Konsultation unterstützt und von der Fidesz-KDNP-
Mehrheit in der Regierung und im Parlament ergriffen wurden, ist von den 
Migrationsbedingungen, die wir 2015 erlebt haben, keine Spur mehr. Vergessen wir nicht 
den damals aus dem Ausland organisierten Migrantenstrom, die 400.000 Migranten, die 
ohne Ende und ohne Kontrolle ins Land kamen, den Anblick des Ostbahnhofs oder des 
nach Papst Johannes Paul II. benannten Platzes, die aggressiven Lagerbewohner, die sich 
frei bewegen. 

Im Rahmen der Operation Joint Will führen rund 1.150 ungarische Soldaten mit mehr als 
200 technischen Geräten täglich Grenzüberwachungs- und Grenzsicherungsaufgaben auf 
dem 242 Kilometer langen ungarischen Grenzabschnitt zwischen den Komitaten Bács-
Kiskun und Csongrád-Csanád durch und unterstützen so die Polizei bei ihrer Arbeit. Die 
ungarischen Verteidigungskräfte verstärken den Grenzschutz mit Land-, Hunde- und 
Wasserpatrouillen, Drohnen, H145M-Hubschraubern und Geländewagen. 
Nachtsichtgeräte, Detektoren und Wärmekameras helfen den Beamten ebenfalls, ihre 
Aufgaben effektiv zu erfüllen. 

Quelle: Magyar Nemzet (auszugsweise Übersetzung) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://magyarnemzet.hu/belfold/a-honvedseg-maga-mogott-hagyta-a-baloldal-szornyu-orokseget-9715439/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/


Seite 114 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 
 
32) Der Balkan: Schild Europas und Pulverfass der Welt 
      Von Fabio Bozzo 
 
28. 04. 2021  

Balkan & Griechenland · Bildquelle: Centro Machiavelli 

Wenn wir uns die Balkanhalbinsel vorstellen, könnten wir sie allegorisch durch den Sucher 
eines Scharfschützen betrachten (keine beiläufige Vision angesichts der unruhigen 
Geschichte der Region), d.h. mit dem Feld, das durch zwei Linien geteilt ist, eine vertikale 
und eine horizontale. Die erste und älteste Teilung trennt den Westen vom Osten oder, 
genauer gesagt, die katholische Welt von der orthodoxen. Diese Grenze stammt aus der 
Zeit, als der letzte einheitliche römische Kaiser, Theodosius I. (347–395), beschloss, die 
kapitolinischen Herrschaftsgebiete endgültig in Pars Occidentalis und Pars Orientalis 
zwischen seinen beiden Söhnen Honorius (384–423) und Arcadius (377–408) aufzuteilen. 
Der Balkan, der damals eine völlig andere ethno-religiöse Zusammensetzung hatte als 
heute, wurde von der neuen Grenze durchzogen. Das Symbol der Grenze war der Fluss 
Drina, ein mittelgroßer Wasserlauf, der 346 Kilometer lang ist, bevor er in die Donau mündet. 
Von diesem Tag an wurde die Drina immer wieder zu einer flüssigen und oft 
blutverschmierten Grenze. In der Tat, abgesehen von zwei historischen Klammern (die 
osmanische war länger und die jugoslawische viel kürzer), hätte der fragliche Fluss zuerst 
die beiden oben genannten Reiche geteilt und dann, nach und nach, eine Reihe von 
Monarchien und Republiken, die einander entlang seiner Ufer folgten. Schließlich trennt die 
Drina auch heute noch Serbien von jener geopolitischen Collage, die sich Bosnien-
Herzegowina nennt. 

Die zweite interne Balkan-Linie im Zielfernrohr unseres imaginären Scharfschützen ist die 
Nord/Süd-Linie. Diese Grenze hat im Gegensatz zur vorherigen kein leicht erkennbares 
geografisches Element auf den Karten. Gleichzeitig ist sie aber auch aus historischer und 
anthropologischer Sicht von größerer Bedeutung. Sie ist nicht weniger als die Grenze 
zwischen der islamischen Welt und der europäischen Zivilisation. Das menschliche Element 
auf dem Balkan teilt eine Besonderheit mit dem der Iberischen Halbinsel, einem Land mit 
ähnlicher Geographie, das ebenfalls einen jahrhundertelangen Befreiungskampf von 
Norden nach Süden gegen die muslimischen Eindringlinge erlebte. Diese Besonderheit 
besteht darin, dass sich die für die levantinische/islamische Welt typischen ethno-kulturellen 
Merkmale tendenziell verstärken, je weiter man nach Süden geht, also in Richtung der 
Gebiete, die am längsten dem mohammedanischen Recht unterworfen waren. Sicherlich 
hatte die arabische Herrschaft in Spanien bemerkenswerte Unterschiede zur türkischen, 
aber der Islam mit seiner unglaublichen homologierenden Kraft machte alle eroberten 
Länder manu militari zu einem Teil der umma, der Gemeinschaft der moslemischen 
Gläubigen. 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/balcani-grecia.jpg
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Gehen wir also davon aus, dass es zwei Reisende gibt. Der eine startet seine Reise von 
Katalonien aus in Richtung Andalusien, der andere, ausgehend von Budapest, in Richtung 
Griechenland. Beide werden das Gefühl haben, sich in einem rein europäischen Land zu 
befinden. Beide werden sich, abgesehen von der Präsenz seltener, aber wachsender 
moslemischer Enklaven auf dem Balkan, von Christen umgeben sehen. Aber beide werden 
auf ihrem Weg nach Süden eine Reihe von Veränderungen wahrnehmen. Einige werden 
externer Natur sein, da das mitteleuropäische Element zunehmend dem levantinisch-
mediterranen weicht. Andere werden klimatischer Natur sein, mit den entsprechenden 
Konsequenzen für menschliche Aktivitäten. Aber die Hauptmutation, progressiv und 
unaufhaltsam, wird kulturell sein. 

Lassen wir die iberische Situation beiseite (die sehr ähnlich ist) und konzentrieren wir uns 
auf den Balkan. In Ungarn wird es unser Reisender mit einem im Wesentlichen 
mitteleuropäischen Volk zu tun haben, dessen Geschichte stark unter den Türkeneinfällen 
gelitten hat, das aber immer den Blick nach Norden gerichtet gehalten hat. Nach dem Eintritt 
in das ideale Band, das Kroatien, Siebenbürgen und die Wojwodina umfasst (das kleine 
Slowenien hat es im Laufe der Zeit geschafft, eine vage alpenländische und habsburgische 
Identität zu bewahren), wird unser Anthropologe beginnen, wesentliche Unterschiede zu 
bemerken. Das wirtschaftliche Niveau sinkt auf mysteriöse Weise, während Männer mehr 
das Bedürfnis verspüren, ihre Männlichkeit zu zeigen (nicht zufällig stammt das Wort 
Machismo aus dem hispanischen Umfeld). Dennoch wird sich der Anthropologe in dem 
untersuchten Territorialstreifen perfekt angepasst fühlen und nur wenige Phänomene 
lokaler Exotik bemerken. 

Im weiteren Verlauf der Reise betritt man den eigentlichen Balkan, der den Großteil 
Serbiens, Südrumänien, Bulgarien und das kleine Montenegro umfasst. Selbst wenn man 
die islamisierten Gebiete Bosniens und Albaniens ausklammert (die als Teil der Umma ein 
Fremdkörper auf dem Balkan selbst sind), wird der moderne Marco Polo feststellen, dass 
sich die Dinge wirklich ändern, zumindest was die Gebiete fernab der großen Städte betrifft. 
Die Menschen sind deutlich ärmer, die Frauen kleiden sich altmodischer und nüchterner, 
und die Kultur der Ehre macht sich viel stärker bemerkbar als im Norden. Auf der einen Seite 
ist die Gastfreundschaft fast heilig geworden, auf der anderen Seite sind Verstöße, ob 
tatsächlich oder vermeintlich, Vorboten sehr ernster Konsequenzen. Die Küche ihrerseits 
verströmt heute einen starken türkischen Einfluss, während der teutonische Einfluss, der in 
Kroatien noch sichtbar war, fast verschwunden ist. 

Aber machen Sie nicht den Fehler, serbisch-montenegrinische oder bulgarische 
Bergbewohner mit den Türken zu vergleichen. Die „anatolischen Gemeinsamkeiten“ sind 
das Ergebnis einer langen, gewaltsamen und grausamen Herrschaft, die diese Grenzvölker 
zu Märtyrern und zum blutenden Schutzschild Europas gegen die Vorfahren des IS machte, 
sowie eines der letzten Länder des Alten Kontinents, in dem das Christentum noch einen 
spirituellen Wert hat. Sie mit den Türken zu vergleichen, wäre daher eine Beleidigung. 

Die nun müden Füße unseres Wander-Anthropologen machen sich schließlich bereit für die 
letzte Station, Griechenland. Im Vergleich zum Großteil der Balkanhalbinsel gibt es an ihrem 
Ende erhebliche Unterschiede. Nicht nur in der Sprache, deren hellenische Wurzel sich von 
der slawischen Wurzel des Serbokroatischen und Bulgarischen unterscheidet, ebenso wie 
von der neulateinischen Wurzel des Rumänischen oder der thrakisch-illyrischen Wurzel des 
Albanischen. Die Griechen sind nämlich unter den Balkanvölkern diejenigen, die aus 
geographischen Gründen eine größere maritime Kultur und damit verbundene Kontakte mit 
fremden Völkern entwickelt haben. Während das Hinterland vollständig balkanisch ist, 
haben sich die Küsten und Inseln tatsächlich viel mehr als der Rest der Region der Welt 
geöffnet und sind damit näher an Westeuropa herangerückt. Das bedeutet nicht, dass  
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Griechenland eine von den nördlich gelegenen Gebieten getrennte Einheit ist. Neben dem 
bereits erwähnten weniger entwickelten Hinterland teilen auch die Regionen Thessaloniki, 
Athen und die Inseln (einschließlich des Sonderfalls Zypern) die Essenz der balkanischen 
Geschichte und Identität: ein Grenzgebiet zu sein, unter der katastrophalen türkischen 
Herrschaft zu leiden und das Christentum als Identitätsverteidigung zu leben. 

Diese hypothetische Reise durch den Balkan hat uns also ein Territorium von mittlerer 
Größe gezeigt, das aber religiöse, ethnische und kulturelle Unterschiede enthält, die dem 
indischen Subkontinent würdig sind. Diese Vielfalt ergibt sich zum Teil aus der meist 
bergigen Orographie und zum Teil aus historischen Rekursen. Diese Charakteristika haben 
den Balkan nicht nur zu einem ewigen Grenzland gemacht, sondern auch zu einer Art 
„Container“ für aufeinanderfolgende barbarische Invasionen, die nach einer Zwischenphase 
die jeweiligen Völker von Nomaden zu Sesshaften werden ließen. So gab es zwischen dem 
Untergang des Weströmischen Reiches und dem Jahr 1000 eine Abfolge von 
germanischen, slawischen, proto-türkischen und proto-ungarischen Bevölkerungen. Aus 
diesen bewaffneten Wanderungen entstanden eine Reihe von Königreichen und 
gelegentlich auch Imperien, die den Ursprung der heutigen Nationalstaaten der Halbinsel 
bilden. Die Griechen ihrerseits waren bereits die ethnische Basis des Byzantinischen 
Reiches, das, von Feinden umzingelt, den Großteil des Balkans verlor, aber das hellenische 
Mutterland und die heutige Westtürkei rettete. Bis zur katastrophalen Schlacht von 
Manzikert im Jahr 1071. In dieser historisch bedeutsamen Auseinandersetzung entrissen 
die Seldschuken den Oströmern den Großteil der anatolischen Halbinsel, also das 
wesentliche Hinterland des Reiches, kolonisierten und islamisierten es. Aber Konstantinopel 
überlebte. 

Im Osten verstümmelt, von den Normannen aus Süditalien vertrieben und auf dem Balkan 
auf kaum mehr als Griechenland reduziert, fanden die Byzantiner dennoch die Kraft, sich 
zu erholen. Der tödliche Schlag würde nicht vom Islam kommen, wie es logisch gewesen 
wäre, sondern vom westlichen Christentum. Unfähig, die mohammedanische Bedrohung 
richtig einzuschätzen, haben sich in der Geschichte immer wieder Katholiken und Orthodoxe 
(und später auch Protestanten) gegenseitig abgeschlachtet, zum Vorteil des Islam. So kam 
es, dass die Europäer 1202 den Vierten Kreuzzug starteten, der, anstatt den christlichen 
Königreichen des Nahen Ostens zu helfen, es vorzog, Konstantinopel zu plündern, das 
byzantinische Reich in Stücke zu reißen und es durch ein sehr zerbrechliches lateinisches 
Reich zu ersetzen. Der ethnisch-religiösen Basis beraubt, brach es in weniger als 60 Jahren 
zusammen und wurde durch ein restauriertes byzantinisches Reich ersetzt, das nur noch 
ein Schatten seiner selbst war: eine Art „griechisches Königreich“, das aus einigen 
verstreuten Ländern bestand. 

Der christliche Schild auf dem Balkan war zerbrochen, und für die türkischen Horden war 
der Weg nach Europa offen. Die Osmanen, weit weniger töricht als wir Westler, saßen nicht 
untätig herum. Noch bevor sie den Byzantinern den Todesstoß versetzt hatten, eroberten 
sie 1453 Konstantinopel und unterwarfen das heutige Bulgarien und Nordgriechenland. Die 
Verteidigung der verbliebenen christlichen Länder des Balkans wurde vom Königreich 
Serbien übernommen, das, zahlenmäßig unterlegen, eine schreckliche und umstrittene 
Niederlage in der Schlacht auf dem Amselfeld/Kosovo Polje (1389) erlitt. Die Osmanen 
waren nicht nur die erste islamische Weltmacht, sondern hatten es auch geschafft, in 
Europa Fuß zu fassen. Unter ihre Schläge fielen auch die verschiedenen rumänischen und 
albanischen Fürstentümer und das Königreich Ungarn. Diese Staaten leisteten immer 
wieder tapferen Widerstand gegen den islamischen Vormarsch, wurden aber letztlich 
besiegt und besetzt, und erst 1683 (zweite gescheiterte Türkenbelagerung Wiens) begann 
der Rückzug der Türken vom Balkan. 
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Es sei darauf hingewiesen, dass die entscheidende Schlacht bei Wien 1683 am 11. 
September stattfand. Dieser Tag gilt seither in der islamischen Umma als verfluchtes Datum, 
als Symbol der Ungerechtigkeit, das mit dem Blut der Ungläubigen gewaschen werden soll. 
Deshalb wurde der Angriff auf die Nw Yorker Zwillingstürme von Al-Qaida an diesem Datum 
durchgeführt, was zeigt, dass die mohammedanische herrschende Klasse ein viel solideres 
historisches Gedächtnis hat als die westliche Führung. 

Und so musste sich die Region südlich von Belgrad und den Karpaten bis Mitte des 19. 
Jahrhunderts dem Gesetz von Istanbul unterwerfen. Es war eine dunkle Ära. Christen 
wurden als Untertanen zweiter Klasse behandelt, von zivilen und militärischen Ämtern im 
Staat ausgeschlossen und einer höheren Besteuerung unterworfen als die Mohammedaner. 
Die besten Ländereien wurden beschlagnahmt und an osmanische Adlige und türkische 
Kolonisten vergeben, industrielle Aktivitäten wurden unmöglich gemacht. Die zum Islam 
konvertierten Bevölkerungsgruppen hätten stattdessen die Rolle von regionalen Kapos 
übernommen, mit sozialen und steuerlichen Vorteilen. Daher die Konversion der Bosnier 
und der Mehrheit der Albaner (neben anderen kleinen verstreuten Gemeinschaften). Dulcis 
in fundo war die devscirme („Sammlung“ auf Türkisch), die „Blutsteuer“, ein barbarischer 
osmanischer Brauch, der darin bestand, eine bestimmte Anzahl von Kindern aus christlichen 
Familien auf dem Lande zu entführen, offensichtlich die schönsten und kräftigsten, um sie 
als muslimische Fanatiker zu erziehen und sie in die Janitscharen, die Elitetruppe der 
Sultane, aufzunehmen. Und das fast 500 Jahre lang, zumindest im größten Teil der 
Halbinsel. 

Diese unmenschliche Behandlung führte zwangsläufig zu einem Dauerzustand von 
Aufständen, die bis in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts mit obszöner Brutalität 
unterdrückt wurden (die Massaker an Griechen und Bulgaren sind traurig berühmt). Nach 
endlosem Trauern erlaubte die osmanische Dekadenz den Balkanvölkern jedoch, ihre 
Freiheit wiederzuerlangen. Vom griechischen Unabhängigkeitskrieg 1821 bis zu den 
Balkankriegen 1912/13 wurde die Herrschaft der Sultane über unseren Kontinent nach und 
nach ausgehöhlt, so dass nur noch der heutige Teil der europäischen Türkei in islamischer 
Hand ist. In dieser wahren und richtigen „Rückeroberung des Ostens“ war die Rolle der 
Großmächte grundlegend, aber widersprüchlich. Auf der einen Seite war da das Russland 
der Zaren, das den führenden Staat der islamischen Welt zerstören, das orthodoxe 
Konstantinopel wiederherstellen, die Hegemonialmacht auf dem Balkan werden und den 
Ausgang zum Mittelmeer erreichen wollte. Alles in einer gut kalibrierten Mischung aus 
Imperialismus und kreuzfahrerischem Idealismus. Auf der anderen Seite stand das 
mitteleuropäische Reich der Habsburger. Auch die Herrscher von Wien hatten viele 
unerledigte Rechnungen mit Istanbul, doch sie kollaborierten bei dessen Vertreibung aus 
Europa. Allerdings war das österreichische und später österreichisch-ungarische Reich ein 
Reich mit einem viel empfindlicheren ethnischen Gleichgewicht als das zaristische, weshalb 
die Habsburger zu Recht befürchteten, dass ein Erwachen der Nationalitäten auf dem 
Balkan auf ihre eigenen Minderheiten übergreifen könnte. Deshalb (und aus Angst vor 
russischem Expansionismus) war Wien viel lauer als St. Petersburg, wenn es darum ging, 
gegen die Osmanen zuzuschlagen. Der dritte ausländische Akteur war Großbritannien und, 
in geringerem Maße, Frankreich. Die beiden westlichen Nationen litten, ähnlich wie 
Österreich, an einer Art Bipolarität. Einerseits schien das grausame osmanische Regime 
der im Wesentlichen aufklärerischen Mentalität Londons und Paris‘ unangenehm zu sein; 
andererseits ermöglichte die Furcht, dass der russische Bär zu mächtig werden könnte, den 
beiden Mächten, den endgültigen Zusammenbruch Istanbuls bis zum Ersten Weltkrieg zu 
verhindern. 

Ein Hauch von italienischer Farbe. Auch das nach der Wiedervereinigung liberale Italien 
leistete einen beachtlichen Beitrag zum Zusammenbruch des Osmanischen Reiches.  
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Zwischen 1911 und 1912 startete Italien nämlich ein koloniales Unternehmen gegen die 
Türkei. Obwohl die extreme Armut der meisten Bewohner des Königreichs die römische 
Führung berechtigten Vorwürfen des Hochmuts und des Minderwertigkeitskomplexes 
gegenüber den Mächten, die diesen Namen verdienen, aussetzte, bleibt es eine Tatsache, 
dass dieses Abenteuer ein Segen für die Balkanvölker war. In diesem Konflikt besiegten 
das italienische Heer, die Marine und eine neugeborene und abenteuerlustige Luftwaffe die 
osmanischen Streitkräfte ohne Einspruch, was der serbisch-griechisch-bulgarisch-
montenegrinischen Koalition, die sich auf den Befreiungskampf vorbereitete, Zuversicht 
gab. Von diesem Sieg erhielt Italien den libyschen Sandkasten und die griechische 
Dodekanes. Auf diesen hellenischen Inseln wurde der Regimewechsel so begrüßt, dass es 
bis 1945, als sie an Griechenland übergingen, fast keine Spur von anti-italienischen 
Gefühlen gab. Ein weiterer italienischer Beweis dafür, dass man aus fragwürdigen 
Annahmen auch etwas Gutes herausholen kann. 

Wir kommen zum Ersten Weltkrieg, dem geopolitischen Selbstmord Europas. Dieser 
Konflikt hatte zahlreiche Ursachen, bei denen die sogenannte Ostfrage nicht einmal die 
wichtigste war. Doch der Funke, der das (schon längst mit Benzin bespritzte) Holz in Brand 
setzte, kam ausgerechnet vom Balkan, mit dem tragischen Verbrechen von Sarajevo. Was 
dann kam, ist die Geschichte von vorgestern, mit den Wechselfällen des Alten Kontinents, 
verbunden mit den großen Ideologien des 20. Jahrhunderts und deren Nachwirkungen in 
den jugoslawischen Konflikten. Bei solch dramatischen Ereignissen (die die Geburt oder 
Wiederauferstehung verschiedener staatlicher Gebilde sahen) war das schwere 
kommunistische Erbe nicht das einzige. Es gibt ein anderes, älteres und heimtückischeres. 
Selbstverständlich ist es das osmanische, das durch die noch heute dem 
Glaubensbekenntnis Mohammeds treu ergebenen Bevölkerungen entstanden ist. Diese 
menschlichen Entitäten, insbesondere in Bosnien und im Kosovo, haben ein ohnehin schon 
komplexes geopolitisches Geflecht durcheinander gebracht. 

Wie es der Zufall wollte, saß zwischen 1992 und 2000 ein Vertreter der radikalen 
Schickimicki- und Dritte-Welt-Linken namens Bill Clinton (1946-lebendig) im Weißen Haus, 
der es für klug hielt, stets islamische Gemeinschaften gegenüber christlichen, insbesondere 
serbischen, zu bevorzugen, um die für seine und seiner Frau Wahlkampf so nützlichen 
Lieferanten von Petrodollars aus dem Persischen Golf nicht zu verärgern. Das Ergebnis 
dieses Verrats an der westlichen Zivilisation (der die Orthodoxen zu Recht an den Vierten 
Kreuzzug erinnert) war die Schaffung von zwei Gebieten, die von einem Islam beherrscht 
werden, der ein fruchtbarer Boden für Radikalisierung ist, nämlich Zentralbosnien und 
Kosovo. Die Folgen von Clintons finsterem Verbrechen müssen sich erst noch voll entfalten, 
aber früher oder später werden Europa und sogar die USA die Rechnung bezahlen, und wir 
haben der Weisheit des amerikanischen Volkes in nicht geringem Maße zu danken, dass 
es verhindert hat, dass Bills „bessere Hälfte“ auf dem Stuhl sitzt, der einst ihrem Mann 
gehörte. 

Wie kurzsichtig Clintons Management der Bosnien- und Kosovo-Krise war, lässt sich an den 
Ergebnissen ablesen. Bosnien ist eine unregierbare Collage, in der Islamisten von 
unfreundlichen Ländern wie Katar und Erdogans Türkei unterstützt werden, während die 
serbische und die kroatische Gemeinschaft auf die Gelegenheit warten, sich mit ihren 
jeweiligen Mutterländern wieder zu vereinigen. Der Kosovo hingegen ist zu einer Art Mafia-
Staat mit teilweiser internationaler Anerkennung geworden, zu bevölkerungsreich, um von 
Serbien wieder aufgenommen zu werden (da er größtenteils albanisch und islamisch ist), 
aber zu arm, um auf eigenen Füßen zu stehen, ohne den Geldstrom, den der Westen und 
die Monarchien des Persischen Golfs ihm jedes Jahr geben. 
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Die Absurdität bzw. die Instabilität dieser Situation ist seit den 1990er Jahren offensichtlich. 
Doch erst im April 2021 schlug Slowenien in einem inoffiziellen Dokument eine vernünftige 
Grenzänderung vor. Diese Änderung sollte den aktuellen ethnisch-religiösen 
Gemeinschaften folgen, mit dem logischen Ziel, Staaten mit kompakten Nationalitäten zu 
schaffen und rechtliche Schattenkegel zu beseitigen. Dieser Vorschlag hat 
vorhersehbarerweise in ein diplomatisches Hornissennest gestochen, und zwar so sehr, 
dass die slowenische Regierung sofort jede Formalität des Vorschlags dementiert hat. 
Tatsache ist, dass die bloße Erwähnung des Themas einen Streit ausgelöst hat, was zeigt, 
dass ein roher Nerv getroffen worden ist. 

Der Balkan ist auch heute noch ein Grenzgebiet und ein potentielles Schlachtfeld. Obwohl 
die Probleme zwischen westlichem und östlichem Christentum seit langem im Wesentlichen 
kultureller Natur sind, droht die islamische Bedrohung wie nie zuvor seit 1913. Nur die 
Instrumente der Invasion haben sich geändert, denn wir sind von osmanischen Armeen zu 
Terrorismus, Masseneinwanderung und der überhöhten Geburtenrate muslimischer 
Gemeinschaften übergegangen. Der Westen muss sich ein für alle Mal entscheiden, ob er 
sich auf die Seite seiner Henker stellt oder ein echtes Bündnis mit den Völkern eingeht, die 
seit Jahrhunderten die Hauptschläge der erzwungenen De-Europäisierung einstecken 
mussten. 

 

Fabio Bozzo 
Abschluss in Geschichte mit moderner und zeitgenössischer Adresse an der Universität 
Genua. Er ist Essayist und Autor von Ucraina in fiamme. Le radici di una crisi annunciata 
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33)  Slowenien: Über 200.000 Arbeitsplätze gesichert 
 
01. 05. 2021  

Premierminister Janez Janša · Foto: Büro des Premierministers 

Die Botschaft von Premierminister Janez Janša zum 1. Mai, dem 
Internationalen Tag der Arbeit und dem Fest des Heiligen Josef des 
Arbeiters. 

Wie viele Werte wir auch immer in der Arbeit entdecken mögen, wir dürfen nie die Wahrheit 
aus den Augen verlieren: Es ist nicht der Mensch um der Arbeit willen, sondern die Arbeit 
um des Menschen willen. Diese Worte von Papst Paul VI. sprechen uns besonders an 
diesem Tag der Arbeit an, an dem die Situation sowohl des globalen als auch des 
heimischen Arbeitsmarktes, die Herausforderungen der Wirtschaft und die Schwierigkeiten, 
denen sie infolge der Epidemie gegenübersteht, nur noch mit den schwierigsten Prüfungen 
in der Geschichte der Menschheit vergleichbar sind. 

Im vergangenen Jahr habe ich eine Reihe von Unternehmen besucht und mich mit dem 
Management und den Mitarbeitern getroffen. Während wir im Kampf gegen das Virus den 
Schutz von Gesundheit und Leben immer an die erste Stelle gesetzt haben, kann ich Ihnen 
versichern, dass die Regierung in diesem Jahr alles getan hat, um die negativen 
Auswirkungen der Epidemie auf Wirtschaft und Arbeitsplätze zu minimieren. Wir sind uns 
der Verantwortung der Regierung in schwierigen Situationen wie dieser bewusst. Wir  

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/janez-jansa.jpg
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werden weiterhin alles in unserer Macht stehende tun, um Unternehmen und Mitarbeitern 
zu helfen, auch wenn das Schlimmste der Gesundheitskrise vorüber ist. 

Trotz der extrem schwierigen Situation ist es uns gelungen, das hohe Beschäftigungsniveau 
zu halten, das durch die Epidemie um weniger als 1,5 % gesunken ist. Bis heute wurden 
allein für mehr als 300.000 Beschäftigte mehr als 560 Mio. € aus dem Staatshaushalt für 
Maßnahmen gezahlt, die direkt dem Erhalt von Arbeitsplätzen dienen. Für die Zahlung von 
Arbeitnehmerbeiträgen, mehr als 558 Millionen € für mehr als 500.000 Arbeitnehmer. Wir 
haben mehr als 300 Millionen Euro für die Grundeinkommensunterstützung bereitgestellt. 
Durch diese Maßnahmen konnten mehr als 200 000 Arbeitsplätze gerettet werden. Nach 
der Methodik von Eurostat hat sich die Arbeitslosenquote im EU-Durchschnitt um 2 
Prozentpunkte erhöht, in Slowenien um 0,5 Prozentpunkte, womit wir bei der Rettung von 
Arbeitsplätzen während einer Epidemie ganz oben in der europäischen Liga stehen. Das ist 
und bleibt die beste sozialpolitische Maßnahme für jedes Land. 

Wir haben mit den acht Anti-Korruptionspaketen und durch Maßnahmen in anderen 
Gesetzen viel getan, um die Auswirkungen der Epidemie auf die Bürger, die Wirtschaft und 
andere Bereiche des gesellschaftlichen Lebens zu minimieren. Wir haben mehr als 2,9 
Milliarden Euro für den reibungslosen Betrieb und die Erholung von Unternehmen in allen 
Sektoren aufgewendet und die Situation der Schwächsten, der älteren Menschen und der 
Familien mit mehreren Kindern verbessert. Wir verstehen die Not derer, die durch die 
Epidemie ihren Arbeitsplatz verloren haben. Deshalb wurde im April dieses Jahres ein 
Solidaritätszuschlag an die Arbeitslosen gezahlt, von dem wir uns erhoffen, dass er ihre 
Situation zumindest etwas mildert, bis sie wieder arbeiten können. 

Die Welt nach der Pandemie ist anders. Dinge, die wir gestern noch für selbstverständlich 
hielten, sind es heute nicht mehr. Die Herausforderungen, vor denen wir als Nation und als 
Menschheit stehen, sind größer denn je. Das veränderte Umfeld verlangt von uns in erster 
Linie ein Umdenken und in der Folge ein verändertes Handeln in allen Bereichen. 

Die erfolgreichsten Länder werden diejenigen sein, die die Pandemiekrise als Chance 
begreifen. Slowenien bereitet sich mit aller Ernsthaftigkeit auf die Herausforderungen der 
Zeit vor. Schritt für Schritt gehen wir die größten Hindernisse für eine erfolgreiche 
Entwicklung an. Wir werden unlogische Bürokratie und bürokratische Hindernisse 
beseitigen, die gute Ideen ersticken und harte Arbeit belohnen. Nur so können wir 
verhindern, dass Menschen, vor allem junge Menschen, ins Ausland gehen und ihr Wissen 
zu Hause einsetzen. Deshalb haben wir bereits im letzten Jahr einen Strategischen Rat für 
Entbürokratisierung eingesetzt, der bereits erste konkrete Vorschläge zur Beseitigung 
bürokratischer Hindernisse vorgelegt hat, und die Regierung hat inzwischen einen 
Gesetzentwurf zur Entbürokratisierung verabschiedet und an die Nationalversammlung 
geschickt. Und das ist erst der Anfang. 

Wir machen uns keine Illusionen, dass wir alle Probleme, die sich über die Jahrzehnte 
angesammelt haben, über Nacht und schnell lösen werden. Neben dem 
Entbürokratisierungsgesetz hat die Regierung auch ein Paket von Änderungen an fünf 
Steuergesetzen verabschiedet. Das Steuererleichterungspaket sorgt für ein stabiles und 
berechenbares steuerliches Umfeld, was sowohl für Investitionen als auch für den 
wirtschaftlichen Fortschritt wichtig ist. Es ist auch unsere konkrete Antwort auf die 
Warnungen vieler Unternehmen, dass sie Top-Talente aufgrund der anreizhemmenden 
Steuergesetze einfach nicht angemessen entlohnen können. 

Der Strategische Rat für Digitalisierung und der Strategische Rat für Sozialpolitik haben 
ebenfalls ihre Arbeit aufgenommen. Fragen der sozialen Sicherheit sind für Länder auf der  
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ganzen Welt, einschließlich Slowenien, zu einer noch größeren Herausforderung geworden: 
Rentensysteme und ihre Nachhaltigkeit, Gesundheitssysteme und ihre Zugänglichkeit, neue 
Formen der Beschäftigung. 

Es stimmt, dass die Länder im 20. Jahrhundert Sozialgesetze verabschiedet haben, aber 
jetzt stehen wir vor den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts, d.h. Globalisierung, 
Digitalisierung und eine alternde Bevölkerung. Unsere Zukunft hängt davon ab, wie wir diese 
Themen angehen. Der Erfolg und die Wettbewerbsfähigkeit der slowenischen Wirtschaft, 
der Wert der Arbeit und der Arbeitsplätze und damit das Wohlbefinden der Bürger hängen 
davon ab. 

Das Ziel der von mir geführten Regierung ist es, Bedingungen zu schaffen, die sicherstellen, 
dass jeder, der arbeitsfähig ist, einen anständigen Arbeitsplatz zu einem anständigen Lohn 
hat. Jeder, der arbeitet, muss genug verdienen, um ein anständiges Leben zu führen, für 
sich selbst und für diejenigen, die er unterstützt. Jede Arbeit, ob Lohnarbeit oder prekäre 
Arbeit, muss rechtlich geschützt sein. Zugang zum Arbeitsmarkt, Bildung und lebenslanges 
Lernen, gleicher sozialer Schutz und soziale Dienstleistungen für alle Arbeitnehmer 
unabhängig von ihrem Arbeitsvertrag, faire Arbeitsbedingungen, angemessene Ausbildung, 
die auf die Bedingungen des Arbeitsmarktes abgestimmt sein muss – das alles sind Rechte, 
die den Arbeitnehmern auch unter den neuen Arbeitsbedingungen garantiert werden 
müssen. 

Wir sind uns bewusst, dass ohne eine florierende Wirtschaft alle unsere Bemühungen gute 
Absichten bleiben. Deshalb ist unsere größte Herausforderung in diesem Moment eine 
erfolgreiche wirtschaftliche, soziale und allgemeine Erholung für Slowenien. 

Die Epidemie war und ist eine Tortur, bei der wir als Gesellschaft eine solidarische 
Verantwortung haben, um die Gesundheit unserer Lieben, Kollegen und Freunde zu 
schützen und als Land die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen und Arbeitsplätze 
zu erhalten, die die Grundlage für die weitere Entwicklung und die Garantie für das soziale 
Wohlergehen aller Bürger sind. Die von mir geführte Regierung ist sich dessen bewusst. 
Für uns sind die Worte, die wir bei der Vereidigung in der Nationalversammlung gesagt 
haben, eine Verpflichtung, die wir jeden Tag durch unsere verantwortungsvolle Arbeit für 
das Gemeinwohl und für den Wohlstand Sloweniens umsetzen. Wir laufen nicht vor der 
Verantwortung weg. Unsere Entscheidungen und alle Maßnahmen, die wir bisher getroffen 
haben, sprechen für uns. 

Ihnen allen, vor allem denen, die von der eigenen aktuellen oder vergangenen Arbeit und 
dem eigenen Management leben, herzliche Glückwünsche zum 1. Mai, dem Internationalen 
Tag der Arbeit und dem Fest des Heiligen Josef des Arbeiters. Bleiben Sie gesund und 
mutig. Halten Sie die Hoffnung am Leben. 

Quelle: gov.si 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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34)  Von George Soros finanzierte Organisationen in Slowenien 
 
30. 04. 2021  

Der Laibacher Bürgermeister Zoran Janković · Foto: Nova24TV-Archiv 

Dank der Hackergruppe DCLeaks wurden vor einiger Zeit erstmals Informationen 
über die Finanzierung slowenischer NGOs durch den amerikanischen 
Finanzspekulanten George Soros, hauptsächlich durch seine berüchtigte Open 
Society Foundation, öffentlich gemacht. 

Soros war schon bald nach der Unabhängigkeit in Slowenien aktiv. Berichten zufolge trug 
er zwischen 1992 und 2000 fast 150 Tausend US-Dollar zur Mitfinanzierung der 
slowenischen Kultur bei, finanzierte Studienreisen für slowenische Akademiker, Künstler 
und Journalisten ins Ausland und hatte ein starkes Interesse daran, Ausländer nach 
Slowenien zu bringen. In den 1990er Jahren war er bemüht, möglichst viele Flüchtlinge aus 
den Republiken des ehemaligen Jugoslawiens zu holen. Slowenien war ein wichtiger Teil 
seiner Vision von einem Europa ohne Nationen und Grenzen. Allein 1992 spendete er zum 
Beispiel 326 000 Dollar an die Open Society Foundation, um die Gehälter von Lehrern zu 
bezahlen, die die Kinder von Balkanflüchtlingen unterrichteten. 
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Liste der slowenischen Organisationen, die von George Soros finanziert werden · Foto: Nova24TV 

George Soros hat über seine Open Society Foundation und sein gleichnamiges Institut 
eine Reihe von slowenischen NGOs finanziert, darunter: 
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• Alle anders – Alle gleichberechtigt/Ministerium für Bildung und Sport, 
• Amnesty International Slowenien, 
• Anglunipe – Roma-Informationszentrum, 
• Al-Bulletin, 
• Bosnischer Internationaler Rat, 
• Karitas Slowenien, 
• Legebitra – Anwaltschaft für die Menschenrechte der LGBT-Gemeinschaft, 
• CMEPIUS- und Erasmus-Studienprogramme, 
• MOVIT – Institut für die Entwicklung der Jugendmobilität, 
• Helsinki Monitor, 
• Humanitas, 
• Humanopis und 
• KROG-Institut. 

Auf der Liste stehen auch: 

• das Institut für afrikanische Studien, 
• der Verein Pride Parade, 
• der slowenische Jugendrat 
• das slowenische Rote Kreuz, 
• Web Eye, 
• Loesje Slowenien, 
• die Internationale Organisation für Migration, 
• das Institut für Roma-Studien, 
• der slowenische Roma-Verein, 
• der Verein Studentisches Kulturzentrum, 
• Für und Wider (ZIP), 
• Slowenische Philanthropie – Hilfe für Obdachlose, 
• Junge Liberale Demokraten (MLD), 
• Voluntariat Institute – SCI Slovenia, 
• SKUC – Studentisches Kulturzentrum e.V., 
• Internationales Institut für Nahost- und Balkanstudien, 
• Kulturverein France Prešern. 

Soros-Gelder landeten auch in der Stadtverwaltung von Ljubljana/Laibach 

Open Society arbeitet auch eng mit dem Laibacher Bürgermeister, Zoran Janković, 
zusammen, da das Amt für Jugend, das unter der Schirmherrschaft der Stadtverwaltung 
arbeitet, ebenfalls ein Empfänger von Mitteln der Soros-Stiftung ist. Darüber hinaus gehören 
auch das Friedensinstitut, Media Preža, das serbische Kulturzentrum Danilo Kiš, das 
Zentrum für zeitgenössische Kunst in Laibach, das Digital Media Lab (Ljudmila) und die 
Multimedia-Zentren in Marburg und Koper zu den Empfängern von Soros-Geldern. 

Es handelt sich dabei um NGOs, die zumeist auf die eine oder andere Weise mit den 
slowenischen Sozialdemokraten (SD) verbunden sind, die auch in Mazedonien eng mit 
Soros zusammenarbeiten, wo sie geholfen haben, die dortige rechtsgerichtete Partei zu 
stürzen und ihre Schwesterpartei, die SDSM, unter der Führung des neuen Mandatsträgers, 
Zoran Zaev, an die Macht zu bringen. Dazu muss man wissen, dass die Sozialdemokraten 
eine „reformierte“ kommunistische Partei sind, und dass ihre Vorsitzende Tanja Fajon 
(MdEP) zu den Abgeordneten gehört, die von Soros finanziell unterstützt werden. 

 



Seite 126 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

Darüber hinaus haben diese NGOs familiäre und/oder freundschaftliche Verbindungen zu 
praktisch allen linken oder linksliberalen Parteien in Slowenien. So hat die Linkspartei, die 
viele Sympathisanten in der akademischen Welt, unter Künstlern und unter jungen 
Menschen hat, starke Verbindungen zu diesen NGOs. Die anderen linksliberalen Parteien 
sind in allen Fällen Marionettenparteien der politischen Linken, um Stimmen bei naiven 
Wählern zu sammeln, die „neue Parteien“, „neue Wege“ und/oder „neue Gesichter“ in der 
Politik wollen. 

Der jüngste Stapel von Dokumenten, die von DCLeaks durchgesickert sind, belegt auch, 
warum die Medien des früheren slowenischen Regimes – mit wenigen Ausnahmen – nie 
kritisch über die Arbeit von George Soros berichten haben, der 1992 sogar gegen das 
britische Pfund intrigierte und es durch Finanzspekulationen abstürzen ließ, wodurch 
Millionen Engländer ihrer Altersvorsorge beraubt wurden. 

Ein gutes Beispiel dafür sind die kommerziellen Fernsehsender POP TV und Kanal A, die 
im Besitz von Central European Media Enterprises sind, einer auf den Bahamas ansässigen 
Firma, die von Ronald Lauder, einem politischen Aktivisten, gegründet wurde. Central 
European Media Enterprises ist in den Besitz des US-Multis Time Warner übergegangen, 
von dem Soros in den vergangenen zwei Jahren rund 4 Millionen Aktien gekauft hat. 
Ähnliche Verbindungen bestehen in den meisten anderen großen kommerziellen 
slowenischen und europäischen Medien. 

Wer steht hinter der Hackergruppe DC Leaks? 

Und wer sind die Hacker der Gruppe DC Leaks, die sich darauf spezialisiert haben, die 
Öffentlichkeit über die verdeckte politische Arbeit des sogenannten Philanthropen und 
Menschenrechtsaktivisten George Soros zu informieren? DC Leaks wurde im Jahr 2016 
gegründet. Seit ihrer Gründung ist die Gruppe für die Veröffentlichung geheimer E-Mails von 
bekannten US-Regierungsvertretern und Militärs verantwortlich. US-Geheimdienste 
vermuten, dass die Hacker von DC Leaks eng mit der russischen Cyberspionage-Gruppe 
Fancy Bear verbunden sind, zu der auch Mitarbeiter der ehemaligen politischen 
Geheimpolizei KGB gehören. 

Quelle: Nova24TV 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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35)  Slowenien: illegale Migranten werden jetzt härter angefasst 
       Von Moja-Dolenjska 
 
29. 04. 2021  

 
Migranten· Foto: Matic Štojs Lomovšek 

Änderungen des Ausländergesetzes treten in Kraft: 

Eine Änderung des Ausländergesetzes ist in Kraft getreten, die die Bedingungen für den 
Aufenthalt von Ausländern in Slowenien verschärft. Die Nationalversammlung hat das 
Gesetz Ende März verabschiedet. 

Das Gesetz führt den Begriff der „komplexen Krise“ ein und stellt neue Regeln für 
Asylbewerber auf. 

Mit der Erklärung einer „komplexen Krise“ wird es möglich sein, die Anwendung der 
Bestimmungen des Gesetzes über den internationalen Schutz im Falle einer Änderung der 
Migrationssituation auszusetzen und damit den Zugang zum Asyl zu begrenzen. Eine solche 
Krise könnte von der Nationalversammlung mit mindestens 46 Stimmen ausgerufen 
werden. 

Wie Innenminister Aleš Hojs erklärte, folgen die gesetzlichen Lösungen eng der 
Entscheidung des Verfassungsgerichts der Republik Slowenien vor zwei Jahren, das die 
Bestimmungen des Artikels 10b des Ausländergesetzes für verfassungswidrig befand und 
die Möglichkeit der Abweisung von Ausländern ohne individuelle Prüfung aufhob. 

Die neuen gesetzlichen Lösungen werden von Pro-Migranten-NGOs kritisiert. Sie sind der 
Ansicht, dass die Einführung des Begriffs der „komplexen Krise“ im Widerspruch zur 
Internationalen Flüchtlingskonvention steht, die besagt, dass jeder das Recht hat, 
internationalen Schutz zu beantragen, und dass der Grundsatz der Nichtzurückweisung 
verletzt würde. Sie kündigen an, dass das Gesetz vor dem Verfassungsgericht erneut 
geprüft werden muss. 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/b2691be32794a946856b6fa678e0e3e1.jpg
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Verschärfte Bedingungen für den Aufenthalt von Ausländern in Slowenien und für 
die Familienzusammenführung 

Das Gesetz führt einige weitere Neuerungen ein, vor allem in Richtung einer Verschärfung 
der Bedingungen für den Aufenthalt von Ausländern in Slowenien. Unter anderem wird eine 
Anforderung an die Kenntnis der slowenischen Sprache auf dem Grundniveau für 
Ausländer, die zum ersten Mal ins Land kommen, und auf dem A2-Niveau für Ausländer, 
die schon mehrere Jahre in Slowenien leben, eingeführt. Die Bestimmungen über das 
Erfordernis der Kenntnis der slowenischen Sprache werden zwei Jahre nach Inkrafttreten 
der Novelle in Kraft treten. 

Darüber hinaus werden die Bedingungen für die Familienzusammenführung verschärft. 
Ausländer können dieses Recht nun erst nach zwei Jahren Aufenthalt in Slowenien 
ausüben, bisher war es ein Jahr. Auch die Erstattung von berufsbedingten Ausgaben ist von 
den Mitteln zur Bestreitung des Lebensunterhalts ausgeschlossen. Diese Lösungen wurden 
ebenfalls von NGOs, die unter dem Banner der Pro-Soros-Parteien in Slowenien agieren, 
stark kritisiert. 

Quelle: Demokracija 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
36)  Admiral gegen die NGOs: „Sie sind Piraten, die Italien bedrohen“ 
       Von Konteradmiral a.D. Nicola De Felice 
 
27. 04. 2021  

Konteradmiral Nicola De Felice · Foto: Facebook 

 „Diese NGOs, die an Ministerpräsident Draghi schreiben und sich auf das 
Seerecht berufen, wissen nicht, wovon sie reden, und sie haben jedenfalls 
kein Recht, illegale Einwanderer in Italien anzulanden“ 

https://demokracija.si/slovenija/veljati-so-pricele-spremembe-zakona-o-tujcih-ilegalni-migranti-obravnavani-ostrejse/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Das Seerecht der Vereinten Nationen (UNCLOS), das von mehr als 200 Ländern, darunter 
auch Italien, ratifiziert wurde, verlangt von NGO-Schiffen, das Recht des Küstenstaates zu 
respektieren, den Schutz seiner Grenzen gegen den Menschenhandel mit illegalen 
Einwanderern zu wahren. 

NGO-Schiffe haben die Pflicht, sich mit dem für die Seenotrettung zuständigen Staat 
abzustimmen, was – wie es der Zufall will – nie Italien ist, sondern Libyen, Tunesien oder 
Malta.Nur diese Staaten sind für die Bekanntgabe des sogenannten ‚Place of Safety‘ 
(sicherer Hafen) zuständig. Darüber hinaus verlangen internationale Regeln keinesfalls die 
sofortige Ausschiffung von illegalen Einwanderern, außer in Fällen äußerster Notwendigkeit. 

Ich möchte Sie daran erinnern, dass illegale Einwanderer dafür bezahlen, an Bord der NGO-
Schiffe gebracht zu werden, die ständig vor der libyschen Küste stationiert sind und die den 
Menschenhändlern vertraute Situation (pull factor) erzeugen: sie schicken den NGO-
Schiffen gebrechliche Schlauchboote entgegen und erhöhen damit auf schändliche Weise 
die Zahl der Todesfälle auf See. 

Die NGO-Schiffe sind ferner verpflichtet, die EU-Dublin-Verordnung einzuhalten, die den 
Flaggenstaat (Spanien im Falle von Open Arms, Deutschland im Falle von Sea Watch 3 und 
4, Norwegen im Falle von Ocean Viking) dazu verpflichtet, Asylsuchenden internationalen 
Schutz zu gewähren. 

Das bedeutet, dass die betreffenden Flaggenstaaten sich um die Asylbewerber kümmern 
und sie auf dem Seeweg oder per Luftbrücke abholen müssen. 

Gegen all diese Missstände werden wir von der Lega am 8. Mai vor der spanischen 
Botschaft in Rom protestieren, zumal Spanien durch kostenfreie Verfügungstellung des 
Hafens von Burriana bei Valencia diesen NGO-Schiffen bewusst hilft: es ist der Hafen der 
modernen Piraten des 21. Jahrhunderts! 

Quelle: VoxNews 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://voxnews.info/2021/04/26/ammiraglio-contro-le-ong-sono-pirati-che-minacciano-litalia/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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37)  Interview mit Álvaro Peñas bei Trimarium.org.ua 
 
02. 05. 2021  

Álvaro Peñas · Bildquelle: El Correo de España 

 

Wir freuen uns, unseren Lesern ein Interview mit Alvaro Peñas präsentieren zu können, der 
bei El Correo de España und mehreren anderen Medienplattformen in Mittel- und Osteuropa 
(darunter UNSER MITTELEUROPA) schreibt. 

 

Könnten Sie uns kurz etwas über die „Erinnerungspolitik“ in Spanien erzählen? Was 
waren die Hauptgründe für die Exhumierung von General Franco und wie hängt dies 
mit dem ideologischen Erbe des spanischen Bürgerkriegs zusammen? 

 

 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/img_20210428_035434_521-1024x938-1.jpg
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Demontage der Franco-Statue in Melilla  

 

Das „Gesetz zur historischen Erinnerung“ wurde 2007 mit der sozialistischen Regierung von 
José Luis Rodríguez Zapatero geboren. Mit diesem Gesetz und anderen flankierenden 
Maßnahmen sollte jedes Symbol im Zusammenhang mit dem Franquismus entfernt werden: 
Namen von Straßen, Plätzen, Statuen, Denkmäler, etc. Dieses Gesetz wird seither 
angewendet und hat nicht nur die franquistischen Denkmäler beseitigt. In diesem Jahr 
wurde in Melilla eine Statue Francos entfernt, die letzte in Spanien verbliebene, die ihn 1923 
als Kommandeur der Legion darstellte. Franco und seine Legionäre haben die Stadt vor 
einem Massaker durch die Mauren gerettet, das heißt, es ist eine Tatsache, die nichts mit 
dem Bürgerkrieg zu tun hat, aber sie haben dieses Gesetz angewandt, um die Statue 
niederzureißen. Auf den Balearen wurden im letzten Monat mehrere Straßen als 
„franquistisch“ entfernt, darunter auch jene, die den Admiralen Churruca, Gravina und 
Cervera gewidmet sind, die 1805, 1806 bzw. 1909 starben. Das Gesetz wird auch benutzt, 
um die Kreuze derer abzureißen, die von der republikanischen Seite getötet wurden. In 
Wirklichkeit versuchen das Gesetz, die gesamte Vergangenheit Spaniens auszulöschen, 
die nicht mit ihrer radikalen Ideologie übereinstimmt. Die derzeitige sozialkommunistische 
Regierung beabsichtigt, noch einen Schritt weiter als das „Gesetz zur historischen 
Erinnerung“ zu gehen und es zu einem Verbrechen zu machen, jegliche vom Franquismus 
durchgeführte Politik zu verteidigen, so dass ein Historiker mit einer Geldstrafe oder 
Gefängnis bestraft werden könnte, wenn er über historische Fakten spricht. Und das alles, 
während Straßen und Statuen z.B. den von den Komintern organisierten internationalen 
Brigaden gewidmet werden. 
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Das Tal der Gefallenen  

Die Exhumierung Francos war eine der Aktionen, zu denen sich der derzeitige Präsident, 
Pedro Sánchez, verpflichtet sah und die Begründung war, dass das Valle de los Caídos (Tal 
der Gefallenen) die Grabstätten der Gefallenen des Bürgerkriegs (von beiden Seiten) 
beherbergen soll, jedoch nicht Francos Grabstätte. Das Tal war ein Symbol der Versöhnung, 
aber diese Regierung ergriff diese Maßnahme als Propagandamaßnahme, um die radikalen 

 
Entfernung von Francos Überresten aus dem Tal der Gefallenen  
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Sektoren der Linken zu befriedigen und die Konfrontation zwischen Spaniern verschiedener 
Weltanschauung zu fördern. Es gibt in der Tat einige, die heute den Krieg gewinnen wollen, 
den sie vor achtzig Jahren verloren haben. 

 Ist Franco ein Held für die spanische Bevölkerung im Allgemeinen? Einerseits hat er 
Spanien vor dem Kommunismus gerettet, andererseits sind die Folgen des 
Kommunismus nicht jedem so vertraut wie uns Osteuropäern. 
 

 
Ehemalige Grabstätte Francos  
 

Franco wird immer wieder in der politischen Debatte verwendet, aber gleichzeitig ist er ein 
großer Unbekannter und das Ziel ist es, diese Periode der spanischen Geschichte immer 
weniger bekannt zu machen. Die historische Version, die per Gesetz durchgesetzt wird, ist, 
dass Franco einem demokratischen Regime ein Ende setzte. Es ist eine Version von Guten 
und Bösen, in der einige Verbrechen vergessen und andere bis zum Überdruss wiederholt 
oder übertrieben werden. In dieser Version kämpften die Sozialisten, Kommunisten und 
Stalin für die Verteidigung von Demokratie und Freiheit, und Franco ist ein Faschist, der das 
spanische Volk unterdrücken wollte. Es ist im Grunde das gleiche Narrativ, das während 
des Bürgerkriegs aufrechterhalten wurde. Es geht nicht um Geschichte, es ist reine 
Ideologie. 

Tatsächlich haben wir hier in Spanien die Diktatur des Proletariats dank des Sieges der 
nationalen Seite nicht erlebt, und wie in weiten Teilen Westeuropas gibt es auch hier eine 
idealistische und sogar romantische Vision des Kommunismus. Die Tschetschenen, die 
politischen Morde, die Verfolgung der Katholiken oder die Massaker sind Themen, über die 
man nicht reden will. Ganz zu schweigen von den fast tausend Toten, die von der 
baskischen Separatistengruppe ETA verursacht wurden, einer marxistisch-leninistischen 
Organisation, deren politische Erben im Parlament sitzen und die Regierung unterstützen. 
Sie sagen uns, dass wir das Blatt in dieser Frage wenden müssen; ihr letzter tödlicher Angriff 
war 2009, aber sie erinnern uns jeden Tag an die Opfer der nationalen Seite im Bürgerkrieg. 
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Was sind die Hauptargumente der Linken gegen Franco? 

 
Francisco Franco  

Franco ist das absolute Böse. Franco führt einen Staatsstreich gegen die Demokratie durch, 
obwohl es zwei Jahre zuvor die Linke war, die das tat. Franco bombardiert die 
Zivilbevölkerung, obwohl die ersten, die dies taten, die Republikaner in Nordafrika und 
Cabra im Jahr 1936 sind. Franco wird von den Diktatoren unterstützt, obwohl der 
Hauptunterstützer der Republik Stalin ist. Und so weiter. Es ist ein rein ideologisches 
Argument, das sich weigert, die Verantwortung der Linken im Bürgerkrieg zu akzeptieren. 
Und das gleiche gilt für die Nachkriegszeit, es gibt nichts Gutes an Francos Regime. Das 
Lustigste ist, dass diejenigen, die am meisten über Francos Diktatur reden, kein Problem 
damit haben, mit Symbolen der DDR zu posieren oder Lenin zu preisen. 

Gibt es einen ideologischen oder historischen Kompromiss zwischen denen, die jede 
Seite des Konflikts im Spanischen Bürgerkrieg unterstützt haben? 

Angeblich sollte der Übergang zur Demokratie das Ende der während des Bürgerkriegs 
eröffneten Konfrontation markieren, aber die Wahrheit ist, dass dies nicht der Fall gewesen 
ist und die Wunden aus rein politischen Interessen wieder aufgerissen worden sind. 
Abgesehen davon, dass diese Politik kein Ende zu haben scheint, bleibt die Zukunft des 
Tals der Gefallenen abzuwarten, denn die Exhumierung Francos war nur der Anfang. Die 
Idee der Regierung ist es, dort ein Zentrum einzurichten, um zu erklären, was im Bürgerkrieg 
passiert ist, also ihre Version zu erzählen, es in einen zivilen Friedhof zu verwandeln und 
die Benediktinermönche, die es betreiben, zu vertreiben. Auch die Zukunft des 150 Meter 
hohen Kreuzes, dessen Abriss Podemos gefordert hat, wurde angesprochen, was laut den 
Sozialisten im Moment nicht zur Debatte steht. Der Hass gegen die katholische Religion ist 
in einem guten Teil der spanischen Linken immer noch präsent. 
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In diesem Jahr haben die spanische Sozialistische Arbeiterpartei und Podemos die 
Enteignung von Grundstücken derjenigen erlaubt, die mehr als zehn Stockwerke 
besitzen. Bedeutet dies, dass Spanien das Schicksal Venezuelas erwartet, wenn diese 
Politik fortgesetzt wird? 

Diese Maßnahme wurde vorerst auf den Balearen ergriffen, wo die sozialistische Regierung 
mit Unterstützung von Kommunisten und Independentistas 56 Häuser für sieben Jahre 
gegen eine geringe Entschädigung der Eigentümer enteignet hat. Podemos wollte die 
gleiche Maßnahme auf die nationale Ebene übertragen, aber bisher wurde sie von den 
Sozialisten abgelehnt. Was sie begünstigt haben, sind Hausbesetzungen, ein Problem, das 
in Spanien zu einer echten Plage wird. Einige Maßnahmen unserer Regierung scheinen 
jedoch nach Venezuela zu gehören, wie z.B. die Kontrolle der Medien und des 
Justizwesens. 

 
Treffen von Delcy Rodriguez und José Louis Abalos am Flughafen Madrid  

Die direkte Beziehung zwischen Podemos und Chavista-Führern hat auch zu 
kompromittierenden Situationen für die Regierung geführt, wie z. B. der Besuch der 
venezolanischen Vizepräsidentin Delcy Rodríguez, der die Einreise in die Europäische 
Union untersagt ist, die sich aber mit einem sozialistischen Minister am Madrider Flughafen 
traf. Oder das unerklärliche Lösegeld in Höhe von 53 Millionen Euro für die der Maduro-
Regierung nahestehende Fluggesellschaft Plus Ultra. 

Können wir sagen, dass die historische Erinnerungspolitik zu einer weiteren 
Polarisierung führen wird? Wenn ja, wird Spanien die Prozesse vermeiden können, 
die in den Vereinigten Staaten seit 2020 stattgefunden haben? 

Das ist richtig, und genau das wurde angestrebt, um Spannungen zu erzeugen und 
Konfrontationen zu provozieren. Das Schlimmste ist, dass dieses „Gesetz zur historischen 
Erinnerung“ die Unterstützung aller Parteien hatte, nicht nur der Linken, denn auch die 
liberale Rechte (Volkspartei – PP) und das Zentrum (Ciudadanos) haben es unterstützt. Nur  



Seite 136 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

VOX hat die Aufhebung dieses Gesetzes gefordert. Gerade jetzt finden in Madrid 
Regionalwahlen statt. Der Wahlkampfslogan der Kandidatin der PP, Isabel Díaz Ayuso, 
lautet „Kommunismus oder Freiheit“ und Pablo Iglesias von Podemos tritt zu den Wahlen 
an, um „den Faschismus zu stoppen“. Mit anderen Worten, sie sind zum Diskurs der 
Vergangenheit zurückgekehrt. 

Leider wird die Situation immer schlimmer. Auch bei dieser Kampagne in Madrid kam es, 
wie schon bei früheren, zunehmend zu gewalttätigen Übergriffen von Antifaschisten gegen 
politische Veranstaltungen von VOX. Wir haben auch die Gewalt der pro-unabhängigen 
extremen Linken in Katalonien gesehen. Gewalt, die in vielen Fällen von Mitgliedern der 
Parteien, die regional und national an der Regierung sind, gefördert oder vom 
Innenministerium geduldet wird. Die Situation ist also sehr kompliziert. Selbst wenn es zu 
einem Regierungswechsel kommt, ist der Nährboden für Konfrontation und Gewalt 
geschaffen worden. Wir müssen berücksichtigen, dass Spanien ein echtes Labor für 
globalistische Politik ist und dass die erste Person, mit der sich unser Premierminister 
getroffen hat, George Soros war; somit ist ein Szenario wie das amerikanische nicht 
ausgeschlossen. 

Dieser Beitrag erschien zuerst auf dem 
Internetportal TRIMARIUM.ORG.UA und in spanischer Übersetzung bei EL CORREO DE 

ESPAÑA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Themen wurde auf unsere Leitseiten gesetzt: 

 

A)  Hat das Regionalmuseum in Krockow/Krokowa in der Nordkaschubei mit  

      der Außenstelle des Westpreußischen Landesmuseums eine Zukunft? 

      Von Dr. Jürgen Martens 

B)  Ist das Regionalmuseum in Krockow/Krokowa - Außenstelle des  

      Westpreußischen Landesmuseums – am Ende? 

      Von Dr. Jürgen Martens 

 

<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Krockow_Regionalmuseum.pdf> 

https://intermarium.org.ua/eksgumaciya-ostankiv-generala-franko-i-vijna-pamyati-v-ispanii-intervyu-z-alvaro-penyasom/
https://elcorreodeespana.com/sociedad/9889219/Entrevista-con-Alvaro-Penas-colaborador-de-ECDE-.html
https://elcorreodeespana.com/sociedad/9889219/Entrevista-con-Alvaro-Penas-colaborador-de-ECDE-.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Krockow_Regionalmuseum.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Krockow_Regionalmuseum.pdf
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Aufruf zur Unterstützung                                                            

 

1) Aufruf der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin zur Unterstützung*) 

 
Die finanzielle Lage der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin ist schwierig. Gründe 
sind durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie gegenwärtig der Ausfall sämtlicher 
Veranstaltungen, die nicht nur Kosten verursachen, sondern – von Fall zu Fall – auch für 
die nötigen Einnahmen sorgen können.  
 
Wir sind für unsere Arbeit vom Finanzamt für Körperschaften als gemeinnützig anerkannt. 
Das heißt einerseits: wir dürfen keine Rücklagen bilden (mit denen wir jetzt wirtschaften 
könnten, unsere Miet- und anderen Kosten selbst tragen), aber wir dürfen für Ihre 
großzügige Spende eine Spendenquittung ausstellen. 
 
Wir haben die herzliche Bitte, unsere Arbeit durch eine Geldspende zu unterstützen, damit 
unsere Tätigkeit weitergehen kann. Wir arbeiten ehrenamtlich. 
 
Sie erhalten am Ende des Jahres eine Spendenbescheinigung, unsere Arbeit ist vom 
Finanzamt für Körperschaften als gemeinnützig anerkannt! 
 
 
 

Unsere Bankverbindung (Zusatz „Spende“ auf der Überweisung nicht vergessen!): 
 
Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin: 
 
Konto bei der Postbank Berlin 
 
IBAN DE26 1001 0010 0001 1991 01    BIC BNKDEFF 

 
*) Unser erfolglosester Aufruf!!! 
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2) BdV: Die „Ewige Flamme“ braucht Ihre Unterstützung 
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3) Aufruf des Leibniz-Instituts für Länderkunde: Heimatzeitschriften erbeten! 
 
Sehr geehrter Herr Hanke, 
  
herzlichen Dank für Ihr Angebot, in Ihrem Rundbrief auf unser Anliegen aufmerksam zu 
machen. Gerne nehmen wir diese Möglichkeit wahr. Angefügt finden Sie einen Text, der in 
ähnlicher Weise schon mehrfach abgedruckt wurde. 
Ich habe soeben nachgeschaut: Wir haben in unserem Katalog 17 Heimatzeitschriften über 
Westpreußen nachgewiesen. Allerdings sind die jeweiligen Bestände sehr lückenhaft und 
bestehen häufig nur aus neueren Ausgaben. Insofern erhoffe ich mir durch den Aufruf viele 
Ergänzungen. 
 
Nochmals vielen Dank für Ihre Unterstützung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
H. P. Brogiato 

 
 
Bibliothek der deutschen Heimatzeitschriften 
Heimatzeitschriften erbeten 
 

Die Geographische Zentralbibliothek (GZB) im Leibniz-Institut für Länderkunde in Leipzig 
hat Ende 2013 vom Bund Heimat und Umwelt (BHU) die „Bibliothek der deutschen 
Heimatzeitschriften“ übernommen. Um diese Sondersammlung systematisch auszubauen, 
wurden in den vergangenen drei Jahren zahlreiche Heimatvereine, Museen usw. mit der 
Bitte angeschrieben, das Anliegen zu unterstützen und der GZB ihre Heimatzeitschriften zur 
Verfügung zu stellen. Inzwischen werden mehr als 1000 Zeitschriften und Serien aus dem 
deutschsprachigen Raum regelmäßig zugesandt. (http://ifl.wissensbank.com). Da die 
Bibliothekslandschaft in Deutschland dezentral aufgebaut ist und einzelne Bibliotheken 
regionale Sammelschwerpunkte aufweisen, kann man in keiner deutschen Leihbibliothek 
(die Deutsche Nationalbibliothek als Präsenzbibliothek bildet einen Sonderfall) 
heimatkundliche Literatur regionsübergreifend vorfinden. Durch den Aufbau der „Bibliothek 
der deutschen Heimatzeitschriften“ entsteht somit ein einmaliger Bestand, der es erlaubt, 
heimatkundliche und regionalgeschichtliche Literatur räumlich vergleichend zu untersuchen. 
 
Wir hoffen, dass sich durch diesen Aufruf viele Redaktionen, Heimatkreisbetreuer, 
Heimatmuseen, aber auch Privatpersonen entschließen können, die von Ihnen betreuten 
Zeitschriften an die Leipziger Bibliothek zu senden. Erwünscht sind auch die Zeitschriften, 
die inzwischen eingestellt wurden, von denen es aber vielleicht noch Lagerbestände gibt. 
Bei größeren Sendungen können die Versandkosten gegen eine Rechnung übernommen 
werden. Für weitere Informationen setzen Sie sich bitte mit uns in Verbindung: 
 
Dr. Heinz Peter Brogiato 
Leibniz-Institut für Länderkunde 
GZB – Heimatzeitschriften  
Schongauerstr. 9 
04328 Leipzig  
E-Mail: h_brogiato@ifl-leipzig.de 

Ruf: 0341 600 55 126 
 

                                                                       
 

 

http://ifl.wissensbank.com/
mailto:h_brogiato@ifl-leipzig.de
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So wahr mir Gott helfe: Der Amtseid des Bundeskanzlers 

 

 
dpa/Kay Nietfeld Der dritte Amtseid: Bundeskanzlerin Angela Merkel am 17.12.2013 im 
Bundestag mit Parlamentspräsident Norbert Lammert.  

„So wahr mir Gott helfe“:  

Laut Artikel 64 des Grundgesetzes müssen Kanzler und Minister bei der 
Amtsübernahme vor dem Bundestag den Amtseid leisten. Artikel 56, der die 
Vereidigung durch den Bundespräsidenten vorsieht, legt den Wortlaut fest. 

In Artikel 56 heißt es:  

„Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des 
deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, 
Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die 
Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine 
Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit 
gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.  
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Du musst denken, dass du morgen tot bist, 

musst das Gute tun und heiter sein. 

Freiherr vom Stein 

 

„Wird der Zweifel Gegenstand des Zweifels, 
zweifelt der Zweifelnde am Zweifel selbst, so verschwindet der Zweifel.“ 
 
Der Philosoph Georg Wilhelm Friedrich Hegel, der am 27. August 250. Geburtstag hat, in 
seinen Vorlesungen über die „Philosophie der Religion“ (Berlin 1832). 
 
Aus: Der Tagesspiegel, 19.08.2020, S. 6.  
 

 
„Berlin braucht bessere Schulen.  
Kann ja nicht jeder Politiker werden.“ 
 
Kampagnenspruch der CDU Berlin – in Orange auf Schwarz und illustriert mit Merkelraute. 
Eine PR-Aktion, für die es via Twitter gleich viel Kritik gab. Weil: Was soll das eigentlich 
bedeuten? 
 
Aus: Der Tagesspiegel, 12.08.2020, S. 6. 
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Steffen Reiche                         

 
Liebe Freunde und Freundinnen, ich habe gerade die Petition "Freiheit für alle politischen 
Gefangenen in Belarus!" unterzeichnet und möchte Dich fragen, ob auch Du Dich hinter dieses 
Anliegen stellen kannst. Dieses Anliegen bedeutet mir viel! Je mehr Unterstützung wir für diese 
Kampagne mobilisieren können, desto grösser sind unsere Chancen, die Kampagne zu gewinnen. 
Mehr über die Kampagne lesen und die Petition unterzeichnen:  
 
https://act.campax.org/petitions/freilassung-aller-politischer-gefangenen-in-belarus?share=28716014-
b5ba-45a3-ba6b-1fab6e0d6390&source=email-share-button&utm_medium=&utm_source=email  
 

Pfarrer Steffen Reiche nimmt Sie gerne in seinen 
„Predigerkreis“ auf. Sie erhalten dann direkt neben den 
Predigten und Andachten auch Hinweise zu Gesellschaft und 
Politik und zu interessanten Veranstaltungen:                                                   
Steffen-reiche@gmx.de 
 

     

Zugleich biete ich Ihnen mein Buch "Tief träumen und hellwach sein" an. Ihnen 
kann ich den Autorenrabatt anbieten und so sind es auch trotz Porto nur 20 €. 
Die CD kostet € 5,00.  

 

https://act.campax.org/petitions/freilassung-aller-politischer-gefangenen-in-belarus?share=28716014-b5ba-45a3-ba6b-1fab6e0d6390&source=email-share-button&utm_medium=&utm_source=email
https://act.campax.org/petitions/freilassung-aller-politischer-gefangenen-in-belarus?share=28716014-b5ba-45a3-ba6b-1fab6e0d6390&source=email-share-button&utm_medium=&utm_source=email
mailto:Steffen-reiche@gmx.de
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A.  a) Leitgedanken                                                                                          .                                                                           

 

 

 

 

„Verletze niemanden, vielmehr hilf allen, soweit du kannst.“ 
 

Arthur Schopenhauer 

 

 

 

Was wir heute tun, entscheidet darüber, wie die Welt von 

Morgen aussieht! 
 

Marie von Ebner-Eschenbach (1830-1916) 

 

 

 

„Heimat gestalten und nicht nur verwalten!“   
 

Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin 
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„Sicherheitsrisiko“ Zeman – Fernsehen immer stärker unter politischem Druck 

 Von CR Gernot Facius 

 Dass in Tschechien die politischen Uhren anders gehen als in anderen europäischen Staaten, daran 
hat man sich inzwischen gewöhnen müssen. Aber es gibt noch immer Anlässe, die sprachlos 
machen. Daran ist in erster Linie Staatspräsident Miloš Zeman schuld. Seit Wochen belastet die 
Explosion eines Munitionslagers die tschechisch-russischen Beziehungen. Und was tut Zeman? Er 
zweifelte die regierungsamtliche Version an, dass Moskauer Geheimdienstler in den Vorgang aus 
dem Jahr 2014 involviert seien. Konkret: Er stellte sich hinter das Dementi aus dem Kreml und 
provozierte so aufs Neue Massenproteste gegen seine Politik. Zeman treibe das Land in die Arme 
Russlands, kritisierten die Veranstalter von der Bewegung „Eine Million Augenblicke für 
Demokratie“ (Milion chvilek pro demokracii). Das Staatsoberhaupt verbreite „die gleichen Märchen 
wie russische Desinformationsseiten und die Moskauer Propaganda“. Sein Verbleiben im Amt sei 
ein „Sicherheitsrisiko“. Der Sänger Michael Kocáb brachte eine Petition in Umlauf, um Zeman 
„wegen Hochverrats“ vor Gericht zu bringen: „Dieser Präsident dient nicht den Interessen unseres 
Landes.“ Diese lauter werdende  Kritik am Gebaren des Hausherrn auf der Prager Burg geht einher 
mit Warnungen vor einer stärkeren Einflussnahme auf das öffentlich-rechtliche Fernsehen 
Česká  televize (ČT), dessen Ansehen in der Corona-Krise wieder gestiegen ist. Zeman sucht 
soweit es geht Auftritte bei ČT zu vermeiden, weil ihm die investigative Arbeit des Senders nicht 
passt. Doch inzwischen arbeiten seine Unterstützer daran, auch die öffentlich-rechtlichen Kanäle im 
Sinne des Präsidenten zu infiltrieren.  

Eine schwere Zeit für ČT-Generaldirektor Petr Dvořák. Er habe bislang dem politischen Druck 
getrotzt, loben die einen. Dvořák ermögliche tendenziöses Fernsehen mit Journalisten, die die 
Regierungspolitiker jagten und eher die Stimme Brüssels seien als eine Vertretung nationaler 
Interessen, sagen die anderen, darunter auch der Vorsitzende des Fernsehrates, Pavel Matocha. 
Im Parlament gebe es quer durch die Fraktionen eine stille Mehrheit, die die Macht des 
Tschechischen Fernsehens gerne beschnitten sähe, berichtete Danko Handrick vom ARD-Studio 
Prag. Dass sich in der tschechischen Medienlandschaft der Wind drehe, sei bereits zu spüren. 
Kritische Fragen in Pressekonferenzen würden immer seltener, sagt die ČT-Reporterin Nora 
Fridrichová. Wohin das führen könne, zeige das Beispiel der Nachbarn: In Polen, Ungarn und der 
Slowakei seien die öffentlich-rechtlich organisierten Medien bereits unter den Einfluss der Politik 
geraten, teils so stark, dass man sie schon als staatliche Medien bezeichnen müsse. Tschechien 
sei der letzte der Visegrád-Staaten, in dem das noch nicht so sei. Doch Prager Politiker, so die 
Journalistin, hätten an diesem Modell Gefallen gefunden. Das bestätigt auch ČT-Chef Dvořák: „Die 
Politiker sehen, dass unsere Berichterstattung ein hohes Vertrauen genießt, und so wollen sie, dass 
diese Berichterstattung abhängiger wird von der Politik und der Politik so einen Vorteil bringen kann.“ 
Ein Paradox, denn die Glaubwürdigkeit entstehe gerade durch die Unabhängigkeit. Doch der 
politische Druck steige.  

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 55, 2021 

Wien, am 04. Mai 2021 

 

 

 

 

 

 
 



Seite 145 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 

A.  b)  Forderungen und Grundsätze                                               

 
 

 

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

 
<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf> 

 

1)  Rettet die kulturelle Vielfalt – rettet den Sonnabend! „Rote Karte“ für die   

     Berliner Verkehrsbetriebe (BVG); 

 

2)  Der Begriff „Vandalismus“ ist zu brandmarken! 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
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A.c) Mitteilungen                                                                                             .  

 
01) Gedenktafeln für Hugo Conwentz, dem Begründer der staatlich organi-  
       sierten Naturdenkmalpflege. Antrag der Landsmannschaft Westpreußen  
       e. V. Berlin an die zuständige Historische Kommission zu Berlin 

 
Landsmannschaft Westpreußen e.V. - Berlin 

Westpreußisches Bildungswerk Berlin-Brandenburg 
Ostdeutscher Hochschulbund Danzig-Westpreußen 

Landesarbeitsgemeinschaft für Ostkunde im Unterricht 
 Postbank Berlin IBAN DE 26 100 100 10 0001199 101 BIC BNKDEFF  
Brandenburgische Straße 24, 12167 Berlin-Steglitz      
Mo 10 – 12 Uhr und n.V.  (Ruf: 030-257 97 533 mit AA und Fernabfrage)    
westpreussenberlin@gmail.com                                                                                                    
www.westpreussen-berlin.de                                                                               
  
Vorsitzender: Diplom-Geograph Reinhard M.W. Hanke; stv. Vors.: Ute Breitsprecher                                    
Ruf: 030-254 97 533; Fax auf Anfrage  
Schatzmeister: Dieter Kosbab, Ruf: 030-661 24 22  

27.03.2021 
An die  
Historische Kommission zu Berlin e.V.                    z.K.           Bezirksbürgermeisterin 
Jägerstraße 22/23                                                                     Angelika Schöttler  
10117 Berlin 
info@hiko-berlin.de 
 
Antrag für Gedenktafeln für Hugo Conwentz 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit sende ich Ihnen namens der Landsmannschaft Westpreußen e. V. Berlin den Antrag 
für „Berliner Gedenktafeln“ zu Ehren von Hugo Conwentz.  
Wir meinen, die Gedenktafeln sind überfällig. Hugo Conwentz hat sie verdient! 
 
Über die Bezirksbürgermeisterin von Berlin Tempelhof-Schöneberg wurden auch die 
Fraktionen der Bezirksverordnetenversammlung des Bezirks über den Antrag informiert. 
Von daher kam auch der Hinweis, die „Berliner Gedenktafeln“ bei der Historischen 
Kommission zu Berlin zu beantragen. 
Ich bitte, den Eingang unseres Antrages per MAIL zu bestätigen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Reinhard M. W. Hanke,  
Bezirklicher Planungsbeauftragter  
von Berlin Tempelhof-Schöneberg (BzBm-Plab) a.D.  
als Vorsitzender der LM Westpreußen e. V. Berlin 
c/o Büro der Landsmannschaft Westpreußen e. V. Berlin: 
Brandenburgische Straße 24 Steglitz 
12167 Berlin 
Ruf: 030-257 97 533, Fax auf Anfrage 
www.westpreussen-berlin.de  
www.ostmitteleuropa.de  
 

http://www.westpreussen-berlin.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
mailto:info@hiko-berlin.de
http://www.westpreussen-berlin.dewww.ostmitteleuropa.de/
http://www.ostmitteleuropa.de/
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Anlagen: 1) Antrag in Maske der Histor. Kommission zu Berlin, 2) Unterschrift (Scan) 

 
Anträge für „Berliner Gedenktafeln“ zu Ehren von Hugo Conwentz: 
 

1) am Gebäude Grunewaldstraße 6-7, Berlin-Schöneberg 
 

In diesem Hause befand sich seit dem 1.10.1910 die in Danzig (Westpreußen) 1906 
entstandene „Staatliche Stelle für Naturdenkmalpflege in Preußen“. 

 
Erster Direktor war, bis zu seinem Tode, Hugo Conwentz (* 20.01.1855 Sankt Albrecht bei 

Danzig; † 12. Mai 1922 in Berlin). 
Hugo Conwentz gilt als Begründer des staatlich organisierten deutschen und 

europäischen Naturschutzes.  

 

2) Wartburgstraße 54, Berlin-Schöneberg 
 

Hier wohnte von 1910 bis zu seinem Tode 
 

Hugo Conwentz (* 20.01.1855 Sankt Albrecht bei Danzig; † 12. Mai 1922 in Berlin). 
 

Auf seine Initiative erfolgte die Gründung der „Staatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege in 
Preußen“ 1906 in Danzig (Westpreußen). Sie wurde zum 1.10.1910 in das nahe Alte 

Botanische Museum, Grunewaldstraße 6-7, in Schöneberg verlegt. 
Hugo Conwentz gilt als Begründer des staatlich organisierten deutschen und 

europäischen Naturschutzes. 

 
Begründung: Die Verdienste von Hugo Conwentz für Landeskunde und Naturschutz in 

Westpreußen, wie auch für das Königreich Preußen bzw. das Deutsche Reich, können 

nicht bestritten werden. Als Begründer des deutschen und des europäischen 

Naturschutzes, mit weltweiten Auswirkungen, hat er sich in hohem Maße verdient 

gemacht. 

Im Jahre 2014 hat der Senat von Berlin entschieden, das Ehrengrab in Stahnsdorf nicht 

mehr zu verlängern. Diese Entscheidung ist nicht nachvollziehbar und geht wohl auf 

mangelnde Kenntnisse zurück. Für die Grabanlage, die Ende der 1930er Jahre vom Alten 

Matthäus-Friedhof nach Stahnsdorf verlegt worden war, hat daraufhin die Stiftung 

Naturschutzgeschichte (Königswinter) die Pflege übernommen.  

Zum 150. Todestag von Hugo Conwentz hatte die Landsmannschaft Westpreußen e. V. 

Berlin 2005 eine Tagung veranstaltet, die noch öffentlich dokumentiert werden soll. Die 

damalige Rede der Bezirksbürgermeisterin von Charlottenburg-Wilmersdorf (damals 

Patenbezirk der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin) ist im aktuellen 

Mitteilungsblatt Nr. 122 (Januar bis März 2021), S. 5-6, abgedruckt: 

http://www.westpreussen-berlin.de/Mitt122/LW_MB_122_1-6_Januar%20-

%20Maerz_2021-1.pdf. 

 

 

 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/Mitt122/LW_MB_122_1-6_Januar%20-%20Maerz_2021-1.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/Mitt122/LW_MB_122_1-6_Januar%20-%20Maerz_2021-1.pdf
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W. ERZ (1997) hat die Leistungen CONWENTZ‘ in gedrängter Form so 

zusammengefasst: 

1. Fundierung fester, abgegrenzter Vorstellungen für eine aus dem Heimat-, 

Natur- und Landschaftsschutz herrührende begrenzte Kernaufgabe des 

Reservatschutzes noch natürlicher Rest-Landschaft oder von Landschaftsteilen in 

einem landesweiten, repräsentativen Objekt- und Gebietsschutz nach Kriterien der 

Seltenheit und  Besonderheit als „Naturdenkmalpflege“ in einem nachvollziehbaren, 

umsetzungsorientierten, verständlich dargestellten Programm (s. Denkschrift 1904). 

Die Nachwelt verdankt CONWENTZ eine Vielzahl von Naturdenkmälern und 

Naturschutzgebieten. 

1. Sofortige tatkräftige Umsetzung dieses Programms für die Fundierung eines 

Reservatsnetzes ... unter Ausbau dieser mindestens in Europa ersten Naturschutz-

Institution zu einer Orientierung vermittelnden und richtungweisenden Zentrale für 

Preußen und darüber hinaus mit hohem Imagewert in der „Fachwelt“ (Staatliche 

Stelle für Naturdenkmalpflege). 

2. Aufbau und Betreuung eines Netzes von Komitees für Naturdenkmalpflege 

auf Provinz-, Regierungsbezirks- und weitestgehend auch Kreisebene mit 

Kommissaren als ehrenamtliche Organisationen des Naturschutzes (die bis in die 

70er Jahre des 20. Jahrhunderts Träger des Naturschutzes waren, bis sie von 

staatlichen Verwaltungen abgelöst wurden). 

3. Entwicklung einer umfassenden und intensiven zielgerichteten Informations- 

und Öffentlichkeitsarbeit (u.a. Schriftenreihen „Beiträge zur Naturdenkmalpflege“ 

[1910] und „Naturdenkmäler“ [1912]); Einrichtung regelmäßiger Jahreskonferenzen 

für Naturdenkmalpflege (ab 1908); Vortragsveranstaltungen; Zusammenarbeit mit 

privaten und staatlichen Institutionen. (CONWENTZ‘ Kartei enthielt 1918 264 

Verbände). 

4. Zusammenwirken mit verschiedensten Institutionen im Interesse des 

Naturschutzes (Ministerium für Landwirtschaft, Domänen und Forsten, Kirchen, 

Schulen, Militär [Karten, Truppenübungsplätze]). 

   Über Hugo Conwentz und sein Werk informieren zahlreiche Veröffentlichungen. So sind    

   – neben dem WIKIPEDIA-Beitrag (zuletzt bearbeitet 18.01.2021) u.a. zu nennen: 

Margarete Boie: Hugo Conwentz und seine Heimat. Ein Buch der Erinnerungen. Steinkopf,   
    Stuttgart 1940. 
Wolfgang Erz: Naturdenkmalpflege: Vom „Pritzelkram“ zum Welterbe – Zum 75. Todestag  
    von Hugo Conwentz. In: Natur und Landschaft. 72. Jg., S. 245-247.   
Hans-Jürgen Kämpfert: Hugo Conwentz aus Danzig. In: Westpreußen-Jahrbuch, Band 47,  
     Münster 1997, S. 83–94, ISBN 3-9802031-8-2. 
Hans-Jürgen Kämpfert: Naturwissenschaft am Unterlauf der Weichsel.  
    Einrichtungen und Persönlichkeiten. (zahlreiche Abb., Stadtplan Danzigs von 1822 auf  
    den Umschlaginnenseiten vorn, Landkarte Westpreußen auf den  
    Umschlaginnenseiten hinten). 
    Münster / Westfalen: Nikolaus-Copernicus-Verlag 2020. XI, 396 Seiten. 
    = Quellen und Darstellungen zur Geschichte Westpreußens. Nr. 42. 
    ISBN 978-3-924238-58-2. € 40,00. 
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Thomas Marin: Hugo Conwentz (1855–1922) – Begründer des staatlichen Naturschutzes.  
    In: Thomas Marin (Hrsg.): Ruheplatz im Grünen: Pflanzenwelt, Gartengestaltung und  
    Naturforscher auf dem Südwestkirchhof in Stahnsdorf, Books on Demand, Norderstedt  
    2009, ISBN 978-3-8370-6716-3, S. 77–87 (eingeschränkte Vorschau in der Google- 
    Buchsuche). 
 Albrecht Milnik: Hugo Conwentz – Klassiker des Naturschutzes. Sein Waldweg zum  
    Naturschutz. 3., verbesserte und aktualisierte Auflage. Kessel, Remagen-Oberwinter  
    2006, ISBN 3-935638-58-2. 
Walther Schoenichen: Naturschutz, Heimatschutz. Ihre Begründung durch Ernst Rudorff,  
    Hugo Conwentz und ihre Vorläufer. Wissenschaftliche Verlagsgesellschaft, Stuttgart  
    1954. 
Stefan Vogel: Conwentz, Hugo Wilhelm. In: Neue Deutsche Biographie (NDB). Band 3,  
    Duncker & Humblot, Berlin 1957, ISBN 3-428-00184-2, S. 347 (Digitalisat). 
 

Reinhard M. W. Hanke,  

Bezirklicher Planungsbeauftragter von Tempelhof-Schöneberg (BzBm-Plab) a. D. 

namens der Landsmannschaft Westpreußen e. V. Berlin 

c/o Büro der Landsmannschaft Westpreußen e. V. Berlin: 
Brandenburgische Straße 24 Steglitz 
12167 Berlin 
Ruf: 030-257 97 533, Fax auf Anfrage 
www.westpreussen-berlin.de  
www.ostmitteleuropa.de  
 

 

 

 

 

Der Empfang des Gedenktafelantrags für Hugo Conwentz ist von der 

Historischen Kommission zu Berlin inzwischen bestätigt worden. Unser 

Freund, Mitglied der Historischen Kommission zu Berlin, Dr. Peter Bahl, hat 

dabei geholfen. Der Antrag wird vom Aktiven Museum bearbeitet werden. 

Herzlichen Dank! 

 

Inzwischen ist auch eine Anfrage der Gruppe der Deutschen Minderheit aus 

Danzig eingegangen, die Hugo Conwentz in seiner Vaterstadt ebenfalls durch 

Gedenktafeln ehren wollen.   

Wir haben der Gruppe Standort- und Textvorschläge unterbreitet. 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.westpreussen-berlin.dewww.ostmitteleuropa.de/
http://www.ostmitteleuropa.de/


Seite 150 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

02) Der A. E. Johann-Preis 2022 startet a sofort

 
 

 

 

A. E. Johann-Preis soll in 2022 zum fünften Mal verliehen werden 
Preisverleihung findet am 8. Oktober 2022 in Oerrel statt 
Was in 2010 ein Versuch war, ist mittlerweile ein fester Programmpunkt in der A. E. 
Johann-Gesellschaft geworden.  
Alle drei Jahre wird ein Literaturpreis für junge Leute ausgeschrieben. Am 08. Oktober 
2022 soll in Oerrel, wo A. E. Johann von 1978 bis 1996 gewohnt hat, die nächste 
Preisverleihung stattfinden. 
Beim Wettbewerb in 2019 gab es neben den zahlreichen Einsendungen aus Deutschland 
auch Beiträge aus Österreich, Italien, Frankreich, Schweiz und sogar aus Kamerun. 
 
Ab sofort können junge Leute von 12 bis 25 Jahren ihre Reiseerlebnisse einreichen.  
Eine ausgewählte Jury wird die Einsendungen, die in die Altersgruppen 12 bis 15, 16 bis 
20 und 21 bis 25 Jahre eingeteilt werden, bewerten und die Sieger ermitteln. Die drei 
besten Einsendungen jeder Gruppe erhalten Preisgelder und Sachpreise.  
Finanziert wird das Projekt durch Zuschüsse und Spenden. 
 
Der Namensgeber des Wettbewerbs wurde 1901, unter dem bürgerlichen Namen Alfred 
Ernst Johann Wollschläger, in Bromberg geboren und war im letzten Jahrhundert der 
erfolgreichste Reiseschriftsteller im deutschsprachigen Raum. Er verfasste ca. 90 Bücher 
von denen 80 veröffentlicht wurden. Die Gesamtauflage betrug über 20 Millionen 
Exemplare. 
Im Herbst wird eine Biografie über A. E. Johann mit dem Titel »Ein Leben auf Reisen« 
erscheinen. 
 
Die Reiseberichte müssen auf eigenen, wahren Erlebnissen beruhen und dürfen maximal 
12 Seiten (Schrift Arial, Größe 12 pt.) umfassen und müssen bis zum 31. März 2022 per 
Email  (nur PDF- oder DOC-Dateien) an 
 
A.E.Johann-Gesellschaft@web.de 
oder per Post an 
 
A. E. Johann-Gesellschaft 
A. E. Johann-Weg 1 
34593 Knüllwald 
 
gesendet werden. 
Mehr Infos unter www.a-e-johann.de 
 
 
 
 
 

mailto:A.E.Johann-Gesellschaft@web.de
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe A. E. Johann-Freunde! 

  

Der neue Flyer, wie immer von Inka Korth super gestaltet, wird Ihnen 

sicherlich gefallen und hoffentlich viele junge Menschen animieren am 

Wettbewerb teilzunehmen. 

In der Woche nach Ostern werden wir einen kurzen Spot zum Preis 

aufnehmen und auf der Homepage und im Internet einstellen. 

  

Wir wollen viele junge Menschen auf den Wettbewerb aufmerksam 

machen und bieten Ihnen an, Flyer zu verteilen. 

Schreiben Sie uns, wenn Sie Interesse daran haben. Wir senden Ihnen per 

Post die gewünschte Stückzahl. 

  

Auf Ihre Rückmeldung freut sich der Vorstand der A. E. Johann-

Gesellschaft e.V. 

  

Mit freundlichen Grüßen 

Günter Wolters   Karin Hübscher   Rudi Zülch 

 
  

 

 

Kontakt: 

Vorsitzender Rudi Zülch 

A.E. Johann-Weg 1 

D-34593 Knüllwald 

FON: 05681-3992 

Handy: 0173-2936098 

Email: a.e.johann-gesellschaft@web.de 

www.a-e-johann.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

mailto:a.e.johann-gesellschaft@web.de
http://www.a-e-johann.de/
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03) Übersiedlung unter erschwerten Bedingungen: Spätaussiedlerzahlen  

      für das Jahr 2020 
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04) Publikation zum Medienbild der Corona-Krise in Deutschland und Polen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in Zeiten von Social Media, Populismus und Fake News ist die Glaubwürdigkeit der 
politischen Berichterstattung in den traditionellen Printmedien immer stärker in Frage 
gestellt. Medienmacher*innen, Politiker*innen und wohlmeinende Kommentator*innen der 
politischen Debatte empfehlen daher die (Rück-)Besinnung auf Fakten und eine 
entsprechend rationale und objektive Berichterstattung. Dies gilt auch für die deutsch-
polnischen Beziehungen. Dabei ist es auch wichtig, auf welche Art und mit welchen 
Hilfsmitteln kommuniziert wird. Im Rahmen einer Analyse deutscher und polnischer Tages- 
und Wochenzeitungen im ersten Halbjahr 2020 haben Agnieszka Łada und Bastian 
Sendhardt untersucht, „wie“ und „mit welchen (rhetorischen) Mitteln“ sich deutsche und 
polnische Medien ihr Bild vom jeweiligen Nachbarland während der ersten Corona-Welle 
machten. Hierbei analysierten sie auch, welche Themen im Vordergrund standen und 
welche Deutungsrahmen in diesem Zusammenhang verwendet wurden.  

Agnieszka Łada, Bastian Sendhardt: 
Das Bild der Krise. Wie schrieben die deutsche und die polnische Presse über das 
jeweilige Nachbarland im ersten Halbjahr 2020?  

Die Publikation ist erhältlich auf  

Deutsch: http://bit.ly/DasBildderKrise 

Polnisch: http://bit.ly/obrazkryzysu 

Wir hoffen, dass die Untersuchung Ihr Interesse findet. 

Die Publikation ist Teil des Projekts „Akteure, Felder, Wege – deutsch-polnische 
Kommunikation: Miteinander und übereinander”, welches das Institut für Öffentliche 
Angelegenheiten und das Deutsche Polen-Institut dank der finanziellen Förderung durch 
die Deutsch-Polnische Wissenschaftsstiftung durchführen. 

 

Mit besten Grüßen 
Dr. Andrzej Kaluza 

--  
Dr. Andrzej Kaluza 
Deutsches Polen-Institut 
Residenzschloss / Marktplatz 15 
64283 Darmstadt 
0049 (0) 6151-420220 
kaluza@dpi-da.de 
Sie können jederzeit aus dem Einladungsverteiler entfernt werden:  
Bitte schreiben Sie an dpi@dpi-da.de 

 

 

http://bit.ly/DasBildderKrise
http://bit.ly/obrazkryzysu
mailto:kaluza@dpi-da.de
mailto:dpi@dpi-da.de
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05) Oberstes Gericht lehnt Restitutionsansprüche der Familie Walderode ab 

Das Gericht in Semil / Semily muss sich mit den Restitutionsansprüchen der Familie 
Walderode in einem neuen Verfahren befassen. Darüber hat das Oberste Gericht in Brünn 
entschieden, das Urteil wurde Ende April veröffentlicht. Das Gericht gab somit der Berufung 
von Lesy ČR, der Stadt Turnau / Turnov und dem tschechischen Grundbuchamt (SPÚ) statt. 
Der Entscheidung zufolge hatten die Richter in Semily sich geirrt, indem sie mit einem 
Zwischenurteil die Restitutionsansprüche der Familie 2017 anerkannt hatten.  

Die Erbin Johanna Kammerlander bemüht sich seit 1992 um die Rückgabe des 
Familieneigentums im Gesamtwert von drei Milliarden Kronen (115 Millionen Euro). 
Kammerlander ist die Witwe von Karl Des Fours Walderode. Das Eigentum der Familie 
wurde 1946 aufgrund der Beneš-Dekrete beschlagnahmt. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 55, 2021 

Wien, am 04. Mai 2021 
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A.  da) Berichte                                                                             

01) Brandanschlag in Guthmannshausen 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

zunächst möchte ich mich im Namen des Vereins Gedächtnisstätte für den 

enormen solidarischen Zuspruch aus allen Teilen unseres Landes und auch 

aus dem Ausland bedanken. 

Da wir mehrfach nach einem Wiederaufbaukonto gefragt wurden, gebe ich 

das hiermit bekannt: 

Aufbruch Heimat - Stichwort Wiederaufbau Guthmannshausen-   

IBAN DE94 8205 5000 0085 0169 42 

Außerdem übersende ich einige Bilder, die das Ausmaß der Zerstörung 

zeigen. 

Eine innere Einstellung kann man durch Gewalt nicht stoppen! 

Mit freundlichem Gruß 
Vorstand Verein Gedächtnisstätte 
Verein Gedächtnisstätte <wolf@schiedewitz.com> 

 

(Über Leser Roger Kunert vom Verein Gedächtnisstätte am 26./28.04.2021. Die obige 
Pressemitteilung erhielten wir über Karin Zimmermann, info@AVIADOC.de). 
 

 
 

mailto:info@AVIADOC.de
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Brandanschlag in Guthmannshausen: Einrichtung eines Wiederaufbaukontos 

  

Zunächst möchte sich der Verein Gedächtnisstätte schon jetzt für den enormen solidarischen 
Zuspruch aus allen Teilen unseres Landes und auch aus dem Ausland bedanken – bekanntlich 
wurde ja das ehemalige Rittergut Guthmannshausen Ende April durch Brandstiftung schwer 
zerstört. Da mehrfach nach einem Wiederaufbaukonto gefragt wurde, sei das an dieser Stelle 
bekannt gegeben:  

AUFBRUCH HEIMAT  - STICHWORT WIEDERAUFBAU GUTHMANNSHAUSEN- 

IBAN: DE94 8205 5000 0085 0169 42 

Hier sehen Sie einige Bilder, die das ganze Ausmaß der Zerstörung zeigen. 

Eine innere Einstellung kann man durch Gewalt nicht stoppen! 

Der Vorstand Verein Gedächtnisstätte 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 54, 2021 

Wien, am 03. Mai 2021 

 

 

https://www.adelinde.net/gedaechtnisstaette-fuer-die-12-millionen-zivilen-deutschen-toten-des-2-weltkrieges/
https://drive.google.com/drive/folders/114ku876t_YC_v1bak_x97oNKbM4ktN1e
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Und so berichtet ein „Spitzenmedium“ der BRD am 25.04.2021: 

 

 

Aus: Bild am Sonntag, 25.04.2021, S. 18. 
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02) Regio Hub-Premiere widmet sich Ostpreußen 
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      Netzwerkmitglieder und Zuschauer bei der Regio Hub-Premiere. 
      Beide Aufnahmen:  © Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen 
 

 
   Lars Fernkorn verwies in seinem Online-Vortrag auf die spannende Geschichte des 

Königsberger Doms 
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03) Konferenzreihe „Minderheitenschutz und Volksgruppenrechte in Mittel-  

      und Mittelosteuropa“ widmet sich Bulgarien, Estland und Ukraine 
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04) Großer Missklang bei der Gedenkfeier zum 100. Jahrestag des Ausbruchs  
      des III. Schlesischen Aufstandes 

Am Sonntag fanden auf dem St. Annaberg die offiziellen Feierlichkeiten zum 100. 
Jahrestag des Ausbruchs des III. Schlesische Aufstandes statt. Daran nahm auch Polens 
Staatspräsident Andrzej Duda teil, der zwar neben den Aufständischen auch die deutschen 
Kämpfer erwähnte, aber kein versöhnendes gemeinsames Gedenken in Aussicht gestellt 
hat.  

Auch die deutsche Minderheit gedachte der Opfer des damaligen Konfliktes und legte 
Kränze an Gräbern polnischer und deutscher Teilnehmer der Schlacht um den St. Annaberg 
vor 100 Jahren und wies damit auf ein gemeinsames Gedenken der damaligen Ereignisse 
hin. Bitte sehen Sie hier den aktuellen Bericht aus dem „Wochenblatt“. 

 

http://wochenblatt.pl/grosser-missklang/?fbclid=IwAR2u-zfr-

46MeQaJZuQaBVFKqwsmf_PZDtYioqbJHSjPcIj17BESKSjcBPI 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 55, 2021 

Wien, am 04. Mai 2021 
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A.  db) Berichte  von Fachtagungen                                                                           

 
01) Europäische Grenzregionen. Neue Wege im Umgang mit historischen  
      Raum- und Grenzkonzeptionen in der Geschichtswissenschaft 
 
Ort 
digital (Köln) 
Veranstalter  
Arbeitskreis deutsch-niederländische Geschichte; Junior-Professur für Public History, 
Universität zu Köln; Fachinformationsdienst Benelux / Low Countries Studies  
Datum 
25.02.2021 - 26.02.2021  
Von  
Kristian Mennen, Radboud Institute for Culture & History, Radboud University Nijmegen  

Die Tagung widmete sich der Frage der historischen und kulturellen Konstruktion von 
Grenzen und Grenzräumen. Eine Prämisse lautete, dass gerade der Blick auf 
Grenzregionen die Chance biete, nationalstaatlich geprägte Historiographien und die 
Konstruktion einer Grenze überhaupt zu hinterfragen. Die Grenzen von Regionen und 
Nationalstaaten könnten dort anders gedacht, erlebt und gestaltet werden. Um diese Frage 
zu erörtern, wurden interdisziplinäre Perspektiven der Alltagsgeschichte, Kartographie und 
Landesgeschichte sowie koloniale, emotionsgeschichtliche und kulturanthropologische 
Ansätze herangezogen und in Dialog gebracht.  

In seiner Keynote lecture führte MARIJN MOLEMA (Groningen) in das Thema der Tagung 
ein und hinterfragte dessen zentralen Gegenstand, das Konzept „Grenzregion“. Er schlug 
die Kategorisierung Oscar Martinez‘ vor, die „borderlands“ nach dem Ausmaß der jeweiligen 
grenzüberschreitenden Kontakte aufteilt. Für sein Plädoyer eines verstärkten Fokus 
historischer Forschung auf Grenzregionen verwies Molema auf die langjährige Dominanz 
des Nationalstaates in der Historiographie. Auch die Geschichte transnationaler 
Zusammenarbeit und europäischer Integration sei immer noch eine Geschichte der großen 
Ideale und Akteure auf nationalstaatlicher Ebene. Die Geschichte der Regionen, die diesen 
Narrativen seit Jahrzehnten untergeordnet gewesen sei, sollte jetzt neu aufgerollt werden 
und bereichere unser Verständnis der europäischen Geschichte. Grenzregionen hätten 
durch diesen neuen Fokus die Chance, sich von ihrer peripheren Lage zu emanzipieren und 
ihre regional verankerten, grenzüberschreitenden Kontakte im Mittelpunkt einer Bottom-up-
Geschichte der europäischen Integration zu verorten. Molema identifizierte es als Aufgabe 
für Historiker:innen, ihre einzelnen Fallstudien zu umfassenderen „stories for cross border 
identities“ zu verbinden.  

Dieser historiographisch geprägte, programmatische Blick auf das Forschungsdesiderat 
„europäische Grenzregionen“ wurde vor allem noch in der abschließenden 
Podiumsdiskussion und anlässlich einzelner Nachfragen zu den Vorträgen angesprochen. 
Die Referent:innen stellten eine breite Vielfalt an Einzelstudien zu verschiedenen 
europäischen Grenzregionen in mehreren Epochen vor. Passend zum Hintergrund des 
Arbeitskreises deutsch-niederländische Geschichte und seiner vorherigen Tagungen hatte 
die online über Zoom stattfindende Tagung einen gemischten Charakter. Professor:innen 
und Nachwuchswissenschaftler:innen stellten sowohl Werkstattberichte aus ihrer aktuellen 
Forschung als auch fertige Promotions- oder Habilitationsarbeiten zum Thema vor. 

Im vorliegenden Bericht werden die Vorträge quer zum Tagungsprogramm 
zusammenfassend in vier Themenblöcken vorgestellt. Die meisten Beiträge setzten sich mit 
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 konkreten Akteuren oder Gruppen in Grenzregionen in der Vergangenheit auseinander, die 
sich grenzüberschreitend vernetzten oder gerade durch grenzbedingte Konfrontation 
auszeichneten. Reflexionen zu Perzeption und Konstruktion der jeweiligen Grenzen waren 
das zweite große Thema. Drittens gingen mehrere Beiträge explizit auf das Verhältnis der 
Grenzregion zum jeweiligen Nationalstaat und zur nationalstaatlichen Identität ein. Zuletzt 
werden die eher methodisch und theoretisch geprägten Tagungsbeiträge betrachtet, deren 
Ansätze in der Zukunft einen besonderen Mehrwert zur interdisziplinären Forschung zu 
Grenzregionen darstellen könnten. 

Zum ersten Themenblock zu konkreten grenzüberschreitenden Kontakten einzelner 
Personen oder Gruppen gehörte der Beitrag von SARAH FRENKING (Erfurt) über 
alltägliche räumliche Praktiken der Bewohner des Südelsass um 1900. Ihrer Analyse zufolge 
widersprechen die alltäglichen familialen, religiösen und wirtschaftlichen Kontakte über die 
deutsch-französische Grenze hinweg dem nationalstaatlichen Verständnis der Grenze als 
einer klar zu unterscheidenden Linie. Grenzübertritte wurden demnach erst nach deren 
fortschreitender Reglementierung zu einem national interpretierten Problem.  

MAIKE SCHMIDT (Erlangen-Nürnberg) bezog sich ebenfalls auf die deutsch-französische 
Grenzregion. Anhand der Fallstudie einer Verbindung zwischen pfälzischen und 
lothringischen Adelsfamilien in der Frühen Neuzeit stellte sie fest, dass die adelige 
„lothringische Abstammungsgemeinschaft“ zwar nicht repräsentativ für die damaligen 
Grenzlanderfahrungen sei, ihr starker Bezug zum Land und ihre eigene „Grenzgängerkultur“ 
über die politischen und Sprachgrenzen hinweg sich aber kaum in heutigen 
nationalstaatlichen Kategorien fassen ließen.  

SASKIA GEISLER (Hagen) präsentierte mit der finnischen Beteiligung an großen 
sowjetischen Bauprojekten in der grenznahen Region Karelien ein weiteres Beispiel 
grenzüberschreitender Verbindungen. Neben den offiziellen Begegnungen und Zeremonien 
im Zeichen der Völkerfreundschaft entstanden zwischen den finnischen Grenzarbeitern und 
der lokalen Bevölkerung informelle Grauzonen der Begegnung, die durch die gemeinsame 
Geschichte und Nationalmythologie der Kalevala und die sprachliche Verwandtschaft 
verstärkt wurden. 

Weitere Beiträge konzentrierten sich auf die grenzbezogene Konfrontation einzelner 
historischer Akteure oder Gruppen. ROBERT OBERMAIR (Salzburg) führte den 
ideologischen Entwicklungsgang Oswald Menghins, Minister in der nationalsozialistischen 
Regierung Österreichs 1938, auf dessen Hintergrund im katholisch-nationalen Milieu in 
Südtirol um 1900 zurück. LISBETH MATZER (München) nahm die sogenannte 
Grenzlandarbeit in Kärnten und der Steiermark in den Blick. Trotz der Kontinuität der 
Kategorien und des Sprachgebrauchs durch die „Schutzvereine“ stellte sie bezüglich der 
Zugehörigkeitsbestimmung der slowenischen Bevölkerung ein hohes Maß an Flexibilität 
fest, etwa indem im Rahmen der rassistisch geprägten Vorstellung von „deutschem Blut“ 
durch den Nationalsozialismus mit der „windischen Theorie“ eine Zwischenkategorie 
gefunden wurde. 

Die Pluralität des Grenzbegriffs wurde von zwei weiteren Referenten vertieft. Im Verständnis 
zeitgenössischer Akteure konnten eine Sprachgrenze, Kulturgrenze oder Staatsgrenze sich 
entweder überlappen oder sehr unterschiedlich gewertet werden. MARKUS WEGEWITZ 
(Jena) gab das Beispiel des niederländischen antifaschistischen Journalisten Nico Rost, der 
im deutschsprachigen Ostbelgien der 1930er Jahre statt des national geprägten 
Gegensatzes vielmehr eine Grenze zwischen „Zivilisation“ und „Barbarei“ erkannte. Der  
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Kampf gegen den Nationalsozialismus in der Grenzregion sei Teil eines durch den 
politischen Aktivismus bestimmten ideologischen Frontverlaufs.  

Laut OSWALD ÜBEREGGER (Bozen) überlappten sich nationale, regionale und 
ideologische Identitäten auch in den Autonomie- und Unabhängigkeitsdebatten in Südtirol. 
Neben den Strategien der Unabhängigkeitsbewegung mit ihren Bezügen auf die Tiroler 
Freiheitskriege vom Anfang des 19. Jahrhunderts und die Verweigerung der nationalen 
Selbstbestimmung 1919 identifizierte er die Rekurse auf der anderen Seite, die solche 
Bestrebungen nach 1945 reflexartig in die nationalsozialistische Ecke verorteten.  

Diese Beiträge von Wegewitz und Überegger können auch dem zweiten Themenblock zu 
Perzeption und Konstruktion von Grenzen zugeordnet werden. Diese Konstruktion fasste 
KARL SOLCHENBACH (Luxemburg) buchstäblich auf. Er konzentrierte sich nämlich darauf, 
wie Landkarten in der Frühen Neuzeit zu Stande kamen und wie es erst allmählich 
gebräuchlich wurde, Grenzen durch Linien und Kolorierungen einzutragen.  

OLIVER AUGE (Kiel) reflektierte über die unterschiedlichen und konkurrierenden 
Deutungen der deutsch-dänischen Grenze in den nationalen Narrativen der dänischen und 
der deutschen Geschichtsschreibung des 19. Jahrhunderts, die beide wiederum die 
regionalen Bezüge der Region Schleswig-Holstein vernachlässigten. Im dänischen Diskurs 
zur Grenze sei nach wie vor der Topos eines „Schutzwalls“ gegen Deutschland vorhanden.  

Das dritte Themenfeld betrachtete das Verhältnis von Grenzregion zum Nationalstaat und 
zum nationalen Narrativ des jeweiligen Zentrums. JOHANNES GROẞMANN (Tübingen) 
präsentierte ein erschütterndes Beispiel der kriegsbedingten Eingriffe in den Alltag im 
deutsch-französischen Grenzraum. Hier sei der Krieg bereits lange vor dem Ausbruch des 
Zweiten Weltkriegs durch den Bau umfassender Grenzbefestigungsanlagen in den 1930er 
Jahren präsent gewesen. Nach der Evakuierung der gesamten Bevölkerung aus der „roten 
Zone“ entstand 1939 mitten in Europa ein großer „zivilistenleerer“ Raum unter militärischer 
Verwaltung.  

PHILIPP HECKMANN-UMHAU (Cambridge) schlug vor, die beiden Reichsländer Bosnien-
Herzegowina und Elsass-Lothringen analog zu den europäischen Überseekolonien als 
„Grenzkolonien“ zu verstehen. In der anschließenden Debatte wurde allerdings bemerkt, 
dass asymmetrische kulturelle Beziehungen zwischen Zentrum und Peripherie kein 
Alleinstellungsmerkmal von Grenzregionen seien. Außerdem wurde gefragt, ob eine als 
„Kolonialismus“ beschriebene Erfahrung in Europa mit den rassistisch geprägten Praktiken 
in den Überseegebieten gleichzusetzen sei. Postkoloniale Perspektiven könnten aber auf 
jeden Fall die eindimensionale nationale Perspektive auf die beiden Regionen auflockern.  

SOONIM SHIN (Wien) ging auf die Vereinnahmungen der Geschichte des Kapitalismus in 
der Stadt Łódź durch polnische, deutsche und jüdische Autor:innen und Historiker:innen im 
langen 19. Jahrhundert ein. Dabei war eine wichtige Frage, ob der 
Industrialisierungsprozess aus Deutschland eingeführt oder gerade durch polnische 
Industriepioniere aufgebaut worden sei. 

Die letzten Beiträge ergänzten sich in gewisser Weise spiegelbildlich. MARTIN ROHDE 
(Halle-Wittenberg) problematisierte die Konstruktion und ethnische Zuordnung der drei 
Volksgruppen der Lemken, Bojken und Huzulen im Gebiet, das heute zur westlichen 
Ukraine gehört. Mitglieder der Volksgruppen übernahmen teilweise ihre ethnologische 
Fremdzuschreibung in der Form regionaler Museen, aber auch durch die Gründung von 
Forschungseinrichtungen in der nordamerikanischen Emigration. Er legte dar, dass die 
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regionale Diversität im Polen der Zwischenkriegszeit in gewisser Weise zelebriert und als 
positive Eigenschaft des neuen Nationalstaates rezipiert wurde.  

Dagegen wurde nationale Ambiguität im seit 1918/19 wieder französischen Elsass eher als 
potentielle Bedrohung für die nationale Identität betrachtet, so LEONIE BAUSCH 
(Budapest). Elsässische Betroffene versuchten sich entweder durch die Hervorhebung 
„französischer“ Elemente in ihrem Lebenslauf oder gerade durch ihre Integration oder 
Verwurzelung in der Region als gute französische Staatsbürger:innen darzustellen. Beide 
Vortragende verwendeten den Begriff „national indifference“ als Hinweis, dass 
nationalstaatliche Kategorien auch nach Ansicht zeitgenössischer Beobachter den 
vielfältigen Identitäten der Beteiligten in der Region nicht immer gerecht werden könnten. 

In der vierten Gruppe standen vielfältige theoretische und methodische Denkansätze im 
Mittelpunkt. Der Beitrag Oswald Übereggers zur Südtiroler Unabhängigkeitsbewegung 
bezog sich explizit auf einen emotionsgeschichtlichen Ansatz. Er signalisierte in der 
medialen Inszenierung der Formen, Rituale und Symbole Strategien der visuellen 
Protestkommunikation und eine Instrumentalisierung von Emotionen.  

LINA SCHRÖDER (Würzburg) verwendete Niklas Luhmanns Differenzierungstheorie für 
ihren Vergleich zwischen dem Hochstift Würzburg und den „Lage Landen“, der Republik der 
Niederlande in der Frühen Neuzeit. Während die Grenzziehungen des Hochstifts Würzburg 
gleichzeitig Grenzen der Religionsausübung und der Hochgerichtsbarkeit waren, habe im 
Holland des 16. und 17. Jahrhunderts persönliche Religionsfreiheit bestanden. Im Bereich 
der politischen Vertretung machten die jeweiligen Grenzen dennoch die gesellschaftliche 
Ungleichheit sichtbar. 

KATHARINA SCHUCHARDT (Dresden) legte die Perspektive der Kulturanthropologie auf 
die sozialen Praktiken und alltäglichen Aushandlungsprozesse in Grenzregionen dar. Sie 
präsentierte einige Befunde aus ihrem eigenen, auf teilnehmender Beobachtung 
beruhenden Forschungsprojekt zu den grenzüberschreitenden Protesten gegen die 
Verlängerung des Braunkohleabbaus im grenznahen polnischen Turów.  

MACHTELD VENKEN (Luxemburg) analysierte Schuldirektoren in den ehemaligen 
deutschen Regionen Ostbelgiens als „masters of ceremonies“ in einem „rite de passage“ 
ihrer Schüler in Richtung eines neuen belgischen Nationalstaats. Die Schuldirektoren 
übernahmen die national geprägten Diskurse über den Ersten Weltkrieg, hatten aber in 
einem zeitlich und räumlich begrenzten Übergangsprozess auch die Freiheit, ihre inklusiven 
Ideen über aktive und demokratische Staatsbürgerschaft zu formulieren. 

In der abschließenden Podiumsdiskussion befürwortete Georg Mölich (Bonn) den Gebrauch 
des Begriffs „Grenzraum“, weil „Region“ eine kohäsive, abgrenzbare Einheit suggeriere, 
was gerade bei Grenzregionen nicht zutreffe. Caspar Ehlers (Frankfurt am Main) lenkte die 
Aufmerksamkeit auf die kulturellen Praktiken und Kriterien, die Räume überhaupt erst 
bilden. Seine Frage, ob Recht Räume erschafft oder erst Räume Recht schaffen, sei 
berechtigt, so Péter Techet (Freiburg). Die Schaffung von Rechtsregionen sei wesentlich, 
aber gerade in politischen Grenzregionen nicht immer eindeutig. Zwischen Mölich und 
Christine Gundermann (Köln) entspann sich eine Diskussion über den Erkenntniswert der 
Untersuchung der Grenzräume. Nationalnarrative und gesellschaftliche Diskurse seien, so 
Mölich, nationalstaatlich geprägt, wie sich zum Beispiel an den strikt getrennten 
Erinnerungsdiskursen zum Zweiten Weltkrieg im deutsch-niederländischen Grenzraum 
zeige. Gundermann widersprach dem und wies auf die vielfältigen Fallstudien und 
Erkenntnisse der Tagungsbeiträge hin, die die überlappenden Konstruktionen von Grenze  
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und Identität konsequent historisiert hätten. Gerade Menschen in Grenzregionen hätten die 
Spielräume, das nationale Meisternarrativ zu umgehen. Hier sei, mehr als im jeweiligen 
nationalen Kerngebiet, ein bi- oder multilateraler Kontaktraum möglich.  

Die Fragen nach einer genauen Definition einer „Grenzregion“ und was diese ausmache 
und ob ein Grenzraum nationalstaatliche Narrative in Zweifel ziehen könne, konnten im 
knappen Rahmen der Konferenz „im digitalen Köln“ nicht abschließend beantwortet werden. 
In den Tagungsbeiträgen fanden sich Argumente für mehrere unterschiedliche Ansätze. Der 
moderne Nationalstaat hat nun einmal die Macht, seine Grenzen zu definieren, auf Karten 
einzutragen und die Menschen jenseits davon sprachlich, rechtlich und kulturell als „Andere“ 
auszugrenzen. Ob die Möglichkeiten der Akteure in Grenznähe, grenzüberschreitende 
Kontakte zu pflegen und hybride Zwischenkategorien zu erfinden, die nationalstaatlich 
geprägten Narrative nachhaltig hinterfragen können, lässt sich mit Blick auf die sehr 
unterschiedlichen Kontexte und die Verzahnungen kultureller, sprachlicher, ideologischer 
und Staatsgrenzen nicht pauschal beantworten. Aufgrund der Vielfalt der Ansätze und 
Fallbeispiele über konkrete Grenzregionen besteht aber im geplanten Tagungsband 
ausreichend Anlass, den besonderen Charakter einer eigenen Kategorie „Grenzregion“ 
auszuarbeiten. 

Ob die zukünftige Forschung zu Grenzregionen im Stande ist, im Sinne von Marijn Molemas 
Plädoyer die nationalstaatlich dominierte Historiographie neu aufzurollen und eine neue 
Bottom-up-Geschichte der europäischen Integration zu schreiben, steht auf einem anderen 
Blatt. Die Tagung und der geplante Sammelband können aber dennoch wertvolle Beiträge 
zu einer quer zum Nationalstaat denkenden Historiographie werden. 

Konferenzübersicht: 

Begrüßung durch die Veranstalter 

Keynote lecture 

Marijn Molema (Groningen): Cross Border Perspectives on the Future and Our Past 

Panel I: Grenzerfahrungen, Grenzlanderfahrungen 

Moderation: Markus Wegewitz (Jena) 

Johannes Großmann (Tübingen): Rote Zone. Die deutsch-französische Grenzregion und 
der Weg in den Zweiten Weltkrieg 

Sarah Frenking (Erfurt): Konflikte im borderland. Raumordnung, Grenzerfahrung und 
Bewegungsweisen an der deutsch-französischen Grenze 1887-1914 

Robert Obermair (Salzburg): „Denn darin waren alle einig: Deutschtirol durfte nie welsch 
werden.“ Grenzlanderfahrungen als Wurzel ideologischer Radikalisierung am Beispiel 
Oswald Menghins 

Panel II: Grenzland-Aktivismus / soziale und politische Bewegungen 

Moderation: Christine Gundermann (Köln) 
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Lisbeth Matzer (München): Das „Deutschtum“ verteidigen. (Dis-)Kontinuitäten im 
„Grenzland“-Aktivismus zwischen Österreich und Slowenien (ca. 1900-1960) 

Markus Wegewitz (Jena): „Grenzland der Demokratie“. Ostbelgien und transnationaler 
Antifaschismus vor dem Zweiten Weltkrieg 

Oswald Überegger (Bozen): Emotionsgeschichtliche Fragestellungen im (grenz-
)regionalgeschichtlichen Kontext. Das Beispiel der Südtiroler Unabhängigkeitsbewegung 
nach 1945 

Panel III: Abgrenzung, Kooperation und Kontakt in Großregionen 

Moderation: Bernhard Liemann (Münster) 

Lina Schröder (Würzburg): Benelux – eine durch kulturelle Vielfalt und Föderalismus 
gekennzeichnete und durch politische Grenzziehung zerstückelte Region 

Philipp Heckmann-Umhau (Cambridge): Die Grenzregion als Kolonie? Neue Perspektiven 
auf Bosnien-Herzegowina und Elsass-Lothringen 1871-1918 

Panel IV: Quellen, Archive und Wissensaustausch in der Grenzregion 

Moderation: Ilona Riek (Münster) 

Maike Schmidt (Erlangen-Nürnberg): Disposées à ignorer les frontières – Adelsformationen 
als Schlüssel zu einer transregionalen Verflechtungsgeschichte von „Saar-Lor-Lux“ in der 
Frühen Neuzeit? 

Karl Solchenbach (Luxembourg): Die Grenzen aufgezeigt. Technische Innovation und 
räumliche Abstraktion am Beispiel früher Landkarten der Grenzregion zwischen dem 
Herzogtum Luxemburg und dem Kurfürstentum Trier (16.-18. Jahrhundert)  

Katharina Schuchardt (Dresden): Grenzregionen in regionaler Kulturanalyse – das Beispiel 
Braunkohle in der deutsch-polnischen Oberlausitz 

Panel V: (Master-)Narratives und die Nation im Grenzland 

Moderation: Lina Schröder (Würzburg) 

Soonim Shin (Wien): Die Grenzregion Łódź 1815-1920 und ihre jeweilige nationale 
Vereinnahmung durch deutsche bzw. polnische Historiker 

Oliver Auge (Kiel): „Von einem Gegen- über ein Neben- zu einem Miteinander“? Zur 
Deutung der Grenzregion zwischen Deutschland und Dänemark als Raum nationaler 
Konfrontation 

Saskia Geisler (Hagen): Die Grenzregion Karelien im Lichte finnischer Bauprojekte in der 
Sowjetunion 

Panel VI: Grenzen und Citizenship / Zugehörigkeit 

Moderation: Markus Wegewitz (Jena) 
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Machteld Venken (Luxembourg): Elite School Principals and Democratic Citizenship in the 
Belgian-German Borderlands (1919-1939) 

Martin Rohde (Halle-Wittenberg): “Western Ukrainian Borderlands”, or: How to deal with 
“Minorities” in the Eastern Carpathians, 1880-1939 

Leonie Bausch (Budapest): Nested Belonging and Gender. How to Claim Frenchness in 
1918-1919 Alsace 

Podiumsdiskussion 

Moderation: Lina Schröder (Würzburg) 

Caspar Ehlers (Frankfurt am Main), Christine Gundermann (Köln), Georg Mölich (Bonn), 
Péter Techet (Freiburg) 

Zitation 
Tagungsbericht: Europäische Grenzregionen. Neue Wege im Umgang mit historischen 
Raum- und Grenzkonzeptionen in der Geschichtswissenschaft, 25.02.2021 – 26.02.2021 
digital (Köln), in: H-Soz-Kult, 26.04.2021,  
 

<www.hsozkult.de/conferencereport/id/tagungsberichte-8914>. 
 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
 
 

02) 1. Newsletter zum 53. Deutschen Historikertag 2021: Allgemeine  
       Informationen  
 
Veranstalter  
Verband der Historiker und Historikerinnen Deutschlands e. V. (Ludwig-Maximilians 
Universität München)  
Ausrichter  
Ludwig-Maximilians Universität München  
PLZ  
80539  
Ort  
München  
Land  
Deutschland  
Vom - Bis  
05.10.2021 - 08.10.2021  
Von  
Denise Reitzenstein, Geschäftsführerin des 53. Deutschen Historikertags 2021; Leonie 
Treber, Geschäftsführerin des Verbands der Historiker und Historikerinnen Deutschlands 
e. V.  

Der 53. Deutsche Historikertag vom 5. bis 8. Oktober 2021 an der Ludwig-Maximilians-
Universität München (LMU) wird in diesem Jahr überwiegend digital stattfinden. 

mailto:hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de
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1. Newsletter zum 53. Deutschen Historikertag 2021: Allgemeine Informationen 

Noch dauern die Einschränkungen an, um die Corona-Pandemie einzudämmen, ihr Ende 
ist bislang nicht absehbar. Dies hat Auswirkungen auch für die Planungen großer 
fachwissenschaftlicher Kongresse, die in diesem Jahr aktuell uand auf unabsehbare Zeit 
nicht als Präsenzveranstaltungen organisiert und abgehalten werden können. Auch der 53. 
Deutsche Historikertag vom 5. bis 8. Oktober 2021 an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München (LMU) wird in diesem Jahr überwiegend digital stattfinden, nachdem er bereits im 
vergangenen Jahr verlegt worden war. 

Angesichts der unklaren pandemischen Entwicklung und des neuartigen Einsatzes einer 
digitalen Konferenzplattform startet die Anmeldung zum Historikertag in diesem Jahr später 
als üblich. Sie wird mit der Veröffentlichung des umfangreichen Programms am 18. Juni 
2021 auf der Website des Historikertags freigeschaltet: 
https://www.historikertag.de/Muenchen2021/ 

Die überwiegende Mehrzahl der Veranstaltungen werden als Webinare in die 
Konferenzoberfläche eingebettet, einige wenige Fest- und Sonderveranstaltungen dort als 
Stream aus der Großen Aula der LMU zu sehen sein: so die feierliche Eröffnung des 
Historikertags, die bereits am Montagabend stattfinden wird, das VHD-Sonderprogramm, 
eine Veranstaltung mit dem Partnerland Israel sowie die Fest- und Abschlussveranstaltung. 
Dieses hybride Programm, insbesondere am Donnerstag, soll bei einem günstigen 
Pandemieverlauf kurzfristig die Öffnung des Historikertags für ein Präsenzpublikum 
ermöglichen, soweit es die dann geltenden Regelungen und Vorgaben der Universität, des 
Landes und des Bundes zulassen. Aktuell ist die Durchführung von Tagungen und 
Kongressen als Präsenzveranstaltung an der LMU untersagt, eine Aufhebung dieses 
Verbots noch nicht absehbar. 

Die rund 100 Fachsektionen finden am Dienstag und Mittwoch, auf der Konferenzplattform 
statt. Ihre Schwerpunkte reichen von der Alten Geschichte bis zur Zeitgeschichte, ihr Fokus 
von den einzelnen Sach- und Epochendisziplinen zu übergreifenden Fragestellungen, und 
viele wenden sich dem Motto „Deutungskämpfe“ zu. Daneben wird es auf der 
Konferenzplattform, wie bei analogen Historikertagen auch, ein vielfältiges Programm mit 
Foren und Zusatzveranstaltungen geben, ebenso ein digitales Begleitprogramm des 
Ortskomitees und Mitgliederversammlungen der beiden austragenden Verbände VHD und 
VGD sowie unterschiedlicher Arbeitsgruppen, insbesondere am Freitag. 

Kongress- und Tagestickets sowie spezielle Tickets für das Schüler:innenprogramm und 
das Forum Geschichte in Wissenschaft und Unterricht ermöglichen den Zugang zur digitalen 
Konferenzplattform. Inhaber:innen eines Kongresstickets können viele Vorteile nutzen, die 
das neue digitale Format bietet: die Konferenzplattform kann von ca. Mitte September bis 
Dezember besucht werden und damit auch die dort eingebundene Fachausstellung und 
digitale Bibliothek. Die Veranstaltungen des Streams sind bequem in der Mediathek 
nachzuschauen. Mitglieder des VHD und VGD erhalten wie gewohnt zu reduzierten Preisen 
Zutritt zum digitalen Historikertag, ebenso etwa Schüler:innen, Studierende oder 
Referendar:innen. 

Gleichzeitig wird es im virtuellen Raum des Historikertags Möglichkeiten des 
wissenschaftlichen und persönlichen Austauschs geben: Fragen können an die 
Referierenden gerichtet werden, virtuelle Meetingräume stehen für Treffen in Kleingruppen 
zur Verfügung – nicht nur für fachwissenschaftliche Diskussionen, sondern auch als  

 

https://www.historikertag.de/Muenchen2021/
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Pausenräume zum geselligen Austausch unter Kolleg:innen. Jederzeit können 
Teilnehmer:innen darüber hinaus durch spontane Videomeetings direkt miteinander in den 
Dialog treten. 

Selbst wenn einige Teilnehmende den persönlichen Kontakt und das Wiedersehen vor Ort 
vermissen werden: Vergleichbare digitale Veranstaltungen haben gezeigt, dass die 
Reichweite virtueller Seminare und Podien größer wird. Kolleg:innen aus aller Welt können 
sich hinzuschalten, lange Anreisen entfallen. Mit nur wenigen Klicks können 
Fachwissenschaftler:innen, Geschichtslehrer:innen, Fachaussteller:innen, 
Pressevertreter:innen und Interessierte in diesem Jahr also am Historikertag teilnehmen 
und so zumindest virtuell nach München reisen. Das Ortskomitee freut sich auf ihren 
Besuch. 

Programm 
Digital in München – darauf dürfen Sie sich freuen: 

Montag, 04.10.: Pre-Conference Programm und Eröffnungsveranstaltung 

Dienstag und Mittwoch, 05. und 06.10.: rund 100 Fachsektionen 

Donnerstag, 07.10.: Podiumsdiskussionen, Schüler:innenprogramm, FGWU und 
Festveranstaltung 

Freitag, 08.10.: Mitgliederversammlungen des VHD und VGD, Abschlussveranstaltung 

Außerdem: An allen Tagen digitale Fachausstellung und Bibliothek, ein vielfältiges 
Rahmenprogramm, Live-Moderationen und eine ständig wachsende Mediathek, die mit 
Kongressticket für den gesamten Historikertag und bis Dezember 2021 abrufbar sein wird! 

Kontakt 
PD Dr. Denise Reitzenstein 
Geschäftsführung des 53. Deutschen Historikertags 2021 
Ludwig-Maximilians-Universität München 
Geschwister-Scholl-Platz 1 
80539 München 
E-Mail info@historikertag.de 
Dr. Leonie Treber 
Geschäftsführung des Verbands der Historiker und Historikerinnen Deutschlands e. V. 
Goethe-Universität Frankfurt am Main 
Juridicum  
Senckenberganlage 31–33 
60325 Frankfurt am Main 
E-Mail info@historikerverband.de 
https://www.historikertag.de 

 
Zitation 
1. Newsletter zum 53. Deutschen Historikertag 2021: Allgemeine Informationen. In: H-Soz-
Kult, 28.04.2021, <www.hsozkult.de/event/id/event-97337>. 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights 
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please contact hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
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A. ea) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen                                                                              
 

01) Ist unsere Demokratie noch zu retten? Paperpress 
 

 



Seite 188 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 
 
 



Seite 189 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

02) Die Zukunft der europäischen Rechten 
 

01. 05. 2021  

Europäisches Parlament in Straßburg · Fotoquelle: Visegrád Post 

Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs fristet die europäische Politik ein Schattendasein 
neben den rivalisierenden Großmächten. Deutschland hat es (scheinbar) aufgegeben, die 
führende Kultur- und Militärmacht in Europa zu sein; dafür hat es einen wirtschaftlichen 
Vorsprung erlangt, wie es ihn seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr gegeben hat. Von Zeit 
zu Zeit sind Staatsmänner (wie Charles de Gaulle) aufgetaucht, die in Europa einen 
Alleingang wagen wollten, aber letztlich ging es in der europäischen Politik immer darum, 
sich den Forderungen der Großmächte zu beugen. 

Wichtigste Trends 

Die Dynamik der europäischen Geschichte wurde von zwei Faktoren bestimmt: von den 
Kräften der Stabilität und denen des Fortschritts. Die erfolgreichen Führer der europäischen 
Länder waren diejenigen, denen es gelungen ist, zwischen bewahrenswerten und 
erneuerungsbedürftigen Dingen zu unterscheiden. Die Geschichte ist voll von 
wiederkehrenden Mustern, aber die Probleme sind immer neu, und es dauert oft Jahrzehnte, 
um die richtigen Lehren aus den Ereignissen zu ziehen: Die westliche öffentliche Meinung 
hat sich lange geweigert zu akzeptieren, dass Liberalismus und Sozialismus verwandte 
Ideologien sind – die feindlichen Zwillinge des Fortschritts. Oberflächliche Beobachter der 
Weltpolitik interpretieren die Jahrzehnte des Kalten Krieges als einen Kampf zwischen 
diesen beiden Ideologien, obwohl die späteren Entwicklungen deutlich gemacht haben, 
dass eine solche Interpretation illusorisch ist. 

Der klassische Liberalismus ist seit 1914 im Niedergang begriffen. 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/PE-starsbourg-1-1.jpg
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Der große Gewinner der letzten hundert Jahre war der Sozialismus, insofern als die erste 
Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts als Kampf zwischen seinen verschiedenen Varianten 
zusammengefasst werden kann. 1989/90 hat nicht der Sozialismus verloren, sondern nur 
dessen sowjetische Variante. Heute ist es China – das zweitmächtigste Land der Welt in 
wirtschaftlicher und militärischer Hinsicht –, das es in aktualisierter Form perfektioniert und 
damit eine veritable Orwellsche Gesellschaft aufgebaut hat. Gleichzeitig bewegt sich auch 
die führende Weltmacht, die Vereinigten Staaten von Amerika, stetig in Richtung 
Sozialismus: Seit dem Zweiten Weltkrieg wurde die Ausweitung der Vorrechte der 
Bundesregierung nie gebremst, ebenso wenig wie der Anstieg der sozialstaatlichen 
Ausgaben oder die parallele Zunahme der nominalen Staatsverschuldung. Nach den 
Terroranschlägen von 2001 hat die Macht der aufeinanderfolgenden Bundesregierungen 
die der Regierungen vor 2001 um eine oder mehrere Größenordnungen übertroffen. Sie 
überwachen das Leben ihrer Bürger in noch nie dagewesenem Ausmaß und übernehmen 
die Kontrolle über immer mehr Bereiche der Zivilgesellschaft. Bernie Sanders warb 2016 
mit dem Versprechen eines Sozialismus nach skandinavischem Vorbild, während Joe 
Bidens Präsidentschaft vom Beginn des Aufbaus eines gigantischen Wohlfahrtsstaates 
gekennzeichnet wird. 

Inmitten dieser oberflächlichen Erschütterungen wächst auch die Macht der 
Technologieriesen unaufhaltsam, was zur Bildung von Machtzentren führt, wie sie die 
Weltgeschichte noch nicht gesehen hat, die die Aktivitäten von Einzelpersonen und 
Unternehmen durch Big Data überwachen und bereits potenziell in der Lage sind, den 
Ausgang von Wahlen zu beeinflussen. 

Heute hat die Globalisierung alle Systeme des politischen Denkens überholt. Sie hat den 
Liberalismus bis auf die Anbetung des freien Marktes ausgeweidet und die Linke 
modernisiert: die harten Versionen des Kommunismus ebenso wie dessen weiche 
Versionen. Der Progressivismus hat sogar viele der Kräfte kolonisiert, die sich selbst für 
konservativ halten. Innerhalb dieses Prozesses hat sich das Erwachen eines 
mitteleuropäischen Selbstbewusstseins in den 2010er Jahren, gefolgt von der 
Präsidentschaft von Donald Trump (2017–2020), als Störfaktor erwiesen. 

Die Europäische Rechte: eine Diagnose 

Die europäische Rechte gliedert sich in zwei Hauptströmungen: 1) Der radikale 
Flügel zeichnet sich durch einen Diskurs aus, der sich durch eine zu offene Darstellung der 
Probleme oft selbst ungenießbar macht, sowie durch eine Politik der falschen Allianzen. Im 
Westen waren die Karrieren von Enoch Powell oder Jean-Marie Le Pen typische Beispiele 
dafür, während es in Ungarn natürlich István Csurka war, der dieses Team am besten 
darstellte. Damit unterliegt diese Radikalität immer einer gläsernen Decke. In Zeiten der 
Krise sehen diese Parteien ihre Unterstützung in der Bevölkerung anschwellen, aber ihre 
Versuche, die Kontrolle über die politische Mitte zu übernehmen, enden im Scheitern. 

2) Das europäische Mitte-Rechts-Lager hingegen ist immer auf der Suche nach Einheit. 
Sein Ziel ist es, innerhalb der Grenzen eines gegebenen lokalen Kontextes, Stabilität und 
Fortschritt vereinbar zu machen. Es strebt danach, das Zentrum des politischen Spiels durch 
Kompromisslösungen zu dominieren und dabei so weit wie möglich traditionelle Werte – 
europäische und nationale – zu bewahren. Traditionell stützt das europäische Mitte-Rechts-
Lager seine Leitbilder auf das Argument des Naturrechts. Die aus dem Christentum 
abgeleiteten säkularen Prinzipien (Schutz der Menschenwürde, Subsidiarität, Solidarität) 
werden oft durch die Berufung auf das Christentum selbst ergänzt, manchmal in Form von 
expliziten Verweisen auf die Soziallehren der historischen Kirchen. Die wichtigste 
Dachorganisation für diesen Trend war bis vor kurzem die Europäische Volkspartei (EVP),  

https://latoszogblog.hu/aktualis/onlobotomia/
https://latoszogblog.hu/aktualis/onlobotomia/
https://888.hu/csak-neked-csak-most/pogranyi-lovas-miklos-a-888-hu-nak-nekunk-kozep-europaban-van-vizionk-4308191/
https://888.hu/csak-neked-csak-most/pogranyi-lovas-miklos-a-888-hu-nak-nekunk-kozep-europaban-van-vizionk-4308191/
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deren Stärke in zwei Faktoren lag. Einerseits die Unterstützung der Massen – breiter 
Bevölkerungsschichten, denn die Mitgliedsparteien sind meist breit aufgestellte Mitte-
Rechts-Parteien. Auf der anderen Seite die wirtschaftlichen Kräfte, die es begünstigen: die 
Finanzkraft und der wirtschaftliche Einfluss des europäischen Großkapitals. Die Parteien, 
die der EVP beitraten, gewannen an Handlungsspielraum und Einfluss auf 
internationaler Ebene. 

Diese Art von Politik – die Politik des Kompromisses – brachte also gewisse Vorteile mit 
sich – als Ausgleich für gewisse akzeptable Verluste und gewisse akzeptable Verzichte. Der 
in den 1990er Jahren etablierte Status quo wurde jedoch durch mehrere Ereignisse 
erschüttert: die Finanzkrise, die die EU 2008 traf, die ihren Höhepunkt in der Migrantenkrise 
2015 fand, und dann, im Jahr 2020, die Rückkehr einer seit langem nicht mehr gesehenen 
Naturgeißel – der Coronavirus-Pandemie. Angesichts jeder dieser drei Herausforderungen 
hat sich die Union als ineffektiv erwiesen und war nicht in der Lage, schnell zu reagieren, 
was wiederholt zur Untergrabung der sozialen Ordnung und zum Rückgang des 
Lebensstandards geführt hat. Die Politik der Union zeichnet sich durch ihre bürokratische 
Langsamkeit und die Tatsache aus, dass niemand jemals zur Verantwortung gezogen wird. 

Bereits nach 2008 haben diese Mängel schädliche Folgen gehabt: Die Krise der Immobilien- 
und Finanzmärkte hat zu erheblichen Vermögenstransfers geführt, von denen die Bürger 
der Mitgliedsstaaten nicht profitieren konnten. Die Migrantenkrise hat das Sicherheitsgefühl 
in Europa weiter untergraben: In mehreren Großstädten hat sie ein zuvor fragiles ethnisches 
Gleichgewicht gestört, Gewalt gegen Frauen entfesselt, die Zahl der Verbrechen gegen 
Juden und Schwule dramatisch erhöht und zunehmend Christen ins Visier genommen. In 
Frankreich sind Angriffe auf Kirchen systematisch geworden, es werden religiös motivierte 
Morde begangen. 

Während der Coronavirus-Pandemie hat die bürokratische Politik noch mehr Schaden 
angerichtet als in der Vergangenheit. 

Die Angewohnheit, „die Probleme auf sich beruhen zu lassen“, hat bisher Zehntausenden 
von europäischen Bürgern das Leben gekostet, und die Brüsseler Elite hat immer noch nicht 
die notwendigen Konsequenzen gezogen, obwohl ein Ereignis nach dem anderen die 
Argumente der nationalen, rechten und souveränistischen Parteien bestätigt. 

Der Progressivismus übernimmt den Westen 

Die 2008 ausgebrochene Wirtschaftskrise hat sich als historische Chance für die „Kräfte des 
Fortschritts“ erwiesen: Der Progressivismus hat einen höheren Gang eingelegt, die 
Transformationsprozesse beschleunigen sich. Wir alle stehen vor der Herausforderung 
einer dynamischen Globalisierung, und im Rahmen dieser großen Umstrukturierung 
unterliegt auch die Interpretation der Welt einem Wettbewerb. Die Globalisierung selbst hat 
eine nivellierende Wirkung auf die Welt: Die Unterschiede zwischen den Kontinenten 
schrumpfen ständig – wie bereits zu Beginn des letzten Jahrhunderts festgestellt wurde 
(Ortega y Gasset: Der Aufstand der Massen, 1929). Es liegt im Interesse des internationalen 
Großkapitals, diesen spontanen Prozess zu beschleunigen, aber auch zu kanalisieren. Zu 
diesem Zweck stärkt sie kontinuierlich ihren Einfluss, auch über das System der kulturellen 
und wissenschaftlichen Institutionen. Sie bestimmt die vorherrschenden Trends in der 
Unterhaltungsindustrie (die Themen von Fernsehsendungen, Filmen, Videospielen) und die 
Medienagenda. Im Westen hat sie sich bereits die fast totale Kontrolle über 
sozialwissenschaftliche Forschung und Publikationen gesichert – eine Operation, die 
mehreren Zwecken dient: zum einen der Schaffung eines Begriffsrepertoires, das die  

https://youtu.be/ZyZmR0F-IQw?t=2249
https://mtda.hu/books_kulf/ortega_y_gasset_jose_a_tomegek_lazadasa.pdf
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Beschreibung laufender Prozesse in einer Weise ermöglicht, die ihren Interessen entspricht. 
Zum anderen die Schaffung eines selbstregulierenden Abwehrmechanismus: eine Sprache, 
in der die Probleme, die er nicht hören will, gar nicht erst formuliert werden. 

Dieser Prozess beinhaltet die Imprägnierung der gemäßigten europäischen Rechten mit 
den Idealen des Progressivismus. 

Daraus hat sich unter anderem die heute dominierende Strömung der „christlichen 
Demokratie ohne Christus“ entwickelt, die als universelles Modell für die Staaten des 
westlichen Kulturkreises verordnet wird. Es wird eine rechte Fassade aufgebaut, bei der die 
Requisiten, Slogans und visuellen Elemente die Atmosphäre des Konservatismus 
heraufbeschwören, ohne jedoch eines der strategischen Ziele der progressiven Kräfte zu 
gefährden. Das Ziel dieses weitreichenden Prozesses ist die Verwässerung der 
Unterschiede zwischen den Kulturen, die Vermischung der Bevölkerungen zwischen den 
Kontinenten und die Schwächung des inneren Zusammenhalts der Gesellschaften. In einem 
der wichtigsten halboffiziellen Entscheidungsgremien der Welt (dem Weltwirtschaftsforum) 
wird die Auffassung vertreten, dass es an der Zeit ist, die Idee aufzugreifen, dass das 
Privateigentum in den nächsten zehn Jahren abgeschafft werden sollte.  Doch all diese 
Absichten stoßen auf das Hindernis des souveränen europäischen Nationalstaates. So ist 
der Gegensatz von Globalismus und Souveränität zur eigentlichen politischen Kluft im 
heutigen Europa geworden. 

Die geopolitische Falle, in die wir tappen 

Die europäische Rechte möchte das bewahren, was unsere Kultur in der Vergangenheit 
groß gemacht hat und auch heute noch die Quelle ihrer Stärke ist. Dieses scheinbar 
selbstverständliche Ziel ist jedoch vielen Interessen abträglich. Die effektive europäische 
Zusammenarbeit starker europäischer Nationalstaaten steht im Widerspruch zu den 
Interessen von Machtzentren wie den amerikanischen Demokraten und dem sie 
unterstützenden Finanzkapital oder den Big-Tech-Unternehmen. Ein starkes Europa dient 
weder den Interessen des kommunistischen Chinas noch denen der arabischen 
Monarchien, die im gleichen Atemzug Öl und politischen Islam exportieren. Es ist auch 
üblich, Russland als einen Staat zu bezeichnen, der kein Interesse am Erfolg Europas hat 
– was in Wirklichkeit alles andere als selbstverständlich ist. Diese völlig amerikanisierte EU, 
die in den Dienst der Ideologie des Demokratieexports gestellt wird, ist sicherlich kein guter 
Nachbar für Russland. 

In dieser globalisierten Welt wäre es im Interesse Europas, das im Schraubstock von 
Amerika, China und der arabischen Welt gefangen ist, eine effektive Zusammenarbeit zu 
haben. Aber das ist nicht der Zweck der Richtung, die dieser Bund derzeit einschlägt. Die 
Vergrößerung der Brüsseler Verwaltung wirkt sich eindeutig nachteilig auf die 
Wettbewerbsfähigkeit und die Verteidigungsfähigkeit aus. Die politische 
Entscheidungsfindung wird bürokratisiert, und gleichzeitig wird die Bürokratie ideologisch 
aufgebläht – nicht rechenschaftspflichtige Beamte entscheiden, in welche Richtung die 
Weltanschauung von 446 Millionen Menschen gelenkt werden soll (Cancel Culture, Gender-
Ideologie, LGBT-Lobby), selbst wenn die Beschaffung von Impfstoffen ins Stocken gerät, 
was in den letzten Monaten zu Zehntausenden von Todesfällen führte. 

Bis vor kurzem waren die paradigmatischen Konzepte der europäischen Politik die 
neoliberale Wirtschaftstheorie und die liberale Demokratie. Im Jahr 2008 ist ersteres definitiv 
gescheitert – im Jahr 2015 letzteres. Die Wirtschaftskrise, die von Amerika ausging, machte 
deutlich, dass die Finanzmärkte unter eine viel strengere Kontrolle gestellt werden sollten. 
Die Migrantenkrise und die zynische Argumentation der Anhänger der  

https://www.youtube.com/watch?v=4zUjsEaKbkM
https://www.youtube.com/watch?v=4zUjsEaKbkM
http://kommentar.info.hu/cikk/2019/3/a-mai-liberalizmus-felulirja-a-demokraciat
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„Menschenrechtsduselei“, die diese großen Invasionen befürworten, haben deutlich 
gemacht, dass das natürliche Bestreben Europas, seine Identität zu bewahren, in der 
Sprache des Liberalismus weder formulierbar noch zu verteidigen ist. 

Das bisherige intellektuelle Gerüst der Weltordnung ist auseinandergefallen, aber ein neues 
Gerüst hat sich noch nicht gebildet: Wir befinden uns in einer Zeit der 
paradigmatischen Krise. 

Wir erleben die Verschmelzung von politischen Kräften, die einst als „liberal“ und als 
„sozialistisch“ etikettiert wurden: Der Progressivismus hat ein neues hybrides politisches 
Phänomen geschaffen, das einerseits einen totalen (quasi-liberalen) Libertinismus des 
Privaten befürwortet, dieses von allen natürlichen Bindungen befreite Individuum aber in 
eine neue Art von globaler (quasi-sozialistischer) Abhängigkeit stellen will, die von 
Strukturen umrahmt wird, über die keine demokratische Kontrolle möglich ist. 

Die Herausforderungen für die neue europäische Rechte 

Sich gegen die globalen Strukturen zu stellen, birgt ein großes Risiko. Die Rechte muss sich 
also etwas einfallen lassen – notfalls auch von der internationalen Linken, die immer noch 
lieber Instrumente außerhalb des Systems der politischen Institutionen einsetzt. 
Aggiornamento scheint unvermeidlich: In ganz Europa besteht die Notwendigkeit, eine 
Bewegung des konservativen Geistes und professionelle Unterstützung für die 
Gemeinschaftsbildung zu organisieren (Lobbys, Aktionsgruppen, Demonstrationen, 
Aufführungen). Um dies zu erreichen, sollte eine wirtschaftliche Kraft auf pragmatischer 
Basis organisiert werden, wofür die amerikanische Pro-Life-Bewegung ein Beispiel sein 
könnte. Diese effektive und erfolgreiche Initiative hat eine Koalition für die Verteidigung des 
Lebens zwischen den neoprotestantischen, katholischen und orthodoxen 
Glaubensrichtungen geschaffen. 

Ein weiteres strategisches Ziel, das nur langfristig erreichbar, aber auch unumgänglich ist, 
ist die Minimierung unserer Abhängigkeit von der Informationstechnologie. Durch den 
Aufbau einer eigenen Infrastruktur könnten wir unsere Abhängigkeit vom Einfluss der 
Technologieriesen verringern. Eine Möglichkeit, dies zu tun, ist der Aufbau unabhängiger 
internationaler Mediennetzwerke – ein Projekt, an dem die amerikanischen Republikaner ihr 
Interesse erkennen könnten. Aufgrund der viel diskutierten Doppelmoral in der 
Medienpolitik wäre es in unserem Interesse, eigene TV-, Radio-, Social Networking- und 
andere Online-Plattformen zu schaffen. 

Handlungsspielraum für die ungarische Rechte 

Die ungarische Rechte ist derzeit in der Lage, auf drei Ebenen Einfluss auszuüben. 1) Die 
erste ist, aus offensichtlichen Gründen, die ungarische Innenpolitik. 2) Die zweite ist das 
Karpatenbecken, auf das die ungarische Linke traditionell verzichtet, während die 
ungarische Rechte die Verantwortung dafür übernimmt und es sogar seit 2010 in ihren 
Aktionsradius aufgenommen hat. 3) Die dritte Ebene hingegen ist neu: Die 2015 ausgelöste 
Migrantenkrise hat die ungarische Rechte auf die europäische Landkarte gebracht. Unser 
Land ist dann wieder – zusammen mit seinen Verbündeten in Mittel- und Südeuropa – zu 
einem vorgelagerten  Bollwerk der europäischen Verteidigung geworden. Diese unerwartete 
Rückkehr in eine Rolle der Vergangenheit hat aber auch Konflikte zurückgebracht, die wir 
schon lange nicht mehr erlebt haben: In den letzten Jahren sind kulturhistorische 
Unterschiede, die in einer jahrhundertealten Vergangenheit wurzeln, an die Oberfläche 
gekommen. 

https://www.xxiszazadintezet.hu/a-budapesti-szines-forradalom-foprobaja/
https://www.xxiszazadintezet.hu/a-budapesti-szines-forradalom-foprobaja/
https://www.xxiszazadintezet.hu/kettos-mediamerce/
https://www.xxiszazadintezet.hu/kettos-mediamerce/
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1989/90 haben die Menschen in Mitteleuropa durch die Befreiung vom Kommunismus 
wieder die Möglichkeit erhalten, ein integraler Bestandteil Europas zu werden. Im Westen 
hingegen wurden am Ende des zwanzigsten Jahrhunderts die Transformationen 
abgeschlossen, die dem Modell der Säkularisierung entsprechen: Jenes Europa, auf das 
die Ungarn und Polen durch die Lücken des Eisernen Vorhangs blickten – jenes Europa gibt 
es nicht mehr. Nach dem Beginn des Prozesses des Regimewechsels brauchten diese 
mitteleuropäischen Völker noch etwa zwei Jahrzehnte, um mit Erstaunen festzustellen, dass 
das Wesen Europas immer noch in Mitteleuropa selbst liegt – der Westen ist nichts als ein 
Wohlstandsversprechen. 

Spätestens zu Beginn des 21. Jahrhunderts ist jedoch klar geworden, dass der Westen kein 
Interesse an einer Verbesserung des Lebensstandards in Mitteleuropa hat. 

Die Logik der Kolonisierung bleibt unverändert: Die Großmächte weigern sich zuzugeben, 
dass unsere Region eigene Interessen haben könnte, versuchen, die Länder der Region 
radikal zu annektieren und untergraben die Solidarität, die uns vereinen kann. Ungarn und 
Polen halten jedoch an den angestammten Traditionen Europas fest: Gegen Postmoderne 
und Transhumanismus verteidigen sie das von der Antike und dem Christentum 
geschaffene Bild des Menschen. In der Folge hat sich im gerade zu Ende gegangenen 
Jahrzehnt ein eigenständiger mitteleuropäischer Konservatismus herausgebildet, der noch 
immer auf das setzt, was der Westen nicht mehr bekennt. Es ist dieser neue 
Konservatismus, der jetzt institutionalisiert wird, mit seinen eigenen Foren. 

Damit ein politisches Bündnis nachhaltig sei, muss es auf gemeinsamen Interessen 
beruhen, aber auch eine Reihe gemeinsamer Werte verteidigen. Die ungarisch-polnische 
Allianz, verstärkt durch Italiener, befindet sich in der strategischen Planungsphase. Das 
Hauptziel ist es, einen minimalen Text zu erreichen, dem sich andere rechte Kräfte 
anschließen können. Die europäische Rechte ist souveränistisch: Sie will dem wachsenden 
Demokratiedefizit der Europäischen Union ein Ende setzen. Es ist zu erwarten, dass sie auf 
dem Abbau von Bürokratie und der Beibehaltung der Gültigkeit des Subsidiaritätsprinzips 
bestehen wird. Und um die Interessen der einheimischen Nationen zu verteidigen, ist zu 
erwarten, dass sie auch in ihrer Opposition gegen unkontrollierte Einwanderung beispiellos 
radikal sein wird. 

In Bezug auf die Werte gibt es folgende mögliche Berührungspunkte: In Westeuropa hat die 
traditionelle Religiosität zwar im Wesentlichen aufgehört zu existieren, aber das Christentum 
ist immer noch Teil der kulturellen Grundlagen der Gesellschaft. Aus spiritueller Sicht ist es 
daher wahrscheinlich, dass die neue europäische Rechte, auch wenn sie sich nicht offiziell 
als christlich deklariert, sich eindeutig zu den jusnaturalistischen Lehren des Christentums 
bekennt. Auf einer solchen Grundlage wird sie ihr Festhalten am Prinzip der Tradition, an 
der legitimen kulturellen Verteidigung und an der Verteidigung des Lebens begründen 
können. Zum Zwecke der legitimen Verteidigung der einheimischen Nationen wird sie 
erhebliche wirtschaftliche Ressourcen für die Förderung einer einheimischen und 
natürlichen Geburtenrate einsetzen. Damit einhergehen muss die Propagierung eines 
konservativen Feminismus: Die Bildungssysteme müssen radikal reformiert werden, damit 
die europäischen Frauen Mutterschaft mit einer beruflichen Karriere und einem ersten 
Abschluss verbinden können. Wir können davon ausgehen, dass all dies auch mit der 
Forderung nach einer Vereinfachung des Steuersystems, nach niedrigeren Steuern für 
Familien und nach einer Besteuerung des Finanzkapitals verbunden sein wird. 

Die Bildung einer neuen politischen Gemeinschaft wird dann möglich, wenn der politische 
Wille über Jahre hinweg demonstriert wird. 

https://www.xxiszazadintezet.hu/bekes-marton-soros-a-v4-ek-szetrobbantasara-keszul/
https://www.xxiszazadintezet.hu/eljovendo-konzervativizmus/
https://www.xxiszazadintezet.hu/ismet-sikert-hozott-a-magyar-lengyel-egyuttmukodes/
https://www.xxiszazadintezet.hu/ismet-sikert-hozott-a-magyar-lengyel-egyuttmukodes/
https://www.xxiszazadintezet.hu/nincs-vege-a-migracios-valsagnak-brusszel-ujra-probalkozik/
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Es ist auch notwendig, eine wirtschaftliche Kraft zu organisieren, die in der Lage ist, die 
europäische Rechte zu unterstützen, deren Überleben ohne eine solche Kraft eine 
illusorische Aussicht ist. Dazu ist es notwendig, Berührungspunkte mit jenen 
Wirtschaftszweigen herzustellen, deren Interesse – auch finanzielles Interesse – darin 
besteht, dass die Nationalstaaten ihre Vorrechte sowohl in der Steuerpolitik als auch in der 
Regulierung der wirtschaftlichen Aktivitäten behalten. Wir brauchen Partner, die bereit sind, 
mittelfristig finanzielle Einbußen in Kauf zu nehmen, um langfristig die politische Vertretung 
zu sichern. 

Zusammenfassung 

Die meisten politischen Eliten in Europa denken nicht eigenständig und sind nicht in der 
Lage, Probleme sinnvoll zu stellen. Sie importieren politische Produkte, die von den 
Instituten des amerikanischen Progressivismus erfunden, vom amerikanischen politischen 
System in Verbindung mit den internationalen Medien entwickelt und mit Hilfe der 
Instrumente der Soft Power (wissenschaftliche Zusammenarbeit, NGOs, Film und andere 
Plattformen der Massenkultur) verbreitet werden. Nennen wir dieses Phänomen der 
Einfachheit halber „Linksdrift“. Wenn die europäische Rechte überleben will, muss sie sich 
einen viel breiteren Horizont aneignen als ihren derzeitigen. Sie muss über Europa und 
sogar über die westliche Welt hinausschauen. Sie muss sich von der enormen kulturellen 
Gestaltungskraft des orthodoxen Christentums inspirieren lassen und auch das aus 
Südamerika kommende konservative Gedankengut mit einbeziehen. Und sie muss auch 
politische Verbündete auf anderen Kontinenten suchen. 

Miklós Pogrányi Lovas 

— 

Dieser Artikel erschien zuierst am 26. April 2021 

auf der Seite von XXI SZÁZAD INTÉZET und wurde aus dem Ungarischen übersetzt von der 

VISEGRÁD POST, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.xxiszazadintezet.hu/a-balratolodas-miatt-hagyta-ott-az-europai-neppartot-a-fidesz/
https://www.xxiszazadintezet.hu/a-balratolodas-miatt-hagyta-ott-az-europai-neppartot-a-fidesz/
https://www.xxiszazadintezet.hu/az-europai-jobboldal-jovoje/
https://visegradpost.com/de/2021/04/30/die-zukunft-der-europaeischen-rechten/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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03) „Deutschland dreht durch und das freut mich nicht“ 
      Von Mátyás Kohán zum 1. Mai 2021 
 
01. 05. 2021  

Bildquelle: Mandiner 

Die deutschen Rechtsparteien spielen die größte Wirtschaft Europas am hellichten 
Tag den Grünen in die Hände, damit sich Deutschland in ein einziges großes, 
abgehobenes Brüssel verwandeln kann. 

Es gibt von uns Germanophilen vielleicht noch einige Exemplare im Land. Das ist eine 
unwillkürliche, rührselige Haltung, motiviert durch spiegelglatte Autobahnen ohne 
Tempolimit, angetrieben durch die angenehme Luft der VW-Innenräume, durch Cobra 11, 
Tatort, Beethoven, den Toten Hosen, Rainer Maria Rilke. Die Brot-, Wurst- und Bierkultur 
leisten auch ihren Beitrag, genauso wie die üppige Luft der deutschen Häuser aus den 
Sechzigern bis Achtzigern, oder die harten und knusprigen deutschen Wörter, die dem 
Rachen entstammen und dem Gaumen und den Zähnen entlangklopfen. Oder das 
schlüpfrige Säuseln des Schwäbischen, das Dröhnen, Rollen und Verkneifen des 
Bayrischen, der bürgerliche Wohlstand, greifbar und nah. 

Obwohl Ungarn in den letzten sechzehn Jahren nicht allzu viel Wertepolitik, 
Bündnispartnerschaft oder freundliche Wörter von der Bundesmutti erfahren durfte, war sie 
trotzdem imstande, Deutschland – manch eine arabische No-Go-Zone oder Windkraftwerk 
hin, AKWs her – 

so zu bewahren, wie es ist. Berechenbar und präzise eigennützig, pragmatisch, ruhig, 
fadenscheinig, und durch freundliche Industriepolitik zähmbar. 

Das geht aber dieses Jahr zu Ende. Angela Merkel scheidet aus, sie klettert herunter von 
der Mitte des großen deutschen politischen Schaukelbretts, wo sie bislang auf beide Beine 
anlehnend stabil zehn Grad nach links bog, und in sämtlichen anderen Teilen der Wippe  

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/468215_zoldek_nemet.jpg
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bequeme Sitzplätze anbot. Die Büchse der Pandora wird nun korkenlos, und auch die 
Kolonien der Autoindustrie wird nichts mehr von der launischen Selbstsuche der Deutschen 
abschirmen. 

Es ist nun mal so, dass dem bayerischen EVP-Häuptling Manfred Weber, den so manche 
Niederlagen etwas aus dem Gleichgewicht brachten, der deutsche politische Umfeld im 
Rahmen einer lebensunfähigen politischen Strategie, die den Mangel an rechtskonservative 
Politik als rechtskonservative Politik verkaufen will, nun erlaubte, seine eigene EP-
Fraktion um 6,4 Prozent zu verkleinern – und dann die Wahl, den er mit dieser Strategie 
gewinnen wollte, auch noch zu verlieren. Es ist auch so eine Sache, dass ein Jahr voller 
pandemiebezogenen Bürgerschikane der Beliebtheit der jeweiligen deutschen 
Regierungspartei keinen Gefallen tut, und dass 

es ausgerechnet die Grünen sind, die daraus am Ende der Aufschiebephase 
der globalen Klimapolitik Nutzen ziehen. 

Was aber glatter Irrsinn ist: die Demoskopen bei INSA messen für die bisher exklusiv 
bayerische CSU bundesweit 14 Prozentpunkte mehr als für ihre Mutterpartei CDU (24 vs. 
10 Prozent), was im Klartext etwa heißt, dass 

die durch Merkel entwertete CDU in ihrer entmerkelter Form so gut wie keiner 
haben will – 

und darauf ist die Antwort der geschäftsführenden deutschen Regierungspartei kein 
Versuch, Friedrich Merz, den einzigen Mann, der in der Partei in den letzten zehn Jahren 
etwas vorangetrieben hat, aufzubauen. Die Antwort ist auch nicht die Übergabe der 
Möglichkeit an den bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder, der sich zwar als 
grünster Rechter profiliert, zur rechten Zeit jedoch auch Sputnik V kauft. 

Nein, der Antwort ist Armin Laschet – die Scheinevangelikerin Merkel als 
Scheinkatholik neu verpackt, ohne jeglichem Mutti-Appeal, jedoch mit kilometerlanger 
Erfahrung als Politikmakler. Währenddessen deklariert die AfD nach harten inneren 
Debatten, dass sie Deutschland aus der Europäischen Union herausführen möchte – und 
das war’s dann auch mit dem Auswahl an rechter Politik. Ist wirklich keiner da, die in der 
Lage wäre zu bemerken, 

dass das konservative Volk weder ein Schar grün überpinselter Scheinchristen noch 
tatkräftigen Euroskeptizismus will, sondern – falls möglich – lieber doch für den 
gesunden Menschenverstand stimmen würde, der als Vakuum zwischen den beiden 
schwebt? 

Nein, es ist keiner da – und darum werden die Grünen gewinnen. Wenn sie Wahlsieger 
werden, dann dadurch, wenn sie knapp auf Platz zwei ankommen, wird das ihr 
Wahlsieg sein. 

Und dann eine Runde Applaus, denn es wird sich nach amerikanischem Vorbild die erste 
Aktivistenregierung Europas bilden, unter freundlicher Anführung der geistlich relativ 
bescheiden dotierten Annalena Baerbock, von der man nur erhoffen kann, dass sie 
Deutschland mit einer etwas höheren Trefferrate befehlen kann als ihrer eigenen 
stolpernden Zunge. 

Die Rechtsparteien Deutschlands verlieren nach und nach an politischer Kompetenz 
und spielen die größte Wirtschaft Europas bei heller Tageslicht den Grünen in die  
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Hände, um ganz Deutschland in ein großes, abgehobenes Brüssel zu verwandeln, 
eine launische, instabile, gewerbe-, auto- und freiheitsfeindliche Ideenfabrik. 

Sic transit gloria mundi – es wäre jedem besser gewesen, wenn Merkel die Migrationskrise 
von 2015 mit ihrem eigenen Rücktritt gelöst hätte, anstatt ihre Partei zu ruinieren. 

Vergangene Woche machten sich bekannte deutsche Schauspieler unter dem 
Hashtag #allesdichtmachen gegen die komplett abhandene Lockdown-Kritik der 
deutschen Presse stark. Es ist in der Tat schauderhaft zu sehen, dass die Presse, die die 
auf künstliche Inzidenzwerte basierende Corona-Politik des Kabinetts Merkel in einem 
einzigen Phalanx verteidigt, durch die politisch ebenfalls wohl homogene 
Entertainment-Industrie dadurch aufmerksam gemacht werden muss, dass die 
Nachricht heilig ist – und eben nicht die Meinung der Medien. 

Die Rollen sind in Deutschland vertauscht, die Presse treibt anstelle der Politiker 
Politik, und die Umfragen zeigen, dass die Meinung der Journalisten langsam in die 
Gesellschaft heruntersickert. 

Dies wird zur politischen Kulturverlust führen, und das ausgerechnet in einem Land, der mit 
den anspruchsvollsten Politikdebatten des alten Kontinents zu zitieren war. Sinnentleerte 
Politiker und eine gleichgeschaltet alleskönnende Presse werden nicht mal in 
Deutschland eine Demokratie aufbauen können. Dieser Verdacht wird dadurch nur 
verstärkt, dass vielen deutschen Schauspielern, die nun gegen den Medien ihre 
Kampagne führen, die Kündigung droht – genauso wie den Torwarttrainer Zsolt Petry 
der Hertha BSC, der wegen seiner politischen Meinung gefeuert wurde. 

Die mentale Lage der deutschen Politik ist, gelinde gesagt, lausig – und das veranlässt 
uns, uns endlich von unseren gehassliebten industriellen Kolonialherren abzutrennen. In 
seinen jungen Jahren wird das postmerkelsche Deutschland weder ein guter Verbündeter 
noch ein Orientierungspunkt. Es wird vor allem ein schwächelndes Aktivistenparadies sein 
– mit verrückten Launen. 

Hier in den Kolonien müssen wir geduldig abwarten und ihm gute Besserung 
wünschen. Bis zu seiner Genesung ist jedoch der Appell auch an die deutschen 
Auslandspropagandamedien, die zurzeit in Mitteleuropa stationiert sind: 
#allesdichtmachen, bitte schön! 

 Der Autor, Mátyás Kohán, ist Redakteur für Außenpolitik bei der ungarischen Tageszeitung 
MANDINER. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst unter dem Titel “Németország sajnos megőrült” bei 
MANDINER. Ins Deutsche übersetzt vom Verfasser und veröffentlicht bei UNGANREAL, 
unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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04)  Dr. Norbert van Handel: Der lange Abschied von Merkel 
 
29. 04. 2021  

 
Dr. Norbert Freiherr van Handel (Foto: © Dr. Norbert van Handel) 

Ein Beitrag von Dr. Norbert van Handel (Steinerkirchen/Traun) *) 

Angela Merkel wird die politische Bühne verlassen 

Lobpreisungen aller Art werden ihr folgen. 

Als Beobachter von außen dürfen wir folgendes feststellen: 

• In aller Ruhe schaffte es Angela Merkel die CDU/CSU Union von einer 
staatstragenden Partei zu einer Mittelpartei zu machen. 

• In aller Ruhe verstand es Frau Merkel, die christlich abendländischen Werte der 
Union auf ein werteloses Mischmasch zu reduzieren. 

• In aller Ruhe verstand es Frau Merkel, die Immigration von Kulturfremden, meist 
Moslems, zu fördern und damit die kulturelle Identität Deutschlands dramatisch zu 
verändern. 

• In aller Ruhe tolerierte Angela Merkel, dass Gewalt durch islamistische Terroristen 
mit Auto, Schusswaffen und Messer in Deutschland eingang fanden und damit die 
Sicherheit des Landes extrem gefährdeten. 

• In aller Ruhe schaffte Frau Merkel, dass die Islamisierung Deutschlands fröhlich 
voranschritt und Moscheen das einst christliche Land überzogen. 

• In aller Ruhe schaffte es Frau Merkel („Wir schaffen das“), dass muslimische 
Institutionen, wie die Scharia und die Frauenfeindlichkeit, in vielen Hotspots 
deutscher Großstädte entstehen konnten. 

• In aller Ruhe gelang es Frau Merkel ihre SED-geprägten Kenntnisse auf Deutschland 
umzusetzen und alles, was „rechts“ ist, zu verteufeln, hingegen das, was links-grün 
ist, prioritär in ihre Politik einzubauen. 

• In aller Ruhe verstand es Frau Merkel folgerichtig, Deutschland in einen Staat, in 
dem links-grün positiv und rechts negativ ist, zu verwandeln. 

• In aller Ruhe reduzierte Frau Merkel die Verteidigungsbereitschaft Deutschlands 
einerseits, um andererseits Verteidigungsministerinnen zu etablieren, die in keiner 
Weise geeignet waren, die militärische Kraft Deutschlands zu stärken. 

https://unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2016/04/Dr.-Norbert-Freiherr-van-Handel.jpg
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• In aller Ruhe etablierte Frau Merkel eine dieser Damen als Präsidentin der EU-
Kommission, die mit Sicherheit nicht in der Lage ist, deutsche oder mitteleuropäische 
Interessen zu vertreten. 

• In aller Ruhe wurden Kandidaten von der CDU/CSU für die nächste Bundestagswahl 
ins Rennen geschickt, die mit Sicherheit die Politik Frau Merkels weiter verfolgen – 
es sei denn, es gelänge Herrn Merz, Herrn Laschet in die richtige Richtung zu 
drängen. 

• In aller Ruhe akzeptierte Frau Merkel, dass in einer fantasievollen Genderpolitik 
Menschen und Menschinnen kaum mehr wissen, wo sie eigentlich stehen und das 
erste, zweite oder dritte Geschlecht das sozialpolitische Ruder übernommen hat. 

• In aller Ruhe wurde die Demokratie durch den Verfassungsschutz ersetzt, mit dem 
Ergebnis, dass das freie Denken freier Menschen in einer freien Gesellschaft 
eliminiert wurde. 

• In aller Ruhe hat Frau Merkel den wichtigsten Staat Europas den französischen 
Interessen geopfert und das gleichzeitig mit EU-Politik camoufliert. 

• In aller Ruhe ließ und lässt sich Frau Merkel in der Immigrantenfrage vom Sultan 
am Bosporus erpressen. 

• In aller Ruhe hat Frau Merkel die Beziehungen zu Russland, einem der wichtigsten 
Partner Europas, ruiniert. Auch was China betrifft, gefiel es Frau Merkel mit 
erhobenem Zeigefinger jene Demokratie einzumahnen, die sie in Deutschland 
eliminierte. 

• In aller Ruhe wird Frau Merkel sich in die Uckermark zurückziehen und mit Freude 
ihr Werk beobachten, das 1:1 einer SED Politik, der die Dame zeitlebens verhaftet 
war, entspricht. 

Wir wünschen Frau Dr. Angela Merkel einen guten Ruhestand und hoffen, dass 
Deutschland alle jene zerstörerischen Unzukömmlichkeiten, die in der Zeit Frau Merkels 
verursacht wurden, überwinden möge. 

*) Webseite des Gastautors: norbert.vanhandel.at/ 

Norbert van Handel 

 

verheiratet 1968 mit Maria Elisabeth Freiin von Gagern, 
Söhne Paul-Anton und Georg 

Studium: Jus, Wirtschaftswissenschaften und Geschichte an den Universitäten von 
Innsbruck und München, promoviert zum Dr. jur. 1965. 

http://norbert.vanhandel.at/
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1967 Leiter des Büros des Kammeramtsdirektors der Handelskammer OÖ, Mitglied des 
Stabes des Bundesministers für Bauten und Technik Dr. Vinzenz Kozina, 

1972 Referatsleiter in der Wirtschaftskammer OÖ 

1972 Gründung und Entwicklung der Bundesabfallbörse, 

1972 Gründungs- und Vorstandsmitglied des IMAS-Institutes, 

1973 im Bereich von Energie- und Rohstofffragen zeitweise Leiter österreichischer 
Delegationen b. OECD (Paris), Europarat (Straßburg), ECE (Genf) IHK bei der 
europäischen Gemeinschaft (EG), 

1980 Gründung. u. Aufbau d. GEMA (Gesellschaft für Marktforschung und Marketing), 
später Fusion mit IMAS und dann verkauft. 

1980 Vorstandsmitglied Getränke Holding AG, dann Hopfen & Malz Holding AG. 
Aufsichtsratsmitglied Brauerei Schwechat AG, BBAG, Linz. 2004 verkauft an Heineken. 

1997 Gründung und Geschäftsführung der Firma SA-Invest GesmbH (Schloss Almegg 
Investment GesmbH), die im alleinigen Familienbesitz ist. Derzeit Seniorgesellschafter. 

1997 Partner und Konsulent der World Sound Corporation in Los Angeles. 

2003 Partner und head of investors board der Firma BETA RECORDS, Los Angeles. 

2009 Gründung der CT-Commtrade GmbH. 

2010 AR der Cycleenergy AG 

Sonstige Funktionen: 

1982-2013 Vizepräsident der Niederländischen Handelskammer in Österreich 

Prokurator des St. Georgs-Ordens, ein europäischer Orden des Hauses Habsburg-
Lothringen 

Auszeichnungen 

• Ritter des königlich niederländischen Ordens van Oranje-Nassau (S.M. der König)  
• Ehrenkreuz für Wissenschaft und Kunst (Bundespräsident) 
• Goldenes Verdienstzeichen des Landes OÖ (Landeshauptmann OÖ) 
• Kulturmedaille des Landes OÖ (Landesregierung OÖ) 
• Militär-Anerkennungsmedaille (Bundesministerium für Landesverteidigung) 
• Medaille für Verdienste um den Denkmalschutz (Bundesministerium für 

Wissenschaft und Forschung)  
• Ehrennadel der Gemeinde Steinerkirchen a.d Traun 

Zur Familie 

Die Familie van Handel kam im 13. Jh. aus der Ortschaft Handel im holländischen 
Nordbrabant und war bis 1806 im Dienste des Deutschen Ordens zuletzt mit Sitz in 
Mergentheim. In der Folge trat Paul Anton Freiherr von Handel, Ministerresident des  
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deutschen Bundes in Frankfurt, in kaiserliche Dienste. Er und seine Nachfahren waren mit 
den Herrschaften Hagenau und Almegg erbliche Mitglieder des „ob der ennsischen Herren- 
und Ritterstandes“. Die Familie diente dem kaiserlichen Haus und ihrer Heimat Österreich 
in zahlreichen militärischen und politischen Funktionen.  

Adresse 

4652 Steinerkirchen an der Traun, Schloss Almegg, Austria 
Tel.: (07245) 257 92 
Fax: (07245) 25792-6 
(jeweils werktags von 8.00 bis 12.00 Uhr) 
Email: v.handel@almegg.at  

 

 

Kurzbeschreibung 

Norbert v. Handel: 

Doppelmord 

Sommer 1914: von Sarajevo bis zur Kriegserklärung 

„Kaiser Franz Josef war weder ein Kriegstreiber, noch war der Feldzug gegen Serbien ein 
Rachefeldzug.“ Dieser Satz in der Einleitung ist die Kernaussage des vorliegenden 
historischen Sachbuchs. Auf knapp 150 Seiten breitet der Autor sorgfältig recherchiertes 
Beweismaterial für diese, seine These aus, wonach der greise Monarch noch in den ersten 
Juliwochen 1914, nach der Ermordung des Thronfolgers Anstrengungen unternahm, den  

mailto:v.handel@almegg.at
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Krieg, den er nicht wollte, zu verhindern. Unter Berufung auf jüngst erschienene Literatur 
aus dem angloamerikanischen Bereich, vor allem aber auch aus Österreich und 
Deutschland rückt das Buch die zur Zeit besonders populären Zerrbilder vom starrsinnigen 
alten Herrn in Schönbrunn zurecht, ist bemüht, dem Langzeitherrscher der 
Doppelmonarchie historische und menschliche Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. 

Aus der Flut von Neuerscheinungen über den Ausbruch des Ersten Weltkrieges vor hundert 
Jahren hebt sich der vorliegende Band in besonderer Weise hervor, die in der Persönlichkeit 
des Autors begründet ist. Der Jurist und Historiker Norbert v. Handel, wohnhaft in 
Oberösterreich, ist Prokurator des St. Georgs Ritterordens und bekennt sich zu den Werten 
der „großen tausendjährigen österreichischen und habsburgischen Idee und ihren Werten 
der Multinationalität und des Christentums“, die ihrerseits Toleranz und soziale 
Verantwortung mit einschließen. 

In der Familienchronik des Autors finden sich die Namen bedeutender Persönlichkeiten wie 
Erasmus Freiherr von Handel (1860 bis 1928) letzter Statthalter von Oberösterreich und 
zweimal k. k. Innenminister sowie Theodor von Hornbostel (1898 bis 1972) im Sommer 1914 
österreich-ungarischer Vizekonsul in Albanien, später Spitzendiplomat in der Ersten 
Republik und Dachau-Häftling in der Nazizeit. Persönliche Aufzeichnungen seiner 
Vorfahren über die Ereignisse, die zum Ausbruch des Weltkriegs führten und Gespräche, 
die der Autor mit Nachfahren des Herrscherhauses Habsburg führte, liefern das Material für 
eine authentische und mit vielen bisher unbekannten Details gespickte Schilderung der 
dramatischen 33 Tage vom 28. Juni bis zum 1.August 1914, als das Unheil seinen Lauf 
nahm. 

Der Titel „Doppelmord“, verweist nicht, wie man vielleicht glauben möchte, auf eine 
kriminalistische Spurensuche. Vielmehr zeichnet das Buch auch ein Bild von der in 
Sarajewo ums Leben gekommenen Gemahlin des Thronfolgers, Gräfin Sophie Chotek, der 
späteren Herzogin von Hohenberg. Die Anregung, dieses Buch zu schreiben erhielt der 
Verfasser von deren Urgroßnichte, Freifrau Christa von Tessin, die in Kilchberg bei 
Tübingen lebt. 

Die lockere Erzählweise, die erfrischend spontane Mixtur historischer Fundstücke und Zitate 
von Zeitzeugen mit pointierten Urteilen über aktuell erschienene historische Abhandlungen 
machen das Buch auch für Nichthistoriker zu einer spannenden, leicht verdaulichen Lektüre 
mit hohem Wissensgewinn. Und als Nebeneffekt könnte diese Innenschau von den 
Mechanismen, die zur Auslöschung der Habsburgermonarchie führten, heutigen 
Vordenkern der Europäischen Union brauchbare Erkenntnisse für ihren langen Marsch zu 
einem, von Außeneinflüssen unabhängigen Vielvölkerstaat moderner Prägung liefern, der 
sein historisches Erbe und seine kulturelle Vielfalt bewahrt. 

Bibliographische Angaben 
Autor: Norbert v. Handel 
Titel: Doppelmord 
Sommer 1914: Von Sarajewo bis zur Kriegserklärung 
ISBN 978-3-200-03634-5 
Edition St. Georg 
Eigenverlag Dr. Norbert v. Handel 
Almegg 13, 4652 Steinerkirchen 
Ladenverkaufspreis: 19,90 Euro (inkl. Mwst)  
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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A. eb) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen: Veränderung der   

     Geschichtslandschaft durch Umbenennung von Straßen  
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In der „Berliner Woche“ vom 27.01.2021 findet sich eine mehrseitige Parteiwerbung der SPD. Auf 

Seite 4 dieser „Einlage“ (siehe oben) findet sich auch der Beitrag von einem Martin Kromm. Da heißt 

es: „Der Rechtsanwalt und Familienvater aus Steglitz setzt sich für Integration, Chancengleichheit 

und Teilhabe ein. Er ist stellvertretender BVV-Vorsitzender“. 

 

Auch Martin Kromm hat sich die Umbenennung von Straßen zur Aufgabe gemacht und bezieht sich 

dabei in seinem Beitrag auf den Maerckerweg in Berlin-Lankwitz und behauptet: „Benannt ist die 

kurze Straße nach dem Kolonialisten und Antisemiten Georg Maercker…“ 

 

Wie bei seinem Parteigenossen und Fraktionsvorsitzenden, Rechtsanwalt Norbert Buchta, kann 

auch bei Genossen Martin Kromm  davon ausgegangen werden, dass dem Genossen die 

Geschichte der SPD nach dem Ersten Weltkrieg wie auch die von der Rosa-Luxemburg-Stiftung 

geförderte Biographie zu General Georg Maercker aus Baldenburg in Westpreußen 

 

Claus Kristen: Ein Leben in Manneszucht. Von Kolonien und Novemberrevolution.  

Der „Städtebezwinger“ Georg Maercker. Schmetterling Verlag, Stuttgart 2018 

 

nicht bekannt sind. Von Deutscher Kolonialgeschichte und Würdigung von Lebensleistungen ganz 

zu schweigen.  

 

Wichtig ist hier wohl allein die mögliche politische Einflussnahme und Machtausübung mit Hilfe der 

SED-Traditionspartei „Die Linke“.  

 

Bürgerbeteiligung ist nur etwas für „Demokraten“, wenn der Bürger dieselbe Meinung hat, wie man 

selber! Die Arbeiter in der Arbeiter-Partei von 1920 dachten wohl auch anders als Anwälte in der 

SPD von heute! 

 

Das ist äußerst beschämend für diese Partei mit einer so langen demokratischen Tradition! Und es 

stellt sich die Frage, ist eine Partei noch „demokratisch“, wenn Ihre Funktionsträger die 

demokratischen Rahmenbedingungen lediglich als Mittel ansehen, sich selbst Macht zu verschaffen, 

ohne Rücksicht auf ihre Mitglieder und Wähler, vom Volk ganz zu schweigen!  

 

* 
02) Vorletzter Reichskanzler: Pflege für Kurt von Schleichers Grab soll nicht  
      mehr vom Land bezahlt werden 

Fraktionen der Bezirksverordnetenversammlung Steglitz-Zehlendorf wollen 
das Grab aus der Liste der Ehrengräber streichen. Von Schleicher ist 
umstritten.  

Thomas Lippold  
 
27.02.2021, 21:52 Uhr 
 
 
Auf dem Parkfriedhof Lichterfelde in Steglitz-Zehlendorf liegt das Grab von Kurt von 
Schleicher, der als letzter Reichskanzler der Weimarer Republik bekannt ist. Seit einem 
Senatsbeschluss aus dem Jahr 1978 ist es als Ehrengrab des Landes Berlin anerkannt, in 
diesem August soll die letzte Verlängerung auslaufen. 
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Doch die SPD-Fraktion der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) Steglitz-Zehlendorf 
fordert nun mit Unterstützung der Linksfraktion, das Ehrengrab von Schleichers nicht mehr 
zu verlängern und aus der Liste der Ehrengräber zu streichen. Von Schleicher gilt als 
umstrittene politische Figur: bis zum Januar 1933 war er Reichskanzler und direkt für die 
Ernennung seines Nachfolgers Adolf Hitler verantwortlich. Von Schleicher wurde zusammen 
mit seiner Ehefrau Elisabeth am 30. Juni 1934 von Angehörigen der SS in seiner 
Neubabelsberger Villa ermordet. 
 
Wer genau die Grabstätte von Kurt von Schleicher pflegt, ist eine gute Frage. Sicher ist sich 
die grüne Bezirksstadträtin Maren Schellenberg da selbst nicht – das geht aus einer Anfrage 
des Linken-Abgeordneten Gerald Bader an das Bezirksamt hervor. In der Grabstättenakte 
sei vermerkt worden, dass die Grabpflege 1978 noch von Angehörigen oder einer 
beauftragten Firma übernommen wurde. 
 
Zwanzig Jahre später wurde festgestellt, dass keine „gärtnerische Instandsetzung 
erforderlich sei.“ Seitdem, steht in der Anfrage, „ist davon auszugehen, dass die Pflege 
durch das Bezirksamt erfolgt.“ 
 
Auch über die Kosten ist man sich nicht ganz im Klaren. Die Stückkosten für die Pflege einer 
Grabstelle lagen 2019 bei 86,78 Euro. Die Summen variieren aber, „so dass weder für das 
Ehrengrab Kurt von Schleicher noch insgesamt für Ehrengräber eine Summe für das 
Bezirksamt genannt werden kann.“ Im Satz darauf dann die Info: Ein Ehrengrab kostet das 
Land Berlin etwa 800 Euro pro Jahr. 
 
 
„Berufsoffizier, Politiker, Reichskanzler“ 
 
Bei den Gründen für die letztmalige Verlängerung des Nutzungsrechtes an der Grabstätte, 
die 2015 erfolgte, notiert das Bezirksamt nur trocken „Fehlanzeige“. Auch sieht es sich nicht 
zuständig für die Beurteilung der „wesentlichen Verdienste von Kurt von Schleicher, die ein 
Ehrengrab rechtfertigen“, und zitiert lediglich aus der Liste der Ehrengrabstätten des 
Landes, in der es trocken heißt: „Berufsoffizier, Politiker, Reichskanzler.“ 
 
Nun stört sich Gerald Bader von der Linksfraktion aber nicht vorrangig an den Kosten für 
das Ehrengrab. Ihm geht es um den „Status des Grabes innerhalb einer städtischen 
Gedenkkultur, und nicht um die Grabstätte an sich.“ Mit diesem heißen Thema will sich das 
Bezirksamt aber nicht befassen, und so antwortet Bezirksstadträtin Schellenberg auf die 
abschließende Frage, ob das Bezirksamt ein Ehrengrab für Kurt von Schleicher denn für 
berechtigt hält: „Es steht daher dem Bezirksamt nicht zu, eine Entscheidung des Senats von 
Berlin zu hinterfragen.“ 
 
„Aus unserer Sicht“, schreibt Gerald Bader, „wäre es nun an der Zeit, den Ehrengrabstatus 
der Grabstätte von Schleicher in diesem August auslaufen zu lassen. Die SPD-Fraktion hat  
 
bereits einen Antrag dahingehend auf den Weg gebracht, dem wir uns in der Forderung 
anschließen.“ 
 
In dem Antrag, der Anfang März im Bezirksausschuss für Bildung und Kultur behandelt 
werden soll, fordert die SPD, das Ehrengrab von Schleichers nicht mehr zu verlängern. „Kurt 
von Schleicher hat sich nicht verdient gemacht, die Ehre für ein durch den Staat gepflegtes 
Grab und Andenken zu erhalten.“ 
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Weiter heißt es in der Begründung: „Kurt von Schleicher war kein Demokrat. Sein Ziel war 
die Beseitigung der Weimarer Republik und die Schaffung eines autoritären Staates. Er 
gehörte einem konservativ-reaktionärem Lager an, das bei dem Sturz des letzten frei 
gewählten Reichskanzler Hermann Müller (SPD) mitgewirkt hat. Feinde der Demokratie sind 
keine Personen, die durch ein Ehrengrab gewürdigt werden dürfen.“ 
Von Schleicher habe durch Ränkespiele die Stabilität der Weimarer Republik unterminiert 
 
Gerald Bader sieht das ähnlich. Ihm „ist es ein Rätsel, inwiefern sich ein Mensch, der diverse 
faschistische Personen und Massenorganisationen in Querfrontstrategien eingebunden hat 
und sie so salonfähig machte, um Berlin verdient gemacht haben soll. Vielmehr hat von 
Schleicher durch seine stetigen Ränkespiele und Geheimabsprachen (auch mit Adolf Hitler) 
die Stabilität der Weimarer Republik unterminiert und zugleich die Aufrüstung Deutschlands 
vorangetrieben.“ Bader sieht von Schleicher sogar als „einen von mehreren überaus 
prominenten Steigbügelhaltern des deutschen Faschismus“, eine Anerkennung durch ein 
Ehrengrab sei somit unverdient. 
 
Bei einer Rede vor dem Deutschen Bundestag 2003 bezeichnete Bernd Braun von der 
Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte in Heidelberg von Schleicher als „einen der 
entschiedensten Gegner Hitlers“. Eine längere Abhandlung über das Kabinett von 
Schleicher, die vom Bundesarchiv veröffentlich wurde, liest sich etwas anders. 
 
Zusammenfassend heißt es dort über von Schleicher: „Seiner eigenen Legende ist er, 
gemessen an dem, was er erreicht und was er verfehlt hat, nicht gerecht geworden; seiner 
politischen Maxime dagegen ist er treu geblieben. In den Intrigen des Januar 1933 wurde 
er mit seinen eigenen Waffen geschlagen. Die politischen Irrtümer und Fehleinschätzungen, 
mit denen er zur autoritären Aushöhlung des Weimarer Verfassungsstaates beigetragen 
hatte, schlugen in seinem Sturz auf ihn selbst zurück.“ 
 
 

 
Als „Steigbügelhaltern des deutschen Faschismus“ bezeichnet ein Bezirksverordneter der 
Linksfraktion von Steglitz-Zehlendorf von Schleicher.     Foto: mauritius images / World Book Inc.  

Auf dem Parkfriedhof Lichterfelde in Steglitz-Zehlendorf liegt das Grab von Kurt von 
Schleicher, der als letzter Reichskanzler der Weimarer Republik bekannt ist. Seit einem 
Senatsbeschluss aus dem Jahr 1978 ist es als Ehrengrab des Landes Berlin anerkannt, in 
diesem August soll die letzte Verlängerung auslaufen. 

Doch die SPD-Fraktion der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) Steglitz-Zehlendorf 
fordert nun mit Unterstützung der Linksfraktion, das Ehrengrab von Schleichers nicht mehr  

https://www.tagesspiegel.de/images/kurt-von-schleicher-7-april-1882-n-30-june-1934-german-general-and-the-second-to-last-chancellor-of-germany-during-the-era-of-the-weimar-republic/26959172/2-format43.jpg
https://www.tagesspiegel.de/images/kurt-von-schleicher-7-april-1882-n-30-june-1934-german-general-and-the-second-to-last-chancellor-of-germany-during-the-era-of-the-weimar-republic/26959172/2-format43.jpg
https://www.tagesspiegel.de/berlin/letzte-schritte-vor-dem-abgrund-ein-berliner-panorama-zum-ende-der-weimarer-republik/26795636.html
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zu verlängern und aus der Liste der Ehrengräber zu streichen. Von Schleicher gilt als 
umstrittene politische Figur: bis zum Januar 1933 war er Reichskanzler und direkt für die 
Ernennung seines Nachfolgers Adolf Hitler verantwortlich. Von Schleicher wurde zusammen 
mit seiner Ehefrau Elisabeth am 30. Juni 1934 von Angehörigen der SS in seiner 
Neubabelsberger Villa ermordet. 

Wer genau die Grabstätte von Kurt von Schleicher pflegt, ist eine gute Frage. Sicher ist sich 
die grüne Bezirksstadträtin Maren Schellenberg da selbst nicht – das geht aus einer Anfrage 
des Linken-Abgeordneten Gerald Bader an das Bezirksamt hervor. In der Grabstättenakte 
sei vermerkt worden, dass die Grabpflege 1978 noch von Angehörigen oder einer 
beauftragten Firma übernommen wurde.  

Zwanzig Jahre später wurde festgestellt, dass keine „gärtnerische Instandsetzung 
erforderlich sei.“ Seitdem, steht in der Anfrage, „ist davon auszugehen, dass die Pflege 
durch das Bezirksamt erfolgt.“ 

[Wenn Sie alle aktuellen Nachrichten live auf Ihr Handy haben wollen, empfehlen wir Ihnen 
unsere App, die Sie hier für Apple- und Android-Geräte herunterladen können.] 

Auch über die Kosten ist man sich nicht ganz im Klaren. Die Stückkosten für die Pflege einer 
Grabstelle lagen 2019 bei 86,78 Euro. Die Summen variieren aber, „so dass weder für das 
Ehrengrab Kurt von Schleicher noch insgesamt für Ehrengräber eine Summe für das 
Bezirksamt genannt werden kann.“ Im Satz darauf dann die Info: Ein Ehrengrab kostet das 
Land Berlin etwa 800 Euro pro Jahr. 

„Berufsoffizier, Politiker, Reichskanzler“ 

Bei den Gründen für die letztmalige Verlängerung des Nutzungsrechtes an der Grabstätte, 
die 2015 erfolgte, notiert das Bezirksamt nur trocken „Fehlanzeige“. Auch sieht es sich nicht 
zuständig für die Beurteilung der „wesentlichen Verdienste von Kurt von Schleicher, die ein 
Ehrengrab rechtfertigen“, und zitiert lediglich aus der Liste der Ehrengrabstätten des 
Landes, in der es trocken heißt: „Berufsoffizier, Politiker, Reichskanzler.“ 

Nun stört sich Gerald Bader von der Linksfraktion aber nicht vorrangig an den Kosten für 
das Ehrengrab. Ihm geht es um den „Status des Grabes innerhalb einer städtischen 
Gedenkkultur, und nicht um die Grabstätte an sich.“ Mit diesem heißen Thema will sich das 
Bezirksamt aber nicht befassen, und so antwortet Bezirksstadträtin Schellenberg auf die 
abschließende Frage, ob das Bezirksamt ein Ehrengrab für Kurt von Schleicher denn für 
berechtigt hält: „Es steht daher dem Bezirksamt nicht zu, eine Entscheidung des Senats von 
Berlin zu hinterfragen.“  

„Aus unserer Sicht“, schreibt Gerald Bader, „wäre es nun an der Zeit, den Ehrengrabstatus 
der Grabstätte von Schleicher in diesem August auslaufen zu lassen. Die SPD-Fraktion hat 
bereits einen Antrag dahingehend auf den Weg gebracht, dem wir uns in der Forderung 
anschließen.“ 

In dem Antrag, der Anfang März im Bezirksausschuss für Bildung und Kultur behandelt 
werden soll, fordert die SPD, das Ehrengrab von Schleichers nicht mehr zu verlängern. „Kurt 
von Schleicher hat sich nicht verdient gemacht, die Ehre für ein durch den Staat gepflegtes 
Grab und Andenken zu erhalten.“  

Weiter heißt es in der Begründung: „Kurt von Schleicher war kein Demokrat. Sein Ziel war 
die Beseitigung der Weimarer Republik und die Schaffung eines autoritären Staates. Er  

https://app.adjust.com/3cue8rp?campaign=Textlink
https://www.tagesspiegel.de/berlin/friedhoefe-in-berlin-mueller-schlaegt-23-neue-ehrengraeber-vor/23014948.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/friedhoefe-in-berlin-mueller-schlaegt-23-neue-ehrengraeber-vor/23014948.html


Seite 209 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

gehörte einem konservativ-reaktionärem Lager an, das bei dem Sturz des letzten frei 
gewählten Reichskanzler Hermann Müller (SPD) mitgewirkt hat. Feinde der Demokratie sind 
keine Personen, die durch ein Ehrengrab gewürdigt werden dürfen.“ 

Von Schleicher habe durch Ränkespiele die Stabilität der Weimarer 
Republik unterminiert 

Gerald Bader sieht das ähnlich. Ihm „ist es ein Rätsel, inwiefern sich ein Mensch, der diverse 
faschistische Personen und Massenorganisationen in Querfrontstrategien eingebunden hat 
und sie so salonfähig machte, um Berlin verdient gemacht haben soll. Vielmehr hat von 
Schleicher durch seine stetigen Ränkespiele und Geheimabsprachen (auch mit Adolf Hitler) 
die Stabilität der Weimarer Republik unterminiert und zugleich die Aufrüstung Deutschlands 
vorangetrieben.“ Bader sieht von Schleicher sogar als „einen von mehreren überaus 
prominenten Steigbügelhaltern des deutschen Faschismus“, eine Anerkennung durch ein 
Ehrengrab sei somit unverdient. 

Bei einer Rede vor dem Deutschen Bundestag 2003 bezeichnete Bernd Braun von der 
Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte in Heidelberg von Schleicher als „einen der 
entschiedensten Gegner Hitlers“. Eine längere Abhandlung über das Kabinett von 
Schleicher, die vom Bundesarchiv veröffentlich wurde, liest sich etwas anders.  

Zusammenfassend heißt es dort über von Schleicher: „Seiner eigenen Legende ist er, 
gemessen an dem, was er erreicht und was er verfehlt hat, nicht gerecht geworden; seiner 
politischen Maxime dagegen ist er treu geblieben. In den Intrigen des Januar 1933 wurde 
er mit seinen eigenen Waffen geschlagen. Die politischen Irrtümer und Fehleinschätzungen, 
mit denen er zur autoritären Aushöhlung des Weimarer Verfassungsstaates beigetragen 
hatte, schlugen in seinem Sturz auf ihn selbst zurück.“ 

Ob sich die Anerkennung als Ehrengrab nun ebenfalls als Fehleinschätzung herausstellen 
wird, ist eine schwierige Frage, mit der sich zunächst der Bildungs- und Kulturausschuss 
der BVV am kommenden Mittwoch beschäftigen darf. 

Aus: 27.02.2021, 21:52 Uhr bzw. Der Tagesspiegel, 28.02.2021, S. 10 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/letzter-reichskanzler-der-weimarer-republik-pflege-fuer-kurt-
von-schleichers-grab-soll-nicht-mehr-vom-land-bezahlt-werden/26959160.html 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.tagesspiegel.de/wissen/die-ambivalenz-der-weimarer-republik-vom-wegbereiter-der-katastrophe-zum-sehnsuchtsort/24265654.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/letzte-schritte-vor-dem-abgrund-ein-berliner-panorama-zum-ende-der-weimarer-republik/26795636.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/letzte-schritte-vor-dem-abgrund-ein-berliner-panorama-zum-ende-der-weimarer-republik/26795636.html
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Sachverhalt  
 

 
Die BVV möge beschließen: 
  
Das Bezirksamt wird ersucht, sich bei den zuständigen Stellen dafür einzusetzen, dass das 
Ehrengrab für Kurt von Schleicher auf dem Parkfriedhof Lichterfelde nicht mehr verlängert 
wird bzw. aus der Liste der Ehrengräber gestrichen wird. Kurt von Schleicher hat sich nicht 
verdient gemacht, die Ehre für ein durch den Staat gepflegtes Grab und Andenken zu 
erhalten. 
  
Begründung: 
  
Kurt von Schleicher war kein Demokrat. Sein Ziel war die Beseitigung der Weimarer 
Republik und die Schaffung eines autoritären Staates. Er gehörte einem konservativ-
reaktionärem Lager an, das bei dem Sturz des letzten frei gewählten Reichskanzler 
Hermann Müller (SPD) mitgewirkt hat. Feinde der Demokratie sind keine Personen, die 
durch ein Ehrengrab gewürdigt werden dürfen. 
 

 

 
 

 

 
 

https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/si010.asp?YY=2021&MM=02&DD=17
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/to010.asp?SILFDNR=4321
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/to010.asp?SILFDNR=4321
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/to010.asp?SILFDNR=4321
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/si010.asp?YY=2021&MM=03&DD=03
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/to010.asp?SILFDNR=4331
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/to010.asp?SILFDNR=4331
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/vo020.asp?VOLFDNR=7911#allrisSV
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bildung und Kultur der 
Bezirksverordnetenversammlung von Steglitz-Zehlendorf am 02.03.2021 
 
 

 

  

Name   Art der Mitarbeit   Herkunft   seit   

 

  Tom Cywinski  Ausschussmitglied CDU 09.04.2019 

  Dr. Clemens Escher  stellv. Ausschussvorsitzende(r) CDU 09.04.2019 

  Dr. Sabine Lehmann-Brauns  Ausschussmitglied CDU 09.04.2019 

  Martin Kromm  Ausschussmitglied SPD 28.03.2019 

  Ellinor Trenczek  Ausschussmitglied SPD 28.03.2019 

  Carsten Berger  Ausschussmitglied GRÜNE 10.04.2019 

  Lukas Uhde  Ausschussmitglied GRÜNE 28.03.2019 

  Johann Trülzsch  Ausschussmitglied AfD 28.03.2019 

  Mathia Specht-Habbel  Ausschussvorsitzende(r) FDP 28.03.2019 

  Hans-Walter Krause  Ausschussmitglied LINKE 10.04.2019 

  André Tinibel  Bürgerdeputierte(r) CDU (BD) 10.04.2019 

  Sabina Spindeldreier  Bürgerdeputierte(r) CDU (BD) 28.03.2019 

  Alexander Niessen  Bürgerdeputierte(r) SPD (BD) 15.05.2019 

  Dr. Detlef Meyer zu Heringdorf  Bürgerdeputierte(r) GRÜNE (BD) 28.03.2019 

  Dennis Klein  Stellv. Bürgerdeputierte(r) CDU (Stellv. BD) 28.03.2019 

  Martina Bischof Stellv. Bürgerdeputierte(r) CDU (Stellv. BD) 28.03.2019 

  Wibke Bronsch  Stellv. Bürgerdeputierte(r) SPD (Stellv. BD) 28.03.2019 

 

* 
Dieses Thema finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 
 
      Von der Geschichtsklitterung zur Geschichtsfälschung:  

      Straßenumbenennungen für eine andere Republik, für eine andere  

      Gesellschaft – für ein anderes Volk?  

      Das Beispiel Steglitz-Zehlendorf in Berlin: Paul von Hindenburg, Max von  

      Gallwitz, Georg Maercker 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gede

nktafeln_%20Ehrengraeber.pdf  

 

Eine Ergänzung auf den Leitseiten ist in Arbeit!    

 

https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=929
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=924
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=642
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=945
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1127
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=749
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=967
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1084
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1077
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1087
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1172
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1066
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1174
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1167
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1054
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=1090
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/kp020.asp?KPLFDNR=944
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/au020.asp?AULFDNR=60&altoption=Ausschuss&SORT=1ad_nv
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/au020.asp?AULFDNR=60&altoption=Ausschuss&SORT=1am_sskn
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/au020.asp?AULFDNR=60&altoption=Ausschuss&SORT=1kppartei
https://www.berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/au020.asp?AULFDNR=60&altoption=Ausschuss&SORT=1mgadat
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03) … und auch in anderen Bezirken Straßenumbenennungen, beispielsweise  

      in Tempelhof-Schöneberg 

 

 Landsmannschaft Westpreußen e.V.  
Berlin 

Westpreußisches Bildungswerk Berlin-Brandenburg 
Ostdeutscher Hochschulbund Danzig-Westpreußen 

Landesarbeitsgemeinschaft für Ostkunde im Unterricht e.V. Berlin 
  
Postbank Berlin IBAN DE 26 100 100 10 0001199 101 BIC BNKDEFF  
Brandenburgische Straße 24, 12167 Berlin-Steglitz      
Mo 10 – 12 Uhr und n.V.  (Ruf: 030-257 97 533 mit AA und Fernabfrage); Fax auf Anfrage   
westpreussenberlin@gmail.com                                                                                    
www.westpreussen-berlin.de                                                                               
  
Vorsitzender: Diplom-Geograph Reinhard M.W. Hanke; stv. Vors.: Ute Breitsprecher                                    
Schatzmeister: Dieter Kosbab Ruf: 030-661 24 22  

                                                                                                            24. Januar 2021 Hk 

O f f e n e r    B r i e f 
Zum Beschluss der BVV von Tempelhof-Schöneberg am 20.01.2021, den Kaiser-

Wilhelm-Platz in Richard-von-Weizsäcker-Platz umzubenennen. 
 
Sehr geehrter Herr Olschewski, 
 
wir „kennen“ uns aus meiner Tempelhofer bzw. vor allem aus meiner Tempelhof-Schöneberger Zeit 
(1982-2005) als Bezirklicher Planungsbeauftragter (BmBm-Plab). Daher wende ich mich in meinen 
„Offenen Brief“ zum BVV-Beschluss zur Umbenennung des Kaiser-Wilhelm-Platzes direkt an Sie, in 
der Gewissheit, dass mein Schreiben dann nicht gleich kommentarlos in den Papierkorb wandert. 
Und unsere Erfahrungen, mit Parteien des „linken Spektrums“, über ihre Entscheidungen einen 
sachlichen demokratische Diskurs zu führen, sind schlecht: Man will nicht mit uns reden! 
 
Als wir vor einigen Wochen von der Absicht des Herrn Bertram von Boxberg (Bündnis 90/Die 
Grünen) in der Presse lasen, dass er sich für diese Umbenennung einsetzt, hatte ich es nicht für 
möglich gehalten, dass es ihm und seiner Partei gelingen würde, die CDU und die FDP in die  
„rotgrüne Schmuddelzone“ der Veränderung der Geschichtslandschaft zu ziehen, an der die 
„politische Linke“ seit Jahren, mangels anderer Probleme, arbeitet.  
Zu diesem Zeitpunkt äußerte Herr von Boxberg – scheinheilig, wie ich meine! – noch seine 
Verwunderung darüber, dass die CDU seinem tollen Vorschlag, einen CDU-Politiker mit dieser 
Umbenennung an einer herausragenden Stelle zu ehren, nicht folgen, sondern sich mit der 
Benennung eines Saales im Rathaus Schöneberg begnügen wolle. 
 
Es ist äußerst bedauerlich, dass sich Ihre Fraktion diesem Vorhaben angeschlossen hat. Ja, es gibt 
eine Straße in Berlin-Lankwitz, die seit 1894 „Kaiser-Wilhelm-Straße“ heißt, ein Blick in deren 
Umgebung zeigt Ihnen auch, wohin in Zukunft die Reise in Schöneberg geht: die Umbenennung 
vieler Straßen im Umfeld des Nollendorfplatzes, und nicht nur, weil der Name dort auch vorhanden 
ist, sondern weil es sich um für bestimmte Kreise ungeliebte Namensgeber handelt! Wir sind tief 
enttäuscht darüber, dass die Parteien der BVV Tempelhof-Schöneberg sich dafür hergegeben 
haben, an diesem Ort im Zuge der „historischen Reichsstraße 1“, die nach Osten in die historischen 
ostdeutschen Landschaften Ost-Brandenburg, Pommern, Westpreußen und Ostpreußen führt, Ihre 
„einfältigen“ Ziele zu verwirklichen. Einfalt statt Vielfalt!                                                                   

                                                                                                                              

mailto:westpreussenberlin@gmail.com
http://www.westpreussen-berlin.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
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Die Berliner CDU, so ihr Generalsekretär Stefan Evers am 22.01.2021 im Berliner „Tagesspiegel“ 
(Seite 8), „(habe) bereits vor einigen Jahren angeregt, den noch namenlosen Platz vor dem Roten 
Rathaus [Eberhard Diepgen legte immer Wert auf die Bezeichnung: „Berliner Rathaus“, Anm. R.H.] 
nach von Weizsäcker zu benennen…“  Die Fraktionen der BVV Tempelhof-Schöneberg waren nicht 
in Not. 
 
Die Linke, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen – und nun auch CDU und FDP – sind bundesweit u.a. 
mit Umbenennungen in der Geschichtslandschaft aktiv, sie verfälschen unsere Geschichte und 
zugleich stehen sie für den Rückgang bei der Vermittlung von Geschichts- und 
Geographiekenntnissen  in unserm Bildungssystem.  
Eine Bürgerbeteiligung findet in den seltensten Fällen statt. Ein Beispiel bietet die Umbenennung 
der Mohrenstraße in Berlin-Mitte, wo Sozialdemokraten, Bündnis 90/Die Grünen und die Partei Die 
Linke sich einig waren, dann aber die Partei Die Linke ausscherte und eine Bürgerbeteiligung 
forderte; die bisherigen Bündnispartner setzten sich dann dort über diese – immerhin 
anerkennenswerte Forderung – ihres bisherigen Partners hinweg und setzten die Umbenennung der 
Mohrenstraße mit Mehrheitsbeschluss ihrer Stimmen in der BVV von Berlin-Mitte durch. 
 
Herr von Boxberg ist mir aus meiner Zwölf-Apostel-Kirchengemeinde, wo er 
anerkennenswerterweise seit Jahren gute Arbeit für die historischen Friedhöfe der Gemeinde leistet, 
bekannt. Neuerdings hat sich Herr von Boxberg auch in die „AG Berliner Ehrengräber“ eingebracht, 
in der wir daran arbeiten, selbstherrliche, intransparente Entscheidungen von RotRotGrün zu 
hinterfragen, denen in den letzten Jahren eine Vielzahl von Ehrengräbern zum Opfer gefallen sind: 
Ehre nicht auf Zeit, sondern für immer ist die Forderung der AG Berliner Ehrengräber. Und da will 
Herr von Boxberg mitziehen, dem so viel an Straßenumbenennungen liegt? Misstrauen ist 
angebracht (https://www.langhans-gesellschaft.org/ehrengrab/ag-berliner-ehrengraeber/). 
Diese AG Berliner Ehrengräber geht auf eine Initiative des ehemaligen Leitenden Baudirektors von 
Kreuzberg, Herrn Dipl.-Ing. Wolfgang Liebehenschel  (SPD) zurück, der bei Forschungen zu seinen 
schlesischen Landsleuten auf das Problem der Beseitigung von Ehrengräbern ohne Beteiligung der 
Öffentlichkeit aufmerksam wurde und auch die Begründungen  für die Löschung der Ehrengräber – 
kein Bekanntheitsgrad und hohe Kosten – für „irre und herbeigezogen“ hält.  
 
Auch wir Westpreußen sind davon betroffen, beispielsweise durch den. Wegfall des Ehrengrabes 
für Hugo Conwentz (*1855 Sankt Albrecht bei Danzig – †1922 Berlin) auf dem Stahnsdorfer Friedhof 
im Jahre 2014 (sein Grab war ursprünglich auf dem Alten Matthäus-Friedhof in Schöneberg und 
wurde 1938/39 auf Grund der „Germania-Planungen von Albert Speer 1938/1939 nach Stahnsdorf 
umgebettet). Im Jahre 2005 führten wir zum 150. Geburtstag von Hugo Conwentz eine Tagung im 
Botanischen Garten durch, auf dem Stahnsdorfer Friedhof hielten wir mit dem Bezirksamt 
Charlottenburg-Wilmersdorf eine Feierstunde an seinem Grabe ab, Frau Bezirksbürgermeisterin 
Monika Thiemen, SPD, hielt die Gedenkrede. Vorher hatte die Landsmannschaft Westpreußen e.V. 
Berlin die gestohlene Bronzeskulptur zu Conwentz in der Bildgießerei Noack nachgießen lassen. 
 
Hugo Conwentz gilt als Begründer des Staatlichen Naturschutzes, er wurde Direktor der 1906 in 
Danzig gegründeten „Staatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege in Preußen“, die 1911 nach 
Schöneberg umzog. An dem Gebäude in der Grunewaldstraße gibt es nur eine Gedenktafel für 
seinen Sekretär (!), nicht für ihn, auch an seinem letzten Wohnhaus in der Schöneberger 
Wartburgstraße gibt es noch keine Gedenktafel!  
Ich rege an, dass Sie/sie sich für die Gedenktafel(n) zur Erinnerung an Hugo Conwentz einsetzen. 
Sie können sich dabei auf den § 96 des „Bundesvertriebenengesetzes – BVFG“ berufen, nach dem 
Bund, Länder, Gemeinden usw. zur Pflege des ostdeutschen Kulturgutes verpflichtet sind! 
 
Die aktuellen bundesweiten Umbenennungswellen werden weitergehen. Der Kaiser-Wilhelm-Platz 
– ach ja, wenige Anwohner, wenige Proteste – wird nicht die letzte Aktion dieser Art sein, sie wird 
fortgesetzt werden, natürlich ohne Bürger (wenn diese anderer Meinung sein sollten) – und die CDU 
kann sagen: wir sind dabei! 
 

 
 
 

https://www.langhans-gesellschaft.org/ehrengrab/ag-berliner-ehrengraeber/
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Wir haben in diesem Land, in dieser Stadt, in diesem Bezirk, so viele andere Probleme: 
Errungenschaften der Kaiserzeit (Toilettenanlagen, Postämter usw.) werden beseitigt, man könnte  
sich u.a. beschäftigen mit kaputten Schulen und Straßen und Brücken, unzureichenden Planungen 
im Verkehrswesen und beim Wohnungsbau u.a.m. 
 
Mit freundlichen landsmannschaftlichen Grüßen 
 
Reinhard M. W. Hanke, Vorsitzender 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_I._(Deutsches_Reich) 

Wilhelm I. (Deutsches Reich) 

 

 
Wilhelm I. auf einem Porträt des Hoffotografen Wilhelm Kuntzemüller (1884)

 

 

Wilhelm I., mit vollem Namen Wilhelm Friedrich Ludwig von Preußen (* 22. März 1797 
in Berlin; † 9. März 1888 ebenda), aus dem Haus Hohenzollern war von 1861 bis zu seinem 
Tod König von Preußen und seit der Reichsgründung 1871 erster Deutscher Kaiser.  

Nach der Herrschaftsübernahme für seinen erkrankten Bruder Friedrich Wilhelm IV. 
wandelte Wilhelm sich 1858 vom konservativen Kartätschenprinz der Märzrevolution zum 
liberalen Prinzregenten der Neuen Ära. Am 18. Oktober 1861 krönte er sich im Königsberger 
Schloss zum König von Preußen. Die Regierungsgeschäfte überließ er weitgehend seinem 
Ministerpräsidenten und späteren Reichskanzler Otto von Bismarck. Nach den  

https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_Kuntzem%C3%BCller
https://de.wikipedia.org/wiki/22._M%C3%A4rz
https://de.wikipedia.org/wiki/1797
https://de.wikipedia.org/wiki/Berlin
https://de.wikipedia.org/wiki/9._M%C3%A4rz
https://de.wikipedia.org/wiki/1888
https://de.wikipedia.org/wiki/Hohenzollern
https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6nig_von_Preu%C3%9Fen
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Reichsgr%C3%BCndung
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutscher_Kaiser
https://de.wikipedia.org/wiki/Friedrich_Wilhelm_IV.
https://de.wikipedia.org/wiki/Kart%C3%A4tsche_(Munition)
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Revolution_1848/1849
https://de.wikipedia.org/wiki/Regentschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Neue_%C3%84ra
https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6nigsberger_Schloss
https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6nigsberger_Schloss
https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6nigreich_Preu%C3%9Fen
https://de.wikipedia.org/wiki/Otto_von_Bismarck
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Kaiser_Wilhelm_I._.JPG
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Wilhelm_I,_German_Emperor_Signature.svg
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Einigungskriegen und der Reichsgründung wurde Wilhelm am 18. Januar 1871 im Schloss 
Versailles zum Deutschen Kaiser proklamiert. In den folgenden Jahren gewann er im jungen 
Nationalstaat große Popularität.  
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Herkunft und frühe Jahre 

 
Königin Luise mit Prinz Wilhelm (links) und Kronprinz Friedrich Wilhelm (rechts), Gemälde 
von Carl Steffeck, 1886 
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Wilhelm Friedrich Ludwig von Preußen war der zweite Sohn des Kronprinzenpaares 
Friedrich Wilhelm von Preußen und Luise von Mecklenburg-Strelitz, Tochter des Herzogs 
Karl II. von Mecklenburg-Strelitz. Der Vater bestieg noch im Jahr von Wilhelms Geburt den 
preußischen Königsthron. Die Erziehung des Prinzen übernahm Johann Friedrich Gottlieb 
Delbrück, der zuvor Rektor des Magdeburger Pädagogiums gewesen war.  

Bis zum Krieg mit Frankreich verbrachte Wilhelm an der Seite seines älteren Bruders 
Friedrich Wilhelm eine glückliche Kindheit. Die Idylle zerbrach 1806 infolge der 
verheerenden Niederlage Preußens und der winterlichen Flucht der Herrscherfamilie nach 
Ostpreußen. Sein Vater stellte Wilhelm traditionsgemäß an seinem zehnten Geburtstag als 
Fähnrich in das Regiment Garde zu Fuß ein. Der frühe Tod seiner Mutter Luise traf den 13-
jährigen Wilhelm tief.  

Ab März 1813 hatte Wilhelm einen neuen Erzieher in Gestalt des preußischen Oberst 
Johann Georg Emil von Brause erhalten, der ihm auch nach dem Ausscheiden aus der 
Gouverneursstellung im September 1817 in väterlicher Freundschaft lebenslang verbunden 
blieb.[1] Seit Mai 1814 im Rang eines Majors begleitete Wilhelm seinen Vater im Feldzug in 
Frankreich, wobei er an den Schlachten bei La Rothière Arcis-sur-Aube, Bar-sur-Aube und 
Paris teilnahm. Bei Bar-sur-Aube hatte Wilhelm am 26. Februar 1814 zum ersten Mal im 
feindlichen Feuer gestanden. Für seinen Mut verlieh ihm am 38. Geburtstag seiner Mutter 
der Vater das Eiserne Kreuz II. Klasse.[2]  

Am 31. März zog Wilhelm mit seinem Vater in Paris ein. Er begleitete ihn auch beim Besuch 
in England und folgte ihm nach der endgültigen Niederlage Napoleons im Juli 1815 nach 
Paris. Am 1. Januar 1816 erhielt er das Kommando des Stettiner Gardelandwehrbataillons, 
1818 als Generalmajor das Kommando einer Gardeinfanteriebrigade, am 1. Mai 1820 den 
Oberbefehl über die 1. Gardedivision und wurde zum Generalleutnant befördert. Am 22. 
März 1824 übernahm Wilhelm die Führung des III. Armeekorps, schließlich kommandierte 
er von 30. März 1838 bis 22. Mai 1848 das Gardekorps.  

Auch in Staatsangelegenheiten wurde er vom König zur Beratung herangezogen. 
Wiederholt wurde er in Staats- und Familienangelegenheiten an den Petersburger Hof 
gesandt.  

Ehe und Kinder 

 
Augusta von Sachsen-Weimar-Eisenach 
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Nachdem er 1826 auf die Heirat mit der Prinzessin Elisa Radziwiłł verzichtet hatte, weil diese 
vom König nicht als ebenbürtige Partnerin eines preußischen Prinzen angesehen wurde, 
vermählte er sich am 11. Juni 1829 mit der Prinzessin Augusta von Sachsen-Weimar-
Eisenach, der Tochter des Großherzogs Karl Friedrich von Sachsen-Weimar-Eisenach, 
deren Schwester Maria die Gemahlin seines jüngeren Bruders Karl war.  

Die Ehe kam letztendlich auf Betreiben seines Vaters zustande und verlief nicht sonderlich 
glücklich. Ihm gelang es jedoch, seine Liebschaften sowohl vor seiner Frau als auch vor der 
Öffentlichkeit verborgen zu halten.  

Aus der Ehe gingen zwei Kinder hervor:  

• Friedrich Wilhelm (1831–1888) ⚭ 1858 Prinzessin Victoria von Großbritannien und 

Irland (Tochter von Königin Victoria) 

• Luise (1838–1923) ⚭ 1856 Großherzog Friedrich I. von Baden 

Zwei Fehlgeburten verhinderten weitere Kinder.  

Als Sommerresidenz diente Wilhelm und Augusta seit 1835 das Schloss Babelsberg in 
Potsdam, als Winterresidenz seit 1837 das heutige Alte Palais in Berlin.  

Prinz von Preußen 

 
Ausritt des Prinzen Wilhelm von Preußen in Begleitung des Malers,  
Gemälde von Franz Krüger, 1836 
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König Friedrich Wilhelm IV., Bruder Wilhelms I. 
 

 
Märzrevolution 1848 in Berlin 
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Karl Anton Fürst von Hohenzollern-Sigmaringen 

Märzrevolution 

Nachdem die Frau des Kronprinzen, Elisabeth Ludovika von Bayern, in Folge einer 1828 
erlittenen Fehlgeburt, unfruchtbar geworden war,[3] hatte Friedrich Wilhelm III. seinen 
zweitgeborenen Sohn, Wilhelm, zum vorläufigen Nachfolger des späteren Königs 
bestimmt.[4] Mit dem Tod seines Vaters im Jahr 1840 erhielt Wilhelm als präsumtiver 
Thronfolger seines Bruders, des nunmehrigen Königs Friedrich Wilhelm IV., den Titel Prinz 
von Preußen.[5] und wurde bald darauf zum General der Infanterie befördert.  

Laut Forschungen Rüdiger Hachtmanns von 1997 blieb dem preußischen Militär am 19. 
März 1848 angesichts der heftigen Berliner Barrikadenkämpfe nur der Weg des Rückzugs, 
wollte es unter dem zermürbenden Straßenkampf nicht nach und nach aufgerieben, 
politisiert oder nervlich zerrüttet werden. Der Prinz von Preußen war wegen seines 
Plädoyers für eine militärische Lösung bei den Anhängern der Revolution derart verhasst, 
dass er vom taktierenden König den Befehl erhielt, umgehend nach London zu reisen.  

Durch sein unentschlossenes Schwanken zwischen militärischer und diplomatischer 
Lösung trug Friedrich Wilhelm IV. maßgebliche Verantwortung für die Eskalation. Er wurde 
von der Berliner Öffentlichkeit aber weniger für den Barrikadenkampf verantwortlich 
gemacht als Prinz Wilhelm, obwohl Wilhelm bereits am 10. März 1848 vom König zum 
Generalgouverneur der Rheinarmee ernannt worden war und somit keine Befehlsgewalt 
über die in und um Berlin stationierten Truppen innehatte. Die Tatsache, dass Karl von 
Prittwitz speziell den Einsatz von Kartätschkugeln genehmigt hatte, wurde fälschlicherweise 
auf Wilhelm zurückgeführt. Bereits am 12. Mai polemisierte der Auskultator Maximilian Dortu 
in einer Rede Wilhelm als „Kartätschenprinzen“, diese Verspottung wurde in der Folge von  

https://de.wikipedia.org/wiki/Karl_Anton_(Hohenzollern)
https://de.wikipedia.org/wiki/Elisabeth_Ludovika_von_Bayern
https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_I._(Deutsches_Reich)#cite_note-3
https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_I._(Deutsches_Reich)#cite_note-4
https://de.wikipedia.org/wiki/Pr%C3%A4sumtion
https://de.wikipedia.org/wiki/Friedrich_Wilhelm_IV.
https://de.wikipedia.org/wiki/Prinz_von_Preu%C3%9Fen_(Titel)
https://de.wikipedia.org/wiki/Prinz_von_Preu%C3%9Fen_(Titel)
https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_I._(Deutsches_Reich)#cite_note-DHM-Biografie-5
https://de.wikipedia.org/wiki/General
https://de.wikipedia.org/wiki/Infanterie
https://de.wikipedia.org/wiki/R%C3%BCdiger_Hachtmann
https://de.wikipedia.org/wiki/Karl_von_Prittwitz
https://de.wikipedia.org/wiki/Karl_von_Prittwitz
https://de.wikipedia.org/wiki/Kart%C3%A4tsche_(Munition)
https://de.wikipedia.org/wiki/Auskultator
https://de.wikipedia.org/wiki/Maximilian_Dortu
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Karl_Anton_von_Hohenzollern.jpg


Seite 220 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

einer Vielzahl an Zeitungen aufgegriffen. Am 19. März floh Wilhelm in die Spandauer 
Zitadelle und in den folgenden Tagen ins Exil nach London. In Regierungskreisen wurde zu 
diesem Zeitpunkt darüber debattiert, ob Wilhelm zu Gunsten seines Sohnes, des späteren 
Kaisers Friedrich III., von der königlichen Nachfolge ausgeschlossen werden sollte.[6]  

Den Befehl zur Beendigung des „Skandals“ – der Protestdemonstration der Bevölkerung – 
auf dem Berliner Schlossplatz am 18. März gab zwar Friedrich Wilhelm IV. selbst. Aber dass 
sein Militär diesen Befehl in einer Weise auslegte, die den Einsatz von Schusswaffen 
beinhaltete, wurde fälschlicherweise vor allem dem „Prinz von Preußen“, dem späteren 
Kaiser Wilhelm I. angelastet. Die Tatsache, dass Friedrich Wilhelm IV., verunsichert durch 
die Eskalation und um eine politische Lösung bemüht, seinem Bruder, vor dem Feindbild 
der aufgebrachten Massen, nahelegte, für eine befristete Zeit außer Landes zu gehen, 
wurde später zu einer Legende umgestrickt und als „Verbannung“ dargestellt. Aber der 
Aufforderung seines Bruders Friedrich Wilhelm IV. kam Wilhelm nicht aufgrund von so etwas 
wie einer Verbannung nach. In Verkleidung als Kaufmann, ging Wilhelm in quasi „geheimer 
Mission“ nach England, allerdings nicht ohne dem König von Preußen seine Verachtung 
ausgedrückt zu haben. Zugleich bekannte sich Wilhelm dazu, damit Preußen und der 
Monarchie zu dienen und sie zu bewahren, eine Aufgabe, für die – seiner Ansicht nach – 
„kein Opfer groß genug“ sein könne.[7]  

Flucht nach London 

Der Prinz floh mit Hilfe des Majors im Stab des Gardekorps August Oelrichs (1801–1868) 
aus Berlin und reiste unter dem Decknamen Wilhelm Oelrichs am 23. und 24. März unter 
Mithilfe von William O’Swald nach London. Bei der Abreise soll Augusta den Major schriftlich 
instruiert haben, „welche Ansichten“ er „dem Prinzen gegenüber geltend zu machen 
habe“.[8] In London verkehrte Wilhelm mit Prinzgemahl Albert, Robert Peel, John Russell, 
Henry John Palmerston und anderen Staatsmännern und klärte seine politischen 
Anschauungen. An den deutschen Einheitsbestrebungen nahm er lebhaften Anteil. Die 
Berliner sangen derweil Spottlieder auf ihn:  

Schlächtermeister Prinz von Preußen 
komm doch, komm doch nach Berlin! 
Wir wollen dich mit Steinen schmeißen 
und die Barrikaden ziehn. 

Der Berliner Barrikadenkampf gehörte mit 300 toten Demonstranten zu den verlustreichsten 
Unruhen der Märzrevolution. König Friedrich Wilhelm IV. wies später jede Verantwortung 
von sich und verbreitete im Manifest An meine lieben Berliner stattdessen das abstruse 
Gerücht von einer angeblichen ausländischen Verschwörung.[9]  

Rückkehr nach Berlin 

Prinzessin Augusta weilte derweil mit den zwei Kindern in Potsdam. Anfang Juni kehrte 
Wilhelm nach Berlin zurück. Am 30. Mai hatte sich der Prinz in Brüssel öffentlich und 
schriftlich zur konstitutionellen Regierungsform für Preußen bekannt und so auf die 
Demonstration von 10.000 Berlinern gegen seine Rückkehr reagiert. Zum Abgeordneten in 
die preußische Nationalversammlung gewählt, nahm er zwar das Mandat an, aber, 
nachdem er in einer kurzen Rede seine konstitutionellen Grundsätze dargelegt hatte, 
kündigte er die Niederlegung seines Abgeordnetenmandats an und kehrte nach Potsdam 
zurück. Im September ernannte der König auf seinen Vorschlag einige Minister des neuen 
gegenrevolutionären Ministeriums des Generals Ernst von Pfuel.  
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Am 8. Juni 1849 ernannte der Reichsverweser Johann von Österreich Wilhelm zum 
Oberkommandierenden der „Operationsarmee in Baden und in der Pfalz“, die aus den 
preußischen Korps Hirschfeld und Groeben und dem Neckarkorps des Deutschen Bundes 
bestand. Aufgabe war die Niederschlagung der Revolutionen in der Pfalz und in Baden. 
Nachdem Wilhelm am 12. Juni bei Ingelheim einem ersten Attentat entgangen war, 
unterwarf die Operationsarmee in wenigen Wochen die Aufständischen. Seit dem Feldzug 
gehörte der damalige Stabschef Hirschfelds und spätere Heeresreformer Albrecht von Roon 
zu Wilhelms persönlichem Umkreis. Mit der Einnahme der Festung Rastatt, der letzten 
Bastion der Revolutionäre, wurde zugleich auch die Märzrevolution in Deutschland 
endgültig niedergeschlagen. Die Siegesfeier fand mit dem gemeinsamen Einzug des 
Großherzogs Leopold von Baden und Wilhelms am 19. August in Karlsruhe statt.  

Koblenzer Jahre 

Am 12. Oktober zog er an der Spitze von Truppen, die in Baden gekämpft hatten, in Berlin 
ein und wurde zum Generalgouverneur der Rheinprovinz und der Provinz Westfalen 
ernannt. Seinen Wohnsitz nahm er in Koblenz, der Hauptstadt der Rheinprovinz.[5] 1854 
wurde er zugleich Generaloberst der Infanterie mit dem Rang eines Generalfeldmarschalls 
und Gouverneurs der Festung Mainz.  

In Koblenz residierten Augusta und Wilhelm von Preußen gemeinsam von 1850 bis 1858 
im Kurfürstlichen Schloss. Insbesondere Prinzessin Augusta fühlte sich in dieser Stadt wohl; 
hier hatte sie endlich die Gelegenheit, ein Hofleben zu gestalten, wie sie es aus ihrer 
Kindheit am Weimarer Hof gewöhnt war. Ihr Sohn Friedrich studierte im nahen Bonn 
Rechtswissenschaften und war damit der erste preußische Thronfolger, der eine 
akademische Ausbildung erhielt. Auch daran war Augustas Einfluss maßgeblich beteiligt.  

Am Koblenzer Hof verkehrten insbesondere auf das Betreiben von Prinzessin Augusta hin 
liberale Menschen wie der Historiker Maximilian Duncker, die Rechtsprofessoren Moritz 
August von Bethmann-Hollweg und Clemens Theodor Perthes sowie Alexander von 
Schleinitz.[5] Auch Wilhelm nahm unter dem Eindruck der 1848er Revolte eine politisch 
gemäßigtere Haltung an, die bei seinem regierenden Bruder auf Unwillen stieß. Kritisch 
wurde Prinzessin Augustas tolerante Haltung gegenüber dem Katholizismus beobachtet, 
die in der Koblenzer Zeit besonders offensichtlich wurde – eine Haltung, die man in einer 
Zeit, als die religiöse Konfession noch eine große Bedeutung hatte, bei einer preußisch-
protestantischen Prinzessin als unpassend empfand.  

Neue Ära 

Die früher dem Prinzen ungünstige Stimmung war infolge seiner Zurückhaltung gegenüber 
den extremen Positionen der politischen und kirchlichen Reaktion und des Junkertums so 
sehr in das Gegenteil umgeschlagen, dass er, besonders seit den Verwicklungen mit 
Österreich und seit dem Krimkrieg, als Hauptvertreter der Machtstellung Preußens galt, und 
dass alle Hoffnungen der patriotischen und liberalen Partei sich ihm zuwandten, als er 
während der Erkrankung des Königs am 23. Oktober 1857 als dessen Stellvertreter und ab 
7. Oktober 1858 als Prinzregent an die Spitze der Regierung trat. Nachdem er am 26. 
Oktober gemäß Art. 58 der Preußischen Verfassung den Eid auf die Verfassung geleistet 
hatte, berief er am 5. November das liberale Ministerium Karl Anton Fürst von Hohenzollern-
Sigmaringen („Neue Ära“) und legte am 8. November in einem Erlass an dieses seine 
Regierungsgrundsätze und Ziele dar.  

Zwar betonte er, dass von einem Bruch mit der Vergangenheit nicht die Rede sein könne; 
er erklärte sich aber entschieden gegen alle Scheinheiligkeit und Heuchelei; ebenso sprach  
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er sich dagegen aus, dass Preußen sich in der auswärtigen Politik fremden Einflüssen 
hingebe, vielmehr müsse es durch eine weise Gesetzgebung, Hebung aller sittlichen 
Elemente und Ergreifung von Einigungsmomenten in Deutschland Eroberungen zu machen 
suchen. Diese Aussagen fanden im Volk und bei dem neu gewählten, überwiegend liberalen 
Abgeordnetenhaus Beifall, da vor allem der Einfluss der kirchlichen Reaktion und die 
russische Politik Friedrich Wilhelms IV. Unwillen hervorgerufen hatten, und wurden fast 
allein beachtet; viel zu wenig dagegen die Worte des Prinzen, in denen er von der 
notwendigen Heeresreform und den dazu erforderlichen Geldmitteln sprach, da Preußens 
Heer mächtig und angesehen sein müsse, wenn Preußen seine Aufgabe erfüllen solle.  

Dies sah der Prinz als seine Hauptaufgabe an, und der Verlauf der Ereignisse von 1859, als 
die Mobilmachung auf große Schwierigkeiten stieß und bedeutende Mängel im Heerwesen 
aufdeckte, konnte ihn nur darin bestärken. Die Majorität des Abgeordnetenhauses war 
jedoch nicht bereit, im Vertrauen auf des Prinzen konstitutionelle und deutsch-nationale 
Gesinnung und Politik die Mehrkosten der 1860 eingebrachten durchgreifenden 
Heeresreorganisation definitiv zu bewilligen.  

Freimaurerei 

Wilhelm wurde als Prinz von Preußen am 22. Mai 1840 in einer gemeinsamen Veranstaltung 
aller preußischer Großlogen (Große Landesloge, Große National-Mutterloge, Royal York 
zur Freundschaft) in die Freimaurerei aufgenommen. Die Aufnahme leitete der damalige 
Ordens-Unterarchitekt Wilhelm Ludwig Viktor Graf Henckel von Donnersmarck im Namen 
der Großen Landesloge. Wilhelms Vater stimmte dem unter der Bedingung zu, dass er auch 
das Protektorat über die drei Großlogen übernahm, das 1774 Friedrich der Große begründet 
hatte.  

Am 22. Oktober 1840 wurde Prinz Wilhelm in das Ordenskapitel „Indissolubilis“ 
aufgenommen, ebenfalls durch Graf Henckel von Donnersmarck, da der amtierende 
Ordensmeister erkrankt war.  

Am 26. Dezember 1841 wurde Prinz Wilhelm zum Ordens-Unterarchitekten, dem 
dritthöchsten Amt innerhalb der Großen Landesloge, ernannt. Er legte das Amt aber am 15. 
Juli 1842 nieder, um seine Neutralität als Protektor gegenüber den anderen beiden 
Großlogen nicht zu gefährden.  

König von Preußen 

 
Karikatur Wilhelms I. von Thomas Nast 
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Krönung in Königsberg 

 
Krönung Wilhelms I. zum König in Königsberg,  
Gemälde von Adolph Menzel, 1861 

Nach dem Tod seines Bruders Friedrich Wilhelm IV. am 2. Januar 1861 bestieg Wilhelm 
den preußischen Thron. Mit der von ihm selbst auf eigene Kosten veranstalteten Krönung 
meinte Wilhelm einen Kompromiss zwischen der nicht in der Verfassung vorgesehenen, 
aber von ihm gewünschten Erbhuldigung, und der dort vorgeschriebenen Eidesleistung im 
Parlament gefunden zu haben.[10] Im Aufruf an mein Volk vom 8. Januar 1861 bekräftigte er 
seine Treue zum Eid auf die Verfassung, den er bereits 1858 als Prinzregent abgelegt hatte. 
Am 18. Oktober 1861 fand die prachtvolle Krönungsversammlung in Königsberg in der 
Schlosskirche statt.  

Wilhelm setzte sich selbst die Krone aufs Haupt, nahm das Zepter und das Reichsschwert 
vom Altar und hob sie mit ausgestreckten Armen in die Höhe. Diesen Moment, den 
Höhepunkt der Krönung, stellte Adolph Menzel in seinem Gemälde „Krönung Wilhelms I.“ 
dar (in gleicher Weise zeigte später eine Statue den König auf dem Kaiser-Wilhelm-Platz in 
Königsberg). Eine Salbung hatte nicht stattgefunden. Danach krönte er seine Frau zur 
Königin. Zum Abschluss der Feiern sagte Wilhelm im Thronsaal des Königsberger 
Schlosses: „Von Gottes Gnaden tragen Preußens Könige seit 160 Jahren die Krone. 
Nachdem durch zeitgemäße Einrichtungen der Thron umgeben ist, besteige ich als erster 
König denselben. Aber eingedenk, daß die Krone nur von Gott kommt, habe ich durch die 
Krönung an geheiligter Stätte bekundet, daß ich sie in Demut aus seinen Händen 
empfangen habe.“[11]  

Politik als König 

 
Otto von Bismarck 
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Die Neuwahlen am 6. Dezember 1861 wurden durch die neu gegründete Deutsche 
Fortschrittspartei sehr deutlich gewonnen (auf Anhieb mit 104 Abgeordneten in der 
Kammer). Mit dem Rücktritt des Ministeriums der Neuen Ära (17. März 1862), das der König 
fallen ließ, weil es im Abgeordnetenhaus die Bewilligung der Mittel für die tatsächlich bereits 
durchgeführte Heeresreorganisation nicht erreichen konnte, begann der 
Verfassungskonflikt. Der König hielt zäh an der Heeresreform fest, auch weil er die 
staatsrechtliche Grundsatzfrage des Verhältnisses von König und Parlament berührt sah. 
Da er sich in seinen Machtbefugnissen als souveräner Herrscher in Frage gestellt sah, 
dachte er zeitweise sogar an Abdankung. Die entsprechende Urkunde war bereits 
unterzeichnet, als Otto von Bismarck – auf Initiative des Kriegsministers Albrecht von 
Roon – den König von diesem Schritt abhielt. Bismarck erklärte sich bereit, als 
Ministerpräsident auch ohne genehmigten Haushalt (Lückentheorie) zu regieren und die 
Heeresreform durchzusetzen.  

Durch die Ernennung Bismarcks zum preußischen Ministerpräsidenten am 23. September 
1862 und die Unterstützung seines Ministeriums gegen das Abgeordnetenhaus verlor der 
König seine frühere Popularität, wie sich besonders bei den 50-jährigen Erinnerungsfesten 
an die Befreiungskriege 1863 und an die Vereinigung verschiedener Provinzen mit Preußen 
1865 zeigte. Während zugleich die Reformen im Innern völlig stockten, ja vielfach ein 
schroffes Polizeiregiment zur Herrschaft kam, ließ sich der König von Bismarck zu einer 
entschiedenen Politik in der deutschen Frage bestimmen. Erfolge in der Deutschlandpolitik 
sollten von dem autoritären Regiment im Inneren ablenken und die politischen Gegner mit 
der Zeit ins eigene Lager ziehen.  

Im Jahr 1866 bot die durch den gewonnenen Deutschen Krieg ausgelöste patriotische 
Begeisterung eine günstige Gelegenheit zur Beendigung des Verfassungskonflikts. Durch 
die Indemnitätsvorlage von 1866 genehmigte der preußische Landtag nachträglich die 
Staatshaushalte seit 1862. Wilhelm lenkte wieder stärker in liberale Bahnen ein. Die 
verhassten Minister der Konfliktsperiode wurden entlassen und machten Anhängern einer 
freisinnigen Reform Platz. Mit der Gründung des Norddeutschen Bundes vom 1. Juli 1867 
wurde Wilhelm der Inhaber des Bundespräsidiums.  

Einigungskriege 

 
Nach der Schlacht bei Königgrätz, Gemälde von Emil Hünten, 1886 
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Nach der Schlacht bei Sedan, Gemälde von Carl Steffeck, 1884 

Die erste Gelegenheit zu Erfolgen in der Deutschlandpolitik bot der Deutsch-Dänische Krieg 
von 1864, in dem Preußen und Österreich gemeinsam als Wahrer deutscher Interessen in 
den mit Dänemark verbundenen Herzogtümern Schleswig und Holstein auftraten. Wie von 
Bismarck kalkuliert, kam es nach dem Sieg über die weitere Behandlung Schleswig-
Holsteins zum Konflikt mit Österreich, mit dem Preußen damals noch immer um die Führung 
im Deutschen Bund konkurrierte. Der König erhielt das Siegestelegramm von der Schlacht 
bei Düppel auf der Rückfahrt von einer Truppeninspektion auf dem Tempelhofer Feld. 
Augenblicklich kehrte er um, um den Soldaten die Siegesbotschaft zu verkünden. Im 
Anschluss fuhr er zum Kriegsschauplatz, wo er am 21. April 1864, bei einer Parade auf einer 
Koppel zwischen Gravenstein und Atzbüll, den „Düppelstürmern“ persönlich dankte.[12]  

Obwohl Wilhelm zunächst nur widerstrebend Bismarcks Politik gefolgt war, eine 
kriegerische Entscheidung gegen Österreich zu suchen, übernahm er im Deutschen Krieg 
von 1866 selbst den Oberbefehl über das Heer und errang dank der überlegenen 
strategischen Planung des Generalstabschefs Helmuth von Moltke den 
kriegsentscheidenden Sieg in der Schlacht von Königgrätz. Bei den Friedensverhandlungen 
folgte er wiederum Bismarcks Rat und verzichtete, wenn auch ungern, auf die Annexion 
Sachsens, um Bismarcks deutsche Einigungspläne nicht zu durchkreuzen.  

Im Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 übernahm Wilhelm wieder den Oberbefehl 
über die gesamte in Frankreich einrückende Armee, befehligte selbst bei Gravelotte und bei 
der Schlacht bei Sedan; zudem leitete er von Oktober 1870 bis März 1871 von Versailles 
aus nominell die militärischen Operationen und die politischen Verhandlungen über die 
Gründung des Deutschen Reichs. Tatsächlich spielte auch hierbei Bismarck die wesentliche 
Rolle. Im November 1870 unterzeichnete der bayerische König Ludwig II. den von Bismarck 
verfassten Kaiserbrief. Wilhelm war nur schwer davon zu überzeugen, Preußen künftig in 
einem gesamtdeutschen Nationalstaat aufgehen zu lassen, auch wenn er selbst an dessen 
Spitze treten sollte. Der Annahme des Titels Deutscher Kaiser widersetzte er sich noch bis 
zum Vorabend der Kaiserproklamation im Spiegelsaal von Versailles, die am 18. Januar 
1871 stattfand.  
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Deutscher Kaiser 

Proklamation in Versailles 

 
Proklamierung des Deutschen Kaiserreiches, Gemälde von Anton von Werner, 1885 

Durch die Kaiserproklamation, die am 18. Januar 1871, dem 170. Jahrestag der 
Königskrönung Friedrichs III. von Brandenburg, im Spiegelsaal des Schlosses von 
Versailles stattfand, nahm Wilhelm für sich und seine Nachfolger zur Krone Preußens den 
Titel eines Deutschen Kaisers an und versprach, „allzeit Mehrer des Deutschen Reichs zu 
sein, nicht an kriegerischen Eroberungen, sondern an den Gütern und Gaben des Friedens 
auf dem Gebiet nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gesittung“. Der Proklamation war ein 
erbitterter Streit über den Titel zwischen Bismarck und König Wilhelm vorausgegangen. 
Wilhelm fürchtete, dass die deutsche Kaiserkrone die preußische Königskrone überschatten 
würde. Am Vorabend der Proklamation meinte er:  

„Morgen ist der unglücklichste Tag meines Lebens! Da tragen wir das preußische Königtum 
zu Grabe.“  

– Wilhelm I. 

Wilhelm war wenig motiviert, Kaiser zu werden; er achtete den Titel des preußischen Königs 

höher. Ob er nun „Deutscher Kaiser“ oder „Kaiser von Deutschland“ heißen sollte, blieb 
unentschieden. Der badische Großherzog Friedrich I., sein Schwiegersohn, löste das 
Problem, das noch am Morgen der Proklamation ungeklärt war, indem er einfach ein Hoch 
auf „Kaiser Wilhelm“ ausbrachte und die heikle Titelfrage umging.[13] Letztlich blieb es bei 
der von Bismarck mit Rücksicht auf die deutschen Fürsten gewählten Bezeichnung 
„Deutscher Kaiser“. Der Kaiser war so verbittert, dass er Bismarck nicht einmal die Hand 
gab. Am 16. Juni 1871 hielt er seinen glänzenden Einzug in Berlin.  
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Politik als Kaiser 

 
Wilhelm I. in Uniform mit Orden und Pickelhaube, 1884 

Wilhelm akzeptierte aber letztlich, dass die Politik des neuen Deutschen Reiches von 
Bismarck bestimmt wurde. Das zeigen ihm zugeschriebene Aussprüche wie „Bismarck ist 
wichtiger“ oder:  

„Es ist nicht leicht, unter einem solchen Kanzler Kaiser zu sein.“  

– Wilhelm I.[14] 

In Übereinstimmung mit Bismarck war er bemüht, den äußeren Frieden durch Bündnisse 
mit den Nachbarmächten (außer Frankreich) zu sichern. Zu diesem Zweck brachte er im 
September 1872 in Berlin im sogenannten Dreikaisertreffen den Dreikaiserbund zwischen 
dem Deutschen Reich, Russland und Österreich-Ungarn zustande, der die beiden letzteren 
Mächte einander annäherte und Frankreich politisch isolierte. Besuche des Kaisers in 
St. Petersburg und Wien 1873 und in Mailand 1875 dienten der weiteren Unterstützung 
dieser außenpolitischen Annäherung.  

Eine andere – vor allem ehrenvolle – außenpolitische Aufgabe fiel dem Kaiser 1871 zu, als 
er um Vermittlung zwischen den USA und Großbritannien im sogenannten Schweinekonflikt 
gebeten wurde. Mit seiner Entscheidung vom 21. Oktober 1872 zugunsten der USA 
beendete er den bereits seit 13 Jahren andauernden Grenzkonflikt zwischen dem US-
Bundesstaat Washington und dem kanadischen British Columbia. 1878 begründete Wilhelm 
die Generalstabsstiftung.  
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Späte Jahre und Tod 

 
Trauerzug für Wilhelm I. im Berliner Lustgarten, 1888 

Wilhelm, der im hohen Alter hohe Popularität genoss und für viele das alte Preußen 
verkörperte, starb nach kurzer Krankheit im Dreikaiserjahr am 9. März 1888 im Alten Palais 
Unter den Linden und wurde am 16. März im Mausoleum im Schlosspark Charlottenburg 
beigesetzt.  

Aus Sympathie der Deutschen zu Kaiser Wilhelm wurde die Zeile „Wir wollen unseren alten 
Kaiser Wilhelm wieder haben“ zur Melodie des 1875 von Richard Henrion komponierten 
Fehrbelliner Reitermarschs gesungen.  

Sein Ausspruch „Ich habe keine Zeit müde zu sein“ wurde zum Synonym für Pflichterfüllung 
bis zum letzten Augenblick und wurde später zum geflügelten Wort. Dies sollen die letzten 
zusammenhängenden Worte gewesen sein, die Wilhelm I. an seinem Todestag äußerte.  

Michel Lock schuf 1891 eine Skulpturen-Gruppe mit dem in einem Lehnstuhl sitzenden und 
sterbenden Wilhelm I.  

Ziel von Attentaten 

Am 12. Juni 1849 entging Wilhelm bei Ingelheim einem ersten Attentat.  

Am 14. Juli 1861 verübte der Student Oskar Becker in Baden-Baden ein Attentat auf 
Wilhelm, verwundete ihn aber nur leicht am Hals.  

Am 11. Mai 1878 feuerte der arbeitslose, sich in Berlin aufhaltende Klempnergeselle Max 
Hödel, als der Kaiser mit seiner Tochter, der Großherzogin von Baden, in offenem Wagen 
durch die Straße Unter den Linden fuhr, mit einem Revolver mehrere Schüsse gegen ihn 
ab, von denen nicht einer traf.[15] Weil sich unter den Mitgliedskarten mehrerer politischer 
Parteien, die er bei seiner Festnahme bei sich hatte, auch eine der Sozialdemokratie befand, 
nahm Bismarck dies am 24. Mai zum Anlass, im Reichstag ein „Gesetz zur Abwehr 
sozialdemokratischer Ausschreitungen“ zu beantragen. Dieser Gesetzesantrag fand jedoch 
keine Mehrheit im Reichstag. Kronprinz Friedrich, der für den nach dem Nobiling-Attentat 
am 2. Juni 1878 schwer verletzten Kaiser die Stellvertretung übernommen hatte, bestätigte 
im August das Todesurteil gegen Hödel.[16]  
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Drei Wochen später am Sonntag, dem 2. Juni 1878, feuerte ein anderer Attentäter an fast 
der gleichen Stelle, noch bevor sich die Aufregung über das vorherige Attentat gelegt hatte, 
aus einem Fenster des Hauses Unter den Linden Nr. 18 zwei Flintenschüsse gegen Wilhelm 
ab, als dieser allein in den Tiergarten fuhr. Der Kaiser wurde von dreißig Schrotkörnern an 
Kopf und Armen getroffen und so schwer verwundet, dass er zwei Tage später den 
Kronprinzen Friedrich Wilhelm zum Stellvertreter ernannte. Er überlebte nur durch die sein 
Haupt schützende Pickelhaube. Der Täter, Karl Eduard Nobiling, ein junger promovierter 
Landwirt, wurde gefasst, nachdem er Selbstmord versucht und sich dabei schwer verletzt 
hatte.[17]  

Die Empörung über diese Attentate nutzte Bismarck, um im Reichstag das 
Sozialistengesetz durchzubringen, indem er verbreiten ließ, dass für beide Attentate letzthin 
die Sozialdemokratie verantwortlich sei. Die Wahrscheinlichkeit, dass Nobiling 
geistesgestört war, wurde von vielen als hoch eingeschätzt. Nach seinen eigenen Angaben 
war ihm nur daran gelegen, bekannt zu werden.  

Wilhelm I. erholte sich nur langsam und kehrte nach längerem Aufenthalt in Baden und 
Wiesbaden am 5. Dezember nach Berlin zurück, wo er die Regierung wieder übernahm. Im 
Juli wurde aus Anlass seiner „glücklichen Errettung“ im ganzen Reich die Kaiser-Wilhelms-
Spende aus den Gaben von knapp 12 Millionen Spendern gesammelt. Der Ertrag von über 
1,7 Millionen Mark bildete das Stammkapital einer freiwilligen Altersrenten- und 
Kapitalversicherung für „gering bemittelte Klassen“. Der Schock des Attentats stärkte wider 
Erwarten die schwächelnde Gesundheit des Kaisers. Wilhelm nannte Nobiling später 
„seinen besten Arzt“.  

Bei der Einweihung des Niederwalddenkmals am 28. September 1883 in Rüdesheim 
bereiteten Anarchisten um August Reinsdorf ein Attentat mit Dynamit auf Wilhelm I. vor. 
Wegen des feuchten Wetters versagte aber der Zünder.  

Denkmäler und Ehrungen 

Zwischen 1867 und 1918 wurden im deutschsprachigen Raum mehr als 1000 Kaiser-
Wilhelm-Denkmäler errichtet, die primär oder sekundär dem Andenken des Kaisers 
gewidmet waren. Zu den bekanntesten und größten gehören das Kyffhäuserdenkmal 
(1896), das Kaiser-Wilhelm-Denkmal an der Porta Westfalica (1896) und das Kaiser-
Wilhelm-Denkmal am Deutschen Eck in Koblenz (1897). Bei vielen dieser Denkmäler geht 
es allerdings nicht allein um die Person Wilhelms I., sondern oft auch darum, ihn in seiner 
Rolle als „Reichsgründer“ und ersten Deutschen Kaiser zu verherrlichen. Beim offiziellen 
Kaiser-Wilhelm-Nationaldenkmal in Berlin (1897) steht Wilhelm I. schließlich stellvertretend 
für den monarchischen Nationalstaat im Sinne des Wilhelminismus.[18]  

Carl Koldewey, der Leiter der Ersten Deutschen Nordpolar-Expedition, benannte eine Insel 
in der Hinlopenstraße (Spitzbergen) 1868 Wilhelm-Insel.  

1869 wurde dem preußischen Kriegsmarinehafen an der Nordsee der Name Wilhelmshaven 
gegeben, die Drehbrücke über den Hafen wurde Kaiser-Wilhelm-Brücke genannt. Der 1895 
eröffnete Nord-Ostsee-Kanal hieß bis 1948 Kaiser-Wilhelm-Kanal. Der Sporntunnel bei 
Cochem auf der Moselstrecke heißt seit seiner Eröffnung 1877 Kaiser-Wilhelm-Tunnel. Im 
selben Jahr wurde die 1872 in Straßburg gegründete Kaiser-Wilhelms-Universität nach ihm 
benannt.  
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Verschiedene Schiffe erhielten seinen Namen: Kombischiff König Wilhelm I. (1871), 
Salonschiff auf dem Bodensee Kaiser Wilhelm (1871), Raddampfer Kaiser Wilhelm (1887), 
Passagierschiff Kaiser Wilhelm der Große (1897), Panzerschiff SMS Kaiser Wilhelm der 
Große (1898).  

Vom 21. bis 23. März 1897 fand die sogenannte Centenarfeier (Hundertjahrfeier) zum 
einhundertsten Geburtstag statt.[19] Anlässlich dieses Jubiläums wurde unter anderem die 
Zentenarmedaille verliehen, das „Deutsche Centenar-Sportfest“ veranstaltet und der 
Grundstein für das Sportdenkmal Berlin-Grünau gelegt. Aus diesem Anlass wurde auch der 
Spandauer Ortsteil Potsdamer Vorstadt in Wilhelmstadt umbenannt.  

Der Versuch seines Enkels Kaiser Wilhelm II., seinen Großvater mit dem Titel „der Große“ 
auszuzeichnen, fand in der Bevölkerung ebenso wenig Widerhall wie in der 
Historiographie.[20]  

Siehe auch: Liste der Kaiser-Wilhelm-I.-Denkmäler  
 
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_Kaiser-Wilhelm-I.-Denkm%C3%A4ler 
 
[Wird hier ausgespart! Vielleicht für später!] 
 
 
 

      
Wilhelm I. in Zivil, nach 1871                             Kaiser Wilhelm I. mit Sohn, Enkel und  
                                                                           Urenkel, 1882 
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Dynastische Verbindungen 

Vorfahren  

Ahnentafel Wilhelm I.  

Ururgroßel
tern  

König 
Friedric
h 
Wilhel
m I. 
(Preuß
en) 
(1688–
1740) 
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Doroth
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Hannov
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eig- 
Wolfenbütt
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eig- 
Wolfenbütt
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II. (Pfalz- 
Zweibrück
en) 
(1674–
1735) 

⚭ 1719 

Karoline 
von 
Nassau- 
Saarbrück
en (1704–
1774) 
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Ludwig V
III. 
(Hessen-
Darmsta
dt) 
(1691–
1768) 
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Charlotte 
Christine 
Magdale
ne 
Johanna 
von 
Hanau-
Lichtenb
erg 
(1700–
1726) 

Graf 
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Reinhar
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Leininge
n- 
Dagsbur
g- 
Falkenb
urg 
(1695–
1766) 

⚭ 1726 

Katharin
a 
Polyxen
a von 
Solms- 
Rödelhe
im 
(1702–
1765) 

Herzog 
Adolf 
Friedrich II. 
(Mecklenbu
rg) (1658–
1708) 

⚭ 1705 

Christiane 
Emilie 
Antonie von 
Schwarzbur
g-
Sondershau
sen (1681–
1715) 

Herzog 
Ernst 
Friedrich I. 
(Sachsen-
Hildburghau
sen) (1681–
1724) 

⚭ 1704 

Sophia 
Albertine 
von Erbach 
(1683–1742)  

Urgroßelter
n  

Prinz August 
Wilhelm von 
Preußen (1722–
1758) 

⚭ 1742 

Luise Amalie von 
Braunschweig- 
Wolfenbüttel (1722–
1780) 

Landgraf 
Ludwig IX. 
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Darmstadt) 
(1719–1790) 

⚭ 1741 

Henriette 
Karoline von 
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Prinz Georg 
Wilhelm von 
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Darmstadt 
(1722–1782) 
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Maria Luise 
Albertine von 
Leiningen- 
Dagsburg- 
Falkenburg 
(1729–1818) 

Karl zu Mecklenburg 
(1708–1752) 

⚭ 1735 

Elisabeth Albertine von 
Sachsen-Hildburghausen 
(1713–1761)  

Großeltern  

König Friedrich Wilhelm II. 
(Preußen) (1744–1797) 

⚭ 1769 

Friederike von Hessen-Darmstadt 
(1751–1805) 

Großherzog Karl II. (Mecklenburg) 
(1741–1816) 

⚭ 1768 

Friederike Caroline Luise von Hessen-
Darmstadt (1752–1782)  

Eltern  

König Friedrich Wilhelm III. (Preußen) (1770–1840) 

⚭ 1793 

Luise von Mecklenburg-Strelitz (1776–1810)  

Kaiser Wilhelm I. (1797–1888)  
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Mehr als nur Herrscher unter Bismarck 
Neue Biographie setzt Wilhelm I. in günstigeres Licht 

 
Nein, Wilhelm I. war doch nicht bloß ein historischer Nebenakteur, der von seinem 
Regierungschef Otto von Bismarck gelenkt wurde und der für zahlreiche Beobachter kaum  
mehr war als eine gekrönte Marionette, die sich zwar oftmals störrisch zeigte, sich letztlich 
aber dem großen Virtuosen der Politik Preußens und dann auch Deutschlands fügte. So 
etwa in Nikolsburg 1866, als Bismarck Wilhelm ganz dringend davon abriet, dem bei 
Königgrätz besiegten Österreich nach der Väter alter Sitte Territorien abzunehmen. Oder 
bei der Kaiserproklamation 1871, die Wilhelm in der von Bismarck vorgesehenen Form ganz 
und gar nicht gefiel. Dieses mehrfache Nachgeben trug wesentlich zu der Marginalisierung 
des Hohenzollernmonarchen bei, die zu DDR-Zeiten der marxistische Historiker Ernst 
Engelbert im ersten Band seiner Bismarck-Biographie mit folgender Bewertung Wilhelms I. 
boshaft-spöttisch auf die Spitze trieb: „Drei Kriege, drei Siege, dreimal gefeiert ein tumber 
Tor!“ Das ging nun entschieden zu weit, den grundehrlichen, aber keinen intellektuellen 
Überflieger darstellenden Wilhelm I. als einen Trottel hinzustellen, und so abschätzig hat 
sich meines Wissens auch kein anderer Historiker geäußert. Doch der Tenor war meist so, 
wie Wilhelm ihn selbst vorgab, als er darüber klagte, es sei nicht leicht, unter einem Kanzler 
wie Bismarck Kaiser zu sein. Diese (nicht zweifelsfrei belegbare) Aussage prägt noch bis 
heute weitgehend das Bild des ersten Deutschen Kaisers als eines Mannes, der von 
Fremden gesteuert wurde. 
 
Neues Bild von Wilhelm I. 
Derartige Einschätzungen will nun der 1965 geborene österreichische Historiker und 
Sachbuchautor Robert-Tarek Fischer, der als Ministerialbeamter seit vielen Jahren in 
Österreichs Bundeskanzleramt tätig ist, widerlegen und zeichnet ein günstigeres Bild 
Wilhelms I. Fischer ist nämlich der Auffassung, daß die bisherige Beurteilung des 
Monarchen dessen durchaus aktiver politischer Wirksamkeit nicht gerecht wird. Wiewohl 
auch laut Fischer an der Bedeutung Otto von Bismarcks als Ausnahmepolitiker nicht zu 
rütteln ist, ist es für den österreichischen Historiker zu wenig, „Wilhelm I. auf die Rolle eines 
Edelkomparsen zu reduzieren“, da der die preußisch-deutsche Geschichte in Summe doch 
wesentlich beeinflußt habe. 
 Fischer zeigt uns, daß Wilhelm alles andere als ein unpolitischer Mensch war und 
bereits in jungen Jahren in seinen Briefen eine große Zahl engagierter Kommentare zu 
politischen Ereignissen sowie zu Kardinalfragen der Politik in Preußen und Europa abgab. 
Wir können nachvollziehen, daß er – wenngleich die historischen Fakten es nicht 
rechtfertigen – von seinen Zeitgenossen und noch lange danach als „Kartätschenprinz“ (in 
heutiger Diktion als „Hardliner“) gesehen wurde. Wilhelm war in der Tat ein so vehementer 
Verfechter des Absolutismus und hielt am Herrschertum von Gottes Gnaden so resolut fest, 
daß er 1848 beim Ausbruch der Revolution als einziger Spitzenvertreter der Dynastie der 
Hohenzollern ins Ausland fliehen mußte. Dies alles zeigt sein Biograph ebenso glaubhaft 
auf wie seine nach dieser tiefen Zäsur erfolgende Umorientierung, in deren Verlauf er 
moderatere Konzepte ersann, welche Stellung das monarchische Prinzip in einem 
konstitutionellen Staat einnehmen sollte. 
 Der neue Biograph Wilhelms I. unterteilt die unerwartet lange Herrschaft, die der 
Hohenzoller mit erst 60 Jahren antrat und die aufgrund seiner exorbitanten Rüstigkeit noch 
30 Jahre andauerte, in drei Abschnitte, wovon der erste im Oktober 1857 begann: Damals  
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übernahm er ein Jahr lang die Stellvertretung seines älteren Bruders, des schwer erkrankten 
Königs Friedrich Wilhelm IV. Ein Jahr später, im Oktober 1858, leitete Wilhelm die bis ins 
Jahr 1862 reichende „Neue Ära“ ein, in der er als Prinzregent und ab 1861 als König ein 
Regiment führte, das an Selbstherrschaft grenzte. Damit war er es, der sozusagen „im 
Alleingang“ den preußischen Verfassungskonflikt entfachte und speziell durch sein 
dezidiertes Aufrüstungsprogramm, das Preußens militärische Schlagkraft immens erhöhte, 
einen Schlüssel zur kleindeutschen staatlichen Einigung schuf. 
 Den zweiten Herrschaftsabschnitt Wilhelms I. zeigt uns Fischer als von den 
Einigungskriegen gegen Dänemark (1864), Österreich (1866) und Frankreich (1870/71) 
geprägt. Zwar kam es zu allen drei Waffengängen nicht auf Wilhelms betreiben - nein, er 
mußte zum Jagen erst getragen werden -, doch übte er laut Fischer „als letzter Monarch 
Europas im Krieg ein Armeeoberkommando aus, das mehr als eine reine Fiktion darstellte“. 
Daß Wilhelm sich danach mehr und mehr von den politischen Tagesgeschäften zurückzog 
und so Bismarcks Position gravierend verstärkte, erklärt der Autor damit: In den 1866 von 
Preußen annektierten Staaten herrschte ob der Vereinnahmung großer Unmut, und so 
brauchte es in den folgenden Jahren eine rege Reise- und Besuchsdiplomatie Wilhelms, um 
die neuen Untertanen mit der Herrschaft der Hohenzollern auszusöhnen und ein inneres 
Zusammenwachsen zu unterstützen. 
 Robert-Tarek Fischer hält es für nicht gerechtfertigt, aufgrund seines Verzichts auf 
politische Gestaltung Wilhelms Aktivitäten in seiner dritten Herrschaftsphase (der Kaiserzeit 
von 1871 bis 1888) fast ganz auszublenden. Immerhin hätten auch sie „keine geringe 
Bedeutung für den weiteren Verlauf der preußisch-deutschen Geschichte, dies vor allem in 
gesellschaftspolitischer Hinsicht“, gehabt. Auf Einzelheiten dazu soll im Rahmen dieser 
Buchrezensionen allerdings nicht eingegangen werden. 
 Die hier zu besprechende Biographie ist von der recht ungewöhnlichen Begebenheit 
geprägt, daß die Tätigkeitsbereiche jenes Mannes, der immerhin 30 Jahre preußischer 
König war und außerdem 17 Jahre als Deutscher Kaiser fungierte, zumeist nur wenig 
bekannt oder gänzlich unbekannt sind. Das Buch, das der Österreicher Robert-Tarek 
Fischer ausgerechnet über den Preußen Wilhelm I. vorgelegt hat, weist Merkmale einer 
„klassischen“ Biographie auf, führt aber an einigen Stellen darüber hinaus. Es analysiert 
außerdem die politischen Themenbereiche, denen Wilhelm I. seinen Stempel aufdrückte 
oder in denen er seinen Einfluß zur Geltung brachte. In der Gesamtschau läßt sich die 
erfreulich leicht und flüssig zu lesende Biographie Fischers auch als Studie über die Spuren 
verstehen, die Wilhelm I. in der Historie Preußens und Deutschlands hinterlassen hat. Die 
Lektüre des Buches, das sein Objekt in sehr informativer Weise in die historischen 
Ereignisse von Wilhelms Lebenszeit „einbettet“, ist auf jeden Fall zu empfehlen. 
 

       Rezensent: Dr. Mario Kandil, Linnich 
 
Eingang: 04.01.2021 

 

 

Auch hierzu lesenswert, die allgemeinen Ausführungen in „paperpress“,  

gegründet am 7.4.1976 – Träger: Paper Press Verein für gemeinnützige 

Pressearbeit in Berlin e.V. “, einem privaten Pressedienst aus dem Bezirk 

Tempelhof-Schöneberg: 

 

Siehe nächste Seiten! 
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Anmerkung: Über Richard von Weizsäcker hat ein Partnerverein eine Untersuchung 

vorgelegt, die weitgehend auf Recherchen des Nachrichtenmagazins „DER SPIEGEl“ beruht 

und zu einem sehr nachdenklichen negativen Urteil kommt! 
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Berliner Bürgerverein e. V.  BBV                                   
Flotowstraße 9 
10555 Berlin 
Ruf: 030-391 73 70 
 
Dr. Ans Weinert (UBC) 

 
 
An die Bezirksbürgermeisterin  
von Berlin Tempelhof-Schöneberg 
Frau Angelika Schöttler 
John-F.-Kennedy-Platz 1 
10825 Berlin 
 
Kaiser-Wilhelm-Platz 
 

Sehr geehrte Frau Bezirksbürgermeisterin, 

ausgerechnet Freunde aus Israel drängten mich, einer skandalträchtigen Sache 

nachzugehen, die von deutschen Medien gleichsam in die Versenkung geschoben wurde: 

Am 20. Januar 2021 entschied eine sog. Zählgemeinschaft in der Bezirksversammlung von 
Tempelhof-Schöneberg den zu Kaiser Wilhelm I. Ehren benannten bescheidenen Platz 
umzubenennen. Das geschah zwei Tage nach dem 150. Reichsgründungsjubiläum. 
Offenbar hatten die Teilnehmer dieser  Zählgemeinschaft den Geschichtsunterricht 
geschwänzt, folglich keine Ahnung von der Bedeutung des Tages: Am 18. Januar 1871 
wurde aus zwei großen Staaten Preußen und Bayern und über 30 Klein- und Kleinststaaten 
ein einheitlicher deutscher Bundesstaat geschaffen und damit die Basis für die heutige 
Bundesrepublik gelegt,  was der englische Premier-Minister Disraeli am    9. Februar 1871  
- also drei Wochen später – so beschrieb: 
„Die deutsche Reichsgründung ist ein größeres politische Ereignis als die französische 
Revolution!“ 
 
Mit dieser Neu-(Wieder-)Gründung unter dem Staatsoberhaupt Kaiser Wilhelm I. ging 

wirklich ein „Ruck“ durch das ganze Land (wie es Bundespräsident Roman Herzog einmal 

formulierte) womit eine wirtschaftliche, wissenschaftliche (Apotheke der Welt), technische, 

soziale Entwicklung auf den Weg gebracht wurde, die in der Welt einmalig war und sogar 

die USA übertraf (was gerade ausländische Historiker immer wieder betonten). Man 

betrachte die klassischen Industrie- und (Hoch-)Schulbauten aus dieser Zeit, die nicht nur 

– auch heute noch – eine Wohltat fürs Auge sind; sie zeigen die fortschrittliche Dynamik, 

die mit der Reichsgründung das Land erfasst hatte und innerhalb weniger Jahre deutsche 

Wirtschaft und Wissenschaft – gestützt durch eine zuverlässige Verwaltung – an die 

Weltspitze katapultierte (was Disraeli sofort erkannte). 

Für Bundeskanzler Willy Brandt war es vor 50 Jahren (also zum 100. Reichsgründungstag) 
selbstverständlich, die Reichsgründer Otto von Bismarck und Kaiser Wilhelm I. angemessen 
zu  ehren; als Regierender Bürgermeister hätte er es nicht zugelassen, Kaiser Wilhelm I. zu 
entehren. Offenbar kannte er den Hinweis von Helmut Schmidt, sich der eigenen 
geschichtlichen Wurzeln bewußt zu sein. 
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In der Vergangenheit erlebte ich immer wieder die unangenehme Situation, wenn Freunde 
aus dem Ausland (besonders Israel) zu Besuch kamen, dass sie in Berlin oft vor großen  
Orientierungsproblemen standen, obwohl sie sich – wie sie meinten – gut vorbereitet hatten. 
Das Problem: die Eltern nahmen häufig (im Andenken an Berlin) bei ihrem Weggang Berlin-
Stadtpläne mit, die auch „dem Nachwuchs“ als Stadtführer dienen sollten, was wegen der 
vielen (sinnlosen) Umbenennungen nur sehr lückenhaft möglich ist. 
 
Wir bitten Sie, verehrte Frau Bezirksbürgermeisterin, die offensichtlich geschichtswidrige 
Fehlentscheidung einer „Zählgruppe“ ausgerechnet in der deutschen Hauptstadt zu 
„kassieren“ und den alten Namen Kaiser-Wilhelm-Platz zu belassen bzw. wieder 
herzustellen.  
 
Was am Kaiserdamm (Rückbenennung) möglich war, dürfte auch hier kein Problem sein. 
 
Danke für Ihre Mühe, halten Sie es wie Luther! 
 
Mit vorzüglicher Hochachtung 

 

* 
 

Hinweis: 

Von den Fraktionen der Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-

Schöneberg hat lediglich die AfD-Fraktion geantwortet. Die AfD hat 

mittlerweile rund 2.000 Flugblätter (s. oben) am Kaiser-Wilhelm-Platz 

verteilt. Nach unserem Wissen, haben die Medien davon keine Kenntnis 

genommen. Auch nicht die wöchentliche Lokalbeilage des 

„Tagesspiegels“. 

 

Auch bei den sog. „Geschichtsvereinen“ herrscht Schweigen. Und die 

angeschriebene „Preußische Gesellschaft“ hat uns bis zum heutigen 

Tage nicht geantwortet. Armes Preußen! 

Die Redaktion  
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04) Götz von Aly zu Rotrotgrünem Brutalismus in Berlin 

Kommentar von Götz Aly im Wortlaut 

 
Annette A., Mittwoch, 02. Dez. 2020,  
23:35 Uhr  

 

Liebe Freunde, jetzt endlich komme ich dazu, euch noch den von mir gestern 
gepriesenen Kommentar von Götz Aly in der gestrigen Berliner Zeitung zu übermitteln; 
Hervorhebungen von mir. 
Nun fehlt noch die überregionale Presse ... Aber dieser Kommentar wird endlich dem 
Problem zum ersten Mal gerecht! 
Auch ist bis heute kein angemessener Beitrag in der Berliner Abendschau gelaufen ... 
 
Alle drei von Götz Aly angesprochenen Skandale kennt ihr auch aus meinen Übersichten 
... 
Es ist zu hoffen, daß der Kommentar von Götz Aly im Berliner Kurier morgen wiederholt 
wird ... 
Schreibt Leserbriefe! 
 
Leserbriefe FAZ:   leserbrief@faz.de 
Süddeutsche:       leserbriefe@sueddeutsche.de 
Berliner Zeitung:   leser-blz@berlinerverlag.com 
 
Einen herzlichen Gruß 
Annette Ahme 
Vorsitzende Berliner Historische Mitte e. V. 
c/o Friedrichstädtische Galerie – Stresemannstr. 27 – 10963 Berlin 
(030) 2521689 / (0177) 2521689 – skype: annette.ahme 
 
Rotrotgrüner Brutalismus in Berlin 
Berliner Zeitung vom Dienstag, 1. Januar 2020 

Berlin Sowohl Die Linke als auch die SPD und Die Grünen tun gerne so, als hätten sie 
weit geöffnete Ohren für Bürgerbeteiligung. Dass zumindest in Berlin das Gegenteil 
stattfindet, sei an drei aktuellen Beispielen thematisiert. 

Vor kurzem wurde in Pankow die Mauer des Friedhofs im Ortsteil Französisch-
Buchholz weggebaggert, und zwar mitsamt den hugenottischen Erbbegräbnissen 
aus dem 18. Und 19. Jahrhundert. Sie erinnerten an die als Flüchtlinge in Preußen 
aufgenommenen protestantischen Franzosen: In Französisch-Buchholz waren es 17 
Familien, darunter die Chartons, die Guyots, die Cunis oder Mathieus. Für den 
stadtgeschichtlich frevelhaften Abriss ist Bezirksstadtrat Vollrad Kuhn (Grüne) 
verantwortlich. Er flüchtet sich in windige Ausreden. 

Das zweite Beispiel bezieht sich auf die seit gut 300 Jahren bestehende Mohrenstraße. Am 
17. August hatten die Verordneten des Bezirks Mitte auf Antrag der Grünen und der SPD 
mehrheitlich beschlossen, den Straßennamen als angeblich rassistisch zu tilgen und die  

 

 

 

mailto:leserbrief@faz.de
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Straße nach dem durchaus würdigen Philosophen Anton Wilhelm Amo zu benennen. Das 
soll ausdrücklich ohne die Beteiligung von Anrainern und alternative Vorschläge 
geschehen.  

Dieser Vorgehensweise entspricht eine Alibi-Veranstaltung, die das bezirkliche Kulturamt 
am vergangenen Sonntag online zelebrierte. Anfangs wurde behauptet, es gehe nicht um 
den Straßennamen; tatsächlich redeten die zugelassenen, sich inhaltlich völlig einigen 
Diskutanten ununterbrochen davon. Die Auswahl der Gleichgesinnten hatte der Verein 
„Each One Teach One (EOTO) – Empowerment für Schwarze, Afrikanische- und 
Afrodiasporische Menschen“ getroffen. Ein Kritiker, der im Chat-Kanal höflich 
widersprach, wurde kurzerhand weggelöscht, weil er sich angeblich nicht „respektvoll“ 
ausgedrückt habe (Erdogan lässt grüßen). Insgesamt hörten sich (mit mir) 25 bis 50 
Menschen die zähe Präsentation wechselseitiger Selbstbestätigung an. Für diese 
bürgerferne Nichtdiskussion ist die rot-grüne Spitze des Bezirksamts Mitte verantwortlich, 
speziell die Stadträtin Sabine Weißler (Grüne). 

Nun zum dritten Fall: Es geht um die 44 Meter breite Mühlendammbrücke, die im Lauf 
der nächsten zehn Jahre erneuert werden muss. Die zuständige Senatorin Regine 
Günther (Grüne) will dieses Betonmonster in fast derselben Breite neu errichten lassen 
und bügelte Gegenvorschläge für ein nur 32,60 Meter breites, für Fußgänger, Radfahrer, 
Autos und Straßenbahnen gegliedertes, damit auch leichteres und weniger plump-
brutales Bauwerk ab. Ihren Sprecher Jan Thomsen lässt sie mitteilen: „Wir wollen ein 
künstliches Nadelöhr an dieser Stelle für alle Verkehrsarten vermeiden.“ 

Tatsächlich steht im Zusammenhang der Brücke die Frage an, wie das schon von 
den Nazis verunstaltete, dann zusammengebombte und hernach im Namen des 
Autoverkehrs vollständig weggesprengte ehemalige Berliner Zentrum auf moderne 
Weise rekonstruiert werden kann. Es geht um die Wiederbelebung einer urban 
vollständig verödeten Zone. Aber dafür interessieren sich Grüne, SPD und Linke nicht. 
Schlecht gelaunt und ungemein wurstig herrschen sie in soft-stalinistischer Manier. 
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05) Anwohner lehnen Inge-Meysel-Straße ab. Von Hildburg Bruns 

 

 
 

Aus: B.Z., Nr. 64/11 v. 17.03.2021, S. 13 

 

 

Anmerkung der Redaktion: Quittung für den „Straßenumbenenner-Block“ und 

seine Helfershelfer? Aber was kümmert diese „Oberen“ die Meinung des 

Volkes, wenn das Volk anderer Meinung ist? In diesem Falle war es nicht 

einmal eine „Umbenennung“, sondern eine Erstbenennung, aber die r 

ungeliebten „Umbenennungswellen“ schlagen jetzt wohl zurück. Gut so! - Hk 

 

 

Und die Partei „Bündnis 90 / Die Grünen“ zeigt uns ihr demokratisches Gesicht! 

 

Aus der B.Z. in Berlin 
https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/inge-meysel-strasse-kommt-doch 

 

siehe nächste Seite: 

 

In Friedrichshain: Inge-Meysel-Straße kommt doch 

 

 

https://www.bz-berlin.de/berlin/friedrichshain-kreuzberg/inge-meysel-strasse-kommt-doch
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Inge Meysel in Berlin.  Foto: picture alliance / United Archiv  
 

Hildburg Bruns, 19. März 2021, 08:07  

Es wird doch eine Inge-Meysel-Straße in Friedrichshain geben! Darauf pocht Grünen-
Kulturpolitiker Werner Heck: „Die Bezirksverordnetenversammlung hat die Benennung einer 
Straße ohne Namen beschlossen und sie wird auch umgesetzt“.  

Kurios: Die Anlieger müssen den neuen Namen der westlich von ihnen gelegenen Straße 
aber nicht als Anschrift übernehmen. Sie können ihre bisherige Adresse der östlich von 
ihnen gelegenen Straßen (u.a. Pariser Kommune, Franz-Mehring-Platz) behalten. 

Denn in einer Befragung hatten von 1000 Anliegern nur 32 Haushalte für einen 
Wechsel zur Inge-Meysel-Straße plädiert. 

Die neuen Meysel-Straßenschilder in der namenlosen Straße werden erst in einigen 
Monaten aufgehängt. Die legendäre Volksschauspielerin (1910–2004) wurde in Rixdorf 
(heute Neukölln) geboren, wuchs in Friedrichshain auf. Ihre prägenden Jahre erlebte sie am 
Rose-Theater und an der Ballettschule am Strausberger Platz. Zum großen Star avancierte 
Meysel im Berliner Volksstück „Fenster zum Flur“, das 1960 im Hebbeltheater uraufgeführt 
wurde. 
Später engagierte sich die „Mutter der Nation“, wie sie auch genannt wurde, gegen den 
Paragraphen 218 (Schwangerschaftsabbruch) und setzte sich für die Rechte der 
Homosexuellen im Kampf gegen Aids ein. 
Meysel war ein gern gesehener Gast in vielen Talkshows. Das Publikum liebte und hasste 
sie wegen ihrer offenen und direkten Art. 
Doch die Anwohner überzeugte das alles nicht, sie scheuen den bürokratischen 
Aufwand, wollen keine Inge-Meysel-Straße auf ihrem Ausweis. 
 

 

https://www.bz-berlin.de/media/die-liebenden-vom-alexanderplatz
https://www.bz-berlin.de/media/die-liebenden-vom-alexanderplatz
https://www.bz-berlin.de/media/die-liebenden-vom-alexanderplatz
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A. f) Ehrungen, Gedenken, Nachrufe                                     

01)  Gerichtsprozeß gegen Protektoratsregierung begann vor 75 Jahren 

Vor 75 Jahren, am 29. April 1946, wurde in der Tschechoslowakei der Gerichtsprozeß 
gegen Mitglieder der Protektoratsregierung eröffnet. Die Richter mußten über eine 
schwierige Frage entscheiden: Was gilt noch als passives Verhalten, und in welchem Fall 
kann man schon von einer Kollaboration mit dem NS-Regime sprechen? Auf der 
Anklagebank saßen mehrere Minister der Regierung im sogenannten „Protektorat Böhmen 
und Mähren“. Radio Prag berichtet darüber hier. 

https://deutsch.radio.cz/gerichtsprozess-gegen-protektoratsregierung-begann-vor-75-

jahren-8716174 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 54, 2021 

Wien, am 03. Mai 2021 

Gerichtsprozess gegen Protektoratsregierung begann vor 75 Jahren 
29.04.2021  

 

 
Gerichtsprozess gegen Protektoratsregierung begann vor 75 Jahren. Länge 3:58. 
Jaroslav Krejčí|Foto: Halibutt, Wikimedia Commons, CC BY 2.5 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

https://deutsch.radio.cz/gerichtsprozess-gegen-protektoratsregierung-begann-vor-75-jahren-8716174
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Foto: Tschechisches Fernsehen 
 

Die Richter mussten über eine schwierige Frage entscheiden: Was gilt noch als passives 
Verhalten, und in welchem Fall kann man schon von einer Kollaboration mit dem NS-
Regime sprechen? Auf der Anklagebank saßen mehrere Minister der Regierung im 
sogenannten „Protektorat Böhmen und Mähren“. Der Tschechoslowakische Rundfunk 
strahlte im Frühling 1946 einen Mittschnitt des Gerichtsverfahrens aus: „Wer hat bei der 
Führung des Volkes und des Staates versagt, sich an der Republik und am tschechischen 
Volk schwer versündigt – auch wenn dieses Versagen nicht auf einen Mangel an gutem 
Willen und Anstrengung zurückzuführen war, sondern auf einen Mangel an körperlicher, 
geistiger und charakterlicher Stärke?“ 

Der Anklage nach hatten sich die Politiker der Verletzung der nationalen Ehre schuldig 
gemacht. Der Historiker Vojtěch Kyncl von der tschechischen Akademie der Wissenschaften 
sagte dazu gegenüber den Inlandssendungen des Tschechischen Rundfunks: 

„Der Hauptanklagepunkt war die Zusammenarbeit mit der Okkupationsmacht und 
Durchsetzung der Ideologie der NSDAP im Protektorat.“ 

 
                    Jaroslav Krejčí|  
Foto: Regierungsamt der Tschechischen Republik 

https://deutsch.radio.cz/sites/default/files/styles/lightbox/public/images/f1d8f73a2062b8d4cfcea176b142d617.jpg?itok=LWOFotUC&timestamp=1619698075
https://deutsch.radio.cz/sites/default/files/styles/lightbox/public/images/f1d8f73a2062b8d4cfcea176b142d617.jpg?itok=LWOFotUC&timestamp=1619698075
https://deutsch.radio.cz/sites/default/files/styles/lightbox/public/images/f1d8f73a2062b8d4cfcea176b142d617.jpg?itok=LWOFotUC&timestamp=1619698075
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Unter den Angeklagten war auch der Vorsitzende der Protektoratsregierung, Jaroslav 
Krejčí. Er hat die Funktion nur wenige Monate nach der Ernennung von Reinhard Heydrich 
zum stellvertretenden Reichsprotektor übernommen. Das Kabinett Krejčí regierte von 
Anfang 1942 bis Januar 1945. Vojtěch Kyncl: 

„Man könnte sagen, dass die gesamte Regierung und Präsident Hácha nach der 
sogenannten ‚Heydrichiade‘ eigentlich hätten zurücktreten müssen. Anderseits kann man 
vermuten, dass die Regierungsmitglieder ihren Verbleib in den Funktionen nicht als eine 
Form der Zusammenarbeit mit den Nationalsozialisten betrachteten, sondern als eine 
Möglichkeit, deren aggressive Politik zu bremsen.“ 

Die Person von Krejčí findet bei den Historikern heute eine nicht so scharfe Verurteilung wie 
andere Politiker des Protektorats. Er sei kein leidenschaftlicher Anhänger des 
Nationalsozialismus gewesen wie etwa der Protektoratsminister für Bildung und Aufklärung 
Emanuel Moravec, sagt Kyncl: 

 
Vojtěch Kyncl  Foto: Honza Ptáček, Tschechischer Rundfunk 

„In der Geschichtswissenschaft sind wir heute der Meinung, dass er ein Mann war, der in 
gewissem Maße als Bremser des Besatzungsregimes fungierte. Oder zumindest versuchte, 
die Probleme gewissermaßen zu lindern. Man kann dagegen natürlich  auf Fotos verweisen, 
auf denen er sich in offenbar ehrlich gemeinter guter Stimmung mit Vertretern der 
nationalsozialistischen Protektoratsspitze unterhält. Es ist aber schwierig, ihn für seine 
Haltung während des Krieges direkt zu verurteilen.“ 

Am 31. Juli 1946 wurden die Urteile gefällt. Die Richter verhängten für keinen der 
Angeklagten eine Todesstrafe, wie es der Prokurator  gefordert hatte. Am strengsten 
bestraft wurden Landwirtschaftsminister Adolf Hrubý und der politische Sekretär von 
Präsident Hácha, Josef Kliment. Sie wurden zu lebenslangem Freiheitsentzug  verurteilt. 
Gegen den ehemaligen Premier Jaroslav Krejčí wurde eine Haftstrafe von 25 Jahren 
verhängt. 

Autoren: Markéta Kachlíková , Lucie Korcová  
  

https://deutsch.radio.cz/marketa-kachlikova-8091220
https://deutsch.radio.cz/lucie-korcova-8099792
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02) Russlanddeutsche Autorin Nelly Däs verstorben 

Am 18. April 2021 verstarb im Alter von 91 Jahren in Winnenden (BW) die russlanddeutsche 
Erzählerin Nelly Däs, die zurecht als Chronistin der Russlanddeutschen bezeichnet 
werden kann. Die russlanddeutsche Literatur ist ohne das Werk von Nelly Däs nicht 
vorstellbar, da es hauptsächlich dem Können und der Beharrlichkeit der renommierten 
Autorin zu verdanken ist, den Deutschen russlanddeutsches Schicksal nahe gebracht zu 
haben. Mit ihrem umfangreichen Werk hat sie den Russlanddeutschen ihre ausgelöschte 
Geschichte wieder zurückgegeben. Bitte lesen Sie hier den bewegenden Nachruf von Lm. 
Eckhard Scheld. 

https://drive.google.com/file/d/10P2zgBU70awwJzAC0fqy2AKf2sXj_tBN/view 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 52, 2021 
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https://drive.google.com/file/d/10P2zgBU70awwJzAC0fqy2AKf2sXj_tBN/view?usp=sharing
https://drive.google.com/file/d/10P2zgBU70awwJzAC0fqy2AKf2sXj_tBN/view?usp=sharing
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A. g) Fördermöglichkeiten                                                                  

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

01)  Preise & Stipendien des Deutschen Kulturforums östliches Europa e. V.  
       und weiterer Einrichtungen 
02) Förderpreise und Förderstipendium der Copernicus-Vereinigung für  
      Geschichte und Landeskunde Westpreußens e. V.                                                                                                                    
03) Bund der Vertriebenen: Beratungsstellen für Finanzielle Förderungen und  
      Heimatsammlungen nehmen Tätigkeit auf 
 

<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf>  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf
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A.h) Beiträge zur geschichtlichen und geographischen Landeskunde                                                                                                

 

01) BB_Prag 1921 nach der Revolution 

 Unter dem Titel „Das Prag der Claudia von Taschek“ hat der Prag-Verlag im Böhmische 
Dörfer-Verlag unter der Ägide von Wolfgang W. Marko zuletzt drei seltene Stadtpläne von 
Prag als digital restaurierte Nachdrucke veröffentlicht. An diesen Plänen, die zu den 
seltensten Stadtplänen Prags überhaupt gehören, läßt sich beispielhaft die Veränderung 
von einer deutsch-tschechisch-jüdischen Metropole hin zu einer absolut tschechisch 
dominierten Hauptstadt der (neuen) Republik aufzeigen. 

 „PRAG nach der Revolution 1921. Ein seltenster Stadtplan mit dt.-tsch. 
Straßenverzeichnis“,  

 https://drive.google.com/file/d/17qXGfLrB37ZhqHFb8na3LpuUFWfWoTmt/view 

erschienen als Teil 3 der PRAG Stadtplan-Sonderausgabe „Das Prag der Claudia von 
Taschek“, gefaltet um 68 € und ungefaltet/plano um 88 € unter obigem Link zu bestellen! 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 56, 2021 
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Aus technisch-optischen Gründen wird hier auf die Abbildung des 
Straßenverzeichnisses verzichtet, es wäre – bedauerlicherweise – unlesbar! 

Die Redaktion 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://drive.google.com/file/d/17qXGfLrB37ZhqHFb8na3LpuUFWfWoTmt/view?usp=sharing
https://drive.google.com/file/d/17qXGfLrB37ZhqHFb8na3LpuUFWfWoTmt/view?usp=sharing
https://drive.google.com/file/d/17qXGfLrB37ZhqHFb8na3LpuUFWfWoTmt/view
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02) BGZ Krawarn – Begegnungen mit der deutschen Minderheit 
      Von Manuel Rommel 

 Die Stadt Krawarn / Kravaře liegt in der Region Hultschin / Hlučín am Fluss Oppa / Opava, 
nur 13 Kilometer von der polnischen Grenze entfernt. Die erste schriftliche Erwähnung der 
Gemeinde stammt aus dem Jahre 1224 aus der Urkunde des tschechischen Königs 
Ottokar I. Přemysl. Bekannt ist der Ort vor allem für sein Barockschloss. Dort befindet sich 
auch das örtliche Begegnungszentrum. Der Deutsche Freundeskreis Krawarn (DFK) ist 
seit 1995 tätig und wurde von Max Rain, Horst Kostritza und František Kudlík gegründet. 
Es handelt sich um eine apolitische Organisation kulturell-gesellschaftlichen Charakters, die 
sowohl tschechische als auch deutsche Einwohner aus Krawarn und dessen Umgebung 
vereinigt. Aktuell hat der Kreis 91 Mitglieder. Das „Landesecho“ berichtet darüber hier. 

 

http://landesecho.cz/index.php/forum/1710-das-bgz-krawarn-begegnungen-mit-der-

deutschen-minderheit 
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Das BGZ Krawarn – Begegnungen mit der deutschen Minderheit  

Forum der Deutschen  
24. April 2021  
 
 
 
 
 
 
 
 

http://landesecho.cz/index.php/forum/1710-das-bgz-krawarn-begegnungen-mit-der-deutschen-minderheit
http://landesecho.cz/index.php/forum
http://landesecho.cz/index.php
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Wer ist die deutsche Minderheit in Tschechien und wo trifft sie sich? Diesmal 
stellen wir Ihnen das Begegnungszentrum (BGZ) in Krawarn (Kravaře) vor. 

Die Stadt Krawarn liegt in der Region Hultschin (Hlučín) am Fluss Opava, nur 13 Kilometer 
von der polnischen Grenze entfernt. Die erste schriftliche Erwähnung der Gemeinde stammt 
aus dem Jahre 1224 aus der Urkunde des tschechischen Königs Ottokar I. Přemysl. 
Bekannt ist der Ort vor allem für sein Barockschloss. Dort befindet sich auch das örtliche 
Begegnungszentrum. Der Deutsche Freundeskreis Krawarn (DFK) ist seit 1995 tätig und 
wurde von Max Rain, Horst Kostritza und František Kudlík gegründet. Es handelt sich um 
eine apolitische Organisation kulturell-gesellschaftlichen Charakters, die sowohl 
tschechische als auch deutsche Einwohner aus Krawarn und dessen Umgebung vereinigt. 
Aktuell hat der Kreis 91 Mitglieder. 

Erhalt des kulturellen Erbes 

Geleitet wird das BGZ in Krawarn seit 2017 von Pavla Knyblová. Mit Jahrgang 1991 ist sie 
die jüngste Leiterin eines deutsch-tschechischen Begegnungszentrums der deutschen 
Minderheit in Tschechien. Neben der Leitungsfunktion veranstaltet Pavla Knyblová am BGZ 
Deutschkurse für Kinder: „Es macht mir wirklich Spaß, den Kindern die deutsche Sprache 
näherzubringen. Außerdem führen wir viele Veranstaltungen wie den Kindertag, 
Faschingsfeiern und Sommertreffen durch. Dann besuchen uns auch Freunde der 
deutschen Minderheiten aus Polen“, erzählt sie über die Aktivitäten am BGZ. Außerdem, so 
berichtet sie, kümmern sich einige der Mitglieder um das kulturelle Erbe in der Region. „Sie 
restaurieren aktuell eine deutsche Kirche und Friedhöfe in einer kleinen Ortschaft, in der bis 
1955 viele Deutsche lebten. Das BGZ unterstützt sie dabei“, weiß Knyblová. Seit 2016 
existiert außerdem eine Zusammenarbeit mit Absolventen des Lehrstuhls für Germanistik 
an der Universität in Ostrau (Ostrava), die das Programm um interessante Vorträge  
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bereichern. „Aber auch Leute aus Krawarn besuchen regelmäßig unsere Veranstaltungen. 
Da ich jetzt in der Grundschule arbeite, habe ich auch die Kinder eingeladen, gemeinsam 
mit ihren Eltern bei uns vorbeizukommen“, erzählt Knyblová. 

 

 
Pavla Knyblová leitet das BGZ seit 2017. Foto: Manuel Rommel 

 

 

Fokus auf jungen Leuten 

Regelmäßig kommt auch Jiří Lusar (*1984) zum BGZ. „Seit zehn Jahren bin ich Mitglied in 
diesem deutschen Verband. Nachdem ich die Hochschule absolviert hatte, wollte ich etwas 
mit der deutschen Sprache machen“, erinnert sich Lusar und fügt hinzu: „Da ich Deutsch 
und Geschichte studiert habe, interessiere ich mich für alles, was mit Deutschland zu tun 
hat. Ich wusste, dass es hier seit langem einen deutschen Verband gibt. Da war es eine 
gute Möglichkeit für mich, sich hier der deutschen Minderheit zu nähern. Seitdem bin ich als 
Lehrer in Krawarn tätig und gebe Deutschkurse. Als gebürtiger Tscheche mit deutschen 
Vorfahren habe ich mich immer der deutschen Minderheit zugehörig gefühlt.“ 
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Jiří Lusar ist seit über zehn Jahren aktives Mitglied im Deutschen Freundeskreis Krawarn.  

Foto: Manuel Rommel 

Was sind die Zukunftspläne des BGZ? „Wir brauchen wirklich viele junge Leute. Aktuell sind 
es acht bis zehn Leute, die die Veranstaltungen vorbereiten und bei der Durchführung 
helfen. In Zukunft möchten wir mehr Veranstaltungen für junge Leute und auch mehrere 
Events auf Deutsch anbieten“, sagt BGZ-Leiterin Knyblová. „Mit unseren Projekten sind wird 
auf einem guten Weg. Die Leute müssen kein Mitglied sein, um sich für die deutsche Kultur 
zu interessieren“, fügt Lusar hinzu. 
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Neugierig geworden? Mehr über das BGZ und die deutsche Minderheit in Krawarn erfahren 
Sie in der Broschüre „Begegnungen. Die deutsche Minderheit in Tschechien“, erhältlich in 
den BGZ oder zum kostenlosen Download auf der Webseite der Landesversammlung. 

 

Unsere Förderer 

      

 

 

03) Nationalpark Thayatal: zweisprachige Ortsbezeichnungen fehlen zumeist 

Der Nationalpark Thayatal, der 2020 sein 20 Jahr-Jubiläum feierte, garantiert gemeinsam 
mit dem tschechischen „Národní park Podyjí“ den Schutz einer der schönsten, 
romantischsten und artenreichsten Tallandschaften. Kaum anderswo gibt es auf engstem 
Raum eine vergleichbare Vielfalt an Pflanzen und Tieren wie an der Thaya. Das freut uns. 

Was uns, wie Lm. DI Hofbauer exemplarisch urgierte, weniger freut, ist die Tatsache, daß 
im neuen Prospekt – einmal mehr – die deutschen, altösterreichischen Ortsnamen der auf 
den Karten befindlichen Dörfern – mit Ausnahme von Znaim / Znojmo und Frain / Vranov 
n. Dyjí – ausgespart wurden. 

Namentlich geht es um (in alphabet. Reihenfolge) Čížov (Zaisa), Havraniky (Kaidling), 
Hnanice (Gnadlersdorf), Horní Břečkov (Oberfröschau), Konice (Deutsch Konitz), 
Lesná (Liliendorf), Lukov (Luggau), Mašovice (Maispitz), Onšov (Windschau), Podmoli 
(Baumöhl), Popice (Poppitz, dem Geburtsort von Charles Sealsfield, eigentlich Carl 
Anton Postl), Šafov (Schaffa), Šatov (Schattau), Vracovice (Edenthurn),und Vratěnín 
(Fratting), aus denen die angestammte Bevölkerung 1945/46 vertrieben wurde – und jetzt 
aus der (gemeinsamen!) Geschichte? 

Hier sehen Sie eine Übersichtskarte des Nationalparks mit den angebrachten 
Ergänzungen,  

https://drive.google.com/file/d/1SrGCR3HsSYC-clXBSItdKqyy5-WwnXqI/view 

Wir bedanken uns bei Lm. DI Harald Hofbauer für die wertvolle Unterstützung unserer 
Anliegen. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 56, 2021 
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http://landesversammlung.cz/de/begegnungen-die-deutsche-minderheit-in-tschechien
https://www.np-thayatal.at/de/pages/default.aspx
https://de.wikipedia.org/wiki/Charles_Sealsfield
https://drive.google.com/file/d/1SrGCR3HsSYC-clXBSItdKqyy5-WwnXqI/view?usp=sharing
https://drive.google.com/file/d/1SrGCR3HsSYC-clXBSItdKqyy5-WwnXqI/view?usp=sharing
https://www.mkcr.cz/
http://www.ifa.de/
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A. i) Plattform des Arbeitskreises für ostdeutsche Landsmannschaften u.ä.  

    (Historisches Ostdeutschland und östliches  Mitteleuropa)                                                                                     

 

Diese Seiten sind im Aufbau! Wir sind auf Ihre Mitarbeit angewiesen. Wir 

können uns vorstellen, dass auch weitere landsmannschaftliche Gliederungen 

eine Plattform in unserem AWR erhalten. Der Vorteil: Unser AWR ist durch 

seine Erscheinungsweise hochaktuell! 

 

01) Landsmannschaft Schlesien – Nieder- und Oberschlesien e. V.  
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A. j) Plattform des Arbeitskreises für landsmannschaftliche    

        ostdeutsche Heimatkreise (Historisches Ostdeutschland und  

        östliches Mitteleuropa)                                                                                     

Diese Seiten sind im Aufbau! Wir sind auf Ihre Mitarbeit angewiesen. Wir 

können uns vorstellen, dass auch weitere landsmannschaftliche Gliederungen 

eine Plattform in unserem AWR erhalten. Der Vorteil: Unser AWR ist durch 

seine Erscheinungsweise hochaktuell! 

 

01) Heimatkreis Schneidemühl 

Liebe Schneidemühlerinnen, liebe Schneidemühler,  

liebe Bezieher des Schneidemühler Heimatbriefes, 

 

hier nun die amtliche Mitteilung, auch auf Anraten unserer Patenstadt 

Cuxhaven, dass unser diesjähriges Patenschaftstreffen Ende 

August 2021, einschließlich der Mitgliederversammlung, wegen 

der Corona-Pandemie, nicht stattfinden kann. 

 

So müssen wir uns damit abfinden und hoffen, dass wir im nächsten 

Jahr, Ende August 2022, auch noch fit genug sind, und eine Fahrt 

nach unserer Patenstadt Cuxhaven machen können. 

 

Nun wünsche ich den Schneidemühler Landsleuten und auch unserer 

Patenstadt Cuxhaven alles Gute, bleiben sie munter und vor allem 

bleiben sie gesund. 

Es grüßt im Namen des Vorstandes herzlich und in heimatlicher 

Verbundenheit Horst Vahldick. 

                                                                                                

Herzlich Willkommen beim 
Heimatkreis Schneidemühl e.V. 

http://www.schneidemuehl.net/vorstand.html 
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 B. a) Vortragsveranstaltungen                                     

  

01) Kaliningrad und Berlin überlagern sich in einem fantastischen Instantopia  
      Ein Film von Maurice de Martin. Mit Live-Chat. 
      »Sound of Vast and Empty Spaces« 
 
      YouTube-Premiere 
 

Donnerstag, 08. April 2021, 18:00 Uhr | Film: »Sound of Vast and Empty Spaces« -  

Deutsches Kulturforum östliches Europa  
  

 
 

 

 
Das nie fertiggestellte »Haus der Räte« in Kaliningrad durchs Kameraobjektiv betrachtet. An der 
Stelle der Bauruine, die nun abgerissen werden soll, stand bis 1967 die Ruine des Königsberger 
Schlosses, das im Zweiten Weltkrieg schwer zerstört wurde. Foto: © Ivan Parshikov, Kaliningrad 2021   

Der experimentelle Kurzfilm entstand aus dem Art-Projekt »Radio Instantopia«, das 
Maurice de Martin im Corona-Jahr 2020 mit zwanzig jungen Kreativen aus Kaliningrad und 
Berlin durchgeführt hat. Geschichte(n), Kommunikation, Übersetzungsprozesse, moderne 
und historische Medien waren die Themen, über die sich die Teilnehmer online – offline – 
in between the lines austauschten. Die eindrucksvollen individuellen künstlerischen 
Resultate des Projekts sind auf der Webseite radio-instantopia.org zu sehen. Der Film zieht 
ein künstlerisches Resumée: Auf einer Straßenbahnfahrt à la Tarkowski wird der Zuschauer 
durch instantopische Landschaften geführt – eindrückliche Szenen, die die Existenz in 
Lockdown-Zeiten dokumentieren. 

  

https://www.kulturforum.info/de/termine-main-menu/veranstaltungen/1023724-youtube-premiere-sound-of-vast-and-empty-spaces
https://www.kulturforum.info/de/termine-main-menu/veranstaltungen/1023724-youtube-premiere-sound-of-vast-and-empty-spaces
https://radio-instantopia.org/
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»Radio Instantopia« wurde im Jahr 2020 von ORWOhaus e.V. (Berlin-Marzahn) in 

Kooperation mit der Galerie »Vorota« (Kaliningrad) unter der künstlerischen Leitung von 
Maurice de Martin durchgeführt. Finanziert wurde das Projekt von der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien (Förderprogramm »Vielstimmige Erinnerung – 
gemeinsames Erbe – europäische Zukunft: Kultur und Geschichte der Deutschen und ihrer 
Nachbarn im östlichen Europa«).  

 Wie geht es weiter? Der Erfolg des deutsch-russischen Projekts hat die Partner in 
Kaliningrad beflügelt, so dass die Kaliningrader Galerie »Vorota« mit Maurice de Martin 
»Radio Instantopia« im Jahr 2021 als soziales Projekt fortsetzt, großzügig gefördert mit 
Mitteln des Fonds des Präsidenten der Russischen Föderation. Partner in Deutschland sind 
das Deutsche Kulturforum östliches Europa (Potsdam) und der Kulturstandort Schloss 
Biesdorf (Berlin-Marzahn). 

 Die so entstandene Filmreportage erlebt nun ihre Premiere auf dem 
YouTube-Kanal des Kulturforums. Der Film kann dort auch nach der 
Premiere jederzeit abgerufen werden. Nur zur Beteiligung am Live-Chat 
während der Premiere wird ein YouTube- oder Google-Konto benötigt. 

Eine Online-Veranstaltung des Deutschen Kulturforums östliches Europa 

Pressekontakt 
Dr. Klaus Harer 
Deutsches Kulturforum östliches Europa 
Berliner Straße 135 Haus K1 
14467 Potsdam 
Tel. +49 (0)331 20098-44 
harer@kulturforum.info  
www.kulturforum.info 
  
_______________________________________________________________________ 
Deutsches Kulturforum östliches Europa 
Berliner Straße 135 | Haus K1 
14467 Potsdam 
  
Tel. +49 (0)331 20098-0 
Fax  +49 (0)331 20098-50 
presse@kulturforum.info 
www.kulturforum.info 

  

     

  

 

 

 

 

 

 

https://www.youtube.com/channel/UCngVBiMu5nevCIyORkqHgSA
mailto:harer@kulturforum.info
http://www.kulturforum.info/
mailto:presse@kulturforum.info
http://www.kulturforum.info/
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02) Joseph Sallanz: Dobrudscha – Deutsche zwischen Donau und  
       Schwarzem Meer 

Video ab Donnerstag, 06. Mai 2021, 19 Uhr auf dem YouTube-Kanal des Haus 

des Deutschen Ostens unter diesem Link erreichbar  

https://www.youtube.com/watch?v=kCrZlhh4Zus 

 

Die historische Region zwischen dem Donaudelta und der bergigen Landschaft Ludogorie 
sowie der Donau und dem Schwarzen Meer gliedert sich heute als Folge der Grenzziehung 
von 1940 in die Norddobrudscha in Rumänien und die Süddobrudscha in Bulgarien. Bereits 
seit der Antike zogen Menschen durch die Steppen am Schwarzen Meer in Richtung Süden 
und hinterließen ein Gemisch an Sprachen, Konfessionen und Alltagskultur. Ab dem 7. 
Jahrhundert v. Chr. gründeten griechische Seefahrer an der Küste Handelskolonien wie 
Tomis, das heutige Konstanza, rumänisch Constanţa. Hierher wurde der Dichter Ovid in 
den ersten beiden Jahrzehnten nach Christus verbannt, als die Dobrudscha unter 
römischer Herrschaft eine wirtschaftliche und kulturelle Blüte erlebte.  

Noch während der osmanischen Herrschaft siedelten sich Mitte des 19. Jahrhunderts erste 
Deutsche aus dem nördlich an die Donau grenzenden Bessarabien, aus den 
Gouvernements Cherson und Taurien, aus Polen, Wolhynien, Galizien und aus dem 
Kaukasus an – Gründe waren Landknappheit, der Verlust von Privilegien und eine 
verstärkte Russifizierungspolitik. Heute leben in der rumänischen Norddobrudscha neben 
rund 85 Prozent Rumänen auch Tataren, Bulgaren, Türken, Lipowaner, Ukrainer, Griechen, 
Deutsche sowie Roma und in der bulgarischen Süddobrudscha neben fast 70 Prozent 
Bulgaren hauptsächlich Türken, Tataren, Roma und Rumänen. 

https://www.hdo.bayern.de/
https://www.hdo.bayern.de/
https://www.youtube.com/watch?v=kCrZlhh4Zus
https://www.youtube.com/watch?v=kCrZlhh4Zus
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Josef Sallanz zeigt in seiner reich bebilderten Darstellung, welche Kulturtraditionen die 
Landschaft teilweise bis heute prägen. 

Eine Kooperation zwischen dem Haus des Deutschen Ostens und dem Deutschen 
Kulturforum östliches Europa, in dessen Reihe »Potsdamer Bibliothek östliches 
Europa Geschichte« - das Buch erschienen ist. 

Kontakt 
Ariane Afsari 
afsari@kulturforum.info 

Tel.: +49 (0)331 20098-38 

Fax:  +49 (0)331 20098-50 
www.kulturforum.info 

     

03) Drinnen oder draußen? Bedeutung religiöser und ethnischer Zugehörig- 
      keiten in der frühen Neuzeit 

      Drittes Klaus-Zernack-Colloquium 2021 

Donnerstag, 20. Mai 2021, 18:00 Uhr  

 

Zernack-Colloquium online 
 
 

 
Abbildung: Wissenschaftliche Ferienkurse 1904 (Dim Franka/Franko-Museum, L'viv, 232 mem.) 
 

 

https://www.kulturforum.info/de/publikationen-2/geschichte
https://www.kulturforum.info/de/publikationen-2/geschichte
mailto:afsari@kulturforum.info
http://www.kulturforum.info/
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Webinar: 

Drinnen oder draußen?  
Historische Debatten um politische und zivilgesellschaftliche Teilhabe in 
Mittel- und Osteuropa 

Partizipations- und Exklusionspotentiale imperialer Ordnungen: 

Bildungswege im 19. Jahrhundert 

Hier gelangen Sie direkt zum Zoom-Webinar. 

 https://zoom.us/webinar/register/WN_ptE2X-PDR-K1x9mKygVrzA 

Im Mittelpunkt der Präsentationen stehen bewusst Akteure und Akteurinnen, die 
nichtdominanten ethnischen Gruppen des geteilten Polen angehörten. Auf diese Weise 
gehen Yvonne Kleinmann und Martin Rohde der Frage nach, welche sprachlichen und 
soziopolitischen Orientierungsoptionen sich Angehörigen der nichtpolnischen Bevölkerung 
in imperialen Zusammenhängen eröffneten. Anhand jüdischer und ukrainischer Schul- und 
Bildungswege untersuchen sie, welche Möglichkeiten der Partizipation es innerhalb der 
jeweiligen imperialen Bildungsinstitutionen in deutscher bzw. russischer Sprache gab, auf 
welches Echo diese bei Juden und Jüdinnen bzw. Ukrainern und Ukrainerinnen stießen 
und welche sprachlichen und institutionellen Alternativen sich im Laufe des 19. und frühen 
20. Jahrhunderts boten. In vergleichender Perspektive stellen sie die übergeordnete Frage, 
welche Bedeutung die jeweiligen Lernformen, Sprachen und Institutionen für die 
Selbstwahrnehmung für die beteiligten Personen und Gruppen hatten. 

Mit: 

Prof. Dr. Yvonne Kleinmann, Aleksander-Brückner-Zentrum für Polenstudien in Halle  

Dr. Martin Rohde, Institut für Geschichte, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 

Moderation:  

Dr. Iwona Dadej, Agnieszka Zawadzka, Zentrum für Historische Forschung Berlin 

Die Vortragsreihe wird aufgrund der pandemischen Lage zumindest vorläufig online 
stattfinden; Nachfragen bitte hier: info@cbh.pan.pl 

 Eine Kooperation zwischen dem Zentrum für Historische Forschung Berlin der 
Polnischen Akademie der Wissenschaften (ZFH), dem Aleksander-Brückner-Zentrum für 
Polenstudien in Halle und dem Deutschen Kulturforum östliches Europa in Potsdam. 

Kontakt 

Dr. Iwona Dadej 
E-Mail: Iwona.Dadej@cbh.pan.pl 
Ariane Afsari 
E-Mail: afsari@kulturforum.info  

________________________________________________________________________________ 

 

https://zoom.us/webinar/register/WN_ptE2X-PDR-K1x9mKygVrzA
https://zoom.us/webinar/register/WN_ptE2X-PDR-K1x9mKygVrzA
mailto:info@cbh.pan.pl
http://www.cbh.pan.pl/de/klaus-zernack-colloquium
http://www.cbh.pan.pl/de/klaus-zernack-colloquium
http://www.aleksander-brueckner-zentrum.org/zentrum/aktuelles/
http://www.aleksander-brueckner-zentrum.org/zentrum/aktuelles/
https://www.kulturforum.info/
mailto:Iwona.Dadej@cbh.pan.pl
mailto:afsari@kulturforum.info
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Deutsches Kulturforum östliches Europa 

Berliner Straße 135 | Haus K1 

14467 Potsdam 

Tel. +49 (0)331 20098-0 

Fax  +49 (0)331 20098-50 

deutsches@kulturforum.info 

www.kulturforum.info     

Zernack-Colloquium 2021: Drinnen oder draußen? 

Die sechsteilige Vortragsreihe zum Thema »Historische Debatten um politische und 
gesellschaftliche Teilhabe in Mittel- und Osteuropa« wird zumindest vorläufig online 
stattfinden  
 

 
Titelblatt des »Humoristischen Volksblatts« Kikeriki! vom 30. Januar 1879 (Ausschnitt, 
Bildbeschreibung: s.u.). Abbildung: © Österreichische Nationalbibliothek, ANNO  

14. Januar 2021  

Das Zentrum für Historische Forschung Berlin der Polnischen Akademie der 
Wissenschaften – ZFH lädt in Kooperation mit dem Aleksander-Brückner-Zentrum für 
Polenstudien in Halle und dem Deutschen Kulturforum für östliches Europa in Potsdam zum 
Klaus-Zernack-Colloquium 2021 ein. 

Im Mittelpunkt des Interesses des neuen Colloquiums stehen historische 
Auseinandersetzungen um Teilhabe am politischen und sozialen Leben in Mittel- und 
Osteuropa. Die sich im Laufe der Zeit verändernden rechtlichen und kulturellen Kontexte 
von Ausgrenzungsmechanismen, Inklusionspolitiken und Kämpfen um Anerkennung wollen 
wir anhand von religiöser und ethnischer Zugehörigkeit, politischem und materiellem Status 
sowie Geschlecht diskutieren. 

Welche rechtlichen Rahmenbedingungen lagen politischer und sozialer Exklusion bzw. 
Inklusion zugrunde? Welche Gruppen oder Personen wurden aufgrund bestimmter  

mailto:deutsches@kulturforum.info
http://www.kulturforum.info/
http://www.cbh.pan.pl/de/klaus-zernack-colloquium
http://www.cbh.pan.pl/de/klaus-zernack-colloquium
http://www.aleksander-brueckner-zentrum.org/zentrum/aktuelles/
http://www.aleksander-brueckner-zentrum.org/zentrum/aktuelles/
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Eigenschaften oder Wahrnehmungen nicht berücksichtigt oder explizit von der Teilhabe 
ausgeschlossen? Unter welchen Bedingungen und mit welchen Mitteln ließen sich solche 
exkludierenden Systeme aufbrechen? Welche Arten von Partizipation waren in imperialen 
Herrschaftsordnungen möglich, und welche wurden erst in demokratischen Ordnungen 
entwickelt? Welche neuen Formen von Inklusion und Exklusion sind seitdem entstanden? 

Unsere Gäste beleuchten die sich verändernden rechtlichen Grundlagen für Inklusion und 
Exklusion sowie Diskurse um die Zugehörigkeit zu bestimmten gesellschaftlichen Gruppen 
oder auch Selbstausgrenzung von denselben. Ebenso betrachten sie die – unter 
Umständen abweichende – gesellschaftliche Praxis und Bewegungen der 
Selbstermächtigung. 

Die diesjährige sechsteilige Vortragsreihe wird aufgrund der pandemischen Lage zumindest 
vorläufig online stattfinden. Links zu den Veranstaltungen werden jeweils zeitnah bekannt 
gegeben. 

Anmeldung 

Anmeldungen nehmen wir auch unter E-Mail: info@cbh.pan.pl gerne entgegen. 

Termine 

(Änderungen vorbehalten) 

Donnerstag, 18. Februar 2021, 18:00 Uhr 
Exklusion und Inklusion im Europa des 19. und 20. Jahrhunderts aus rechtshistorischer 
Perspektive 

• Staatsangehörigkeit in Deutschland: Einbürgern und Ausschließen 
Dieter Gosewinkel, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 

• Frauen ohne Vaterland. Die Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen 
Marion Röwekamp, Wilhelm und Alexander von Humboldt-Lehrstuhl, Mexico City 

• Moderation: Iwona Dadej 

Donnerstag, 15. April 2021, 18:00 Uhr 
Die Bedeutung religiöser und ethnischer Zugehörigkeiten in der frühen Neuzeit 

• Türken, Mohren und Tataren – Bilder des Anderen. Muslimische Lebenswelten in 
Brandenburg-Preußen im 18. Jahrhundert 
Stephan Theilig, Humboldt-Universität zu Berlin 

• Ethnische Gruppenbildung in der Vormoderne 
Jürgen Heyde, Leibniz-Institut für Geschichte und Kultur des östlichen Europa – GWZO 
Leipzig 

 

Donnerstag, 20. Mai 2021, 18:00 Uhr 
Das Partizipationspotential imperialer Ordnungen 
• Russländisches Reich 

Yvonne Kleinmann, Aleksander-Brückner-Zentrum für Polenstudien, Halle 
• Habsburgerreich 

Martin Rohde, Aleksander-Brückner-Zentrum für Polenstudien, Halle 

 

mailto:info@cbh.pan.pl
https://www.kulturforum.info/de/termine-main-menu/veranstaltungen/1023710-zoom-webinar-exklusion-und-inklusion-im-europa-des-19-und-20-jahrhunderts-aus-rechtshistorischer-perspektive
https://www.kulturforum.info/de/termine-main-menu/veranstaltungen/1023710-zoom-webinar-exklusion-und-inklusion-im-europa-des-19-und-20-jahrhunderts-aus-rechtshistorischer-perspektive
https://www.kulturforum.info/de/termine-main-menu/veranstaltungen/1023723-zoom-webinar-die-bedeutung-religioser-und-ethnischer-zugehorigkeiten-in-der-fruhen-neuzeit
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Donnerstag, 23. September 2021, 18:00 Uhr 
Frauen als Vorkämpferinnen sozialer Gerechtigkeit? 

• Völlig vergessen – die oberschlesische Kämpferin Agnes Wabnitz 
Roswitha Schieb, Borgsdorf b. Berlin 

• Stets gegenwärtig – die jüdische Intellektuelle Rosa Luxemburg 
Holger Politt, Rosa-Luxemburg-Stiftung 

Donnerstag, 28. Oktober 2021, 18:00 Uhr 
Vom Numerus Clausus zur Demokratisierung der Akademie? 

• Wissenschaft und Universitäten als Labore der Exklusion und Integration? 
Annette Vogt, Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte und Humboldt-
Universität zu Berlin 

• Der polnische akademische Kontext am Beispiel des Lemberger 
Universitätsmilieus 
Iwona Dadej, Zentrum für Historische Forschung Berlin der Polnischen 
Akademie der Wissenschaften 

Donnerstag, 2. Dezember 2021, 18:00 Uhr 
Zonen der Begrenzung – Aspekte von Grenzen in der Moderne 

• Epidemien und Quarantänen im 20. Jahrhundert als Mittel der 
ökonomischen Begrenzung am Beispiel Österreich-Ungarns und der 
Türkei 
Christian Promitzer, Universität Graz 

• Grenzen und Gedächtnisdiskurs am Beispiel zweier Denkmäler in Graz 
und Ljubljana 
Monika Stromberger, Universität Graz 

Pressekontakt 
Dr. Iwona Dadej: Iwona.Dadej[at]cbh.pan.pl 
Ariane Afsari: afsari[at]kulturforum.info 
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Titelblatt der »Kikeriki!« vom 30. Januar 1879 (s.u.) 

Foto: Anfang des Jahres 1879 wurde bekannt, dass im russischen Astrachan in einigen 
Dörfern die Pest ausgebrochen war. Aus Angst, die Seuche könne sich bis nach Österreich 
ausbreiten, wurden die Grenzen zu Russland und zum Balkan abgeriegelt. Die in Wien 
erscheinende Satirezeitschrift »Kikeriki!« thematisierte die damalige große Pestangst.  
Abbildung: © Österreichische Nationalbibliothek, ANNO, Kikeriki vom 30. Januar 1879 

Text:  
Kikeriki: Sie, bester Sicherheitswachmann, um Gotteswillen, lassen Sie diese zwei Leut‘ 
dort nicht bei der Linie herein.  
Sicherheitswachmann: Ja warum denn nicht? 
Kikeriki: Weil ich gelesen hab, daß die Pest am leichtesten durch alte Lumpen in die 
Stadt gebracht wird. 

 Das Klaus-Zernack-Colloquium ist eine seit über 10 Jahren am ZFH in Berlin Pankow 
etablierte Vortrags- und Diskussionsreihe, die sich mit Problemen und Themen der (nicht 
nur) historischen Forschung von Beziehungs- und Verflechtungsgeschichte im deutsch-
polnischen, aber auch mittel- und osteuropäischen Kontext befasst. 

Das Kulturforum wird gefördert von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und 
Medien 

 

https://www.kulturforum.info/de/forum-partner/partner-im-bund
https://www.kulturforum.info/de/forum-partner/partner-im-bund


Seite 285 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 
Literaturhaus Berlin 
Fasanenstraße 23 
10719 Berlin 
+49 (0)30 887 286 0 
info@literaturhaus-berlin.de  
 

04) »Was ist denn hier passiert?« 
 
Freitag, 07. Mai 2021, 19:00 Uhr 

Mit Elke Schmitter, Jens Bisky und Jörg Baberowski 

Den Livestream sehen Sie am 7. Mai ab 19:00 Uhr an dieser Stelle sowie auf Facebook 
und auf unserem YouTube Kanal 

Die Historiker und Literaturkritiker*innen Jörg Baberowski, Jens Bisky und Elke Schmitter 
besprechen Neuerscheinungen aus Belletristik und Sachbuch – wie üblich pointiert, 
informativ, streitbar und unterhaltsam! 

Diese Bücher werden besprochen: 

Ljudmila Ulitzkaja »Eine Seuche in der Stadt« Hanser Verlag, 2021 
Sören Urbansky »An den Ufern des Amur« C.H. Beck Verlag , 2021 
Tove Ditlevsen »Kindheit«, »Jugend«, »Abhängigkeit« Aufbau Verlag, 2021 
Dieter Henrich »Ins Denken ziehen« C.H. Beck Verlag , 2021 
Franz Fühmann »Saiäns-Fiktschen« Hinstorff Verlag, 1987 

Bitte unterstützen Sie unsere Veranstaltungen mit einer Spende. Vielen Dank! 

mailto:info@literaturhaus-berlin.de
https://www.facebook.com/literaturHausBerlin/
https://www.youtube.com/channel/UCG4Lu3Vo5-ISlBnU5IAtO6Q
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Brown Bag Lunch  

05) Hans von Trotha »Die große Illusion. Ein Schloss, eine Fassade und ein  
      Traum von Preußen« 
 
Dienstag,  25. Mai 2021, 12:30 Uhr 

Der Autor im Gespräch mit Susanne Messmer 

Es ist die größte Projektionsfläche Berlins, manche nennen es: das Schloss. Jahrzehntelang 
wurde wild darum gestritten: auf der einen Seite die Preußen-Freunde, die etwas 
wiederhaben wollten, was aussehen möge wie ein Schloss, ganz gleich, was es beherbergt 
(und sei es ein Humboldt Forum), auf der anderen Seite die Anhänger eines 
zeitgenössischen Umgangs mit historischen Baulücken, die nichts mit der historischen 
Rekonstruktion anfangen konnten. Ob jedoch nun Manifestation einer neuen geistigen Mitte 
oder einer neuen geistigen Leere Berlins: Anlass zu spannenden Diskussionen bietet das 
neue Stadtschloss allemal! 

Hans von Trotha, profunder Kenner von Schlössern und Gärten in Europa, hat diese 
Debatten intensiv verfolgt und rekapituliert nun, da die Außenhülle endlich vollendet ist, die 
vergangenen Grabenkämpfe. Im Mittagsgespräch bei Soda und Schinkenbrot erörtert er mit 
der taz-Redakteurin Susanne Messmer die oft abenteuerlichen Hintergründe des 
Schlossbaus. 

Hans von Trotha »Die große Illusion. Ein Schloss, eine Fassade und ein Traum von 
Preußen« Berenberg, 2021 

Bitte unterstützen Sie unsere Veranstaltungen mit einer Spende. Vielen Dank! 

 

Lesung und Gespräch  

06) Lana Bastašić »Fang den Hasen« 

Mittwoch,  26. Mai 2021, 19:00 Uhr 

Die Autorin im Gespräch mit Marko Pogačar, gedolmetscht aus dem 
Serbokroatischen von Elvira Veselinović. 

Hier ist er, der europäische Roman, in Gestalt einer Mädchenfreundschaft: Als junge 
Mädchen waren sie unzertrennlich, Lejla, die Schamlose, Unbändige und Sara, die 
besonnene, ein wenig schüchterne Tochter des örtlichen Polizeichefs. Eine Freundschaft, 
wie es viele gab, bevor der Jugoslawienkrieg sie zerrüttete. 12 Jahre ist es her, dass Sara 
Bosnien verließ, um in London ein neues Leben zu beginnen und eine richtige Europäerin 
zu werden. Dann erhält sie plötzlich einen Anruf von Lejla, der sie in die verlorene Heimat 
zurück und auf eine Autofahrt zwingt, die ihr Leben noch einmal von Grund auf in Frage 
stellt. 

 
An die Stelle eines zu erwartenden Dramas voller bedrückender historischer Reminiszenzen 
setzt die junge bosnische Autorin Lana Bastašić ein spannendes Roadmovie voll beißender  
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Komik – das nicht von ungefähr mit dem Literaturpreis der Europäischen Union 2020 
ausgezeichnet wurde. Zu Gast im Garten des Li-Be unterhält sich die Autorin auf 
Serbokroatisch über ihr preisgekröntes Buch, es dolmetscht simultan Elvira Veselinovic. 

Lana Bastašić »Fang den Hasen« S. Fischer, 2021 

Bitte unterstützen Sie unsere Veranstaltungen mit einer Spende. Vielen Dank! 

 

 

Topographie des Terrors 

Niederkirchnerstraße 8, 10963 Berlin-Kreuzberg 
Info@topographie.de 
www.topographie.de  
Ruf: 030-254 509-0 
Fax: 030-254-09-99 

 

07) Fritz Bauer. Der Staatsanwalt. NS-Verbrechen vor Gericht 

Dienstag, 27. April 2021 19:00 Uhr 

Ausstellungseröffnung im Livestream: 
www.topographie.de/livestream 
Eine Teilnahme vor Ort ist nicht möglich. 
 
Begrüßung 
Dr. Andrea Riedle 
Direktorin der Stiftung Topographie des Terrors, Berlin 
 
Grußworte 
Christine Lambrecht 
Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz 
 
Dr. Klaus Lederer 
Senator für Kultur und Europa des Landes Berlin 
 
Zur Ausstellung 
 
Prof. Dr. Sybille Steinbacher 
Direktorin des Fritz Bauer Instituts, Frankfurt/M. 
 
Dr. Monika Boll 
Kuratorin der Ausstellung 
 

 

 

 

mailto:Info@topographie.de
http://www.topographie.de/
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08) Wie hörte sich die Vernichtung eines Dorfes an? Erinnerungen von  

      Überlebenden an die deutsche Vernichtungspolitik in Weißrussland 

 

      Vortrag: Prof. Dr. Christian Gerlach, Bonn 

      Moderation: Dr. Andrej Angrick, Berlin 

 

Livestream: www.topographie.de/livestream/ 
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09) In den Kellern Berlins. Unterirdisches Rüstungsproduktion der Firma  

      Telefunken 1944/45 

 

Donnerstag, 20. Mai 2021, 19:00 Uhr 

Online 
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 B. b)  Vorlesungsreihen, Podiumsdiskussionen, Seminare u.ä.                      

 

STAATSBIBLIOTHEK ZU BERLIN – PREUSSISCHER KULTURBESITZ 

Virtuelle Podiumsdiskussion 

01) Zum 170. Geburtstag und 90. Todestag Adolf von Harnacks 

In Kooperation mit der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften 

Donnerstag, 29. April 2021, 19 Uhr 

Adolf von Harnack (1851 – 1930) war zu allererst ein staunenswert produktiver Historiker 
des Antiken Christentums und evangelischer Theologe aus Leidenschaft.  
Aber nach seinem Wechsel an die Berliner Universität (1888), als deren Rektor er im Jahre 
1900/1901 amtierte, übernahm er zunehmend Funktionen im Wissenschaftsmanagement: 
Er organisierte mit Theodor Mommsen bis heute bestehende Langzeitvorhaben der 
Preußischen Akademie der Wissenschaften, amtierte ab 1905 als Generaldirektor der 
heutigen Staatsbibliothek zu Berlin Preußischer Kulturbesitz, 1911 wurde er zum 
Präsidenten der heutigen Max-Planck-Gesellschaft, 1920 zum Kanzler des Ordens Pour le 
Mérite gewählt und hatte erheblichen Einfluss auf den vor 100 Jahren gegründeten 
Stifterverband.  

 
In einem (Corona-bedingt nachgeholten) Festakt anlässlich seines 90.Todestages (und 170. 
Geburtstages) werden die gegenwärtigen Leitungen der Institutionen, die in der Nachfolge 
der genannten Institutionen stehen, darüber diskutieren, ob Impulse Harnacks für das 
Wissenschaftssystem heute noch Bedeutung haben. 

Es diskutieren im Wilhelm von Humboldt-Saal der Staatsbibliothek zu Berlin: 

Wolfgang Huber (ehem. Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz und Ratsvorsitzender der Evangelischen Kirche in Deutschland),  

Sabine Kunst (Präsidentin der Humbold-Universität zu Berlin),  

Christoph Markschies (Präsident der Berlin-Brandenburgischen Akademie der 

Wissenschaften),  

Barbara Schneider-Kempf (Generaldirektorin der Staatsbibliothek zu Berlin - PK),  

Jürgen Renn (Max-Planck-Gesellschaft),  

Christiane Nüsslein-Vollhard (Kanzlerin des Ordens Pour le mérite),  

Andreas Barner (Präsident des Stifterverbands) 

 Livestream: https://www.youtube.com/watch?v=A9vn8Y1_TRQ 

  

  

  

https://deref-web.de/mail/client/nixBKrw2jtM/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fwww.youtube.com%2Fwatch%3Fv%3DA9vn8Y1_TRQ
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BESICHTIGUNGSFÜHRUNGEN „AUFGABEN, GESCHICHTE UND 

ARCHITEKTUR“  

Im Augenblick ist es uns leider nicht möglich, Führungen in unseren Häusern 

anzubieten.  

Die in Berlin geltenden Vorschriften zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie sind im 

Hinblick auf Personenzahl und Abstandsmaße nicht mit unserem regulären 

Führungsangebot einzuhalten.  

Bitte achten Sie auf unsere Webseiten - wenn Führungen wieder möglich sind, werden wir 

dort informieren. 

______________________________________________________________________ 

Aktuelle Covid 19-Hygieneregeln für den Besuch in unseren Häusern:  

https://staatsbibliothek-berlin.de/aktuelles/covid-19-hygieneregeln/ 

Alle Termine vorbehaltlich der aktuellen Corona-Situation. Hier halten wir Sie stets 

auf dem Laufenden:  

https://blog.sbb.berlin/schliessung_coronavirus/ 
 
 

 02) Der Deutsch-Französische Krieg 1870/71 in interdisziplinärer    
       Perspektive  
 
Veranstalter  
Alma Hannig und Sandra Müller (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn)  
Ausrichter  
Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn  
Veranstaltungsort  
Digital / Institut français  
53113 Bonn  
04.05.2021 - 20.07.2021  
Von  
Alma Hannig, Institut für Geschichtswissenschaft, Rheinische Friedrich-Wilhelms-
Universität Bonn  

Anlässlich des Erinnerungsjahres setzt sich die Ringvorlesung in interdisziplinärer 
Perspektive mit dem Deutsch-Französischen Krieg 1870/71 auseinander. Politische 
Fragen und regionale Besonderheiten werden ebenso berücksichtigt wie auch 
literaturwissenschaftliche, mentalitäts- und mediengeschichtliche Aspekte. Aktuelle 
Ausstellungs- und Public-History-Projekte werden vorgestellt und diskutiert. Ein 
literarischer Abend und eine Buchpräsentation rahmen die Veranstaltungsreihe ein. 

Der Deutsch-Französische Krieg 1870/71 in interdisziplinärer Perspektive 

Anlässlich des Erinnerungsjahres setzt sich die Ringvorlesung in interdisziplinärer 
Perspektive mit dem Deutsch-Französischen Krieg 1870/71 auseinander. Ziel ist es, den 
Deutsch-Französischen Krieg aus dem Blickwinkel verschiedener Geisteswissenschaften 
zu beleuchten und Themen vorzustellen, die in der Forschung teilweise unterrepräsentiert 
sind.  

https://deref-web.de/mail/client/r_W3RPy41js/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fstaatsbibliothek-berlin.de%2Fdie-staatsbibliothek%2Fbesichtigungsfuehrungen%2F
https://deref-web.de/mail/client/dpP8JhxoRLo/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fstaatsbibliothek-berlin.de%2Faktuelles%2Fcovid-19-hygieneregeln%2F
https://deref-web.de/mail/client/E9Pe6dYrz4Y/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fblog.sbb.berlin%2Fschliessung_coronavirus%2F
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Expertinnen und Experten sowie Nachwuchswissenschaftler und 
Nachwuchswissenschaftlerinnen verschiedener europäischer Universitäten und anderer 
Forschungseinrichtungen bieten zudem Einblick in unterschiedliche Arbeitsweisen und 
Darstellungsformen der Geschichte: Aktuelle Ausstellungs- und Public-History-Projekte 
spielen gleichermaßen eine Rolle wie auch Archivkunde, Quellenkritik und 
Filmdokumentationen. Den Einstieg bietet ein Leseabend mit einer Auswahl an 
literarischen und philosophischen Schriften zum Deutsch-Französischen Krieg.  

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit dem Institut français in Bonn statt. Die 
Vorträge finden dienstags um 18 Uhr c.t. statt. 
Aufgrund der derzeitigen Situation finden die Vorträge zunächst online via Zoom statt. Im 
Falle der Fortsetzung der Veranstaltung in Präsenz findet diese im Institut français Bonn, 
Adenauerallee 35, 53113 Bonn statt.  
Den Link zur Teilnahme erhalten Sie nach vorheriger Anmeldung unter: 
sandra.mueller@uni-bonn.de oder hannig@uni-bonn.de. 

Programm 

04.05.2021 Michael Schikowski (Köln): Leseabend  
11.05.2021 Thomas Becker (Bonn): Universität Bonn 1870/71 
18.05.2021 Maik Ohnezeit (Friedrichsruh): „1870/71. Reichsgründung in Versailles“ - Eine 
Sonderausstellung der Otto-von-Bismarck-Stiftung zum 150. Jahrestag der Errichtung des 
deutschen Nationalstaats 
01.06.2021 Benoit Vaillot (Florenz/Strasbourg): L'invention de l'Alsace-Lorraine par la 
guerre franco-allemande de 1870  
08.06.2021 Christian Bunnenberg (Bochum): Twitter-Projekt @Krieg70/71 
15.06.2021 Heidi Mehrkens (Aberdeen): Anfänge des humanitären Völkerrechts 
22.06.2021 Nina Kreibig (Berlin): „Befreien Sie uns von den Kreuzrittern.“ Kritik an der 
Schlachtenbummelei während des Deutsch-Französischen Krieges (1870/71) 
29.06.2021 Christopher Brennan (London): Guy de Maupassant et la guerre 
06.07.2021 Arne Karsten (Wuppertal): Der Deutsch-Französische Krieg und seine 
Auswirkungen auf das italienische Deutschlandbild  
13.07.2021 Paul Mellenthin (Basel/Essen): Gegenwartsformen der Vergangenheit. 
Fotografien und Ruinen 1870/71 
20.07.2021 Mario Kramp (Köln): Französische Kriegsgefangene in Köln 
(Buchpräsentation) 

Kontakt 

Sandra Müller: sandra.mueller@uni-bonn.de  
Alma Hannig: hannig@uni-bonn.de 

Zitation 
Der Deutsch-Französische Krieg 1870/71 in interdisziplinärer Perspektive. In: H-Soz-Kult, 
30.04.2021, <www.hsozkult.de/event/id/event-97340>. 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights 
reserved. This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational 
purposes, if permission is granted by the author and usage right holders. For permission 
please contact hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
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03) Erinnern an zwei Diktaturen? Aufarbeitungskonkurrenz im Baltikum  
 

Veranstalter  
Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, Beauftragter der Bundesregierung für 
die Neuen Bundesländer  
Veranstaltungsort  
Online: https://youtu.be/r0bsdUHYzGE  
 
10117 Berlin  
 
11.05.2021 - 
Von Sabine Kuder, Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur  

Jede Gesellschaft, jeder Staat steht nach Gewaltherrschaft, Diktaturen oder Kriegen vor der 
Frage, wie mit den begangenen Verbrechen, mit den Opfern und Tätern umgegangen 
werden soll. Die Formen des Umgangs mit der Vergangenheit sind dabei sehr vielfältig. Die 
Veranstaltungsreihe „Transitional Justice“ möchte anhand ausgewählter Länderbeispiele 
unterschiedliche Aspekte thematisieren. 

Erinnern an zwei Diktaturen? Aufarbeitungskonkurrenz im Baltikum 

Jede Gesellschaft, jeder Staat steht nach Gewaltherrschaft, Diktaturen oder Kriegen vor der 
Frage, wie mit den begangenen Verbrechen, mit den Opfern und Tätern umgegangen 
werden soll. Die Formen des Umgangs mit der Vergangenheit sind dabei sehr vielfältig. Die 
Veranstaltungsreihe „Transitional Justice“ möchte anhand ausgewählter Länderbeispiele 
unterschiedliche Aspekte von gesellschaftlichen und rechtlichen Aufarbeitungsprozessen 
nach Systemumbrüchen aufzeigen sowie Einblicke in die Erinnerungskultur und -politik in 
ihrem jeweiligen nationalen Kontext geben. Moderiert wird die Reihe von Tamina Kutscher, 
Chefredakteurin von dekoder.org. 

Programm 

Mit der Unterzeichnung des Hitler-Stalin-Paktes am 23. August 1939 wurden die drei 
baltischen Staaten dem sowjetischen Machtbereich zugeordnet, durch die Rote Armee 
besetzt und bis 1990 der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken einverleibt. Die 
sowjetische Besatzung wurde von 1941 bis 1944 unterbrochen durch die 
nationalsozialistische deutsche Besatzung. Die Region wurde zum Schauplatz von brutaler 
Willkür, Gewalttaten, Massenverhaftungen, Massenliquidationen und Deportationen. 

Wie gehen die heutigen baltischen Staaten mit dieser doppelten Diktaturgeschichte um und 
welche Ansätze der Transitional Justice gab es nach der wiedererlangten Unabhängigkeit 
1990 in diesen Staaten? Welche geschichtliche Erfahrung dominiert den öffentlichen 
Diskurs und welche Erinnerungskultur hat sich etabliert? Wie kann an das Unrecht aus 
sowjetischer Zeit erinnert werden, ohne das Unrecht, das mit der deutschen Besatzung 
einherging, zu relativieren? Und wie setzt man sich mit der eigenen Schuld auseinander, 
Kollaborateur des einen oder anderen Systems gewesen zu sein? Kann man von einer 
Aufarbeitungskonkurrenz sprechen? Diesen und weiteren Fragen widmet sich die 
Podiumsdiskussion „Erinnern an zwei Diktaturen? Aufarbeitungskonkurrenz im Baltikum“ 
am 11. Mai 2021, Teil 3 der Veranstaltungsreihe "Transitional Justice". 
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Im Gespräch: 
Prof. Dr. Violeta Davoliūtė, Universität Vilnius |  
Dr. Meelis Maripuu, Estnisches Institut für historisches Gedächtnis, Tallinn |  
Lolita Tomsone, Žanis-Lipke-Gedenkstätte, Riga 

Die Veranstaltung wird als Online-Podiumsdiskussion stattfinden und auf zwei Streams in 
englischer und deutscher Sprache übertragen. Sie können den Livestream auf Deutsch am 
11. Mai 2021 ab 18:00 Uhr unter folgendem Link abrufen: https://youtu.be/r0bsdUHYzGE 

Eine Übersicht zur Veranstaltungsreihe „Transitional Justice“ finden Sie auf diesem Flyer: 
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/sites/default/files/uploads/files/2021-
01/ek_justice_de.pdf. 

https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de 

 
Zitation 
Erinnern an zwei Diktaturen? Aufarbeitungskonkurrenz im Baltikum. In: H-Soz-Kult, 
29.04.2021, <www.hsozkult.de/event/id/event-97343>. 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  

 

04) Grenzüberschreitungen. Spätmittelalterliches Kunstschaffen in West-Ost- 
      Mittel-Europa  

Internationale Tagung (online)  

Veranstalter  
Institut für Kunstgeschichte in Kooperation mit dem Interdisziplinären Zentrum für Mittelalter- 
und Renaissancestudien der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg  
Veranstaltungsort Erlangen (via Zoom)  
Gefördert durch  
FAU Erlangen-Nürnberg, Freundeskreis des Instiuts für Kunstgeschichte, Dr. Alfred-Vinzl-
Stiftung  
 
91054 Erlangen  
 
14.05.2021 - 15.04.2021  
Anmeldung: 
14.05.2021  
Von  
Heidrun Stein-Kecks, Institut für Kunstgeschichte, Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg  

Präsentation und Diskussion neuer Forschungen zur Kunst des Spätmittelalters mit einem 
Fokus auf den Netzwerken und Austauschprozessen zwischen den kulturell vielschichtigen 
Zentren im östlichen und westlichen Mitteleuropa und die Innovationen in der Architektur 
und den Bildkünsten im späten Mittelalter. Als einem ausgewiesenen Experten in diesem 
Forschungsfeld ist die Tagung Markus Hörsch (Leipzig) gewidmet. 

Internationale Tagung (online): "Grenzüberschreitungen. Spätmittelalterliches 
Kunstschaffen in West-Ost-Mittel-Europa" 

https://youtu.be/r0bsdUHYzGE
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/sites/default/files/uploads/files/2021-01/ek_justice_de.pdf
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/sites/default/files/uploads/files/2021-01/ek_justice_de.pdf
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/
http://www.hsozkult.de/event/id/event-97343
https://www.hsozkult.de/event/id/event-97172#mtAc_event-66278
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Die Tagung dient der Präsentation und Diskussion neuer Forschungen zur Kunst des 
Spätmittelalters mit einem Fokus auf den Netzwerken und Austauschprozessen innerhalb 
Europas. 
Die großen Player in diesem Netzwerk waren die weltlichen und geistlichen Eliten, Fürsten 
und Höfe in ihren weit verzweigten dynastischen Verbindungen, die Ordensverbände mit 
ihren Filiationen und weit verstreuten Niederlassungen, die Städte mit ihren im damaligen 
Sinn globalen Handelsbeziehungen und die im 14. und 15. Jahrhundert in ganz Europa 
aufblühenden Universitäten als internationale Zentren der Gelehrsamkeit. Künste und 
Wissenschaften profitierten von diesen Netzwerken einer potenten Auftraggeberschaft, 
durch die die eigene Mobilität gefördert wurde und sich ein weiter Aktionsraum und ein 
breiter Absatzmarkt eröffneten. 

In diesem großen Rahmen zielt die Tagung auf die kulturell vielschichtigen Zentren im 
östlichen und westlichen Mitteleuropa und die Innovationen in der Architektur und den 
Bildkünsten im späten Mittelalter. 

Zu den herausragenden Forscherpersönlichkeiten der Kunstgeschichte Ostmitteleuropas 
und seiner Vernetzungen mit dem Westen gehört Markus Hörsch, der 2008–09 am Erlanger 
Institut lehrte und diesem seither durch zahlreiche Lehraufträge verbunden ist. Alle 
Referent:innen sind Wegbegleiter:innen von Markus Hörsch, ihm zum 61. Geburtstag sind 
die Beiträge der Tagung gewidmet. 

Die Zugangsdaten für die Teilnahme bekommen Sie mit der Registrierung unter: 
https://fau.zoom.us/meeting/register/u5AufuytqjIsHdVXHSpAuZ0OEUU9nFczNQGD%20 
Den Link zur Registrierung und weitere Informationen finden Sie auch unter 
https://www.kunstgeschichte.phil.fau.de/2021/04/14/grenzueberschreitungen/ 

Programm 

Freitag, 14. Mai 2021 

9.00 Login 
9.15 Begrüßung durch die Veranstalter:innen 

BAUKUNST, BILDKUNST, LITURGIE 
9.35 Stephan Albrecht (Bamberg)  
Neue Forschungen zum Querhaus der Kathedrale von Paris 
10.00 Tomasz Torbus (Gdańsk)  
Meister Enckinger alias Carpentarius – begnadeter Architekt in Danzig und Wilna am 
Ausgang des Mittelalters 
10.25 Diskussion und Kaffeepause 
11.00 Christian Forster (Leipzig)  
Ergebnisse der Bauforschung am Ostchor des Naumburger Doms 
11.25 Holger Kunde (Naumburg)  
Quellen zur Liturgie im Westchor des Naumburger Doms  
11.50 Diskussion und Mittagspause 

GRENZÜBERSCHREITUNGEN UND KULTURTRANSFER 
13.30 Tobias Frese (Heidelberg)  
Grenzen und Übergänge. Gedanken zur Liminalität in der Kunstgeschichte 
13.55 Stefan Roller (Frankfurt am Main)  
Von West nach Ost – von Nord nach Süd: niederländische Alabasterwerke in Europa 
14.20 Diskussion und Kaffeepause 

https://fau.zoom.us/meeting/register/u5AufuytqjIsHdVXHSpAuZ0OEUU9nFczNQGD
https://www.kunstgeschichte.phil.fau.de/2021/04/14/grenzueberschreitungen/
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15.00 Jan Dienstbier (Praha)  
Stilistische und ikonographische Verbindungen zwischen profanen Wandmalereien in 
Mitteleuropa 
15.25 Heidrun Stein-Kecks (Erlangen)  
Wandmalereien in Abtsdorf im salzburgischen Rupertiwinkel 
15.50 Diskussion und Pause 

ABENDVORTRAG 
18.00 Markus Hörsch (Bamberg/Leipzig)  
Nachruf auf Prof. Dr. Franz Machilek 
18.15 Jiří Fajt (Leipzig/Berlin/Praha)  
Festvortrag: Ein unbekanntes Prager Tafelbild des 14. Jahrhunderts aus Merseburg 

Gemeinsame Gespräche (wonder.me) 

Samstag, 15. Mai 2021 

9.00 Login 

ZISTERZIENSER 
9.15 Markus Mock (Potsdam)  
Können wir das glauben? Zwei Quellen zur ursprünglichen Chorverglasung in Schulpforte 
9.40 Agnieszka Gąsior (Görlitz)  
Die konvertierten Künstler der Zisterzienser in Schlesien und Böhmen zur Zeit der 
Gegenreformation 
10.05 Diskussion und Kaffeepause 

SCHLESIEN UND MITTELEUROPA 
10.45 Wilfried Franzen (Leipzig/Berlin)  
Künstlerische Wechselwirkungen zwischen Krakau, Breslau und Bartfeld  
11.10 Marius Winzeler (Görlitz/Praha)  
Zwischen Oberrhein und Niederschlesien – Fragen zum Werk des Hans von Olmütz 
11.35 Wolfgang Brückle (Luzern)  
Schlesische Altertümer werden Kunstgeschichte. Eine Breslauer Museumsgründung von 
1815  
12.00 Diskussion und Mittagspause 

FRÜHER REALISMUS 
13.30 Zoltán Gyalókay (Warszawa)  
Modus humilis? Tafelmalerei um 1450 in den Königreichen Polen und Ungarn 
13.55 Lothar Schultes (Linz)  
Der Znaimer Altar – ein Hauptwerk des frühen Realismus 
14.20 Diskussion und Kaffeepause 

KÖNIGTUM UND STÄDTISCHE ELITEN 
15.00 Theo Schley (Leipzig)  
Der König und das Netz. Johann von Luxemburg und die böhmischen Städte. Zur 
Reichweite des Netzwerkbegriffs 
15.25 Benno Baumbauer (Nürnberg)  
Das Retabel Kaiser Friedrichs III. für die Nürnberger Burgkapelle 
15.50 Richard Wientzek (Bamberg)  
Die Nürnberger „Kuchen maysterey“ von 1485 – das erste in deutscher Sprache gedruckte 
Kochbuch 
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16.15 Diskussion und Schlusswort 
17.00 Ende der Veranstaltung 

Kontakt 

Prof. Dr. Heidrun Stein-Kecks 
heidrun.stein-kecks@fau.de 

https://www.kunstgeschichte.phil.fau.de/2021/04/14/grenzueberschreitungen/ 

 
Zitation 
Grenzüberschreitungen. Spätmittelalterliches Kunstschaffen in West-Ost-Mittel-Europa. In: 
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Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de 

 

 

05) Nachwuchsworkshop der Deutsch-Ukrainischen Historikerkommission  
      DUHK „Genozid in Geschichte und Recht“ 
 
Veranstalter  
Deutsch-Ukrainische Historikerkommission /Німецько-українська комісія істориків  
Gefördert durch  
DAAD / Німецька служба академічних обмінів  
 
80539 München  
 
14.09.2021 - 15.09.2021  
 
Anmeldung: 
15.05.2021  
Von  
Lena Lopatschow, Historisches Seminar, Abt. Geschichte Ost- und Südosteuropas, Ludwig-
Maximilians-Universität München  

Nachwuchsworkshop der Deutsch-Ukrainischen Historikerkommission 

Call for Applications: Die Deutsch-Ukrainische Historikerkommission lädt 
Nachwuchswissenschaftler:innen zum internationalen Workshop "Genozid in Geschichte 
und Recht" ein (Berlin, 14.-15. September 2021). Motivationsschreiben und Projektexposés 
werden erbeten bis zum 15. Mai 2021. 

Nachwuchsworkshop der Deutsch-Ukrainischen Historikerkommission DUHK 
„Genozid in Geschichte und Recht“ 

Berlin, 14.-15. September 2021 
Motivationsschreiben und Projektexposés werden erbeten bis zum 15. Mai 2021. 

Der Workshop wird geleitet von Prof. Dr. Tanja Penter (Heidelberg) und Prof. Dr. Gelinada 
Grinčenko (Kharkiv). 

https://www.kunstgeschichte.phil.fau.de/2021/04/14/grenzueberschreitungen/
http://www.hsozkult.de/event/id/event-97172
https://www.hsozkult.de/event/id/event-97103#mtAc_event-66222
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Die Einstufung von Massenverbrechen als Genozid, gemäß der von Raphael Lemkin 
entworfenen UN-Genozidkonvention (1948), ist heute zum Politikum geworden und wird von 
unterschiedlichen Opfergruppen für sich reklamiert. Auch die Ukrainer beanspruchen für 
ihre fast vier Millionen Opfer der großen Hungersnot (1932-1933), dass diese einen Genozid 
am ukrainischen Volk darstellt, verursacht durch das sowjetische Regime unter der Führung 
von Stalin. Unter Präsident Viktor Juščenko wurde der Holodomor im Jahr 2006 in der 
Ukraine per Parlamentsbeschluss zum Genozid am ukrainischen Volk erklärt. Seither 
versucht die Ukraine, diese Anerkennung auch international zu erreichen, wie jüngst in 
einem entsprechenden Antrag beim Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages. 

Im Rahmen des Workshops für deutsche und ukrainische Doktorand:innen und 
fortgeschrittene Masterstudierende aus den Geschichts- und Rechtswissenschaften 
möchten wir das Thema anhand ausgewählter historischer Fallbeispiele (z.B. Armenier, 
Herero und Nama, Juden, Sinti und Roma, Tutsi/Ruanda, Bosniaken/Srebrenica u.a.) breit 
und interdisziplinär diskutieren. 

Unter anderem möchten wir besprechen, welche Anwendung das Genozidkonzept in den 
Geschichts- und Rechtswissenschaften gefunden hat, in welchem historischen Kontext die 
UN-Völkermordkonvention nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und des Holocausts 
entstand, welche wissenschaftlichen und öffentlichen Debatten sie hervorgerufen hat und 
ob eine Erweiterung des Völkermordbegriffes in der UN-Konvention für die Zukunft 
wünschenswert wäre. 
Die Deutsch-Ukrainische Historikerkommission lädt Nachwuchswissenschaftler:innen dazu 
ein, an einem internationalen Workshop in Berlin teilzunehmen, um dort ihre Ideen und 
Projekte (Master-, Dissertationsprojekte) zu präsentieren und zu diskutieren. Der Workshop 
wird aus Expertenvorträgen, den Präsentationen der Forschungsprojekte und 
anschließenden Diskussionen bestehen. 

Insgesamt stehen bis zu 8 Plätze zur Verfügung. Die Gruppe soll sich möglichst zu gleichen 
Teilen aus Teilnehmern aus Deutschland und der Ukraine zusammensetzen. Die 
Veranstaltung findet auf Englisch statt. Die ausgewählten Teilnehmer des 
Nachwuchsworkshops erhalten zugleich die Möglichkeit, an der anschließend geplanten, 
ebenfalls in Berlin stattfindenden internationalen Jahreskonferenz der Deutsch-
Ukrainischen Historikerkommission „The Holodomor in Academic and Public Debates: 
Ukrainian and European Perspectives“ teilzunehmen. 

Übernachtungs- und Verpflegungskosten werden von der Deutsch-Ukrainischen 
Historikerkommission übernommen. Für eine Anreise aus der Ukraine wird eine 
Mobilitätspauschale von 700,- € gewährt, für Anreisende innerhalb Deutschlands werden 
die Kosten für eine Bahnfahrt 2. Kl. erstattet. 

Wir möchten Interessierte bitten, eine englischsprachige Bewerbung mit Lebenslauf, einem 
kurzen Motivationsschreiben sowie einem Exposé ihres Forschungsvorhabens (max. 300 
Wörter), gebündelt zu einer PDF-Datei bis zum 15. Mai 2021 an folgende Adresse zu 
schicken: duhk@lrz.uni-muenchen.de. 

Das Programm des Workshops wird bekanntgegeben, wenn die Bewerberauswahl 
abgeschlossen ist. Der Workshop wird als Präsenz-Veranstaltung geplant, kann aber je 
nach Entwicklung der Covid-19-Pandemie digital oder hybrid durchgeführt werden. 

 

 

mailto:duhk@lrz.uni-muenchen.de
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Kontakt 

Lena Lopatschow/Лена Лопачов, M.A. 
Koordinatorin/Координаторка 
Tel.: +49 89 2180-3056 
Lena.Lopatschow@lmu.de 

Ludwig-Maximilians-Universität München 
Deutsch-Ukrainische Historikerkommission 

Historisches Seminar 
Abteilung für Geschichte Ost- und Südosteuropas 
Geschwister-Scholl-Platz 1 
80539 München 
Deutschland 

http://www.duhk.org/ 

 
Zitation 
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06) Figurationen und Personifikationen des Nationalen im Frühneuzeitlichen  

      Europa  
 
Veranstalter  
Johannes Gutenberg-Universität und DHIP  
 
75003 Paris  
 
19.05.2021 - 21.05.2021  
Von  
Deutsches Historisches Institut Paris DHIP, Institut historique allemand IHA  

Interdisziplinäre Tagung der Forschungsplattform »Frühe Neuzeit. Figurationen des 
Nationalen« der Johannes Gutenberg-Universität Mainz in Kooperation mit dem Deutschen 
Historischen Institut Paris. 

Figurationen und Personifikationen des Nationalen im Frühneuzeitlichen Europa 

Organisation: 
Matthias Müller und Klaus Pietschmann (Johannes Gutenberg-Universität Mainz), 
Thomas Maissen (Deutsches Historisches Institut Paris) 

Die Tagung findet online statt. Für die Teilnahme können Sie sich hier anmelden: 
https://zoom.us/meeting/register/tJUofuysrDwvGtxTz1g88Juh-awO_FQJIufx  

http://www.duhk.org/
http://www.hsozkult.de/event/id/event-97103
https://zoom.us/meeting/register/tJUofuysrDwvGtxTz1g88Juh-awO_FQJIufx
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Programm 

Mittwoch 19.5.2021 

14.30 Uhr: Thomas Maissen (Paris) Politische Personifikationen. Eine Einleitung 

15.30 Uhr: Panel I Nationalallegorien // National Allegories 
Cornelia Logemann (München): How France's Coat Dries Genoa's Tears. About the Visual 
Dimension of Allegory Around 1500. 
Matthias Schnettger (Mainz): Der Hahn und der Adler. Tierische Nationalallegorien in der 
Flugpublizistik der Frühen Neuzeit. 

16.30–17.00 Uhr: Pause 

17.00 Uhr: Panel I Fortsetzung 
Stefanie Acquavella-Rauch (Mainz): »Ye Caledonian Beauties«. Personifikationen des 
Nationalen im schottischen Arkadien. 
Polina A. Chebakova (St. Petersburg): Allegory of Russia in the 18th Century Art. 
Dietrich Scholler (Mainz): Italienallegorien in Agrippa d’Aubignés »Les Tragiques«. 
Teresa Baier (Frankfurt a. M.): Germania-Allegorien in der Heroidendichtung der Frühen 
Neuzeit. 

Donnerstag 20.05.2021 

10.00 Uhr: Panel II Nationale Leitbilder und Konzepte // National Models and Concepts 

Matthias Müller (Mainz): Kunst für eine »teutsche Nation«? Reflexionen patriotischer und 
nationaler Leitbilder in der deutschenKunst und Architektur um 1500. 
Andrej W. Doronin (Moskau): Die Gründungsfiguren der Deutschen in den Narrativen der 
transalpinen Renaissance-Humanisten. 
Meinrad v. Engelberg (Darmstadt): »Deutsche Baukunst« vor 1770? 
Sergey Fyodorov/Feliks Levin (St. Petersburg): Cultural Practices and Local Identities in 
Early Modern Britain. 

12.00–15.00 Uhr: Pause 

15.00 Uhr: Panel II Fortsetzung 
Andreas Gipper (Mainz/Germersheim): Figurationen des Nationalen in der französischen 
Querelle des Anciens et des Modernes. 
Isaure Boitel (Amiens): »La plaisante allure des ennemis«. Les représentations nationales 
dans les almanachs royaux du règne de Louis XIV. 
Jana Graul (Rom): Neidische Italiener. Das Neid-Argument in »nationalen« 
Künstlervergleichen des 16. und 17. Jahrhunderts. 

16.30–18.00 Uhr: Pause 

18.00 Uhr: Abendsvortrag in der Veranstaltungsreihe »Les jeudis de l'Institut historique 
allemand« 
Maria Serena Sapegno (Rom): L’Italia di Petrarca tra Poesia e Politica. 
Commentaire: Arthur Weststeijn (Padua) 
La conférence sera en italien avec une traduction simultanée en anglais. 
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Freitag 21.05.2021 

9.30 Uhr Panel III: Die Nation in der Musik und auf der Bühne // Nation Performed: Nation 
on Stage and in Music 
Klaus Pietschmann (Mainz): Musikalische Repräsentationen der »Natio Helvetica« im 16. 
Jahrhundert. 
Barbara Nestola (Tours): La France en Scène. Les Prologues d’Opéra pendant le Règne 
de Louis XIV. 
Nicole Haitzinger (Salzburg)/Massimo De Giusti (Paris): Europe. Comédie Héroïque 
(1642). France, Espagne, Italie et Europe commefigures scéniques. Une constellation 
esthéticopolitique dans le Théâtre du XVIIe siècle. 

11.00–11.30 Uhr: Pause 
11.30 Uhr: Abschlußdiskussion 

Programm: http://www.dhi-
paris.fr/de/veranstaltungsdetails/seminare/SeminarTime/detail/online-figurationen-und-
personifikationen-des-nationalen-im-fruehneuzeitlichen-europa3571.html 

Kontakt 

Prof. Dr. Thomas Maissen 
presse@dhi-paris.fr 

http://www.dhi-paris.fr/de/veranstaltungsdetails/seminare/SeminarTime/detail/online-
figurationen-und-personifikationen-des-nationalen-im-fruehneuzeitlichen-europa3571.html 

 
Zitation 
Figurationen und Personifikationen des Nationalen im Frühneuzeitlichen Europa. In: H-Soz-
Kult, 30.04.2021, <www.hsozkult.de/event/id/event-97275>. 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
 

07) Sprachpraktiken in transnationalen Kontexten 

Veranstalter  
Pascal Dubourg Glatigny, Martin Aust, Denis Eckert, Bernhard Struck (Centre Marc Bloch 
Berlin)  
Ausrichter  
Centre Marc Bloch Berlin  
Veranstaltungsort  
Centre Marc Bloch Berlin  
Gefördert durch  
Deutsch-Französische Hochschule  
10117 Berlin  
  
06.09.2021 - 08.04.2021  
Anmeldung:  
31.05.2021  
 

http://www.dhi-paris.fr/de/veranstaltungsdetails/seminare/SeminarTime/detail/online-figurationen-und-personifikationen-des-nationalen-im-fruehneuzeitlichen-europa3571.html
http://www.dhi-paris.fr/de/veranstaltungsdetails/seminare/SeminarTime/detail/online-figurationen-und-personifikationen-des-nationalen-im-fruehneuzeitlichen-europa3571.html
http://www.dhi-paris.fr/de/veranstaltungsdetails/seminare/SeminarTime/detail/online-figurationen-und-personifikationen-des-nationalen-im-fruehneuzeitlichen-europa3571.html
http://www.dhi-paris.fr/de/veranstaltungsdetails/seminare/SeminarTime/detail/online-figurationen-und-personifikationen-des-nationalen-im-fruehneuzeitlichen-europa3571.html
http://www.dhi-paris.fr/de/veranstaltungsdetails/seminare/SeminarTime/detail/online-figurationen-und-personifikationen-des-nationalen-im-fruehneuzeitlichen-europa3571.html
http://www.hsozkult.de/event/id/event-97275
https://www.hsozkult.de/event/id/event-97381#mtAc_event-66458


Seite 302 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 
Von  
Bernhard Struck, School of History, University of St Andrews  

Workshop zur Verwendung und Verbreitung von Minderheitensprachen im internationalen 
Kontext ermöglicht die Beobachtung von "transversalen" Operationen. 

Sprachpraktiken in transnationalen Kontexten 

Workshop 1: Die Verwendung und Verbreitung von Minderheitensprachen im 
internationalen Kontext ermöglicht die Beobachtung von "transversalen" Operationen. 
Esperanto, das zuerst 1887 erschien, war primär eine nicht zentralisierte sprachliche 
Erfahrung. Die Entscheidungsbefugnis wurde von Beginn an auf die Sprechergemeinschaft 
übertragen, die als „unsichtbares College“ fungierte und die Sprache durch den Gebrauch 
weiterentwickelte. Ebenso bemühten sich die Esperantisten sofort nachhaltig, sie an eine 
große Anzahl von Sprachgemeinschaften, an die "imperialen" Sprachen (Französisch, 
Englisch, Deutsch, Russisch ...), aber auch an dominierte und staatenlose Völker 
weiterzugeben. Weit über Europa hinaus richtete sich Esperanto an an die gesamte 
Staatengemeinschaft. 

Auf einer anderen Ebene spricht dieser Workshop die Sprachpraktiken und Kommunikation 
innerhalb anderer, transnational organisierter Reformbewegungen und Gruppierungen an, 
die sich ebenfalls an einer Ethik der Gleichheit oder Neutralität orientierten. Weiterhein geht 
es um den Sprachgebrauch unter Migranten und Diasporagruppen, um sich Fragen zum 
Sprachgebrauch an Orten zu nähern, die sich einer zentralisierten Sprachkontrolle 
entziehen. 

Kontext 
Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts nahmen internationale Kontakte und Beziehungen 
rasant zu. Während nationale Forderungen durch die Verbreitung von Nationalstaaten 
verstärkt wurden, kam es auf globaler Ebene zu neuen Formen und Praktiken inter- und 
transnationaler Koordination. Um 1900 entstanden internationale Organisationen, die 
danach strebten, die Welt zu modernisieren und zu standardisieren, und ihrerseits nach 
nationalen Mustern strukturiert waren. Unter den Eliten dominierten und konkurrierten 
verschiedene nationale Sprachen, die nebeneinander koexistierten. 

Gleichzeitig aber lässt sich um 1900 die Entstehung zahlreicher Bewegungen beobachten, 
die aus bürgerlichen oder militanten Milieus entstanden. Diese schlugen einen anderen Weg 
ein, um die Beziehungen zwischen Völkern unterschiedlicher Sprachen und Nationalitäten 
zu ordnen und zu koordinieren. Ihr Ausgangspunkt war nicht die Nation oder die Idee eines 
einheitlichen Nationalstaats. Ziel war vielmehr, einen direkten transnationalen Austausch 
und kollektive transnationale Aktivitäten zu koordinieren. 

Hier setzt das Konzept „Paradigma Esperanto“ an. Nach dem Vorbild der 
Esperantobewegung zur Schaffung und Verbreitung einer „neutralen“ internationalen 
Kommunikationssprache zielt der Workshop auf jedwede innovative und autonome Form 
unverbindlicher Assoziationen zwischen Individuen und Gruppen, die sich 
grenzüberschreitend formierte und agierte. Anhand von Beispielen aus verschiedenen 
Bereichen nimmt der Workshop die Erfahrungen dezentraler Organisation auf globaler 
Ebene in den Blickpunkt und fragt danach, wie diese zu beschreiben und charakterisieren 
sind. 

Ziel des Workshop Zyklus ist es, einen Ort zur Diskussion und Reflexion über diese 
spezifischen Formen der Globalisierung zu schaffen, die sich aus  
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Mobilisierungsmechanismen von Bürgerinnen und Aktivistinnen ergeben haben – die 
jedoch keinen direkten Plan und kein unmittelbares Ziel zur eine politischen Umgestaltung 
in Anspruch nahmen. Es geht vor allem darum, die Entstehung neuer Forschungsfelder zu 
erörtern und die Frage nach der Konstitution von Quellen im Zusammenhang mit nicht 
institutionalisierten transnationalen Mobilisierungen und Bewegungen zu stellen. 

Das Programm besteht aus drei Workshops , die im Jahr 2021 in Berlin, 2022 in Bonn und 
2023 in Paris stattfinden werden. 

Die Arbeitssprachen sind: Deutsch, Französisch, Englisch 

Programm 

Wird bekannt gegeben. 

Kontakt 

Pascal Dubourg 
pascal.dubourg@cnrs.fr 

https://esperparadigma1.sciencescall.org/resource/page/id/27 

 
Zitation 
Sprachpraktiken in transnationalen Kontexten. In: H-Soz-Kult, 03.05.2021, 
<www.hsozkult.de/event/id/event-97381>. 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
 

 

08) Neue Wege der Konzeption und Reflexion von Museumsausstellungen  
 
Veranstalter  
DASA Arbeitswelt Ausstellung / Institut für Museumsforschung - Staatliche Museen zu Berlin 
PK / Professur für Museologie, Universität Würzburg  
Veranstaltungsort  
DASA Arbeitswelt Ausstellung  
 
44149 Dortmund  
 
17.03.2022 - 18.03.2022  
Anmeldung 
30.06.2021  
 
Von  
Jana Hawig, Ausstellungen, DASA Arbeitswelt Ausstellung  

Wie wird aktuelle Ausstellungsforschung im Theorie-Praxis-Transfer gestaltet? Zum Ende 
des Forschungsprojekts „Potenziale und Grenzen des Storytelling als Vermittlungsmethode 
in Ausstellungen“ (2017-2022) laden die DASA Arbeitswelt Ausstellung, das Institut für 
Museumsforschung – Staatliche Museen zu Berlin PK und die Professur Museologie der 
Julius-Maximilians-Universität Würzburg zu einem Forschungskolloquium ein. 

https://esperparadigma1.sciencescall.org/resource/page/id/27
http://www.hsozkult.de/event/id/event-97381
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Neue Wege der Konzeption und Reflexion von Museumsausstellungen 

Zum Ende des Forschungsprojekts „Potenziale und Grenzen des Storytelling als 
Vermittlungsmethode in Ausstellungen“ (2017-2022) laden die DASA Arbeitswelt 
Ausstellung, das Institut für Museumsforschung – Staatliche Museen zu Berlin PK und die 
Professur Museologie der Julius-Maximilians-Universität Würzburg zu einem Kolloquium 
ein, um gemeinsam Antworten auf die Frage zu finden, wie aktuelle Ausstellungsforschung 
im Theorie-Praxis-Transfer gestaltet wird. Ein besonderes Augenmerk liegt hierbei auf 
Reflexion und Erfolgsüberprüfung aus der Institution Museum heraus. Welche 
Forschungsformate werden bei der musealen Arbeit angewandt? Wie können Erkenntnisse 
für zukünftige innovative Ausstellungsformate genutzt werden? 

CALL FOR PAPERS 

Der Prozess des Ausstellungsmachens wird hier umfassend im Zusammenspiel von 
Kuratierung, Vermittlung und Gestaltung verstanden. Ausstellungsmacher:innen setzen 
hierbei ein breites Repertoire an Gestaltungsmöglichkeiten ein: von der Architektur über die 
Wegeführung, Licht, Farben, multimediale Elemente, Objekte und Texte bis hin zu gezielten 
Interaktionen und performativen Formaten, so dass Ausstellungen aufgrund ihrer 
multimedialen Komplexität einzigartig sind. Neben dem empirischen Erfahrungswissen und 
der individuellen Handschrift von AusstellungsmacherInnen sind sie beeinflusst von 
institutionellen Routinen, Arbeitsabläufen und Erwartungshaltungen, aber auch von 
externen Einflüssen aus Gesellschaft, Politik und Wissenschaft. Immer wieder entscheiden 
sie sich in diesem Handlungsfeld für neue Wege des Ausstellungsmachens, um den 
BesucherInnen ein zeitgemäßes und eindrückliches Ausstellungserlebnis zu bieten. Um den 
Erfolg neuer Herangehensweisen jenseits von BesucherInnenzählung zu überprüfen, 
wenden Museen immer häufiger Methoden an, auch mit der Unterstützung von externen 
Institutionen wie museologischen Studiengängen.  

Die Veranstaltung fokussiert den Dreiklang der (summativen) Evaluation im Rahmen von 
Ausstellungsprojekten: ein innovatives Ausstellungsformat wird realisiert, anschließend 
überprüft und die Erkenntnisse in die zukünftige Arbeit eingebracht. Die Forschung dient der 
Reflexion und Qualitätssicherung der eigenen Ausstellungsarbeit. Herangehensweisen 
werden kritisch hinterfragt: Handelt es sich um innovatives Ausstellungsmachen? Was ist 
neu an unserer Herangehensweise und wie kommt es bei den BesucherInnen an?  

Mit diesem Call for Papers laden wir alle ein, die sich mit der Beforschung und 
Weiterentwicklung von Ausstellungen auseinandersetzen, sei es aus praktischer oder 
theoretischer Sichtweise. Ziel ist es, diesen Prozess zu hinterfragen, sowie Muster und 
Innovationen anhand von Fallbeispielen zu analysieren. Dabei widmet sich das 
Forschungskolloquium drei übergreifenden Themenfeldern, die in den Beiträgen gerne 
kombiniert werden können: 

1. Reflexion und Erfolgsüberprüfung  

In dieser Sektion liegt der Fokus darauf, wie die spezifischen Ziele einer Ausstellung 
gemessen und reflektiert sowie entsprechende Ergebnisse für die konkrete Praxis nutzbar 
gemacht werden können. Welche Kriterien und AkteurInnen entscheiden über den ‚Erfolg‘ 
einer Ausstellung? Welche neuen Methoden und Ansätze gibt es, um z.B. eine empirische 
Erfolgs- und Wirkungsmessung bei Besucher:innen durchzuführen? Welche 
Schlussfolgerungen und Konsequenzen sind daraus zu ziehen und was bedeutet dies für 
die Institution Museum? Methodisch sind hier Ansätze der empirischen Sozialforschung, der  
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Publikumsforschung, aber auch Ausstellungsanalysen aus der Museologie und anderen 
Disziplinen denkbar.  

2. Innovative Wege des Ausstellungsmachens 

Das Forschungskolloquium möchte außerdem neue Wege von AusstellungsmacherInnen 
thematisieren. Hier sind Beiträge willkommen, die eine Ausstellung als multimediales 
‚Spielfeld‘ von Raum, Objekt und BesucherIn verstehen oder auf gesellschaftlich relevante 
Themen reagieren. Welche unkonventionellen Wege der Konzipierung und Realisierung 
beschreiten AusstellungsmacherInnen? Um einen offenen und kollegialen Diskurs 
anzustoßen, suchen wir Beiträge zu aktuellen oder geplanten Ausstellungsvorhaben, die 
sich einer kritischen Befragung stellen und neue Horizonte öffnen: Erläutern und diskutieren 
Sie mit uns ihre innovativen Projekte.  

3. Historische Dimension von Innovationen im Ausstellungswesen 

Es sind zudem Beiträge willkommen, die weiter zurückliegende Ausstellungsprojekte und 
historische Entwicklungen behandeln. Die Chance liegt darin, einen Perspektivwechsel 
einzunehmen und Innovationen aus heutiger Sicht besser einordnen zu können. Was sind 
die lessons learnt besonders programmatischer Aufbrüche in der Ausstellungslandschaft 
aus den letzten Jahrzehnten? Welche Erkenntnisse – auch aus der Ausstellungs- und 
Publikumsforschung – waren besonders fruchtbar für weitere Ausstellungsprojekte?  

SAVE THE DATE 

Das Forschungskolloquium findet vom 17. bis 18. März 2022 statt. Es bildet die 
Abschlussveranstaltung des Forschungsprojekts „Potenziale und Grenzen des Storytelling“, 
dessen Ziel es ist, Storytelling in Ausstellungen als Konzept und Methode theoriegeleitet zu 
definieren und dessen Wirksamkeit zu überprüfen. Hierfür entsteht sowohl eine Dissertation 
zur Grundlagenforschung, als auch eine umfassende Evaluation der Sonderausstellung „Pia 
sagt Lebwohl – Eine Ausstellung über die Arbeit mit Tod und Trauer“ (Laufzeit 30.10.2019 
bis 13.9.2020). Im Rahmen dieses Kolloquiums sollen die Ergebnisse des DASA-
Forschungsprojekts mit anderen Ausstellungsforscher:innen und -macherInnen diskutiert 
und mit Beiträgen aus Forschung und Praxis in Beziehung gesetzt werden. 

Das Format der Veranstaltung richtet sich nach den aktuellen Hygienestandards. Sie wird 
entweder in der DASA Arbeitswelt Ausstellung in Dortmund, hybrid oder vollständig digital 
stattfinden. 

Für die Beiträge ist eine Länge von 20 Minuten mit anschließender Diskussion vorgesehen. 
Die Tagungssprache ist Deutsch, englischsprachige Beiträge sind aber ebenso willkommen. 
Findet die Veranstaltung in der DASA statt, werden Reise- und Unterbringungskosten der 
Vortragenden übernommen.  

Die Beiträge sollen im Anschluss an das Kolloquium im Rahmen eines Tagungsbands 
veröffentlicht werden. Die Verschriftlichungen der Beiträge müssen im Frühjahr 2022 
abgegeben werden.  

DEADLINE 

Bitte senden Sie Ihre Abstracts für 20-minütige Beiträge (max. 300 Wörter + kurzer CV) und 
anschließender Veröffentlichung bis zum 30.6.2021 per Mail an hawig.jana@baua.bund.de 

mailto:hawig.jana@baua.bund.de
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Kontakt 

Jana Hawig M.A. 
DASA Arbeitswelt Ausstellung 
Friedrich-Henkel-Weg 1-25 
44149 Dortmund 

hawig.jana@baua.bund.de 

https://www.dasa-dortmund.de/angebote-termine/angebote-fuer-
fachbesucher/forschungsprojekt-pia-sagt-lebwohl 

 
Zitation 
Neue Wege der Konzeption und Reflexion von Museumsausstellungen. In: H-Soz-Kult, 
18.04.2021, <www.hsozkult.de/event/id/event-97105>. 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
 

09) Loriot und die Bundesrepublik  

Interdisziplinäre Tagung  

Veranstalter  
Anna Bers, Universität Göttingen; Claudia Hillebrandt, Universität Jena  
Gefördert durch  
Fritz Thyssen Stiftung  
 
37073 Göttingen  
 
31.03.2022 - 01.04.2022  
Anmeldung 
15.06.2021  
 
Von Claudia Hillebrandt, Universität Jena  

Die Tagung strebt eine historisierende Betrachtung des Werks von Loriot im Kontext der 
BRD-Geschichte an. 

Interdisziplinäre Tagung "Loriot und die Bundesrepublik" 

ER: Wehner könnte sich schon was ausdenken für die Herren Kiep und Albrecht. 
Vielleicht: ,Die Provinzköter an der Leine‘… und die könnten ihn dafür dann ,Rote Ratte‘ 
nennen… 
SIE: Das klingt auch heiter und verletzt nicht… 
[…] 
SIE: Du ißt wie ein Schwein! 
ER: Wie bitte? 
SIE: Wie ein Schwein! 
ER: Monika!  
(Loriot: Frühstück und Politik. In: Loriot: Gesammelte Prosa. Zürich 2006, S. 225.) 

https://www.dasa-dortmund.de/angebote-termine/angebote-fuer-fachbesucher/forschungsprojekt-pia-sagt-lebwohl
https://www.dasa-dortmund.de/angebote-termine/angebote-fuer-fachbesucher/forschungsprojekt-pia-sagt-lebwohl
http://www.hsozkult.de/event/id/event-97105
https://www.hsozkult.de/event/id/event-97204#mtAc_event-66304
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Wenn man die Geschichte unseres Landes nach dem Zweiten Weltkrieg schreiben wird, 
kann man getrost auf die Tonnen bedruckten Papiers der Sozialforscher verzichten und sich 
Loriots gesammelten Werken zuwenden: Das sind wir, in Glanz und Elend.  
(Christoph Stölzl: Wir sind Loriot. Nachwort. In: Loriot: Gesammelte Prosa. Zürich 2006, S. 
715) 

Das Tagungsprojekt geht von Stölzls Beobachtung aus, dass Loriots Werk sehr eng auf die 
Geschichte der Bundesrepublik vor der Wiedervereinigung bezogen werden kann. Mit 
zunehmender historischer Distanz geraten die für Loriots Humor so zentralen konkreten 
historischen Bezüge auf die bundesrepublikanische Alltagskultur allerdings zunehmend in 
Vergessenheit, und das, obwohl Loriot mittlerweile durchaus als kanonischer Künstler 
gelten kann. Vor dem Hintergrund dieses Spannungsverhältnisses ist es das Ziel der 
Tagung, der These von Loriots Werk als Kondensat der BRD-Geschichte nachzugehen, 
Loriots Œuvre auf dieser Basis aus verschiedenen disziplinären Blickwinkeln zu erfassen 
und damit eine bisher weitestgehend ausgebliebene, sowohl interdisziplinäre als auch 
historisierende Forschung zu seinem Werk anzustoßen. Dies kann nicht nur wegen der 
vielfältigen historischen Bezüge, sondern auch deswegen nur im interdisziplinären Zugriff 
geschehen, da Loriot als Zeichner, Regisseur, Schauspieler, Moderator und Autor ein 
vielgestaltiges Œuvre vorgelegt hat. 

Ziel des Tagungsprojektes ist es zum einen, wesentliche Verbindungslinien etwa zwischen 
Werk und Diskurs-, Medien-, Kunst-, Mentalitäts- und Alltagsgeschichte der BRD 
aufzuzeigen. Zum anderen sollen und müssen damit zugleich zentrale werkästhetische 
Fragen in den Blick genommen werden, die die Voraussetzung dafür bilden, die zahlreichen 
Verflechtungen zwischen Werk und historischem Kontext nachzeichnen zu können. So ist 
beispielsweise bisher nicht abschließend geklärt, welche Formen des Humors Loriot 
einsetzt (Satire, Ironie, Komik etc.), welche Rolle die von Vicco von Bülow geschaffene 
Kunstfigur Loriot hierbei einnimmt und welche Kommunikationssituation diese inszeniert. 
Überdies muss detaillierter geklärt werden, in welcher Weise bundesrepublikanische 
Wirklichkeit im Werk abgebildet wird und welche Aspekte aus welchen Gründen gerade 
nicht oder jedenfalls nicht in offensichtlicher Weise verhandelt werden: Vordergründig 
scheinen etwa Auseinandersetzungen mit der NS-Zeit, der 68er-Bewegung oder dem 
Kalten Krieg, die die Diskurse in der BRD prägten, eben nicht repräsentiert zu sein. In 
Abhängigkeit von den letztgenannten Fragen gilt es auch, Loriots bisher unterschiedlich 
bewerteten kritischen Impetus und dessen Qualität (etwa: ungewollte Reifikation des 
Kritisierten, milde Ironie, vernichtende Demaskierung etc.) zu diskutieren. Es gilt also 
nachzuzeichnen, welche Stoßrichtung und welche Schärfe der Loriot’schen Kritik an der 
eigenen Gegenwart zuzuschreiben sind. 

Exemplarische Fragen, die die Tagung adressiert, lauten mithin: 
- Welche Formen des Humors werden eingesetzt?  
- Welche Formen der direkten oder indirekten Bezugnahme auf die bundesrepublikanische 
Wirklichkeit lassen sich beobachten und welche Aspekte bleiben warum ausgespart?  
- In welchem kritischen Licht erscheinen vor diesem Hintergrund die Phänomene der 
Gegenwart, die das Werk präsentiert? 

Aus den folgenden Disziplinen haben bisher Beitragende zugesagt: 
- Europäische Ethnologie 
- Gender Studies 
- Geschichtswissenschaft 
- Kunstgeschichte 
- Linguistik 
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- Literaturwissenschaft 
- Medienwissenschaft 

Ergänzend bitten wir über diesen Call for Papers um weitere Beiträge, vorzugsweise zu 
folgenden Themenfeldern: 
- Loriot und die DDR 
- Loriot in seinen Interviews und Reden 
- Wertorientierung und Moralverständnis Loriots 
- Sprichwörtlichkeit und Urheberrecht in der Loriotrezeption 

Ein Vortragsexposé von bis zu einer Seite senden Sie unter Angabe Ihres Namens, Ihrer E-
Mail-Adresse und einer kurzen biographischen Skizze bitte bis zum 15.06.2021 an 
claudia.hillebrandt@uni-jena.de. Es stehen insgesamt vier Plätze für Vorträge zur 
Verfügung. Die Tagung wird von der Fritz-Thyssen-Stiftung gefördert. Reise-, 
Unterbringungs- und Verpflegungskosten werden übernommen. 

Kontakt 

claudia.hillebrandt@uni-jena.de 

Zitation 
Loriot und die Bundesrepublik. In: H-Soz-Kult, 22.04.2021, 
<www.hsozkult.de/event/id/event-97204>. 
 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
 

09) Die Sprachen der Frühen Neuzeit. 14. Arbeitstagung der Arbeitsgemeinschaft „Frühe            

      Neuzeit“ im Verband der Historiker und Historikerinnen Deutschlands in   
      Bamberg, 22. – 24. September 2022 

Call for Sessions 

Veranstalter  
Arbeitsgemeinschaft „Frühe Neuzeit“ im Verband der Historiker und Historikerinnen 
Deutschlands (Prof. Dr. Mark Häberlein, Dr. Andreas Flurschütz da Cruz)  
Ausrichter  
Prof. Dr. Mark Häberlein, Dr. Andreas Flurschütz da Cruz  
Veranstaltungsort  
Universität Bamberg  
96047 Bamberg  
22.09.2022 - 24.09.2022  
Anmeldung 
31.08.2021  
 
Von  
Andreas Flurschütz da Cruz, Lehrstuhl Neuere Geschichte unter Einbeziehung der 
Landesgeschichte, Universität Bamberg  
 
 

http://www.hsozkult.de/event/id/event-97204
https://www.hsozkult.de/event/id/event-97170#mtAc_event-66277
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14. Arbeitstagung der Arbeitsgemeinschaft „Frühe Neuzeit“ im Verband der Historiker und 
Historikerinnen Deutschlands in Bamberg, 22.–24. September 2022 

Die Sprachen der Frühen Neuzeit. 14. Arbeitstagung der Arbeitsgemeinschaft „Frühe 
Neuzeit“ im Verband der Historiker und Historikerinnen Deutschlands in Bamberg, 
22.–24. September 2022 

In den letzten Jahrzehnten haben sich zahlreiche Arbeitsgebiete und Teildisziplinen der 
Frühneuzeitforschung mit Sprache als grundlegendem Medium menschlicher 
Verständigung beschäftigt: Die Diplomatiegeschichte etwa hat sprachliche Aspekte von 
Friedensverhandlungen und -verträgen untersucht; die historische Bildungsforschung hat 
Formen und Praktiken des Fremdsprachenlernens analysiert; die Geistes- und 
Wissenschaftsgeschichte hat die Rolle des Lateinischen wie auch das Vordingen lebender 
Sprachen als Gelehrtensprachen thematisiert; die Globalgeschichte hat Prozesse der 
Aneignung außereuropäischer Sprachen im Prozess der europäischen Expansion sowie 
Probleme der sprachlichen Verständigung in interkulturellen Kontakt- und 
Konfliktsituationen in den Blick genommen. Indem sie diese und weitere Dimensionen von 
kommunikativen Praktiken, Übersetzungsleistungen und Mehrsprachigkeit in den Fokus 
rückt, möchte die Arbeitstagung die einschlägigen Forschungen bündeln und neue 
Perspektiven auf die Sprachen der Frühen Neuzeit aufzeigen. Die Beschäftigung mit dieser 
Thematik soll darüber hinaus zu interdisziplinärer Zusammenarbeit – insbesondere mit den 
Sprach- und Literaturwissenschaften – sowie zu internationalen Kooperationen anregen. 
Dabei erscheinen die folgenden Leitfragen besonders relevant: 

Aus welchen Motiven eigneten sich historische Akteurinnen und Akteure Sprachkenntnisse 
an, und wie setzten sie diese ein?  

In welchen historischen Kontexten spielten Sprachbarrieren eine Rolle, und wie wurden 
diese überwunden?  

Inwiefern hatte Mehrsprachigkeit soziale, geschlechtsspezifische, ethnische und/oder 
religiöse Konnotationen?  

Welche sprachlichen Wirkungen zeitigten Prozesse wie Reformation, Konfessionalisierung, 
Etablierung des neuzeitlichen Staatensystems, wissenschaftliche Revolution und 
Aufklärung?  

Wie vollzog sich der Aufstieg der Volkssprachen zu Verwaltungs-, Literatur- und 
Wissenschaftssprachen, und welche Faktoren beeinflussten diesen Prozess? 

Welche Rolle spielten die klassischen Sprachen (allen voran das Lateinische), 
insbesondere in der gelehrten Kommunikation und in den christlichen Kirchen?  

Welche Faktoren bedingten Sprachenwahl und Sprachgebrauch in Handel, Diplomatie, 
Militär, Herrschaftspraxis und Mission?  
Wie stellte sich die sprachliche Situation von Migranten und Minderheiten dar? 

Welche Unterschiede lassen sich innerhalb europäischer Länder und Regionen sowie 
zwischen Europa und anderen Weltregionen hinsichtlich der Relevanz von 
Mehrsprachigkeit und des Erlernens von Fremdsprachen feststellen? 
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Der Lehrstuhl für Neuere Geschichte unter Einbeziehung der Landesgeschichte an der 
Universität Bamberg, der die Tagung organisiert, lädt hiermit zur Einreichung von 
Sektionsvorschlägen ein, die sich mit Aspekten des Tagungsthemas befassen. Für jede 
Sektion stehen zwei Stunden Zeit zur Verfügung.  

Sektionsvorschläge sollten kurze Angaben zu den Leiterinnen und Leitern, Referentinnen 
und Referenten sowie ggf. Kommentatorinnen und Kommentatoren, ein Kurzexposé und 
provisorische Vortragstitel enthalten. Der Umfang der Sektionsvorschläge sollte 10.000 
Zeichen nach Möglichkeit nicht überschreiten. Tagungssprachen sind Deutsch und 
Englisch. Interdisziplinär und/oder international zusammengesetzte Panels sind besonders 
erwünscht. 

Bitte senden Sie Ihre Sektionsvorschläge bis zum 31. August 2021 an Dr. Andreas 
Flurschütz da Cruz (andreas.flurschuetz@uni-bamberg.de) und Prof. Dr. Mark Häberlein 
(mark.haeberlein@uni-bamberg.de). Die Organisatoren werden in Abstimmung mit dem 
Vorstand der Arbeitsgemeinschaft „Frühe Neuzeit“ im VHHD bis Ende Oktober 2021 eine 
Auswahl aus den eingegangenen Vorschlägen treffen. 

Kontakt 

Dr. Andreas Flurschütz da Cruz (andreas.flurschuetz@uni-bamberg.de) 
Prof. Dr. Mark Häberlein (mark.haeberlein@uni-bamberg.de) 

Zitation 
Call for Sessions: Die Sprachen der Frühen Neuzeit. In: H-Soz-Kult, 20.04.2021, 
<www.hsozkult.de/event/id/event-97170>. 
Copyright (c) 2021 by H-NET, Clio-online and H-Soz-Kult, and the author, all rights reserved. 
This work may be copied and redistributed for non-commercial, educational purposes, if 
permission is granted by the author and usage right holders. For permission please contact 
hsk.redaktion@geschichte.hu-berlin.de.  
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Seite 311 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 

10) Der große Aufbruch 1968 – ein Mythos von gestern. Tagung der 

      BAG für Ostdeutsches Kulturerbe im  Unterricht e. V. 

      In Soest, November 2021 
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C.a) Ausstellungen usw. in Berlin und Umland                                           .   

 

STAATSBIBLIOTHEK ZU BERLIN – PREUSSISCHER KULTURBESITZ 

Telefon  
zentrale Einwahl +49 30 266 - 0 
Information +49 30 266-433888 

Ausstellung 

01) Leonardos intellektueller Kosmos  

Eine Ausstellung in Kooperation mit dem Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte, 
Berlin und dem Museo Galileo, Florenz 

 11. Mai – 26. Juni 2021  

Di/Mi/Sb 11 – 19 Uhr 

Do 11 – 21 Uhr 

Fr 11 – 16 Uhr 

Montag und Feiertage geschlossen. 

Bitte informieren Sie sich vor Ihrem Besuch aktuell in unserem Ausstellungsblog unter 
http://sbb.berlin/ausstellungen über die tägliche Öffnungszeit und die 
Zugangsbedingungen 

Online Anmeldung erforderlich! 

Eintritt frei 

Staatsbibliothek zu Berlin 

Dietrich-Bonhoeffer-Saal 

Potsdamer Straße 33 

  

Virtuelle Ausstellung 

02) Tiere auf Papier 

Digitale Vernissage der Online-Ausstellung 

 Freitag, 23. April 2021, 18 Uhr 

 

https://deref-web.de/mail/client/mjuiXzREisE/dereferrer/?redirectUrl=http%3A%2F%2Fsbb.berlin%2Fausstellungen
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BESICHTIGUNGSFÜHRUNGEN „AUFGABEN, GESCHICHTE UND 

ARCHITEKTUR“  

Im Augenblick ist es uns leider nicht möglich, Führungen in unseren Häusern 

anzubieten.  

Die in Berlin geltenden Vorschriften zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie sind im 

Hinblick auf Personenzahl und Abstandsmaße nicht mit unserem regulären 

Führungsangebot einzuhalten.  

Bitte achten Sie auf unsere Webseiten - wenn Führungen wieder möglich sind, werden wir 

dort informieren. 

______________________________________________________________________ 

Aktuelle Covid 19-Hygieneregeln für den Besuch in unseren Häusern:  

https://staatsbibliothek-berlin.de/aktuelles/covid-19-hygieneregeln/ 

Alle Termine vorbehaltlich der aktuellen Corona-Situation. Hier halten wir Sie stets 

auf dem Laufenden:  

https://blog.sbb.berlin/schliessung_coronavirus/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

https://deref-web.de/mail/client/r_W3RPy41js/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fstaatsbibliothek-berlin.de%2Fdie-staatsbibliothek%2Fbesichtigungsfuehrungen%2F
https://deref-web.de/mail/client/dpP8JhxoRLo/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fstaatsbibliothek-berlin.de%2Faktuelles%2Fcovid-19-hygieneregeln%2F
https://deref-web.de/mail/client/E9Pe6dYrz4Y/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fblog.sbb.berlin%2Fschliessung_coronavirus%2F
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03) Newsletter | Digitaler Ausstellungsbesuch im März/April 2021 

 
Kommunale Galerie Berlin 

 

Frühling 2021 | Neue Ausstellungen in der Kommunalen Galerie Berlin 

 

 

Kommunale Galerie Berlin <info@kommunalegalerie-berlin.de>  
 

 
 

 

 
 

 

 

      
   

 

Kommunale Galerie Berlin  

   
      
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Freundinnen und Freunde der Kommunalen Galerie Berlin, 

mit einer digitalen Eröffnung und drei neuen Ausstellungen in der Galerie 

möchten wir Sie zu einem Frühlingsbesuch einladen. 

Aufgrund der aktuellen Regelungen ist der Galeriebesuch derzeit nur nach 

vorheriger Anmeldung per Telefon und unter Vorlage eines tagesaktuell 

bescheinigten, negativen Ergebnisses eines Corona-Antigen-Schnelltestes 

möglich. Es gilt die Pflicht eine FFP2-Gesichtsmaske zu tragen. 

Einen Termin können Sie montags bis freitags von 12 bis 16 Uhr unter Tel 030 

9029-16704 buchen.  

Für Ihren Besuch steht jeweils ein Zeitfenster von 1 Stunde innerhalb der 

regulären Öffnungszeiten zur Verfügung. Diese sind Dienstag bis Freitag 10 bis 

17 Uhr, Mittwoch 10 bis 19 Uhr. Am Wochenende ist die Galerie vorerst 

geschlossen. 

Es gilt die aktuelle SARS-CoV-2 Infektionsschutzverordnung des Landes 

Berlin. Weitere Informationen finden Sie hier. 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/aktuell/ 

 

 

 

 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/aktuell/
https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/aktuell/
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Wir freuen uns über Ihren Besuch! 

Das Team der Kommunalen Galerie Berlin 

  

 
 
 
   

 

  

Andreas Göx/Hannes Wanderer, Time Out, Wilmersdorf, 2003  

 

 

 

01) Time Out | Leere Läden in Berlin : revisited  
 

Fotografie von Andreas Göx und Hannes Wanderer  

 

Ausstellung 

20. April bis 20. Juni 2021 

Nicht McDonald's oder H&M, nicht Edeka oder Vodafone, nicht Media Markt oder Deutsche Bank, die 

mit Abstand größte Ladenkette in Berlin heißt "Zu vermieten" und ihr Slogan ist "Provisionsfrei". Die 

Läden sind winzig oder riesengroß, gepflegt oder verkommen, uralt oder hochmodern und alles  
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dazwischen. Sie sind in den Geschäftszentren und in den Wohngebieten, in der Innenstadt und in den 

Randbezirken, sie sind überall und es werden immer mehr. Jeder kennt sie, kaum einer hat sie 

gesehen. 

 

Die Fotografien von Hannes Wanderer und Andreas Göx, die um die Jahrhunderwende entstanden 

sind, zeigen besondere Einzelstücke,  Ähnlichkeiten und Gemeinsamkeiten,  

Widersprüche und Kontraste sowie die Ambivalenz der Leerstands-Ästhetik - ganz Berlin in allen 

Facetten zwischen Konformität und Chaos. 

Weitere Informationen hier: 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/aktuell/time-out-leere-laeden-in-berlin-revisited/ 

 

 
 
 

04) co:exist - ein multilog aus stadt, mensch und natur  
 

Ausstellung 

27. April bis 13. Juni 2021 

Eröffnung DIGITAL am Sonntag, 25.04.2021  

12 Uhr: live aus der Kommunalen Galerie Berlin über Instagram 

@kommunalekurator.innen 

18 Uhr: Kurator*innen-Gespräch über zoom:  

 

https://us02web.zoom.us/j/86354236563?pwd=VVVGMUN1LzFMQkh1T1ZTRVc2c3R1dz

09 

 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/aktuell/time-out-leere-laeden-in-berlin-revisited/
https://us02web.zoom.us/j/86354236563?pwd=VVVGMUN1LzFMQkh1T1ZTRVc2c3R1dz09
https://us02web.zoom.us/j/86354236563?pwd=VVVGMUN1LzFMQkh1T1ZTRVc2c3R1dz09
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Meeting-ID: 863 5423 6563 / Kenncode: 289704 

Natur, Menschen und bebaute Umgebung teilen sich endliche Ressourcen. Aber in welcher 

Beziehung stehen sie zueinander? In welchen Konstellationen begegnen sie sich? 17 

künstlerische Positionen untersuchen Weisen des Zusammenlebens im urbanen Raum, 

loten Zwischenräume aus und befragen Formen des Zusammenspiels zwischen Symbiose, 

Synchronizität und Entfremdung.   

Elf jugendliche Kurator*innen aus vier Schulen des Bezirks Charlottenburg-Wilmersdorf 

haben seit Herbst 2020 in ihrer Freizeit den Prozess einer Ausstellung von der Idee zur 

Umsetzung gemeinsam mit drei Kunstvermittler*innen selbst gestaltet; sie haben 

recherchiert, konzipiert, initiiert, verhandelt und organisiert. Die Ausstellung versteht sich 

dabei als ein vielstimmiger Multilog mit offenem Ausgang und als der Versuch eines 

hierarchiefreien Miteinanders – im Galerieraum und draußen in der Stadt: co:exist! 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/vorschau/coexist/ 

 

 

 

 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/vorschau/coexist/
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uli fischer - Zeit Zeichen  
 

Ausstellung 

27. April bis 6. Juni 2021 

Suchen, spüren, finden, berühren, sehen, ertasten, applizieren, komponieren, 

zusammenfügen, vernähen, auftrennen. Uli Fischer tritt in seiner 

vielschichtigen künstlerischen Praxis in Kommunikation mit vorgefundenen 

textilen Materialien, das durchdrungen ist von Zeit und Geschichte. Seine Werke 

spielen mit unseren Sehgewohnheiten und ästhetischen Erfahrungshorizonten 

– sie führen uns über die Epochen des Abstrakten Expressionismus und der 

Arte Povera in die Gegenwart. Allerdings geht er dem Bedürfnis nach 

Abstraktion nicht malerisch, sondern anhand der im Material vorhandenen 

Spuren des Gebrauchs und des Taktilen nach: Seine Bild-Objekte holen vor 

allem das bildnerische Wesen von textilem Material auf die Leinwand.  

Weitere Informationen finden Sie hier. 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/vorschau/uli-fischer-
zeit-zeichen/ 
 
 

 
  

 

Kommunale Galerie Berlin 

Hohenzollerndamm 176 

10713 Berlin 

 

t +49 30 9029 16704  

info@kommunalegalerie-berlin.de 

www.kommunalegalerie-berlin.de 

 

 

Öffnungszeiten 

Dienstag bis Freitag 10 bis 17 Uhr 

Mittwoch 10 bis 19 Uhr 

  

Eintritt frei  

 

 

© Kommunale Galerie Berlin  

 

 

 
 

Diese E-Mail wurde geschickt von der Kommunalen Galerie Berlin  

info@kommunalegalerie-berlin.de 

 

 

https://www.kommunalegalerie-berlin.de/ausstellungen/vorschau/uli-fischer-zeit-zeichen/
mailto:info@kommunalegalerie-berlin.de
https://www.kommunalegalerie-berlin.de/
mailto:info@kommunalegalerie-berlin.de
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Museen Berlin Tempelhof-Schöneberg 

 

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg 

Abteilung Bildung, Kultur und Soziales 

Fachbereich Kunst, Kultur und Museen 

Museen Tempelhof-Schöneberg 

Museen Tempelhof-Schöneberg  

Hauptstraße 40 /42 

10827 Berlin 

museum@ba-ts.berlin.de 

Unser Sekretariat ereichen Sie zur Zeit:  

Montag bis Donnerstag von 9 bis 15 Uhr 

Freitag von 9 - 14 Uhr 

Tel. 030 90277-6163  

museum@ba-ts.berlin.de 

 

+++ Aktuell +++  

Ab Samstag 24. April 2021 sind alle Standorte der Museen Tempelhof-Schönerg im Rahmen 

des Infektionsschutzgesetzes bis auf Weiteres geschlossen! 

Wir freuen uns darauf, Sie hoffentlich bald wieder in unseren neuen Ausstellungen zu begrüßen zu 

können, sobald die aktuelle Lage in Berlin eine Wiedereröffung der Kultureinrichtungen 

ermöglicht. 

Bleiben Sie zuversichtlich. 

Ihr Team der Museen Tempelhof-Schöneberg 

 

 
 

 

 

 

 

 

mailto:Museum@ba-ts.berlin.de
mailto:Museum@ba-ts.berlin.de
mailto:Museum@ba-ts.berlin.de
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05) Programme der Museen von Tempelhof-Schöneberg 
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06) Enthüllte Schätze. 101 Jahre Schöneberger Kunstdepot.  

      Kunstausstellung, 24.04. bis 06.08.2021 
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07) „Kommt Schwimmen“. Das Seebad Mariendorf 1876 – 1950 

      Tempelhof-Museum, 07.05. bis 10.10.2021 
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08) Fritz Bauer. Der Staatsanwalt. NS-Verbrechen vor Gericht 

      28.04. bis 17.10.2021, Topographie des Terrors 
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Andrea Seehausen 
Büro- und Innenleitung 
Brandenburg-Preußen Museum 
Eichenallee 7a 
16818 Wustrau 
Tel. 033925-70798 
Fax 033925-70799 
museum@bpm-wustrau.de 
www.brandenburg-preussen-museum.de 
 Brandenburg-Preußen Museum  
Ehrhardt-Bödecker-Stiftung 
Stifter: Ehrhardt Bödecker (1925-2016) 
Vorstand: Dr. Andreas Bödecker, Elvira Tasbach 

 

Besucherinformation Mai 2021 - Museum öffnet wieder ab 7. Mai 2021 

  

 

 

Liebe Freunde und Freundinnen des Brandenburg-Preußen Museums, 
 
wenige Tage nach Eröffnung einer der schönsten Sonderausstellungen unseres Museums 
haben wir leider wegen der Corona-Infektionszahlen in unserem Landkreis wieder 
schließen müssen. 
Nun haben die Maßnahmen offenbar Erfolg gezeigt, ab Freitag und auch am kommenden 
Wochenende ist das Brandenburg-Preußen Museum wieder offen und hoffentlich auch 
darüber hinaus. Und wir freuen uns, Ihnen die Sonderausstellung 
 
(K)ein Kinderspiel – Spielzeug als Spiegel der Industrialisierung 
  
zu zeigen.  
  
Es gibt noch eine gute Nachricht aus Wustrau: Gemeinsam mit der Gemeinde Fehrbellin 
haben wir zwei sehr schöne und ganz unterschiedliche Rundwanderwege ab und nach 
Wustrau entwickelt, die nun ausgeschildert sind und der Wanderer harren, die den Frühling 
in der Natur genießen wollen. Der Zieten-Rundweg ist 5,8 km lang, er führt über den Rhin 
und dann nach links durch Wald und Wiese nach Altfriesack und entlang dem Ruppiner 
See zurück. Der Constanze-Rundweg ist 8,5 km lang und führt durch den historischen 
Dorfkern, knickt dann am preußischen Meilenstein links ab nach Buskow und führt in einer 
Schleife zum See und dann am See entlang zurück nach Wustrau – besonders für 
Vogelliebhaber zu empfehlen. In den Bäumen und Büschen herrscht Hochbetrieb. Für 
jeden der beiden Wanderwege hängt eine Karte dieser E-Mail an.  
  

http://www.brandenburg-preussen-museum.de/
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Auf Ihrer Wanderung können Sie täglich Fischbrötchen in der Fischerei Pfefferkorn 
bekommen und am Wochenende auch Kaffee und Kuchen im Café Constance. Sonntags 
bei schönem Wetter gibt es Essen im Theodors und voraussichtlich ab Pfingsten Eis im 
Birdegg´s. Wir hoffen sehr, dass ab Pfingsten die Gastronomie zumindest außen wieder 
öffnen kann. 
 
Da wir nur eine begrenzte Zahl von Besuchern gleichzeitig ins Museum lassen dürfen und 
für Museen eine Anmeldepflicht angeordnet ist, buchen Sie bitte über unsere Homepage 
ein Zeitfenster oder rufen Sie uns bitte vorher unter 033925 / 70 798 an bzw. senden Sie 
bitte eine E-Mail, damit wir Ihnen Ihre Besuchszeit reservieren. 
 
Herzliche Grüße, und bleiben Sie gesund! 
Ihr Brandenburg-Preußen Museum 
  
_____________________________________________________________________ 
  
  
   Brandenburg-Preußen Museum 
   Eichenallee 7a 
   16818 Wustrau 
   Tel. 033925-70798 
   Fax 033925-70799 
   museum@bpm-wustrau.de 
   www.brandenburg-preussen-museum.de 
  
   Das Brandenburg-Preußen Museum  
   wird getragen von der  
   Ehrhardt-Bödecker-Stiftung 
   Stifter: Ehrhardt Bödecker (1925-2016) 
   Vorstand:  
   Dr. Andreas Bödecker, Elvira Tasbach 
   Steuernummer 27/643/03936 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:museum@bpm-wustrau.de
http://www.brandenburg-preussen-museum.de/
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09) „Vom Eise befreit sind Strom und Bäche…“ Brandenburg-Preußen    
      Museum Wustrau: 
      Ausstellung „[K]Ein Kinderspiel: Spielzeug als Spiegel der  
      Industrialisierung vom 21.03. bis 05.12.2021 
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C. b) Ausstellungen  außerhalb des Raumes von  Berlin                                      

                                                                                               

 

 

  

• Die Adresse des Westpreußischen Landesmuseums lautet: 

Franziskanerkloster 

Klosterstraße 21 

48231 Warendorf 

• Bei Terminanfragen, Anmeldungen, Adressenänderungen oder  

Shop-Bestellungen erreichen Sie die Aufsicht 

• telefonisch: 

02581 92777-13 

• Das Geschäftszimmer erreichen Sie 

• telefonisch:  

02581 92777-0 

• per Fax:  

02581 92777-14 

• per E-Mail:  

sekretariat@westpreussisches-landesmuseum.de 

 

tel:+4925819277713
tel:+492581927770
mailto:sekretariat@westpreussisches-landesmuseum.de
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/
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01) Augenblicke«. Gemälde und Zeichnungen 
      von Rolf Löhrmann 
22. April bis 20. Juni 2021 
 Flucht, Vertreibung und Migration: Themen, die seit den neuen Flüchtlingswellen, 
mit hunderttausenden Schutz suchender Menschen in den vergangenen Jahren 
eine neue Aktualität in Deutschland erreicht haben. Die Sonderausstellung mit 
Werken des Malers und Grafikers Rolf Löhrmann (geb. 1950 in Hannover) widmet 
sich dem Thema Menschen auf der Flucht in intensiver Weise. 
Die Motive der seit 2017 entstandenen Arbeiten findet der Künstler in den 
Printmedien oder in den Weiten des Internets. Fast alle Arbeiten basieren auf 
sogenannten Schnappschüssen: spontane Fotos ohne jegliche Inszenierung. Die 
Authentizität der Aufnahmen ist dabei von besonderer Bedeutung. Oftmals sind es 
nur Details, die Rolf Löhrmann aus dem Gesamtgeschehen herausgreift und in 
großformatige Acrylbilder und Tuschzeichnungen umsetzt. Durch künstlerische 
Verfremdung und Überhöhung macht Löhrmann auf das Leid der oftmals 
traumatisierten Menschen aufmerksam. 
In dem Bestreben wider das Vergessen liegt die Schnittmenge zwischen den 
Arbeiten Rolf Löhrmanns und dem Westpreußischen Landesmuseum, das in seiner 
Dauerausstellung unter anderem auch den Themenkomplex Flucht und Vertreibung 
der aus Westpreußen stammenden Menschen nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges dokumentiert und für die Nachwelt sichtbar macht. 
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BEGLEITVERANSTALTUNGEN ZUR SONDERAUSSTELLUNG: 

 
Öffentliche Führungen und Künstlergespräche mit Rolf Löhrmann: 

19. Mai.2021 um 16.00 Uhr 

20. Juni 2021 um 15.00 Uhr 

 
Lesung mit Dr. Andreas Kossert 

17. Juni um 18.00 Uhr 

»Flucht eine Menschheitsgeschichte« 

(weitere Informationen) 

 
Alle Veranstaltungen finden statt, sofern es die Coronaschutzauflagen zulassen. Bitte 

beachten Sie dazu die jeweils aktuellen Ankündigungen auf unserer Homepage 

  

• Dauerausstellung 

• Ausgewählte Abteilungen 

• Sonderausstellung 

• Die nächsten Ausstellungen 

• Frühere Sonderausstellungen 

• Virtuelle Rundgänge 

• Katalog-Archiv 

• Öffnungszeiten: 

Dienstag – Sonntag 

10 – 18 Uhr 

• Eintritt: 

Eintrittspreis 4,00 € 

ermäßigt 2,50 € 

Familienkarte 7,00 € 

Lngen 

• Übersichtsplan über  

die Museumsräume (PDF)  

o Führungen durch die Ausstellungen 

o Nächste Sonderführungen 

• Aktuelle Ausstellung in Krockow 

Abonnements des museums 

 

 
 Das Westpreußische Landesmuseum wird gefördert durch: 

 

  
Trägerin des Museums: 

KULTURSTIFTUNG 

WESTPREUSSEN 

 

http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/veranstaltungen/vortrag-am-17-06-2021/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/dauerausstellung/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/ausgewaehlte-abteilungen/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/augenblicke-gemaelde-und-zeichnungen-von-rolf-loehrmann/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/naechste-sonderausstellungen/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/fruehere-sonderausstellungen/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/virtuelle-rundgaenge/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/katalog-archiv/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/leih-ausstellungen/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/wp-content/uploads/2015/03/Übersichtsplan.Flyer-Druckvorlage.pdf
http://westpreussisches-landesmuseum.de/wp-content/uploads/2015/03/Übersichtsplan.Flyer-Druckvorlage.pdf
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/ausstellungen/fuehrungen/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/veranstaltungen/naechste-sonderfuehrung/
http://zamekkrokowa.pl/de/muzeum/kultura-2020/kroniki-krokowskie/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/museum/die-foerderer-des-westpreussische-landesmuseums/
http://westpreussisches-landesmuseum.de/de/museum/die-foerderer-des-westpreussische-landesmuseums/
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freundinnen und Freunde des Westpreußischen Landesmuseums, 

  
seit Anfang 2021 bieten wir Ihnen die Möglichkeit, Teile unserer Dauerausstellung 

virtuell zu besuchen und zu entdecken. Dieses neue Angebot findet 
erfreulicherweise regen Zulauf. 

  
In den vergangenen Wochen konnten wir Ihnen bereits die Ausstellungsbereiche 

Handel und Industrie sowie Religion und Konfessionen vorstellen. Ab sofort haben 
Sie die Möglichkeit, sich in den Bereichen  ALLTAGSKULTUR UND LANDLEBEN 
des historischen Westpreußen umzuschauen. Dazu gehört auch eine Betrachtung 

der Kaschubei bzw. der Kaschuben. Diese Volksgruppe hat seit Jahrhunderten 
ihre eigene Sprache und eigene Kultur bewahrt. 

  
Wir freuen uns, mit dieser neuen Präsentation Ihr Bild des Westpreußischen 

Landesmuseums und seiner Sammlungen weiter ergänzen zu können. Neben der 
Möglichkeit, die Rundgänge über unsere Homepage zu unternehmen, können Sie 

uns auch auf Facebook und Instagram besuchen. Dort versorgen wir Sie 
fortlaufend mit Eindrücken und Neuigkeiten aus unserem Haus. 

  
Es grüßt Sie herzlich das Team des 
Westpreußischen Landesmuseums 

 
 
 
 
 

  

Links: Dr. Martin Steinkühler (wissenschaftlicher Mitarbeiter) 
Rechts: Thomas Hölscher (Museumstechniker) hat die virtuellen Rundgänge technisch 
umgesetzt  
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02) Oberschlesien am Scheideweg 
 
Sonnabend, 20. März 2021, 15:00 Uhr 

Zum 100. Jahrestag der Volksabstimmung in Oberschlesien wird am Sonnabend, dem 
20. März 2021 um 15 Uhr – leider nur digital - die neue Schau „Polen oder Deutschland? 
Oberschlesien am Scheideweg“ eröffnet. Das Oberschlesische Landesmuseum 
(Bahnhofstr. 62, D 40883 Ratingen) widmet diesem wichtigen historischen Ereignis eine 
eigene Sonderausstellung. Sie erzählt von den Vorbereitungen, dem Verlauf und den 
Folgen der Volksabstimmung. Weitere Veranstaltungen, darunter eine international 
besetzte wissenschaftliche Tagung am 11./12. Juni 2021 und ein Begleitfilm, den das 
Kulturreferat für Oberschlesien gemeinsam mit der Landeszentrale für Politische Bildung 
Nordrhein-Westfalen und der Stiftung Gerhart-Hauptmann-Haus erarbeitet hat, werden das 
Begleitprogramm im Jubiläumsjahr darstellen. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 28, 2021 

 Wien, am 08. März 2021 

 

Polen oder Deutschland? Oberschlesien am Scheideweg 
Zum 100. Jahrestag der Volksabstimmung in Oberschlesien 
20. März bis 31. Dezember 2021 

Digitale Ausstellungseröffnung am 20. März 2021 um 15 Uhr auf YouTube 

Nach dem ersten Weltkrieg brach die altbekannte Ordnung Europas zusammen. Die 
Revolution fegte die Monarchien hinweg. Auf den Trümmern der Imperien der Habsburger, 
der Hohenzollern und der Romanows begannen neue, auf nationalen Ideen basierende 
Staaten zu entstehen, die nach ethnischer Homogenität strebten. Dort, wo die Bevölkerung 
ethnisch heterogen zusammengesetzt war, kam es zu regionalen Konflikten um Land, 
staatliche Zugehörigkeit und nationale Identität. 

http://oberschlesisches-landesmuseum.de/ausstellungen/vor-ort/1225-ab-dem-20-3-2021-polen-oder-deutschland-oberschlesien-am-scheideweg.html
http://oberschlesisches-landesmuseum.de/ausstellungen/vor-ort/1225-ab-dem-20-3-2021-polen-oder-deutschland-oberschlesien-am-scheideweg.html
http://oberschlesisches-landesmuseum.de/ausstellungen/vor-ort/1225-ab-dem-20-3-2021-polen-oder-deutschland-oberschlesien-am-scheideweg.html
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Der Hauptschauplatz dieser Ereignisse war Mittel- und Ostmitteleuropa. Auch die Polen in 
den preußischen Ostprovinzen forderten den Anschluss ihrer Heimatgebiete an den gerade 
entstandenen polnischen Staat. Weitere bewaffnete Konfrontationen schienen 
unvermeidlich und sollten durch Volksabstimmungen verhindert werden. Der am 28. Juni 
1919 unterzeichnete Versailler Friedensvertrag, der auf dem Grundsatz der 
Selbstbestimmung der Völker beruhte, wurde zum Fundament der zu schaffenden neuen 
Ordnung in Europa. 

So standen die Bewohner Oberschlesiens vor einem Dilemma: „Polen oder Deutschland?“ 
Vor diese Entscheidung gestellt, stimmten am 20. März 1921 knapp 60 Prozent der Wähler 
für den Verbleib Oberschlesiens bei Deutschland und 40 Prozent votierten für eine 
Abtretung an Polen. Die Abstimmung wurde von mehreren Aufständen begleitet. Ein von 
Wojciech Korfanty angeführter Aufstand im Mai 1921 sollte die vollständige Angliederung 
an Polen durchsetzen, vermochte die Teilung Oberschlesiens im Juni 1922 aber nicht zu 
verhindern. Auf Beschluss der Pariser Botschafterkonferenz wurde Oberschlesien geteilt. 
29 Prozent des Landes mit dem größten Teil des oberschlesischen Industriegebiets fiel an 
Polen. Die Teilung Oberschlesiens hatte weitreichende Folgen. Die Grenze durchschnitt 
eine jahrhundertelang gewachsene multiethnische, multikulturelle und mehrsprachige 
Region. 

Am 20. März 2021 jährt sich die Volksabstimmung in Oberschlesien zum 100. Mal. Das 
Oberschlesische Landesmuseum widmet diesem wichtigen historischen Ereignis 
eine eigene Sonderausstellung. Sie erzählt von den Vorbereitungen, dem Verlauf und 
den Folgen der Volksabstimmung und präsentiert erstmals in dieser 
Zusammenstellung Exponate aus mehreren Museen in Polen, die durch Objekte aus 
der Sammlung des Oberschlesischen Landesmuseums ergänzt werden. Zu sehen 
sind Fahnen, Abzeichen, Waffen, Dokumente zur Abstimmung, Ausweise, Orden, eine 
Wahlurne sowie historische Fotografien und vieles mehr. 

Die Ausstellung schärft zugleich den Blick auf die heutige Zeit. Die polnisch-deutsche 
Auseinandersetzung um Oberschlesien von vor hundert Jahren ist ein exemplarisches 
Beispiel dafür, zu welchen tragischen Konsequenzen ethnisch-nationale Konflikte führen 
können. Denn ein mit der ethnisch-nationalen Frage verbundenes Gewaltpotential besteht 
nach wie vor, wie der blutige Bürgerkrieg im zerfallenden Jugoslawien in den 1990er Jahren 
oder – in jüngster Zeit – die Konflikte in der Ostukraine und um die Region Berg-Karabach 
zeigen. Die Beschäftigung mit diesem historischen Ereignis mahnt uns bis heute, 
zwischenstaatlichen Interessenausgleich, Minderheitenschutz und den respektvollen 
Umgang der Völker Europas ernst zu nehmen. 

Weitere Highlights im Jubiläumsjahr 

Am 11./12. Juni 2021 findet in der Stiftung Haus Oberschlesien eine international besetzte 
wissenschaftliche Tagung zum Plebiszit in Oberschlesien statt. 

Außerdem wird der 35-minütige Bildungsfilm „Ein europäischer Konflikt. Der 
Abstimmungskampf um Oberschlesien 1921“ – eine Co-Produktion des Kulturreferenten 
für Oberschlesien, der Landeszentrale für Politische Bildung Nordrhein-Westfalen, der 
Stiftung Gerhart-Hauptmann-Haus, dem Oberschlesischen Landesmuseum und der Arche-
Noah Filmproduktion – rechtzeitig zur Ausstellungseröffnung fertiggestellt sein. 

 

http://oberschlesisches-landesmuseum.de/ausstellungen/vor-ort/1225-ab-dem-20-3-2021-

polen-oder-deutschland-oberschlesien-am-scheideweg.html 

http://oberschlesisches-landesmuseum.de/ausstellungen/vor-ort/1225-ab-dem-20-3-2021-polen-oder-deutschland-oberschlesien-am-scheideweg.html
http://oberschlesisches-landesmuseum.de/ausstellungen/vor-ort/1225-ab-dem-20-3-2021-polen-oder-deutschland-oberschlesien-am-scheideweg.html
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03) Museum für Russlanddeutsche Kulturgeschichte in Detmold 
 

 
Georgstraße 24 

32756 Detmold 

Ruf:  05231-921 6900 

museum@russlanddeutsche.de 

https://www.russlanddeutsche.de 

 

Kulturreferat: 

Ruf: 05231-921 6913 

Mobil: 0162-646 2913 

e.warkentin@russlanddeutsche.de  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.russlanddeutsche.de/
mailto:e.warkentin@russlanddeutsche.de
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E. a) Neuerscheinungen auf dem Bücher- und  

        Zeitschriftenmarkt                                                       

 

A. Besprechungen 
 

 
 
01)  Belarus-Reisen. Empfehlungen aus der deutschen Wissenschaft. Herausgegeben von       
       Thomas M. Bohn und Marion Rutz. Wiesbaden: Harrassowitz Verlag 2020.  
       IX, 270 Seiten. 
       ISBN 978-3-447-11559-9. € 19,80. 
       Ebook ISBN 978-3-447-39058-3.  
 

Es handelt sich bei dieser Veröffentlichung weder um eine wissenschaftliche geographische 

Landeskunde, noch um einen Reiseführer, noch um eine themen-systematische 

Aufsatzsammlung. Wenn der Rezensent dieses Büchlein trotzdem mit Interesse gelesen 

hat, so spricht das auch für die Autoren und ihre Beiträge. 

Insgesamt handelt es sich um 16 Beiträge. Die Autoren sind ausgewiesene Kenner der 

Materie bzw. sie sind als Doktoranden auf dem Wege dahin. Die Einleitung „A Belarusian 

Dream“ (sic!) der Herausgeber vom November 2020 bezieht sich – hochaktuell – auf die 

Präsidentenwahl vom 9. August 2020, die das Land – „dem der Stempel der ‚letzten Diktatur 

Europas‘ anhaftet – „aus der Lethargie gerissen und in die Aufmerksamkeit der 

internationalen Öffentlichkeit gerückt“ hat.  

Der Inhalt der Einleitung (S. VII bis IX) beschäftigt sich weitgehend mit den 

Landesbezeichnungen. Nach der Feststellung, es wurde „im Deutschen aus alter 

Gewohnheit lange an der Bezeichnung ‚Weißrussland‘ festgehalten , folgt die Erklärung, die 

viele Beiträge des Buches durchzieht und schon im Titel „Belarus-Reisen“ zum Ausdruck 

kommt: „Im Kontext der Parlamentswahl vom 17. November 2019 schlugen die Medien mit 

der Floskel ‚Belarus (auch bekannt als Weißrussland)‘ den Weg zu einer neuen 

Sprachregelung ein. Heute ist ‚Belarus‘ in aller Munde. Zumindest diesen Erfolg kann die 

Protestbewegung bereits für sich verbuchen. Aber kaum jemand außerhalb der 

Fachwissenschaft weiß, dass das Wort sich in der Landessprache am Ende mit einem 

Weichheitszeichen schreibt …“ Und dann folgen die notwendigen Erläuterungen zum 

Weichheitszeichen, zur Schreibweise mit einem „s“, mit zwei „s“ usf. Natürlich wird auch auf  
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das „Angloamerikanische“ Bezug genommen. Abschließend stellen die Herausgeber fest: 

„Dass wir uns mit dem Landesnamen so schwer tun, ist eine symbolische Verkörperung 

unserer Ignoranz. Wie ein Kollege schreibt – Derrida würde sich freuen“. Wer sich nicht 

auskennt, befrage zum Philosophen Jacques Derrida sein Lexikon oder die 

Suchmaschinen! Immerhin sagen die Herausgeber für die Abfassung der eingeforderten 

Beiträge einige Absätze weiter: „Auch in Hinblick auf die zur Diskussion gestellte 

Begriffsfamilie ‚die Belarus‘, ‚belarusisch‘, ‚Belaruse‘, ‚Belarusin‘. Hierüber darf und soll 

gestritten werden – am besten laut, damit alle es mitbekommen“. 

Die Einleitung befasst sich zum Ende auch mit der Veröffentlichung selbst: „Nicht ganz ohne 

Blick auf die mediale Konjunktur haben wir beschlossen, dass gerade jetzt der richtige 

Moment ist, um ein Scherflein dazu beizutragen, dass die Republik Belarus in Deutschland 

nicht länger eine Leerstelle bleibt. Gerade in Zeiten des Home-Office und abgesagter 

Tagungen haben HistorikerInnen und SlavistInnen nur zu gerne ihre Erfahrungen und 

Erlebnisse zusammengetragen und Reiseempfehlungen für die Zeiten nach Corona 

verfasst. Zielpublikum sind alle, die sich für Belarus interessieren. Wir wollen für Land und 

Leute werben“. Und weiter: „Dem Gießener Gespann aus Herausgeber und Herausgeberin 

war es dabei wichtig, den Autorinnen bei der Wahl von Themen und Begriffen freie Hand zu 

lassen. Auf das übliche Korsett streng wissenschaftlicher Konventionen, das zur 

Homogenisierung etc. zwingt, wollten wir verzichten“.  

Die Autoren der Beiträge kommen sowohl aus der Slavistik/Slawistik und 

Literaturwissenschaft (zehn, darunter zwei Doktoranden) als auch der 

Geschichtswissenschaft (sechs, darunter zwei Doktoranden). Nach ihrem aktuellen 

Wirkungsort sind für die Slavisten / Historiker zu nennen: Bamberg 1/-, Berlin 1/1, Frankfurt 

(Oder) 1/-, Freiburg/Br. 1/-, Gießen 2/3, Leipzig -/1, Oldenburg 1/- und Warschau - /1; 

darunter sind vier Doktoranden: je einer aus Bamberg und Oldenburg / zu zwei Historiker 

aus Gießen.  

Die 16 Beiträge lesen sich zum großen Teil auch für Laien flüssig, ein Beitrag ist stark mit 

Fachbegriffen durchsetzt – nur lesbar mit Nachschlagewerk oder Suchmaschine. Alle 

Beiträge kranken mehr oder weniger daran, dass Karten und Bilder fehlen. Diese hätten – 

über die notwendige Anschaulichkeit hinaus - wirklich dazu „beitragen“ können, für das Land 

und eine Reise zu werben. Ein echtes Versäumnis! Alle Autoren konnten persönliche 

aktuelle Landeserfahrungen einbringen. Das macht sie zusätzlich wertvoll.  

Den Beiträgen folgt ein „Verzeichnis der Autorinnen und Autoren“ (S. 263 bis 270) in denen 

akademischer Grad, Wirkungsfeld und Veröffentlichungen genannt werden. Ein 

Literaturverzeichnis, das auch empfehlende Hinweise für „Belarus-Reisen“ zu Geographie, 

Geschichte, Tourismus (aktuelle Reiseführer) enthalten könnte, fehlt bedauerlicherweise. 

Der Rezensent würde bei einer Reise nach Weißrussland stets auch auf diese 

Veröffentlichung zurückgreifen. Für ihn bleibt es bei „Weißrussland“ – nicht nur wegen der 

komplizierten sprachlichen Probleme des beworbenen Begriffs „Belarus“ im Deutschen, 

auch nicht wegen der von ihm nicht hofierten, aber von der Publikation benutzten „Gender-

Sprache“. Er wundert sich ein wenig darüber, dass die Bezeichnung „Weißruthenien“ keine 

Erwähnung findet, außer in einer Literaturangabe in der die „Studia Białorutenistyczne“ für 

2020, als Name einer Zeitschrift, die in Lublin / Polen erscheint, genannt wird (S. 268, letzte 

Zeile). Den Herausgebern und den Autoren und nicht zuletzt dem Harrassowitz Verlag sei 

ausdrücklich für ihre aktuelle Veröffentlichung gedankt! 

Reinhard M. W. Hanke, Berlin 
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B.   Besprechungen in Arbeit 

 
01)  Maria Werthan (Hrsg.): Starke Frauen gestalten. Tagungsband 2019. (4 Abb. in SW).     

       (Berlin) Osteuropa Zentrum Berlin-Verlag (2020). 298 Seiten.  

       ISBN 978-3-89998-336-4. € 9.90. 

       Rezensentin: Frau Sibylle Dreher, Berlin Auftrag am 06.05.2021 zurückgegeben 

 
02)  Breslau – Freizeit und Konsum. (zahlreiche historische und aktuelle Abb. im Text,  
       Abb. auf den Klapp-Umschlagseiten). Hg. von Heinke Kalinke, Tobias Weger, Łukasz  
       Bieniasz  
       (Berlin/Boston) de Gruyter (2021). 313 Seiten. 
       = Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen  
       Europa. Band 81. 
       ISBN 978-3-11-070298-9. € 49,95. 
      Rezensent: Reinhard M. W. Hanke, Berlin 

 

 

C.  Zur Besprechung in der Redaktion eingegangen 

 
01)  Klaus Benesch: Mythos Lesen. Buchkultur und Geisteswissenschaften im  
       Informationszeitalter. (Bielefeld) [transcript] (2021). 94 Seiten. 
       = Wie wir lesen – Zur Geschichte, Praxis und Zukunft einer Kulturtechnik. Band 2. 
       ISBN 978-3-8376-5655-8. € 15,00. 
       PDF-ISBN 978-3-8394-5655-2. 

 
02)  Ziko van Dijk: Wikis und die Wikipedia verstehen. Eine Einführung. (13  

       Abb., 18 Tab.). (Bielefeld) [transcript] (2021). 338 Seiten.  

       ISBN 978-3-8376-5645-9. € 35,00. 

       E-Book (EPUB) Open Access PDF-ISBN 978-3-8394-5694-3. € 38,99?  

 

03)  Steffen Reiche: Tief träumen und hellwach sein. Politiker und Pfarrer mit  

       Leidenschaft. Ein autobiografischer Essay.  (22 SW-Fotos im Text).  

       (Bonn) Dietz (2020). 261 Seiten. ISBN 978-3-8012-0461-7. € 24,00. 

 

04)   Manfred Kittel: Stiefkinder des Wirtschaftswunders? Die deutschen  

        Ostvertriebenen und die Politik des Lastenausgleichs (1952 bis 1975). 

        (Düsseldorf) Droste Verlag 2020. 671 Seiten.  

        = Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen  

        Parteien. Band 182.  ISBN 978-3-7700-5349-0. € 68,00.                                         

 

05)   Handbuch Landesgeschichte.  (43 Abb., darunter einige mehrfarbige  

        Abb.). Hrsg. von Werner Freitag, Michael Kißener, Christine Reinle  
        und Sabine Ullmann.  
        (Berlin) De Gruyter Oldenbourg. (2018). XII, 706 Seiten. = de Gruyter  
        Reference.  
        Gebunden ISBN 978-3-11-035411-9. € 99,95.          
 

 

 

https://www.degruyter.com/view/product/373313?format=G&rskey=j8SiQd&result=79
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06)  Handbuch qualitative und visuelle Methoden der Raumforschung. 
       (zahlreiche Abbildungen, Tabellen).  
       Hg. von Anna Juliane Heinrich, Séverine Marguin, Angela Million, Jörg Stollmann. 
       Bielefeld: Transcript Verlag (2021). 464 Seiten.  = utb. Band 5582. 
       Print-ISBN 978-3-8252-5582-4. € 29,90. 
       PDF-ISBN 978-3-8385-5582-9. 
 

07)   Svenja Kück: Heimat und Migration. Ein transdisziplinärer Ansatz anhand  
        biographischer Interviews mit geflüchteten Menschen in Deutschland.  
        (3 Abb., 2 Tab.). (Bielefeld) transcript (2021). 293 Seiten. 
        ISBN 978-3-8376-5511-7 (Print), 978-3-8394-5511-1 (pdf). € 48,00. 
 
08)   Das Museum der Zukunft. 43 neue Beiträge zur Diskussion über die  
        Zukunft des Museums. Hrsg. von schnittpunkt und Joachim Baur. (mit  
        mehrfarb. und SW-Abb.). (Bielefeld) transcript (2020).  
        313 Seiten. ISBN 978-3-8376-5270-3. € 29,00. 
 
09)   Judith Heß: Europäisierung des Gedenkens? Der Erste Weltkrieg in deutschen  
        und britischen Ausstellungen. (15 SW-Abbildungen).  
        (Bielefeld) transcript (2021). 356 Seiten. 
        Print-ISBN 978-3-8376-5619-0. € 60,00. 
        PDF-ISBN 978-3-8394-5619-4. € 59,99. 
 

10)   Nicht nur Bauhaus. Netzwerke der Moderne in Mitteleuropa / Not just  

        Bauhaus. Networks of Modernity in Central Europe. Herausgegeben von  

        Beate Störtekuhl und Rafał Makała. (mit zahlreichen schwarz-Weißen und  

        mehrfarbigen Abb.). (Berlin / Boston) de Gruyter/Oldenbourg (2020).  

        400 Seiten.  

        = Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen  

        im östlichen Europa. Band 77. ISBN 978-3-11-065876-7.  € 59, 59.   

 

11)  Christofer Herrmann / Kazimierz Pospieszny / Ernst Gierlich (Hrsg.): Spiegel der  
       Fürstenmacht. Residenzbauten in Ostmitteleuropa im Spätmittelalter – Typen,  
       Strukturen, Ausschmückung. (zahlreiche Farbfotos, zahlreiche mehrfarbige und  
       einfarbige Abb.).  
       (Bonn) Kulturstiftung der Vertriebenen (1921). 289 Seiten. ISBN 978-3-88557-243.5. 
       € 24,90. 
     

12)  Hans-Jürgen Kämpfert: Naturwissenschaft am Unterlauf der Weichsel.  

       Einrichtungen und Persönlichkeiten. (zahlreiche Abb., Stadtplan Danzigs  

       von 1822 auf den Umschlaginnenseiten vorn, Landkarte Westpreußen auf  

       den Umschlaginnenseiten hinten). 

       Münster / Westfalen: Nicolaus-Copernicus-Verlag 2020. XI, 396 Seiten. 

       = Quellen und Darstellungen zur Geschichte Westpreußens. Nr. 42. 

       ISBN 978-3-924238-58-2. € 40,00. 

 

13)  Arno Mentzel-Reuters und Stefan Samerski (Hg.). Castrum sanctae    

       Mariae: Die Marienburg als Burg, Residenz und Museum. (mit 102 Abb.).  

       Göttingen: V & R Unipress 2019. 505 Seiten.  

       = Vestigia Prussica. Forschungen zur Ost- und Westpreußischen  

       Landesgeschichte. Band 1. ISBN 978-3-8471-0883-2. € 59.99. 



Seite 346 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 789 vom 06.05.2021 

 

14)  Naturpark Barnim von Berlin bis zur Schorfheide. Eine landeskundliche  
       Bestandsaufnahme. Hg. von Peter Gärtner, Lisa Merkel, Haik Thomas  
       Porada (mit 181 zumeist mehr-farbigen Abb. im Text; 1 Übersichtskarte- 
       Suchpunkte und 1 Tafel mit 4 mehrfarbigen Abb. in Tasche).  
       Wien, Köln, Weimar. Böhlau Verlag (2020). 496 Seiten.  
       = Landschaften in Deutschland. Band 80 (herausgegeben im Auftrag des  
       Leibniz-Instituts für Länderkunde und der Sächsischen Akademie der  
       Wissenschaften zu Leipzig). ISBN 978-3-412-51378-8. € 30,00.  
 
15)  Peter Bahl: Belastung und Bereicherung. Vertriebenenintegration in Brandenburg ab  
       1945. (Berlin) Berliner Wissenschaftsverlag (2020). XVII, 1.718 Seiten. 
       = Bibliothek der brandenburgischen und preußischen Geschichte. Im Auftrag des  
       Brandenburgischen Hauptarchivs und der Historischen Kommission zu Berlin  
       herausgegeben von Mario Glauert und Michael Wildt. Band 17. 
       ISBN Print 978-3-8305-5016-7. € 125,00. 
       ISBN E-Book 978-3-8305-4186-8. Freier Zugang. € 0,00. 
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Briefe und Leserbriefe                                                                 (Seite 223) 

 
Lesen und schreiben! 
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P. Jordan: „Großgliederung Europas nach kulturräumlichen Kriterien“, Europa Regional 13 
(2005), Heft 4, Leibniz-Institut für Länderkunde, Leipzig. Karte Europa Grünes Band.png 
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Grossgliederung_Europas.png 

 
 

 
Quelle: WIKIPEDIA „Ostmtteieuropa“, aufgerufen am 28.11.19, 12:50 Uhr: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Ostmitteleuropa 

 
s.a. Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg: Begr. „Ostmitteleuropa“ im 
Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa    

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa        
                                                                                                                        

Eine eindeutige Definition der geografischen Regionen West- und Ostmitteleuropa ist 
kaum sinnvoll, weil die historische Entwicklung und der Entwicklungsstand[1] der dort 
liegenden Staaten zu berücksichtigen wäre. 
 
Im Sprachgebrauch West- und Mitteleuropas spiegelt sich annähernd folgende Zuordnung der 
Staaten wider: 
 
    - Westmitteleuropa: Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein 
    - Ostmitteleuropa: zumindest Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn. Manchmal werden auch 
Rumänien, Slowenien und Kroatien dazugezählt. 
 
Landschaftlich gehört Ostösterreich zu Ostmitteleuropa, die Zuordnung Österreichs zu 
Westmitteleuropa wurzelt politisch-geographisch in der Zeit des mittleren zwanzigsten Jahrhunderts. 
Physisch ist hier die Grenze im Raum zwischen Alpen und Böhmischer Masse zu sehen. Diese Grenze 
entspricht etwa den klimatischen Grenzen des atlantischen Einflussbereichs zum Pannonischen Klima. 
 
West- und Ostmitteleuropa in diesem weiteren Sinne zusammen entsprechen etwa auch dem Begriff 
Mitteleuropa oder Zentraleuropa, englisch Central Europe (CE). Abzugrenzen ist diese 
kulturgeographische Region vom wirtschaftspolitischen Begriff MOEL Mittel- und osteuropäische 
Länder / CEE Central and Eastern Europe, einem Konzept, das etwas umfassender dem hier erwähnten 
Ostmitteleuropa entspricht oder umfassend östlicher zu sehen ist. 

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa
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Hellgrau: Herzoglich Preußen. Farbig: Königlich Preußen mit seinen Woiwodschaften als 
Teil Polen-Litauens.  
Beide Karten dieser Seite aus: WIKIPEDIA, aufgerufen am 04.03.2021, 09:50 Uhr: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Westpreu%C3%9Fen#/media/Datei:Entwicklung%CC%A0Westp
reussen.png  

 

 
Entwicklung Westpreußens 1228/1454–1945.  
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Westpreu%C3%9Fen#/media/Datei:Entwicklung%CC%A0Westpreussen.png
https://de.wikipedia.org/wiki/Westpreu%C3%9Fen#/media/Datei:Entwicklung%CC%A0Westpreussen.png
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Seite 145 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 755 vom 12.09.2019. 

 
 

 

 
Nec temere nec timide 

Weder unbesonnen noch furchtsam 
 

-   Wahlspruch der Hansestadt Danzig – 
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Karte der Provinz Westpreußen von 1878 – 1920 
 


